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Vorwort

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

vor Ihnen liegt der aktuelle Kinder- und Jugendhilfereport 
der Landeshauptstadt München mit den Zahlen des Jahres 
2011. Ich lade Sie herzlich ein, sich mit Hilfe dieses Berich-
tes mit den Entwicklungen und Eckdaten der Kinder- und 
Jugendhilfe in München vertraut zu machen. Die Darstel-
lungssystematik ist unverändert aus den beiden Vorjahren 
übernommen. Teil A gibt Ihnen einen komprimierten Einblick 
in die Angebote und Leistungen des Stadtjugendamtes und 
der Kinder- und Jugendhilfe. Teil B greift wichtige Facht-
hemen aus dem Berichtsjahr auf und gibt dazu vertiefte 
Informationen. Teil C schließlich stellt die Organisation des 
Stadtjugendamtes dar und liefert ausgewählte Strukturda-
ten zur Arbeit der Verwaltung. Erstmals enthält dieser dritte 
Teil einem Überblick zur Verwendung von Stiftungsmitteln in 
der Kinder- und Jugendhilfe. Noch ausführlicher können sich 
interessierte Leserinnen und Leser durch Aufruf unserer In-
ternetplattform informieren. Sie finden dort weitergehende 
Informationen bis hin zu Fachpublikationen, die selbstver-
ständlich auch zum Download zur Verfügung stehen:  
http://www.muenchen.de/Rathaus/soz/jugendamt/.

Die Kinder- und Jugendhilfe orientiert sich an den Lebensla-
gen von Kindern, Jugendlichen und Familien. Diese ändern 
sich und damit auch die Aufgaben und Ziele der Kinder- und 
Jugendhilfe. Sie ist aufgefordert, Veränderungen gesell-
schaftspolitischer Art, Veränderungen in der Lebenswelt 
ihrer Zielgruppen, der Kinder, Jugendlichen und Familien 
ebenso aufmerksam zu registrieren wie Entwicklungen, 
die sich im Bereich gesetzlicher Vorgaben oder in der 
einschlägigen Fachdiskussion vollziehen. Und sie muss 
mit ihren Handlungsstrategien darauf reagieren und ihre 
konkreten Angebote und Leistungen immer wieder neu 
darauf ausrichten. In großen Städten und einer wachsenden 
Großstadt München ist die Kinder- und Jugendhilfe kon-
frontiert mit immer differenzierteren Kenntnissen über die 
soziale Benachteiligung wachsender Gruppen von Kindern 
und Jugendlichen, mit einer zunehmenden Akzentuierung 
des Bildungsthemas und den in der Folge neu formulierten 
kommunalen Bildungsstrategien, mit der sich wandeln-
den Bedeutung der Unterstützung von Familien sowie mit 
dem Thema des Kinderschutzes, der in den letzten Jahren 
wesentlich stärker in den Mittelpunkt gerückt wurde. Die 
Jugendhilfe ist aufgefordert, ihre Arbeitsweise und Wirkun-
gen transparent darzustellen. 

Vorwort
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Wir haben im Stadtjugendamt München deshalb 2011 ein 
Positionspapier veröffentlicht, das die genannten Herausfor-
derungen aufgreift und das einen fachlichen Diskussions-
prozess in Gang gesetzt hat mit dem Ziel, entsprechende 
fachliche und organisatorische Weiterentwicklungen voran 
zu bringen. Dabei sehen wir im Stadtjugendamt München 
die Frage der Nachhaltigkeit als künftige Schlüsselaufgabe 
der Jugendämter, nach der sich Fachaufgaben und Organi-
sationsformen ausrichten müssen. 

Wir haben 2011 außerdem einen Familienbericht vorgelegt, 
der die Lebenssituation von Familien  in München diffe-
renziert beschreibt und die Anforderungen für ein familien-
freundliches München aus Sicht der Familien in den Mit-
telpunkt gestellt hat. Auch innerhalb der Verwaltung wurde 
das Thema durch ein ‚Netzwerk Familie‘ neu platziert. Dem 
Stadtrat wurde eine Rahmenkonzeption für die offene Kin-
der- und Jugendarbeit vorgelegt, der ein intensiver, breiter 
und hoch partizipativer Diskussionsprozess bei den freien 
Trägern vorausgegangen war und der die Grundlage bildete, 
die offene Arbeit mit Kindern und Jugendlichen zukunftswei-
send zu gestalten. ‚Partizipation‘ war auch der Leitgedanke, 
der zu einer stärkeren Beteiligung von Kindern im Hilfeplan-
verfahren führte. Das Jahr der Partizipation ist mit vielen Ak-
tionen, die das Stadtjugendamt mit der Kinderbeauftragten 
auf den Weg gebracht hat, zu Ende gegangen. Auch vielen 
jungen Flüchtlingen konnten wir mit unserer Arbeit ein 
neues Zuhause geben, sie unterstützen und ihnen Entwick-
lungsmöglichkeiten anbieten. Der Prozess der Aufarbeitung 
der Heimerziehung in den städtischen Heimen wurde unter 
großer Wertschätzung des Kinder- und Jugendhilfeausschus-
ses fortgeführt, weil wir alle wissen, dass wir erst durch die 
offene Erinnerung an unsere Geschichte die Zukunft neu 
gestalten können. Wie wichtig diese Arbeit ist, zeigen uns 
auch die traumatischen Erinnerungen der ehemaligen Heim-
kinder, die bundesweit und auch in München die Menschen 
bewegt haben. Und schließlich haben wir unserer Arbeit mit 
den „Schwierigsten“ neu akzentuieren und stärken können: 
Kinder und Jugendliche, die aufgrund ihrer Lebensgeschich-
te und ihrer Verhaltensweisen die Schwächsten am Rand 
unserer Systeme sind, an denen Wirtschaftswachstum und 
Prosperität vorbei gegangen sind.

Die angesprochenen Themen, die uns im Berichtsjahr 
begleitet haben, werden uns auch in den nächsten Jahren 
herausfordern: Das betrifft das Thema Familie ebenso wie 
das Thema Kinderschutz und die Frage nach der Zusammen-
arbeit mit einer sich zunehmend verändernden Schulland-
schaft, die den Lebensalltag wie das Zeitbudget von Kindern 
und Jugendlichen immer deutlicher bestimmt. Kinder- und 

Jugendhilfe nachhaltig zu gestalten, damit sie ihren Beitrag 
für ein gelingendes Leben von Kindern, Jugendlichen und 
ihren Familien auch in der Zukunft leisten kann, ist unsere 
Aufgabe, für die wir uns mit allen Kräften einsetzen.

Als Leiterin des Stadtjugendamtes möchte ich mich ganz 
ausdrücklich bei allen Beteiligten der Kinder- und Jugendhil-
fe in München bedanken. Nur durch das große Engagement 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor Ort, bei den freien 
Trägern und in vielen weiteren Funktionen ist die Wahr-
nehmung der Vielzahl an Aufgaben und die Vorhaltung und 
Durchführung der unterschiedlichsten Angebote möglich. 
Was wir Ihnen in diesem Bericht darstellen, ist Ergebnis 
dieses Engagements. Der Dank gilt auch den Damen und 
Herren des Stadtrates. Besonders im zuständigen Stadtrats-
ausschuss hat die Kinder- und Jugendhilfe aktive, wohlwol-
lende und hilfreiche Unterstützung erfahren, ohne die sie 
die unterschiedlichen Anforderungen nicht so positiv hätte 
bewältigen können!

Dr. Maria Kurz-Adam
Leiterin des Stadtjugendamtes München

Vorwort
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1. �Erziehungsangebote und 
Kinderschutz

1.1. �Erziehungsangebote und Kin-
derschutz – Übersicht

�� Kurzbeschreibung
Erziehungshilfen gemäß § 27 ff SGB VIII haben das Ziel, 
die Entwicklung des jungen Menschen zu einer eigen-
verantwortlichen Persönlichkeit zu fördern und die Perso-
nensorgeberechtigten in ihrer Erziehungskompetenz und 
Erziehungsverantwortung zu unterstützen. Erziehungs- und 
Eingliederungshilfen bieten dazu individuell betreuende, 
begleitende und stützende, sowie therapeutische Hilfen für 
Kinder, Jugendliche, Heranwachsende und deren Personen-
sorgeberechtigten unter Einbezug ihrer lebensweltlichen 
Bezüge an. Die Eingliederungshilfen gemäß § 35 a SGB VIII 
ermöglichen dem jungen Menschen mit einer (drohenden) 
seelischen Behinderung seine Teilhabe am Leben in der 
Gemeinschaft. Die Hilfen werden im Rahmen des Hilfeplan-
verfahrens beraten, entschieden, vermittelt und überprüft. 
Falleinbringende und federführende Stelle im Hilfeplan-
verfahren ist in der Regel die Bezirkssozialarbeit bzw. die 
Vermittlungsstelle in den Sozialbürgerhäusern. Die Hilfen 
werden bedarfsgerecht, flexibel und sozialraumorientiert 
angeboten.

Leistungen und Angebote der Kinder- und  
Jugendhilfe in München

Der Darstellung der Leistungen und Angebote der Kinder- und Jugendhilfe in München ist im wesentlichen die Struktur der 
Produkte und Produktleistungen zu Grunde gelegt. Die Darstellung folgt insofern dem Produktplan des Stadtjugendamtes. 
Dem Report 2011 liegt der Produktplan in der 13. Fassung zu Grunde. Der für das Stadtjugendamt einschlägige Teil des 
Produktplans erfasst vollständig alle Leistungen und Angebote der Kinder- und Jugendhilfe. 

Produkte wurden verbindlich für die gesamte Stadtverwaltung im Zuge der Verwaltungsreform als Teil des Neuen Steue-
rungsmodells eingeführt. Sie bilden eines von mehreren Steuerungsinstrumenten und tragen dazu bei, mehr Transparenz 
zu Kosten und Leistungen in der Stadtverwaltung herzustellen. Produkte geben einerseits fachliche Schwerpunkte wieder. 
Insofern werden sie als „Leistungsträger“ bezeichnet. Nach der zu Grunde liegenden doppischen Haushaltssystematik 
fungieren Produkte auch als „Kostenträger“. Der vollständige Ressourcenverbrauch wird diesen fachlichen Schwerpunkten, 
den Produkten also, verursachungsgerecht zugeordnet. In Verbindung mit einem produktorientierten Berichtswesen werden 
Produkte außerdem zum „Informationsträger“. Produkte bündeln mehrere Leistungen und sind größenabhängig gegebenen-
falls in einzelne Produktleistungen unterteilt. Zusammengefasst werden sie im Produktplan dargestellt. 

Die Hilfen gliedern sich in folgende Schwerpunkte (Produkt-
leistungen):
1. �Kinderschutzarbeit in Familien
2. �Ambulante Erziehungs- und Eingliederungshilfen
3. �Teilstationäre Erziehungs- und Eingliederungshilfen
4. �Erziehungs- und Eingliederungshilfen in Pflegefamilien 

und stationären Einrichtungen
5. �Wirtschaftliche Unterstützung zur Inanspruchnahme 

von Angeboten der Kindertagesbetreuung, Kinder- und 
Jugenderholung und Familienbildung

6. �Jugendgerichtshilfe (seit dem Berichtsjahr 2011)

Die Kinder- und Jugendhilfe ist darüber hinaus dazu ver-
pflichtet, Kinder und Jugendliche bei Gefahren für deren kör-
perliches, geistiges und seelisches Wohl zu schützen. Der 
Kinderschutz umfasst die Abklärung von Meldungen einer 
beobachteten oder angenommenen Kindeswohlgefährdung, 
die Einbeziehung der Eltern mit einem Beratungs- und Un-
terstützungsangebot, aber auch im Bedarfsfall die Anrufung 
des Familiengerichtes. Dabei folgt der Schutzauftrag (Wäch-
teramt) dem Grundsatz der  Verhältnismäßigkeit. Sind Eltern 
nicht bereit oder in der Lage, ihre Kinder generell oder in 
einer akuten Gefährdungssituation zu schützen, sichert die 
öffentliche Jugendhilfe das Wohl eines Kindes durch geeig-
nete Interventionen.

�� Aktuelle Entwicklung
Im Berichtsjahr wurden für das Produkt - einschließlich der 
neu zugeordneten Jugendgerichtshilfe - Transferkosten in 
Höhe von insgesamt 209,5 Mio € an die Leistungserbringer 
überwiesen.
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Bestandsfälle und Transferkosten
Der seit Jahren andauernde Kostenanstieg konnte weitge-
hend gestoppt werden, das Vorjahresergebnis der Trans-
ferkosten wird nur um 2,4% überschritten. Die Fallzahlent-
wicklung von 2007 bis 2011 zeigt im Gesamthaushalt der 
erzieherischen Hilfen nach den Steigerungen in den Jahren 
2008 bis 2009 eine Stabilisierung des Fallniveaus mit 
12.478 dokumentierten erzieherischen Hilfen in 2011. Dies 
entspricht einem leichten Rückgang gegenüber dem Vorjahr 
um 0,02%. Gleichzeitig stiegen im Berichtsjahr die Kosten 
um 4,9 Mio € (2,4%) auf nahezu 209,5 Mio €. Ursächlich für 
die Kostensteigerung sind allgemeine Kostensteigerungen 
und die starken Steigerungen im Bereich der jungen unbe-
gleiteten Flüchtlinge. 

Steigerungen hatten die ambulanten Hilfen (+18%) und die 
nicht bzw. nur bedingt steuerbaren stationären Leistungen 
für junge Flüchtlinge (+25%). Insbesondere beim Kinder-
schutz sowie den Hilfen in stationären Einrichtungen nach 
(§ 41 i.V.m.) §§ 34, 35, 35a SGB VIII (ohne unbegleitete 
Flüchtlinge) liegen Ausgabenrückgänge gegenüber dem 
Vorjahr in Höhe von 5,5% bzw. 5,2% vor. Der erfolgte 
Nachtragshaushalt wurde vor allem durch die längst über-
holten, aber festgeschriebenen Planansätze verursacht und 
resultiert hauptsächlich aus Kosten für die in den Fallzahlen 
nicht steuerbare stationäre Unterbringung von unbegleite-
ten Flüchtlingen.
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Abb. 1: Erzieherische Hilfen / Gesamt  – Bestandsfälle (Jahresmittelwerte) und Rechenergebnis Transferkosten

Quelle: Stadtjugendamt, ZADUCS 2007 – 2011
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Tab. 1: Transferkosten und Fallzahlen in der Erziehungshilfe

Jahr
Transfer-
kosten

Summe
Erziehungs-
angebote 

und Kinder-
schutz

davon: 
Kinder-
schutz-     
arbeit 

in Familien

davon: 
Ambulan-
te Erzie-

hungs- und             
Ein-              

gliederungs-
hilfen

davon: 
Teilstatio-
näre Erzie-
hungs- und 
Eingliede-

rungs-hilfen

davon:
Erziehungs-

hilfen in 
Pflegefa-

milien und 
stationären 
Einrichtun-

gen

davon: 
Wirtschaft-
liche Unter-
stützung zur 
Inanspruch-
nahme von 
Angeboten 
der Kinder-

tagesbetreu-
ung

2006 Transferkosten 153,5 Mio € 10,1 Mio  € 16,5 Mio  € 23,3 Mio € 94,6 Mio € 8,3 Mio  €

Fallzahlen* 11.444 269 3.308 1.111 2.993 3.763

2007
Transferkos-

ten
157,2 Mio € 13,1 Mio € 17,2 Mio € 24,1 Mio  € 93,7 Mio  € 9,0 Mio  €

Fallzahlen* 11.407 302 3.288 1.101 2.835 3.881

2008
Transferkos-

ten
170,6 Mio € 15,1 Mio € 20,6 Mio € 23,6 Mio € 101,0 Mio € 10,4 Mio €

Fallzahlen* 12.757 314 4.210 1.085 3.029 4.119

2009
Transferkos-

ten
193,5 Mio € 11,7 Mio € 20,5 Mio € 24,3 Mio € 123,3 Mio € 13,8 Mio €

Fallzahlen* 12.459 201 3.080** 1.406** 3.290 4.482

2010
Transferkos-

ten
204,6 Mio € 6,2 Mio €*** 22,6 Mio € 25,0 Mio €

135,8 Mio 
€***

15,1 Mio €

Fallzahlen* 12.480 109 2.856 1.324 3.507 4.684

2011
Transferkos-

ten
209,5 Mio € 5,9 Mio € 23,8 Mio € 25,1 Mio € 138,8 Mio € 15,9 Mio €

Fallzahlen* 12.248 115 2.723 1.211 3.582 4.617

*	 bis einschließlich 2010 Monatsdurchschnitte, ab 2011 wie im Produktdatenblatt Fallbestände des Monats Dezember

**	 ab 09/2009 Änderung der Zuordnung von Schulgeldübernahmen von ambulant zu teilstationär

***	 Die bisherigen Kurzzeitunterbringungen unterliegen dem Hilfeplanverfahren und werden dem stat. Bereich zugeordnet. 
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1.2. �Kinderschutzarbeit in Familien 
Stationäre und ambulante  
Krisenhilfen – Inobhutnahmen

�� Kurzbeschreibung
Unter Angeboten der Krisenhilfen versteht man die gesamte  
Hilfepalette von ambulanten und stationären Krisenhilfen mit 
Möglichkeiten bis hin zu sehr spezifischen Angeboten wie 
anonymen Unterbringungen, geschlechtsspezifischen Spezi-
alangeboten und vielem mehr.
Die Inobhutnahme nach § 42 SGB VIII ist ein wesentliches 
Instrument zur vorübergehenden stationären Unterbringung 
innerhalb dieser Produktleistungsgruppe „Kinderschutzarbeit 
in Familien“, wenn ein/e Minderjährige/r sich in einer akuten 
Gefahr befindet und eine ambulante Krisenbewältigung nicht 
mehr möglich ist. Die Unterbringung erfolgt in einer Schutz-
stelle oder in einer Bereitschaftspflegefamilie. Das Jugend-
amt hat die Aufgabe, die Situation, die zu der Inobhutnahme 
geführt hat, zusammen mit dem Kind oder dem/der Jugendli-
chen und dessen Personensorgeberechtigten/Eltern zu klären 
und wenn möglich zu lösen. Dazu wird  neben der unmit-
telbaren Krisenhilfe auch Beratung und falls erforderlich die 
Vorbereitung und die Einleitung weiterer Hilfen angeboten. 

Stationäre Angebote in Krisen erfolgen mit und ohne Zu-
stimmung der Personensorgeberechtigten. Die Behandlung 
von Familienkrisen so zu gestalten, dass daraus nicht eine 
längerfristige stationäre Hilfe resultiert, bleibt eine Herausfor-
derung. Seit 2009 unterliegen auch stationäre Unterbringun-
gen aus Krisensituationen heraus dem Hilfeplanverfahren und 
der interdisziplinären Fallberatung im regionalen Fachteam 
(RFT). Nach Inobhutnahmen oder Unterbringungen aufgrund 
von Krisensituationen findet das RFT zügig innerhalb einer 
4 Wochenfrist statt. Die Einbindung von stationären ad-hoc-
Unterbringungen in Krisensituationen in das Hilfeplanverfah-
ren bedeutet einen aktiv gesteuerten Hilfeeinstieg, da bereits 
sehr frühzeitig im Rahmen der Hilfeplanvereinbarung und 
Hilfeplanüberprüfungen konkret an den individuellen Perspek-
tiven wie z.B. kurzfristigen Unterstützungszielen aber auch 
Rückführungen in die Herkunftsfamilie bzw. Verselbständi-
gungen in den eigenen Wohnraum gearbeitet wird. 

�� Aktuelle Entwicklung
1. Jugendhilfezentrum
Die im Berichtsjahr abgeschlossene Konzeptentwicklung mit 
Planung und Neubaubegleitung für das in eigener Träger-
schaft zu führende Jugendhilfezentrum des Stadtjugendam-
tes formuliert eine enge Kooperation mit den freien Trägern 
in München und soll eine möglichst schnelle Vermittlung in 
passgenaue Anschlusshilfen ermöglichen. Damit soll gewähr-
leistet werden, dass die freiheitsentziehende Unterbringung 
im Jugendhilfezentrum nur so kurz wie nötig erfolgt und eine 
längerfristige Perspektive für die jungen Menschen wieder 
eröffnet wird. (Beschluss des Kinder- und Jugendhilfeaus-
schusses am 27.5.2008 und Kenntnisnahme im Rahmen der 
Verabschiedung der Stadtratsziele am 08.07.2008).

2. Bestandsfälle stationäre Krisenhilfe
Die in München bis 2009 umfänglich praktizierten Kurz-
zeitunterbringungen wurden als Krisenhilfe wegen deren 
fehlender Einzelfallplanung abgeschafft, konsequent her-
untergefahren und durch geregelte Hilfeplanungsverfahren 
ersetzt. Von 2008 bis 2011 erfolgte eine Bestandsfallredukti-
on von 631 auf 15 Jahresgesamtfälle.
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Abb. 2:  Entwicklung Jahresgesamtzahl Bestandsfälle1 stationäre Krisenhilfen ohne Flüchtlinge
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Quelle: Stadtjugendamt, ZADUCS 2007 bis 2011

¹ �Datentypdefinition:  Jahresgesamtzahl Bestandsfälle Stationäre Krisenhilfen = alle Hilfedokumentationen eines Jahres (hier ohne unbegleitete Flüchtlinge) 

von jungen Menschen, die im Jahresverlauf d.h. von min. 1 bis max. 365 Tage in einer Krisenhilfe versorgt wurden. 
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3. Inobhutnahmen

Abb. 3: Inobhutnahmen gem. § 42 SGB VIII – Rechenergebnisse Transferkosten (ohne UF)
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Quelle: Stadtjugendamt, ZADUCS 2007 bis 2011

Die Inobhutnahmen nach § 42 SGB VIII sind die gravierensten Maßnahmen innerhalb der stationären Krisenhilfen, deren 
Fallrückgang von 2010 auf 2011 sich in entsprechend rückläufigen Kosten abbildet. Der Rückgang erfolgte aufgrund einer 
beschleunigten Hilfeplanung, wenn diese Schutzmaßnahmen nach Zustimmung der Sorgeberechtigten oder einstweiliger  
Anordnung des Familiengerichtes beendet und mit Empfehlung des regionalen Fachteams (aktuell 50% der Fälle) in eine 
reguläre stationäre Unterbringung mit oft geringeren Tagessatzkosten überführt werden. 
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4. Altersgruppen zum Zeitpunkt der Inobhutnahmen

Abb. 4: Zugänge Inobhutnahmen gem. § 42 SGB VIII  in Alterskategorien (Zugänge - Alter ohne Flüchtlinge)
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Quelle: Stadtjugendamt, ZADUCS, 2007 bis 2011; N= 282 in 2011

Die Inobhutnahmen sinken insgesamt im Berichtsjahr. Mehr 
als die Hälfte der Inobhutnahmen liegen in der Altersgruppe 
der Jugendlichen von 14 Jahren und älter. Diese Gruppe 
wendet sich oft selbst hilfesuchend an die Schutzstellen. 
Der Anteil der  Inanspruchnahme von Schutzplätzen durch 
0- bis 6-Jährige verringerte sich in 2011 deutlich von 59 auf 
37 Kinder, während seit 2010 die Inanspruchnahme durch 
die 7-13 Jährigen deutlich zunimmt.

�� Perspektive / Trend
Für Kinder und Jugendliche mit dissozialer Symptomatik, 
die eine Selbst- und Fremdgefährdung darstellt, wurde in 
Zusammenarbeit mit der Kinder- und Jugendpsychiatrie 
die geschlossene Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe 
konzipiert und am 16.04.2012 als Jugendhilfezentrum (JHZ) 
offiziell eröffnet. Das Stadtjugendamt führt das Jugendhilfe-
zentrum als eigene Einrichtung. Damit soll durch kurzfristige 

und geschützte Unterbringung in Krisensituationen (bis 
maximal drei Monate) die Diagnostik und Behandlung für 
die Schwierigsten gesichert werden.

Nach dem Ausbau der Schutzstellenkapazitäten von 2009 
bis 2010 und dem erleichterten Zugang durch die Nutzung 
eines Web-Portals2 mit aktuellen Platz-Freimeldungen 
entspannt sich phasenweise die Belegungssituation für 
Inobhutnahmen. In der Praxis erleben die Fachkräfte jedoch 
immer wieder, dass kein Platz für eine Schutzstellenunter-
bringung zur Verfügung steht. Ursächlich dafür ist u.a., dass 
unbegleitete minderjährigen Flüchtlinge (umF) Platzkapazitä-
ten in Schutzstellen und stationären Einrichtungen zum Teil 
sehr lange beanspruchen müssen.

Für die Zukunft müssen weiterhin Anstrengungen unter-
nommen werden, um Schutzstellenplätze jederzeit vorhal-

2 �Das Web-Portal ist eine im Internet zugängliche Seite auf der die Schutzstellen sowohl ihr Angebot beschreiben als auch tagesaktuell die freien Plätze 

ausweisen.
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ten zu können. Um eine schnelle Krisenintervention durch 
die Bezirkssozialarbeit (innerhalb der Öffnungszeiten der 
SBH Sozialbürgerhäuser) und der Polizei (außerhalb der 
Erreichbarkeit der Jugendhilfe) in brisanten Situationen zu 
ermöglichen, muss ein enger Verbund aus den Kräften der 
freien und öffentlichen Jugendhilfe geschaffen werden. 
Das 2009 formulierte Handlungsziel einer Leitstelle wurde 
im Hinblick auf eine bessere Erreichbarkeit der öffentli-
chen Jugendhilfe bei der Vermittlung in Schutzstellen und 
ambulanten Krisenhilfen weiter entwickelt. Die Leitstelle 
wird in 2012 die Arbeit aufnehmen. Aus Sicht des Stadtju-
gendamtes bilden das Jugendhilfezentrum (JHZ) und die 
Leitstelle für Inobhutnahme und Vermittlung in Anschluss-
hilfen zukünftig ein wesentliches Strukturelement für ein 
Sicheres Netz in der Jugendhilfelandschaft in München, das 
unterschiedliche Erziehungshilfeangebote für schwierige 
und schwer erreichbare Kinder und Jugendliche verbindlich 
bereitstellen wird. Durch das unmittelbare Zusammenspiel 
mit anschlussfähigen, individuellen und flexiblen Hilfen 
des Sicheren Netzes soll eine tragfähige und längerfristige 
Betreuungsform für die schwierigsten Kinder und Jugendli-
chen gewährleistet werden.

1.3. �Ambulante Erziehungs- und 
Eingliederungshilfen

�� Kurzbeschreibung
Die ambulanten familienergänzenden Erziehungshilfen um-
fassen als Hauptleistungsgruppe die ambulanten Erziehungs-
hilfen (AEH) nach dem SGB VIII § 29 Soziale Gruppenarbeit, 
§ 30 Erziehungsbeistandschaft, § 31 Sozialpädagogische Fa-
milienhilfe und § 35 Intensive ambulante sozialpädagogische 
Einzelbetreuung. Die ambulanten Erziehungshilfen werden 
im Rahmen des Hilfeplanverfahrens entschieden, vermittelt, 
vereinbart und überprüft. 

�� Aktuelle Entwicklung
1. Leistungsentwicklung AEH
Mit dem Prozess „Umbau statt Ausbau“ (beginnend im Jahr 
2000) und der damit einhergehenden Zusammenführung 
der ambulanten Hilfen (§§ 29, 30, 31 und 35) startete ein 
gemeinsamer Entwicklungsprozess in Kooperation der freien 
Träger und der öffentlichen Verwaltung, der bis ins Berichts-
jahr hinein noch nicht abgeschlossen war. Die gemeinsame 
Qualitätsempfehlung für alle Hilfen zur Erziehung orientierte 
sich damals an den Leitlinien der Sozialraumorientierung 
und der Flexibilisierung. Die grundsätzliche Zusammenarbeit 
zwischen den Trägern der ambulanten Erziehungshilfen und 
der öffentlichen Verwaltung ist in einer Rahmenleistungsver-
einbarung festgelegt. 

Im Verlauf der letzten 12 Jahre haben sich die Anforderungen 
im Bereich der Jugendhilfe deutlich verändert. Neue Entwick-
lungen zeichneten sich durch die vorbereitenden Fachdiskus-
sionen um die Einführung des Bundeskinderschutzgesetzes  
BuKiSchG ab 2012, Ausbau von Ganztagsschulen und durch 
Veränderungen in der Angebotslandschaft der Kinder- und 
Jugendhilfe (Ausbau Schulsozialarbeit, BuT, Frühe Hilfen etc.) 
ab und wirken auch auf die AEH-Hilfen ein.

2. Personalausstattung und Fallzahlentwicklung
Bei den Ambulanten Erziehungshilfen - AEH - korrespondiert 
die personelle Ausstattung stark mit der dadurch ermöglich-
ten Fallzahlentwicklung. Die Grafik (siehe S. 18) zeigt an, dass 
nach Stellenanhebung die durchschnittlich von einer Fachkraft 
versorgten AEH-Fälle absanken, was auch mit einer Zunahme 
an schwierigeren Fällen begründet wird. Seit 2008 öffnet 
sich in der gesamtstädtischen Bilanz die Schere zwischen 
Stellenmehrung und absinkenden Durchschnittsfallzahlen pro 
Stelle. Dabei variiert die Kennzahl der versorgten Fallmenge 
- ausgedrückt durch die Relation Hilfepläne pro Vollzeitstelle - 
auch in 2011 zwischen den einzelnen AEH-Trägern erheblich, 
indem die Hilfeplananzahl von 3,6 bis maximal 10,1 betreute 
Fällen pro Vollzeitstelle und Träger betrug, während der ge-
samtstädtischen Mittelwert bei durchschnittlich 6,9 Fällen lag 
und damit den seit 2005 niedrigsten Stand erreichte. (Siehe 
Abb. 5 und 6 auf der nächsten Seite)
Damit ändert sich das AEH-Profil zunehmend und differen-
ziert sich regional zum Teil extrem aus. Dieser Trend ist der 
Ausgangspunkt für die eingeleitete Qualitätsentwicklung, die 
Klärung und neue Verbindlichkeit bringen soll.

�� Perspektive / Trend
Mit dem neuen Bundeskinderschutzgesetz ist § 79a SGB 
VIII zur Qualitätsentwicklung in Kraft getreten. Im Bereich 
der Kinder- und Jugendhilfe wurde im Bereich der Ambulan-
ten Erziehungshilfen im Herbst 2011 mit der Planung eines 
Qualitätsentwicklungsprozesses zur Profilschärfung der Hilfe 
begonnen, der voraussichtlich bis Juni 2013 andauern wird. 
Ziele des Qualitätsentwicklungsprozesses sind:

»» �Schärfung des AEH Profils (Standards der Betreuung und 
der Elternarbeit, Gruppenangebote, Partizipation, Qualität 
der fallunspezifischen Arbeit)

»» �Positionierung der AEH in Abgrenzung zu anderen Hilfen 
(Schulsozialarbeit, Öffnung der Kindertagesbetreuung für 
hilfeplanpflichtige Kinder, sozialpädagogische Lernhilfen), 
Entwicklung von Steuerungsparametern

»» �Sicherung von Verteilungsgerechtigkeit in den Sozialregio-
nen sowie der Nachhaltigkeit/Wirksamkeit der AEH
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Abb. 5: AEH Monitoring – Bestandsfallbearbeitung durch Vollzeitstellen gesamtstädtisch 
(Jahresmittelwerte) 2007 bis 2011

Abb. 6: AEH Monitoring – Bestandsfälle pro Vollzeitstelle 2007 bis 2011
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Quelle: Stadtjugendamt Mittelwert/Jahr nach AEH-Fallerfassung 2007 bis 2011
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Abb. 7: Jahresgesamtbestandszahl Platzbelegung teilstationärer Einrichtungen nach                                            
§ 32 Tagesgruppe und § 35a HPT SGB VIII von 2007 bis 2011 – Rechenergebnisse Transferkosten
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1.4. �Teilstationäre Erziehungs- 
und Eingliederungshilfen

�� Kurzbeschreibung
Die teilstationären Hilfen nach §§ 32 und 35 a SGB VIII 
bieten (sozial)-pädagogische Unterstützung und Ergänzung 
der Erziehungsarbeit in der Familie und/oder unterstützen-
de heilpädagogische/therapeutische Maßnahmen sowie 
Unterstützung der schulischen Förderung in Einrichtungen 
bei Verbleib der Kinder in der Familie. Die Hilfen werden auf 
der Grundlage des Hilfeplans bedarfsgerecht, flexibel und 
sozialraumorientiert erbracht. 

�� Aktuelle Entwicklung
Bei gleichbleibendem Platzangebot nahmen Bedarf und 
Nachfrage nach teilstationären Hilfen in den vergangenen 
Jahren kontinuierlich zu. Entsprechend musste mit der 
Qualifizierung der Eingangsdiagnostik durch den Psycholo-
gischen Fachdienst (vgl. in diesem Report Punkt 1.5), neuen 
Steuerungsinstrumenten wie dem Fehltagemonitoring in 
teilstationären Hilfen und neuen Anschlusshilfen reagiert 
werden. 

In 2011 waren eine Tendenz zum  Abbau der Warteliste und 
leichte Veränderungen in der Nachfrage der bestehenden 
Angebote erkennbar. Sozialpädagogische Tagesgruppen, 
insbesondere im Vorschul- und Hauptschulbereich, wurden 
im Berichtsjahr etwas weniger und stattdessen Alternativen 
aus dem Hilfespektrum nach § 35a SGB VIII mehr nachge-
fragt. 

Angestoßen durch die UN-Konvention „Übereinkommen 
der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen“ begann im letzten Quartal des Be-
richtsjahres 2011 eine Fachdiskussion „Inklusion“. Ziel soll 
es sein, bislang getrennte Bildungs- und Förderkonzepte 
für seelisch behinderte oder von seelischer Behinderung 
bedrohte Kinder und Jugendliche (§ 35a SGB VIII) und von 
gesunden Kindern im Sinne eines gemeinsamen Bildungs- 
und Förderverständnisses an einem Lern-, bzw. Förderort 
zusammenzuführen. Mit der Kinder- und Jugendhilfe sollen 
in Kooperation mit den Schulen Modelle entwickelt, durch-
geführt und evaluiert werden, um ein Rahmenkonzept  für 
einen inklusiven Bildungs- und Förderort der Zielgruppe des 
§ 35a SGB VIII zu erarbeiten. 
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Die vorhandenen teilstationären Platzkapazitäten sind unverändert durchgängig ausgelastet und wurden durch eine flexible 
und individuelle Nutzung der Plätze in 110 Fällen von mindestens zwei Kindern wie in den Vorjahren in Anspruch genommen 
(Platzsharing). Die im Berichtsjahr leicht angestiegene Jahresbestandszahl (Durchschnitt Monate pro Jahr) dokumentiert 
einen etwas beschleunigten Wechsel der Leistungsempfänger.

Im Verlauf des Berichtsjahres ging die Anzahl junger Menschen mit einer für eine teilstationäre Hilfe im RFT abgeklärten 
Bedarfsprüfung auf den Wartelisten der Sozialbürgerhäuser stark zurück. Der Abbau von Wartelisten ist unter anderem auf 
die Prüfungen des Psychologischen Fachdienstes und eine daraufhin passgenauere Hilfezuweisung zurückzuführen.  

Abb. 8: Wartelisten für teilstationäre Hilfen
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Quelle: Stadtjugendamt jährliche Abfragen 2007 bis 2011, ohne 2009  
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1.5. �Erziehungs- und Eingliede-
rungshilfen in Pflegefamilien 
und stationären Einrichtungen

�� Kurzbeschreibung
Aus dem breiten Spektrum der stationären Hilfen sind für 
das Berichtsjahr folgende Schwerpunkte ohne den bedeut-
samen Flüchtlingsbereich1 besonders bedeutsam:

»» �Hilfen aus dem hilfeplanpflichtigen Versorgungsrichtwert-
bereich in Einrichtungen 

»» �Verselbständigungsansätze für die Altersgruppe der über 
17-Jährigen  

»» �Begrenzung stationärer Hilfen durch den seit 2009 ein-
geführten regionalen Versorgungsrichtwert und durch die 
Kennzahlmessungen mit dem HzE-Quotienten

»» �konzeptionelle und organisatorische Vorbereitung einer 
Ausweitung des Pflegebereichs

Stationäre Hilfen sind definiert als Unterbringungsplätze 
mit umfassender Betreuung und Versorgung über Tag und 
Nacht in Pflegefamilien und Heimeinrichtungen für Kinder 
und Jugendliche sowie für junge Erwachsene und Mütter 

in anderen betreuten Wohn-  und Angebotsformen. Die 
stationären Maßnahmen sollen die Erziehung in der Her-
kunftsfamilie unterstützen, ergänzen oder ersetzen oder die 
Verselbständigung vorbereiten. Gegebenenfalls findet eine 
Nachbetreuung statt. Die Hilfen werden im Rahmen des 
Hilfeplanverfahrens entschieden, vermittelt, vereinbart und 
überprüft. 

�� Aktuelle Entwicklung
1. Versorgungsrichtwertergebnisse2

Seit 1.10.2010 gilt für stationäre Erziehungshilfen die ge-
samtstädtisch festgelegte Versorgungsrichtwertempfehlung 
von 1.586 Fällen. Die Bestandsfallüberschreitungen  bei 
Versorgungsrichtwerthilfen verringerten sich im Berichtsjahr 
von 107 Fällen im Januar auf 44 Fälle im Dezember. Im 
monatlichen Mittelwert lagen sie bei 58 Fällen und damit 
durchschnittlich 3,7% über dem Ziel der gesamtstädtischen 
Richtwerthöhe. 

Versorgungsrichtwerthilfen sind hilfeplanpflichtige statio-
näre Hilfen zur Erziehung in Einrichtungen sowie Eingliede-
rungshilfen gemäß SGB VIII § 13 (2, 3) § 34 Heim/ betreute 
Wohnformen; §35 ISE i.E.; § 35a stationäre Eingliederungs-
hilfen). Dem Richtwert liegt ein Sozialstrukturindex zu Grun-

¹ �Zur Thematik der jungen unbegleiteten Flüchtlinge siehe unter 1.6 und B. 
2 �Der Versorgungsrichtwert umfasst §§ 34, 35, 35a; § 13,2/3 , 19 SGB VIII

Abb. 9: Entwicklung der dem Versorgungsrichtwert unterliegenden stationären Hilfen in Einrichtungen (Jah-
resmittel/Transferkosten) 

Quelle: Stadtjugendamt, ZADUCS, 2007 bis 2011 
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de, in dem verschiedene soziale Belastungsindikatoren für die Stadt als Ganzes sowie für jede Sozialregion im Einzelnen 
quantifiziert und gewichtet werden. Berechnungsgrundlage ist die Anzahl der Jugendbevölkerung sowie Belastungsindikato-
ren in Familien und bei Kindern und Jugendlichen wie z.B. Armut oder von Jugenddelinquenz. Hinzu kommen sozialstruktu-
relle Merkmale wie etwa die Zahl Alleinerziehender. Die Berechnung des Versorgungsrichtwerts wird jährlich überprüft und 
gegebenenfalls aktualisiert. Diese Kennzahl dient zusammen mit dem HzE-Quotienten dem Erhalt von Verteilungsgerech-
tigkeit unter den kommunalen Sozialregionen sowie der Eindämmung von Kostenzuwächsen und hat sich beim Monitoring 
und im interkommunalen Vergleich bewährt.

2. Verselbständigung von Jugendlichen ab 17 Jahren (Projekt „17 plus“)

Abb. 10: Anteil über 17-Jähriger an laufenden stationären Hilfen des Versorgungsrichtwertbereichs 

Quelle: Stadtjugendamt, ZADUCS, März 2009 bis 2011 
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Die Grafik zeigt, dass der Anteil der über 17-Jährigen an den Versorgungsrichtwerthilfen von knapp 40% in 2009 auf  
25,5%  im Berichtsjahr abgesenkt werden konnte. Ausgangslage des 2009 initiierten Projekts „17 plus“ war der vom  
Bundesdurchschnitt abweichende Altersschnitt in den stationären Hilfen Münchens. 

Erfolgreich war die konsequente Hilfeplanüberprüfung durch die Sozialbürgerhäuser mit dem Ziel einer Verselbständigung 
heranwachsender jungen Menschen. Bei günstiger Verselbstständigungsprognose konnte durch ein Zusammenwirken 
der Fachkräfte in den Vermittlungsstellen und des Fachbereichs Wohnen ca. 100 junge Menschen in günstigen Wohnraum 
(Sozialwohnungsvergabe über städtische Wohnbaugesellschaften) vermittelt werden. Einbezogen werden auch berufliche 
Fördermöglichkeiten der Berufsbezogene Jugendhilfe (BBJH), der Agentur für Arbeit, der ARGE und der Schulen. (Vgl. Fach-
aufsatz in Teil „B“, Punkt 8)
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Abb. 11: Zugänge stationäre Hilfen mit Versorgungsrichtwert –  Zugänge nach Alter1

Abb. 12: Entwicklung Vollzeitpflege  (Jahresmittel Fallbestand/Transferkosten)

Quelle: Stadtjugendamt, ZADUCS, 2007 bis 2011 

Quelle: Stadtjugendamt, ZADUCS, 2007 bis 2011
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�� Perspektive/Trend
In einer Arbeitsgruppe mit Vertreterinnen und Vertretern von Trägern und der Sozialbürgerhäuser (SBHs) und der Jugendhilfe 
wurde eine „Handreichung zum Übergang in die Selbständigkeit aus der stationären Jugendhilfe“ erarbeitet. Im Anschluss 
an eine stationäre Hilfe wird demzufolge eine verbindliche Nachbetreuung angeboten. Damit wird die Unterstützung der 
Jugendlichen auf ihrem Weg zu einem selbstbestimmten Leben noch einmal verstärkt.

3. Vollzeitpflege
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Gesamtstädtisch zeigt sich im Bereich der Pflege für das 
Berichtsjahr eine leichte Fallzahl- und entsprechende Kos-
tensenkung. Pflegeneufälle von unter 10-Jähriger belaufen 
sich in Jahresgesamtzahlen auf die eher marginale Spanne 
von 50 bis 70 Fällen.

�� Problemstellung
Aufgrund des stetigen Rückgangs bei der Gewinnung neuer 
Pflegefamilien und damit Schaffung von freien Pflegestellen 
konnten in den letzten Jahren immer weniger entwicklungs-
beeinträchtigte ältere oder mit einem hohem Entwicklungs-
risiko belastete Kinder in Pflege vermittelt werden. Dafür 
standen oft keine geeigneten Pflegefamilien zur Verfügung. 
Dies liegt auch daran, dass sich nach Abschluss langjähriger 
unbefristeter Vollzeitpflegen viele Pflegefamilien nicht er-
neut zur Verfügung stellen. Eine qualifizierte Begleitung der 
Pflegeverhältnisse insbesondere in den ersten Jahren nach 
Hilfebeginn kann den Fallzahlbestand ebenfalls stabilisieren, 
da das Risiko eines Hilfeabbruchs (verbunden mit einem 
Wechsel in eine kostenintensive stationäre Hilfe) reduziert 
wird. 

Mit dem befristeten Einsatz von drei Fachkräften (Modell-
projekt von 01.2009 – 06.2012) konnte diesem Schwund 
durch die Akquise und Qualifikation von ca. 100 Neube-
werbungen entgegen gewirkt werden. Die neu begonne-
nen Pflegen wurden in den ersten zwei Hilfejahren von 
den Fachkräften des Projekts zur Stabilisierung begleitet. 
Insgesamt wurde noch keine Trendwende im Rückgang der 
Bestandsfallzahlen erreicht und es sind weitere Anstrengun-
gen erforderlich, um die Bestandszahlen zu halten oder gar 
zu steigern. Eine Neuausrichtung der gesamten Arbeits-
prozesse im Bereich der Pflege nach § 33 SGB VIII scheint  
daher erforderlich. 

�� Perspektive / Trend 
Im Rahmen der Qualitätsoffensive in den Erziehungshilfen 
wurde als mittelfristiges Ziel bis 2015 ein Verhältnis von 
stationären Unterbringungen in Einrichtungen zu Unterbrin-
gungen in Pflegefamilien bei 0-10-Jährigen von 1 zu 1 an-
gestrebt. 2010 betrug das Verhältnis der laufenden Hilfefälle 
von Versorgungsrichtwerthilfen zu den laufenden Hilfen in 
der Pflege bei unter 10-jährigen 1,45 zu 1. Im Berichtsjahr 
2011 stagnierte diese Relation mit 1,44 zu 1.

Dies ist die Ausgangslage für ein Projekt zum „Ausbau der 
Pflege“. Im interkommunalen Vergleich hat München die 
quantitativ niedrigste Leistungsquote bei den Hilfen nach 
§ 33 SGB VIII unter den deutschen Großstädten. Aufgrund 
des stetigen Rückgangs von Bewerbungen standen keine 
geeigneten Pflegefamilien mehr zur Verfügung. Um dem 
entgegen zu wirken wurde ab November 2008 über einen 
Modellversuch die Werbung von zusätzlichen Pflegefamili-

en, deren Qualifizierung und Belegung zentral organisiert.

Die fachliche Diskussion um die Weiterentwicklung des 
Angebots der Betreuung in Pflegefamilien ist insbeson-
dere bezüglich der Elternarbeit mit Herkunftsfamilien, der 
Stärkung der Verwandtenpflege und des Aufbaus an zeitlich 
befristeten Vollpflegen weiterzuführen. Dazu wird dem 
Stadtrat ein neues Gesamtkonzept zur Pflegekinderhilfe 
vorgelegt werden.

1.6. �Weitere Leistungsschwer-
punkte

1.6.1. �Projekt: „Wirkungsorientierte Steue-

rung in den Hilfen zur Erziehung“ 

Das Stadtjugendamt wurde vom Kinder- und Jugendhilfe-
ausschuss am 28.04.2010 beauftragt, das Gesamtvorhaben 
„Wirkungsorientierte Steuerung in den Hilfen zur Erzie-
hung“ durchzuführen, das sich wie folgt aufgliedert:

»» �Projekt 1 „Wirkungsorientierte Verfahrensoptimierung in 
den Hilfen zur Erziehung“ (Laufzeit bis Mai 2011, Bericht 
im KJHA am 24.05.2011)

»» �Projekt 2 „Verfahrenstechnische Umsetzung und Imple-
mentation der IT-Routinen“ (Laufzeit bis Oktober 2013)

Das Projekt 1  „Wirkungsorientierte Verfahrensoptimierung 
in den Hilfen zur Erziehung“ bearbeitete verschiedene 
Schwerpunktthemen. Zum einen wurden Aktenanalysen 
durchgeführt, um die praktische Umsetzung der Dienstan-
weisungen und die Anwendung der fachlichen Standards 
zu überprüfen. Parallel wurden der Aufbau der Datener-
fassungsinstrumente im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
analysiert und auch Grundlagen für ein Steuerungskonzept 
gemeinsam mit den freien Trägern erarbeitet. Diese Ergeb-
nisse wurden im Projekt 2 aufgegriffen.

Das Projekt 2 „Verfahrenstechnische Umsetzung und 
Implementation der IT-Routinen“ begann im Juni 2011. Die 
wesentlichen Arbeitsschwerpunkte in dieser Projektphase 
umfassen die Erstellung eines Konzeptes zur wirkungsori-
entierten Steuerung, die Implementation der Anforderungen 
in der Wirkungsmessung im Hilfeplanfachverfahren und die 
Sicherstellung der EDV-technischen Erfassung. Das Konzept 
wurde erstellt und das Hilfeplanfachverfahren qualifiziert. 
Für die EDV-basierte Datenerfassung wird im Mai 2012 eine 
Kostenschätzung für das geplante IT-Vorhaben dem Kinder- 
und Jugendhilfeausschuss vorgelegt. 
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Im Rahmen einer Erprobungsphase (Start im Oktober 2012) 
werden anhand laufender Hilfeplanfälle die Projektergeb-
nisse auf ihre Praxistauglichkeit getestet. Die Erprobung 
wird die Sachbearbeitung des Einzelfalls, die Dateneingabe 
und die Datenauswertung umfassen. Fachverfahren und 
Dateninstrumente werden folglich angepasst, bevor der 
Echtbetrieb ab 01.01.2014 startet. In der Erprobungsphase 
wirken sechs Fallverteilungsteams mit. Die Fachbereiche 
„Jugendgerichtshilfe“, „Unbegleitete Flüchtlinge“ und 
„Junge Erwachsene“ sind ebenfalls in der Erprobungspha-
se eingebunden. Die Dauer der Erprobungsphase erstreckt 
sich über neun Monate (Oktober 2012 – Juni 2013). Die 
Evaluation erfolgt durch ein externes Institut.

1.6.2. Frühe Hilfen 

In jeder Sozialregion ist ein Akteurssystem, bestehend aus 
Kinderkrankenschwester, Frühe-Hilfe-Fachkraft und einer 
Teilregionsleitung im Sozialbürgerhaus installiert. Die Frühen 
Hilfen leisten spezifische Hilfe für das Kind und Unterstüt-
zung zur allgemeinen Verbesserung der Lebenslage der 
Familie. Die Hilfe ist niederschwellig, aufsuchend, freiwil-
lig, behördenfern und hat die grundsätzliche Funktion, die 
Eltern im Bedarfsfalle an die Unterstützungssysteme der 
Jugendhilfen wie z.B. Kindertagesbetreuung, Angebote der 

frühen Förderung sowie an Regelangebote der Erziehungs-
hilfen (Erziehungsberatung, ambulante Erziehungshilfe, o.ä.) 
anzubinden.
Die Umsetzung des Münchner Modells der Früherkennung 
und Frühen Hilfen für psychosozial hoch belastete Familien 
mit Kindern in den ersten drei Lebensjahren wurde in der 
Vollversammlung am 19.12.2007 einstimmig beschlossen. 
Der Ausbau der Frühen Hilfen konnte in den Jahren 2008-
2010 erfolgreich realisiert werden. 

�� Evaluationsergebnisse
Anfang 2012 wurden der Verlauf der Umsetzung und die 
Ergebnisse der wissenschaftlichen Evaluation dem Stadtrat 
vorgestellt. Die Evaluation erfolgte durch einen Verbund des 
Helmholtz Zentrums München und des Universitätsklini-
kums Ulm. Von den in 2011 beendeten Fällen wurden mehr 
als 80% erfolgreich beendet. Lediglich in 2% der Fälle wur-
de die Hilfe wegen einer (drohenden Kindeswohlgefährdung 
eingestellt und an die Bezirkssozialarbeit vermittelt).

Als unverzichtbare Kooperationsbasis für einen präventiven 
Kinderschutz wird ein „Netzwerk Frühe Kindheit“ zwischen 
den Bereichen Gesundheit und Kinder- und Jugendhilfe 
angestrebt. Eine  Arbeitsgruppe hat ein Konzept für interdis-
ziplinäre Fachforen entwickelt. Im Sozialbürgerhaus Laim/
Schwanthalerhöhe fand eine Modellveranstaltung für ein 

Abb. 13: Monitoring zur Einschätzung der Fachkräfte zum Erfolg beendeter Früher Hilfen

Quelle: Monitoring Frühe Hilfen 2011; N= 796  Einwertungen durch Fachkräfte
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Fachforum statt. Im ersten Halbjahr wurden die Frühen 
Hilfen den Fachärzten in allen pädiatrischen Qualitätszirkeln 
vorgestellt. Die Treffen dienten dem persönlichen Kennen-
lernen und dem fachlichen Austausch anhand von Fallbei-
spielen mit dem Ziel, den Kinderärzten und Kinderärztinnen 
die Vermittlung von Familien zu erleichtern.

�� Perspektive/ Trend
In 2012 sollen künftig mehr Kinder als im Berichtsjahr 2011 
in die Frühen Hilfen vermittelt werden, damit das Ziel von 
900 Kindern pro Jahr wie im Stadtratsziel formuliert erreicht 
werden kann. Dazu soll in 2012 dieser Arbeitsansatz in 
kooperativen Zusammenschlüssen mehrerer Sozialregionen 
erprobt werden. 

Auch die Umsetzung des neuen Bundeskinderschutzgeset-
zes wird in 2012 wichtiges Thema in den Frühen Hilfen sein. 
Denn eine Anforderung dieses Gesetzes ist es, die Gruppe 
der werdenden Mütter und Väter in die Zielgruppe der Frü-
hen Hilfen einzubeziehen, um eine stärkere Kooperation mit 
den Schwangerenberatungsstellen und eine Erweiterung 
der Netzwerke einzuleiten.

1.6.3. �Psychologischer Fachdienst für  

Eingliederungshilfen
�� Stadtratsziel

„Durch optimierte Diagnostik bei drohender seelischer Be-
hinderung werden frühzeitig alternative Fördermöglichkeiten 
genutzt, Hilfeverläufe durch präzise Förderziele und Erfolgs-
kontrolle effektiviert mit Sicherstellung von Nachsorge bei 
Bedarf.“ 
(Beschluss 10.11.2009) 

Der Psychologische Fachdienst für Eingliederungshilfen nach 
§35a SGB VIII erstreckt seine Prüfungen auf das gesamte 
Feld der Eingliederungshilfen, die seit 2007 folgende hilfeart-
übergreifenden Gesamttransferkosten verursacht haben:

Zentrale Aufgaben des Fachdienstes sind:
»» �Optimierte Diagnostik bei (drohender) seelischer Behinde-
rung

»» �Effektivierung von Hilfeverläufen durch Förderziele und 
Erfolgskontrolle

»» Frühzeitige Nutzung alternativer Fördermöglichkeiten
»» Sicherstellung von Nachsorge bei Bedarfsprüfung

Im Zeitraum vom 01.10.2010 bis zum 15.11.2011 wurden 
insgesamt 1.009 Prüfvorgänge mit folgendem Ergebnis 
durchgeführt:

Abb. 14: Prüfvorgänge psychologischer Fachdienst bei Eingangdiagnostik § 35a       

Quelle: Stadtjugendamt 1.009 Prüfvorgänge durch Fachdienst von 10.2010-11.2011
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Abb. 15: Teilstationäre und stationäre Eingliederungshilfe – Rechenergebnisse (ohne UF)

Quelle: Stadtjugendamt ZADUCS 2007 bis 2011
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�� Aktuelle Entwicklung
In 59% der geprüften Fälle wurde die Eingangsdiagnostik 
nach § 35a bestätigt und in 4% nach Prüfung eindeutig 
abgelehnt. Im verbleibenden breiten Mittelfeld der Grafik 
bewegen sich veränderte Hilfeempfehlungen oder Rückver-
weisungen wegen fehlender Diagnostikgrundlagen.

Der Aufbau des psychologischen Fachdienstes für Eingliede-
rungshilfen ist seit August 2011 weitgehend abgeschlossen, 
das Gesamtziel wurde zu 100% erreicht. Der Rückgang der 
Kosten für stationäre Unterbringungen im Jahr 2011 ist un-
ter anderem darauf zurückzuführen, dass 2011 nicht nur die 
Fallzahlen für die Hilfen in stationären Einrichtungen insge-
samt zurückgehen, sondern auch ein deutlicher Kostenrück-
gang bei kostenintensiven stationären Hilfen nach § 35 a 
SGB VIII zu verzeichnen ist. Dies kann zum Teil als Ergebnis 
der erfolgreichen Arbeit des Psychologischen Fachdienstes 
gewertet werden. Eine konkretisierte Erfolgsmessung soll 
durch eine Folgehilfenauswertung ermöglicht werden. Die 
im Vorlauf dazu zwischen 2005 und 2009 im Bereich der 
ambulanten Therapien durch Psychologinnen/Psychologen 
durchgeführten qualifizierten Bedarfsprüfungen führten 
bereits zu einer Halbierung der ambulanten Eingliederungs-
hilfen und deren Kosten. Durch eine Bereitstellung besserer 
und bedarfsgerechterer Hilfen konnten zusätzlich Kosten 
vermieden und Hilfeerfolge ermöglicht werden.

Während die teilstationären Eingliederungshilfen im we-
sentlichen für die Altersgruppe der Schulkinder zwischen 
6 und 13 Jahren vermittelt werden, sind im stationären 
Bereich die jungen Menschen mit 14 Jahren und älter do-
minant. Die  absoluten Fallzahlen bei stationären Eingliede-
rungshilfen im Grundschulalter (7 mit 13 Jahren) haben sich 
erheblich vermindert. Hilfeerfolge konnten noch nicht hinrei-
chend geprüft werden. Insgesamt wurden in 2011 weniger 
Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene mit psychischen 
Auffälligkeiten in die stationären Eingliederungshilfen ver-
mittelt als in den vorangegangenen Jahren. 

Die Diagnose einer (drohenden) seelischen Behinderung 
stellt eine besondere Schnittstelle zwischen Jugendhilfe 
und Psychiatrie dar. Der Psychologische Fachdienst stellt 
sicher, dass jedem jungen Menschen die Hilfe und Unter-
stützung ermöglicht wird, die seine Problemlage erfordert.  
Die qualifizierte Bedarfsprüfung sorgt für eine verbesserte 
Diagnostik und damit für differenzierte Zuweisungen in die 
Hilfen. Gleichzeitig eröffnen flexible Anschlusshilfen die 
Möglichkeit einer individuell abgestimmten Änderung des 
Hilfesettings. 

�� Perspektive / Trend
Der Aufbau des psychologischen Fachdienstes für teilsta-
tionäre und stationäre Eingliederungshilfen ist seit August 
2011 weitgehend abgeschlossen. Es ist geplant, die derzei-
tige zentrale Organisation mit regionalen Zuständigkeiten in 
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die Sozialbürgerhäuser und damit in ein dezentrales Modell 
zu überführen

1.6.4. �Erziehungshilfeangebote für unbe-

gleitete (minderjährige) Flüchtlinge

�� Aktuelle Entwicklung
Die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge stellen die 
verletzlichste Gruppe unter den Flüchtlingen dar. Ihre be-
sondere Verletzlichkeit beruht auf der während der Entwick-
lungsphase stattfindenden Herauslösung aus dem sozialen 
Umfeld, der Trennung von der Familie sowie dramatischer 
Erlebnisse in den Herkunftsländern (Krieg, Armut, sexuelle 
Gewalt u.a.) und auf der Flucht. Die für das Stadtjugend-
amt München nicht steuerbare Einreise von unbegleiteten 
Flüchtlingen führt zu Inobhutnahmen und zu einer Vermitt-
lung in stationäre Jugendhilfe, da bei einem Großteil der 

Minderjährigen ein Jugendhilfebedarf festzustellen ist. 
Inzwischen wächst das Bewusstsein für die besondere 
Bedeutung dieser hochmotivierten Zielgruppe und ihrem 
produktiven Entwicklungspotential für unsere Gesellschaft. 
Der hochaktuellen Thematik widmet sich ein Beitrag in Teil B, 
Punkt 5. 

Für die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge wurde die 
Datentransparenz durch zusätzliche Datenauswertungen 
u.a. mit folgendem Ergebnis gesteigert: 

»» �Am Stichtag 31.12.2011 waren laut Jugendamtsdokumen-
tation 925 minderjährige und junge erwachsene Flüchtlin-
ge im Rahmen der Jugendhilfe untergebracht (stationäre 
HzE, § 13 (3) ambulante HzE, Inobhutnahme). 

»» �Die Verwaltung des Stadtjugendamtes geht für 2012 von 
insgesamt 1.300 Flüchtlingen in der Jahrespersonenzäh-
lung aus.

Abb. 16: Unbegleitete Flüchtlinge – Personengesamtzahl/Jahr Hilfen über Tag und Nacht   1)

Quelle: Stadtjugendamt, ZADUCS Sonderauswertung 2008-2012
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1 �Für die besondere Zielgruppe der jungen unbegleiteten Flüchtlinge wurde durch Sonderauswertungen der Jahre 2008 bis 2012 die jährliche UF-Personen-

zahl aller Hilfen über Tag und Nacht in den stationären Erziehungungshilfen mit § 42 Inobhutnahmen und § 13 2,3 stationäre Jugendsozialarbeit sowie nach 

§19 SGB VIII Mutter-Kind-Hilfen festgestellt. 
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Abb. 17:  Rechenergebnisse Flüchtlinge stationär inkl. Inobhutnahmen  
(ohne Transferkosten für § 13 (2,3) § 19 SGB VIII)

Quelle: Stadtjugendamt, ZADUCS 2007-2011
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Die Entwicklung der Neuzugänge ist sozialplanerische Grundlage für die Schaffung von zusätzlichen geeigneten Einrichtun-
gen bedeutsam. Die deutlich ansteigende Personenzahl einschließlich der Altfälle aus den Vorjahren erklärt Kapazitätspro-
bleme der stationären Jugendhilfe in München insgesamt .

Platzausbau für Flüchtlinge von Hilfen nach § 13 (2, 3) 
SGB VIII stationäre Jugendsozialarbeit
Das Stadtjugendamt hat dem Stadtrat 2011 ein neues Be-
treuungskonzept für unbegleitete minderjährige und junge 
erwachsene Flüchtlinge mit Jugendhilfebedarf vorgelegt, 
das sich an individuellen Lebenslagen orientiert und dadurch 
eine bedarfsgerechtere Unterbringung ermöglicht. Durch 
intensiviertes, zielgruppenorientiertes Clearing konnten 
insgesamt mehr Jugendliche in differenzierten Wohnfor-
men der Jugendhilfe untergebracht werden. Durch den 
Platzausbau im Rahmen der niederschwelligen sozialpä-
dagogisch betreuten Wohnformen wird der Druck auf die 
kostenintensiven stationären Hilfen reduziert. Zudem ist das 
neue Angebot nach § 13 (2,3) auf die oft  gut entwickelte 
Selbständigkeit der jungen Flüchtlinge bedarfsgerechter 
zugeschnitten. 

�� Perspektive / Trend
In München wurden große Anstrengungen unternommen, 
Kinder und Jugendliche möglichst nicht oder so kurz wie 
möglich in der staatlichen Erstaufnahmeeinrichtung zu be-
lassen. Seit Sommer 2009 bis Mitte 2012  wurden durch das 
Stadtjugendamt 158 stationäre Plätze im Bereich der Hilfen 
zur Erziehung und 99 gemäß §13 (3) stationäre Jugendso-
zialarbeit nach SGB VIII eingerichtet. In der Planung sind 
aktuell mit Stand zum 01.08.2012 weitere 123 HzE-Plätze für 
den Bereich junger unbegleiteter Flüchtlinge.
Ein Ende der Entwicklung der Fallzahl- und Kostensteige-
rung bei den unbegleiteten minderjährigen und jungen er-
wachsenen Flüchtlingen ist nicht abzusehen. Im Dezember 
2011 waren in der Fachabteilung eine bereinigte monatliche 
Personenzahl von 925 jungen Flüchtlingen aktenkundig.
Für das ganze Jahr 2012 geht das Stadtjugendamt von min-
destens 1.300 Flüchtlingen in der Jahrespersonenzählung 
aus.
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1.6.5.  Wirtschaftliche Hilfen

�� Kurzbeschreibung
Die Wirtschaftliche Jugendhilfe (WJH) unterstützt einkom-
mensschwache Eltern finanziell, damit sie  Angebote der 
Kindertagesbetreuung, der Kinder- und Jugenderholung und 
der Familienbildung in Anspruch nehmen können. Die Berei-
che Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen 
(§ 22a SGB VIII) und Kindertagespflege (§ 23 SGB VIII) sind 
hinsichtlich Fallzahl und Kosten wesentliche Bereiche der 
WJH. Der politisch gewollte Ausbau der Plätze der Kinder-
tagesbetreuung führt zu einem Anstieg der Kosten bei der 
wirtschaftlichen Jugendhilfe. Deren wirtschaftliche Unter-
stützung von Kosten für die Kindertagesbetreuung erfolgt 
nach Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen in Form von 
kompletter oder  teilweiser Übernahme der von freien 
Trägern geforderten Kostenbeiträge für diese Angebote. Für 
die Tagespflege werden die entstehenden Kosten unab-
hängig von den wirtschaftlichen Verhältnissen der Eltern 

zunächst übernommen und im Nachrang der öffentlichen 
Jugendhilfe über die Heranziehung zu den Kosten realisiert 
(sog. Bruttohilfe). Die Auszahlung von Tagespflegegeldern je 
nach Leistungsfähigkeit der Eltern wird sukzessive durch die 
Tagespflege nach dem Bruttoprinzip abgelöst. 

Im Bereich der Kindertageseinrichtungen handelt es sich 
bei den Kostenübernahmen der Wirtschaftlichen Jugend-
hilfe um eine notwendige Hilfe zur Bekämpfung von Armut 
und Ausgleich der kindbezogen entstehenden Kosten. Im 
Bereich der Kindertagespflege ist es ähnlich, wobei sich die 
Armutssituation nicht auf der Ausgabenseite ablesen lässt, 
weil alle Kindertagespflegestellen unabhängig von der Leis-
tungsfähigkeit der Eltern finanziert werden. Ein Indikator für 
die Armutssituation ist die Refinanzierungsquote über die 
Kostenbeiträge der Eltern. Durch die erhebliche Erhöhung 
der Kindertagespflegegelder ist ein höherer Anreiz geschaf-
fen worden, die Tätigkeit der Kindertagespflege auszuüben. 

Abb. 18: Entwicklung wirtschaftliche Jugendhilfe Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege 
ohne §§ 11/16 SGBVIII (Jahresmittelwerte/Transferkosten) 

Quelle: Stadtjugendamt, ZADUCS, 2006 bis 2011
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�� Aktuelle Entwicklung
Die Hilfen im Bereich der Kindertageseinrichtungen und der 
Tagespflege sind durch die wirtschaftliche Jugendhilfe nicht 
steuerbar, da es sich um gesetzlich normierte Ansprüche 
auf Geldleistungen handelt und die Platzsteuerung durch 
das Referat für Bildung und Sport bzw. für Kindertagespfle-
ge das Sachgebiet Kindertagesbetreuung in Stadtjugend-
amt erfolgt. Die gesetzlich veranlasste Umstellung auf das 
Prinzip der sogenannten „Bruttohilfe“ hatte zur Folge, dass 
scheinbar höhere Ausgaben den Haushalt des Jugendamtes 
belasten, weil die späteren Kostenbeiträge der Eltern in un-
bekannter Höhe in den Gesamthaushalt einfließen und nicht 
von den Vorleistungen des Jugendamtes in Abzug gebracht 
werden können.

�� Perspektive / Trend
Die Umstellung auf Bruttohilfe in der Kindertagespflege 
und das damit einhergehende Fehlen von wirtschaftlicher 
Leistungsfähigkeit als Hilfevoraussetzung ist dafür verant-
wortlich, dass die Kosten überproportional zu den Fallzahlen 
steigen. Gleichzeitig werden sich die Kosten auch durch 
den fortschreitenden Ausbau der Plätze und damit durch 
steigender Fallzahlen weiter erhöhen.
Im Kanon des Gesamthaushalts der Abteilung Erziehungs-
angebote und Kinderschutz werden dadurch Einsparungen 
im Bereich der erzieherischen Hilfen aufgehoben.

1.7. Jugendgerichtshilfe

�� Kurzbeschreibung
Die Jugendgerichtshilfe ist eine gesetzliche Pflichtaufgabe 
gem. § 52 SGB VIII. „Das Jugendamt hat nach Maßgabe 
der §§ 38 und 50 Abs. 3 Satz 2 des Jugendgerichtsgesetzes 
im Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz mitzuwirken.“ 
Das Aufgabenfeld der Jugendgerichtshilfe lässt sich in drei 
große Bereiche unterteilen:

»» �Mitwirkung während des gesamten Jugendstrafverfah-
rens (§ 38 Abs. 3 JGG, § 52 Abs. 1 SGB VIII). Straffällig 
gewordene Jugendliche und Heranwachsende im Alter 
von 14 bis 21 Jahren werden vor, während und nach dem 
Ermittlungs-- und Strafverfahren beraten, begleitet und 
betreut.

»» �Bedarfsabklärung und Einleitung von Jugendhilfeleistun-
gen (§ 52 Abs. 2 S. 1 SGB VIII; §§ 27 ff. SGB VIII). Die 
Jugendgerichtshilfe ist neben der Mitwirkung im Jugend-
gerichtsverfahren gem. § 52 SGB VIII grundsätzlich auch 
federführender Fachdienst für die Einleitung bzw. Vermitt-
lung erforderlicher Jugendhilfemaßnahmen nach SGB VIII.

»» �Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a 
SGB VIII. Die Jugendgerichtshilfe prüft im Rahmen ihrer 
Aufgabenerfüllung zu jedem Zeitpunkt des Verfahrens, ob 
Hinweise auf die Gefährdung des Kindeswohls im Sinne 
des § 8a SGB VIII vorliegen. Der Schutzauftrag in der Kin-
der- und Jugendhilfe im Bereich von Kinder- und Jugend-
delinquenz hat hier auch die Aufgabe, Gefahren für Kinder 
und Jugendliche abzuwenden, die aus ihrem Verhalten 
selbst entstehen.

Zusätzlich zur Jugendgerichtshilfe im Stadtjugendamt be-
findet sich im Polizeipräsidium in der Ettstraße eine Außen-
stelle der Jugendgerichtshilfe (Jugendhilfestelle), die auch 
feiertags und am Wochenende besetzt ist.

1.7.1. �Mitwirkung beim  

jugendrichterlichen Verfahren

�� Aktuelle Entwicklung
Erfreulicherweise sinkt die Zahl der Inhaftierungen in der 
Ettstraße, wobei der Anteil der Jugendlichen seit 2010 
stagniert. Gerade in der Haftsituation ist die Beratung und 
Unterstützung Jugendlicher und deren Angehöriger durch 
die sozialpädagogischen Fachkräfte besonders wichtig. Hier 
werden bereits erste Hilfen eingeleitet und damit in einigen 
Fällen eine länger andauernde Untersuchungshaft vermie-
den.
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Abb. 19: Jugendgerichtshilfe bei inhaftierten Jugendlichen in polizeilichem Gewahrsam (PP Ettstraße)

Quelle: Stadtjugendamt, JGH-Statistik 2008 bis 2011

Das Aufgabenspektrum der Jugendgerichtshilfe hat sich seit Inkrafttreten der Dienstanweisung zur „Prävention und Inter-
vention bei Kinder- und Jugenddelinquenz“ im August 2009 um die Bereiche „Prävention von Delinquenzkarrieren“ und 
„Einleitung von Hilfen bei Gefährdungsfällen“ erheblich erweitert.

Durch die Stellenzuschaltung per Stadtratsbeschluss im November 2011 sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Jugendgerichtshilfe verstärkt im Bereich der Frühintervention tätig. Das heißt, bereits bei Eingang von „Polizeilichen 
Mitteilungen“ (Ermittlungskurzberichte der Polizei, Mitteilungen bei häuslichen Gewaltdelikten etc.), klären die Fachkräfte 
Jugendhilfebedarfe und laden Jugendliche sowie deren Erziehungsberechtigte zum Gespräch ein. Die Zusammenarbeit mit 
den sozialpädagogischen Fachkräften im Sozialbürgerhaus wird kontinuierlich verstärkt und weiterentwickelt.
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Tab. 2: Jugendelinquenz – Deliktgruppen junger Menschen mit gerichtlichen Hauptverhandlungen

Die Anzahl der gerichtlichen Hauptverhandlungen mit Beteiligung der Jugendgerichtshilfe (blaue Säule) hat sich im Jahr 
2011 nochmals gesteigert. Dabei sind die Gewaltdelikte (rote Säule) konstant geblieben. Der Vergleich 2000-2011 zeigt, dass 
sich die Jugenddelinquenz auf einem relativ kontinuierlichen Niveau mit leichten Ausschlägen bewegt. Die Gewaltstraftaten 
bewegen sich seit 5 Jahren auf relativ hohem Niveau (ca. 20 % Anteil an den Gesamtstraftaten); dies entspricht 700-800 
Fällen pro Jahr.

Delikte 2011 Gesamt Deutsche
Nicht- 

deutsche

Veränderung
gegenüber 
2010 in %

Diebstahl 1.063 510 553 + 20,5

Körperverletzung 761 367 394 + 9,3

BtmG 334 221 113 - 10,0

Verkehrsdelikte 227 142 85 - 5,4

Bef. Erschl. 455 273 182 + 34,6

Ausländergesetz 10 0 10 - 9,1

Sachbeschädigung 175 108 67 + 6,1

Nötigung / Bedrohung 28 17 11 + /- 0

Betrug / Untreue 183 97 86 + 28,9

Beleidigung / Verl. 95 43 53 + 23,4

Raub / Erpressung 101 30 71 + 26,6

Begünstigung / Hehlerei 21 6 15 + / - 0

Brandstiftung 6 3 3 + 20,0

Totschlag/ Mord 4 1 3 + / -0

Sonst. Straftaten 366 223 143 + 20,0

Sexualstraftaten 20 5 15 - 47.4

Summe / %-Anteil 3.849 2.046 (53,16%) 1.803 (46,84%)

Deliktgruppen 2012 Gesamt Deutsche Nicht-deutsche Veränderung/
Vorjahr %

Die Deliktgruppen haben sich in 2011 gegenüber dem Vorjahr besonders im Bereich der Eigentumsdelikte gesteigert.
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Quelle: JGH-Statistik 2007 bis 2011

Die Anzahl der gerichtlichen Hauptverhandlungen mit Betei-
ligung der Jugendgerichtshilfe hat sich seit 2009 bis 2011 
fortlaufend gesteigert. Dabei ist der Anteil der Gewaltdelikte 
mit ca. 20% annähernd gleich geblieben. Ausgedrückt in 
absoluten Zahlen bedeutet dies 700 bis 800 Gewaltdelikte 
pro Jahr.

�� Perspektive / Trend
Für 2012 ist die Umsetzung des Konzeptes proFit-Team 
(= Proper-Sachbearbeitung und Frühintervention) geplant. 
Das proFit-Team soll eine spezialisierte Sachbearbeitung für 
Mehrfach- und Intensivtäter (der Proper-Liste der Polizei) 
analog zu den Sachbearbeitungen bei Staatsanwaltschaft 
und Polizei leisten und bereits bei „Polizeilichen Mittei-
lungen“ zui Gewalt- und Aggressionsdelikten frühzeitig 
intervenieren.

1.7.2. Verfahren nach § 45 II JGG
�� Kurzbeschreibung

Gemäß § 45 II JGG kann die Staatsanwaltschaft von der 
Verfolgung absehen, wenn eine erzieherische Maßnahme 
bereits durchgeführt oder eingeleitet ist. Die Staatsanwalt-
schaft übersendet, die aus ihrer Sicht geeigneten Fälle an 
die Jugendgerichtshilfe. In der Regel handelt es sich hier 
um Ersttäterinnen und Ersttäter in den Deliktbereichen: 
Diebstahl, Leistungserschleichung, Betrug, Beleidigung, 
Hausfriedensbruch, Fahren ohne Fahrerlaubnis etc. Gemäß 
ihres Jugendhilfeauftrages prüft die Jugendgerichtshilfe 
dann das Vorliegen von Hilfebedarfen und Gefährdungslagen 
und leitet entsprechende Hilfe- und/oder Schutzmaßnah-
men ein. Weiterhin prüft die Jugendgerichtshilfe, welche 
„erzieherischen Maßnahmen“ aus pädagogischer Sicht zu 
ergreifen sind, um einer weiteren Straffälligkeit entgegen-
zuwirken. Diese „erzieherischen Maßnahmen“ umfassen 
je nach erzieherischem Bedarf bei den jungen Menschen 
Arbeitsauflagen, Mitwirkung an Gesprächsweisungen oder 
Gruppenangeboten, Teilnahme an Verkehrsunterricht oder 
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Erste-Hilfe-Kursen, Leseweisungen, Geldbußen, Täter-Opfer-
Ausgleich etc. Nach Erfüllung dieser Auflagen innerhalb 
einer festgesetzten Frist wird das Strafverfahren durch 
die Staatsanwaltschaft ohne Hauptverhandlung vor dem 
Jugendgericht eingestellt. 

�� Aktuelle Entwicklung
Die Aufgabenerfüllung der Jugendgerichtshilfe im Bereich 
der § 45 II JGG-Verfahren wird bei der JGH von zwei 
Sachbearbeiterinnen mit insgesamt einer Dreiviertelstelle 
spezialisiert wahrgenommen. Die Fallzahl 2011 der § 45 II 
JGG-Verfahren lag im Berichtsjahr bei 364, nach 364 in 2010 
und 302 in 2009. 

�� Perspektive / Trend
Die Beratung in diesem frühen Stadium des Strafverfah-
rens wird sowohl von der Staatsanwaltschaft, als auch von 
den jungen Menschen und deren Personensorgeberech-
tigten sehr positiv angenommen. Die Jugendgerichtshilfe 
wird auch im folgenden Jahr die Beratungsangebote im 
Rahmen der Diversion weiter ausbauen. Geplant ist eine 
bis dato noch nicht vorhandene Beteiligung der Jugendge-
richtshilfe bei den § 45 III JGG-Verfahren (§ 45 III JGG). Die 
Staatsanwaltschaft regt hier die Erteilung von Maßnahmen 
durch das Jugendgericht an, wenn sie die Anordnung einer 
richterlichen Maßnahme für erforderlich, die Erhebung einer 
Anklage aber noch nicht für geboten hält.

Der Katalog der im Bereich der § 45 II JGG-Verfahren gege-
benen „erzieherischen Maßnahmen“ soll 2012 in Absprache 
mit der Staatsanwaltschaft noch erweitert und den vorhan-
denen Bedarfen angepasst werden.

Intention ist auch weiterhin den Zwangskontext eines 
Strafverfahrens im Rahmen der Diversion zu nutzen, um 
auf notwendige Hilfebedarfe schnell, bedarfsgerecht und 
effizient zu reagieren. 

1.7.3. �Ambulante Maßnahmen im Rahmen 

der jugendrichterlichen Weisungen 

nach § 10 JGG

�� Kurzbeschreibung
„Weisungen sind Gebote und Verbote, welche die 
Lebensführung des Jugendlichen regeln und dadurch seine 
Erziehung fördern und sichern sollen. Dabei dürfen an die 
Lebensführung des Jugendlichen keine unzumutbaren 
Anforderungen gestellt werden“ (§ 10 JGG). Zielgruppe sind 
somit Jugendliche und Heranwachsende im Alter von 14 
bis einschließlich 20 Jahren, die auf Anregung der Jugend-
gerichtshilfe vom Jugendgericht per Urteil angewiesen 

werden, an einer solchen ambulanten Maßnahme teilzu-
nehmen und mitzuwirken. Ziele sind hier unter anderem die 
Stabilisierung der Lebenssituation im Bereich Schule/Beruf, 
Familie, Partnerschaft, Peergroup, Freizeitverhalten und Kon-
fliktverhalten, um erneuter Straffälligkeit vorzubeugen. Im 
Auftrag des Stadtjugendamtes und/oder durch das Stadtju-
gendamt selbst werden unter anderem folgende ambulante 
Maßnahmen in Form von Einzel- und Gruppenmaßnahmen 
angeboten, bei deren Durchführung sowohl auf die beson-
dere Lebenssituation von straffälligen Jugendlichen und He-
ranwachsenden wie auch auf die bei bestimmten Delikten 
vorliegende Problematik speziell eingegangen wird:

»» Betreuungsweisungen
»» �Soziale Trainingskurse, Sozialkompetenztrainings, Anti-Ag-
gressions-Kurse, M.A.K.E., Mutter-Kind-Gruppe, Exkurse, 
Gruppendynamische Wochenenden.

�� Aktuelle Entwicklung
Die Anzahl der Delikte lag im Jahr 2010 bei 3365 Ankla-
gen und stieg im Jahr 2011 auf 3849 Anklagen an. Diese 
Fallzunahmen wirken sich auch auf Belegung der jugendrich-
terlichen Weisungen aus. Im Jahr 2010 wurden 672 Betreu-
ungsweisungen durchgeführt, im Jahr 2011 ist ein leichter 
Anstieg auf 687 Betreuungsweisungen zu verzeichnen. An 
vom Stadtjugendamt finanzierten Gruppenangeboten nach 
§ 10 JGG nahmen im Jahr 2010 248 und im Jahr 2011 265 
Jugendliche/ Heranwachsende teil. Im Jahr 2011 wurden 
278 Fälle in Rahmen von Gesprächsweisungen betreut. Bei 
den Arbeitsweisungen ist nach wie vor ein stetig hohes 
Fallaufkommen zu verzeichnen. Im Jahr 2011 wurden 3126 
Verfahren neu aufgenommen und 2700 Verfahren wurden 
abgeschlossen. Insgesamt wurden mehr als die Hälfte der 
3849 Jugendlichen/ Heranwachsenden in pädagogischen 
Maßnahmen vermittelt (Weisungen nach § 10 JGG). Ziele 
der Maßnahmen sind soziale Kompetenzen zu fördern, 
adäquates Bewältigungsverhalten der jungen Menschen zu 
stärken und erneute Straffälligkeit zu verhindern.

�� Perspektive / Trend
Im Hinblick auf Jugendliche und Heranwachsende, die 
auf der einen Seite Hilfe benötigen, auf der anderen Seite 
aber noch nicht zu Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 ff. SGB 
VIII motiviert werden können bzw. sich in der Hilfeplanung 
befinden, kommt den Ambulanten Maßnahme eine beson-
dere Bedeutung zu. Ebenso wie die Gruppenangebote sind 
sie eine sinnvolle themenspezifische Ergänzung, auch zu 
bereits bestehenden Hilfen zur Erziehung. Die Fallzahlen für 
ambulanten Maßnahmen sind zum einen abhängig von den 
Fallzahlen bei der Jugendgerichtshilfe, zum anderen aber 
auch von den vorliegenden Problemlagen bei den Jugendli-
chen und Heranwachsenden in München.
Für das Jahr 2012 ist in Kooperation mit der Fachhochschule 
München, Fakultät für Angewandte Sozialwissenschaften, 
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das Projekt „Leseweisungen“ in Planung. „Leseweisun-
gen“  (Vorbild ist das Projekt „Bücherkanon“ der Jugend-
gerichtshilfe in Dresden) als gerichtliche Auflage werden 
bereits in mehreren Städten wie Göttingen, Fulda und 
Dortmund erfolgreich umgesetzt. Jugendliche sollen in 
Kontakt zu altersgerechter Literatur kommen, die sich mit 
ihren Sorgen, Problemen und Lebenswelten, aber auch mit 
„ihren“ Straftaten aus einem anderen Blickwinkel auseinan-
dersetzt.

1.7.4. Täter-Opfer-Ausgleich

�� Grundlagen
Der Täter-Opfer-Ausgleich bietet Beschuldigten und Ge-
schädigten die Möglichkeit, Folgen und Wiedergutmachung 
von Straftaten außergerichtlich zu regeln. Gelingt es den 
Beteiligten, den zugrunde liegenden Konflikt einvernehmlich 
zu lösen und befriedigende Regelungen zur Schadens-
regulierung zu finden, kann von den Mediatorinnen eine 
Einstellung des Verfahrens oder eine Milderung der Strafe 
angeregt werden.

�� Fallzuweisung
Die Fallzuweisung erfolgt durch die Staatsanwaltschaft oder 
das Jugendgericht auf Grundlage der §§ 45 Absatz 2 JGG, § 
47 Absatz 1 Nr. 2 JGG und § 10 Absatz Nr. 7 JGG. 
Die strafrechtliche Bedeutung des Täter-Opfer-Ausgleichs 
liegt in der informellen Verfahrenserledigung (Diversion). 
Im Jahr 2011 wurden insgesamt 220 (2010 254) Fälle im 
Rahmen des Täter-Opfer-Ausgleichs betreut.

�� Prozedere
»» Das allparteiliche Mediatorinnen-Team
»» �führt getrennte Vorgespräche mit den Beteiligten eines 
Konfliktes

»» �unterstützt die Parteien bei der persönlichen Aussprache
»» �hilft bei der Vereinbarung einer Wiedergutmachung (Ent-
schuldigung, Schmerzensgeld Schadensersatz etc.) und 
kontrolliert deren Einhaltung

»» �berichtet Staatsanwaltschaft und Gericht über das Ergeb-
nis und gibt Empfehlungen hinsichtlich einer etwaigen 
Verfahrenseinstellung

�� Perspektive / Trend
Im Rahmen der Diversion erfolgte die Fallzuweisung bislang 
durch die Staatsanwaltschaft. D.h. die Beurteilung und Über-
prüfung der Eignung der Fälle oblag ausschließlich der Jus-
tiz. Ziel ist es, auch im Bereich des Täter-Opfer-Ausgleichs 

den Jugendhilfeauftrag der Jugendgerichtshilfe umzusetzen. 
Dies bedeutet, dass die Sachbearbeiterinnen und Sachbe-
arbeiter der Jugendgerichtshilfe in eigener Verantwortung 
vorhandene Polizeimeldung auf diesbezügliche Eignung 
für den Täter-Opfer-Ausgleich überprüfen und bei positiver 
Bewertung die Staatsanwaltschaft am Landgericht Mün-
chen I um Zuweisung des Falles zum Täter-Opfer-Ausgleich 
anfragen. Das Augenmerk bei der Fallauswahl aus sozial-
pädagogischer Sicht liegt hier vorrangig auf der Notwendig-
keit langfristiger Befriedung in sozialen Nah-räumen (z.B. 
Schulkonflikte, Nachbarschaftskonflikte etc.), aber auch in 
der Wahrnehmung von möglichen Interessen und Bedürf-
nissen auf Seiten der Geschädigten (z.B. bei entstandenen 
Schäden und Verlusten).
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2. �Adoption
�� Kurzbeschreibung

Zur Adoption freigegebene Kinder werden in geeignete Fa-
milien vermittelt. Dabei werden die Herkunftseltern und die 
zukünftigen Eltern beraten und begleitet. Die Mitwirkung 
im Adoptionsverfahren für die Stiefeltern-, Verwandten- und 
Fremdadoption ist dem Jugendamt hoheitlich übertragen. 
Kinder und Jugendliche werden in Adoptivfamilien ver-
mittelt, die Adoptionsbeteiligten informiert, beraten und 
qualifiziert. Betroffene, d.h. Adoptiveltern, Adoptivkinder 
und Geschwister des zur Adoption freigegebenen Kindes 
werden bei der Herkunftsermittlung unterstützt.

�� Aktuelle Entwicklungen
Die Zahl der betreuten Adoptivkinder (125) erhöhte sich 
2011 um 18 im Vergleich zum Vorjahr, wobei sich auch das 
Verhältnis von Vermittlung aus dem Inland (82) zu Vermitt-
lung aus dem Ausland (43) zugunsten der Inlandsadoptionen 
weiter erhöht hat (2010: 66% zu 34%). Die durchschnittliche 
Zeitdauer der Überprüfungsverfahren von Adoptionsbewer-
bungen blieb 2011 wieder bei 6 Monaten.

Die Zahl der nach erfolgreich durchlaufener Überprüfung 
zur Vermittlung vorgemerkten Adoptionsbewerbungen 
bewegt sich weiterhin auf hohem Niveau und übertraf 
mit 94 Vormerkungen die Anzahl des letzten Jahres (87) 
geringfügig. Mit insgesamt 68 Adoptionsabschlüssen im 
Jahr 2011 wurde das seit 5 Jahren höchste Ergebnis von 
2009 (63) nun übertroffen. 

�� Perspektive/ Trend
Die Zahl der zur Vermittlung vorgemerkten Adoptionsbe-
werberinnen und -bewerber hat sich im Vergleich zu den 
beiden letzten Jahren leicht erhöht. Ähnliches ist für 2012 
zu erwarten. Die Anzahl der bis zum Adoptionsabschluss 
betreuten Adoptivkinder konnte 2011 auf gleich hohem 
Niveau gehalten werden, so dass eine ähnlich hohe Zahl 
an Adoptionsabschlüssen für 2012 erwartet wird. Deut-
lich sind 2011 die Auslands-Adoptionsbewerber zurückge-
gangen (z.T. aus wirtschaftlichen Gründen, z.T weil sich 
die Wartezeiten sehr verlängert haben), dies wird auch 
für 2012 erwartet.

Quelle: Stadtjugendamt, statistische Erfassung 2007 bis 2011

Tab. 1: Adoption Kennzahlen

Adoption Kennzahlen 2007 2008 2009 2010 2011

Zahl der betreuten Adoptivkinder 87 106 107 107 125

Gesamtkosten 248.519 € 195.591 € 260.471 € 266.225 € 298.842 €

Einnahmen für die Erstellung von Sozial-
berichten und Adoptionsvermittlungen 40.800 € 30.400 € 34.800 € 38.400 € 15.000 €
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3. �Wahrnehmen und Unter-
stützen elterlicher Sorge

3.1. Vormundschaft/Pflegschaft 

�� Kurzbeschreibung
Ein Vormund/eine Vormündin nimmt die elterliche Sorge für 
Minderjährige und somit die gesetzliche Vertretung für alle 
Lebensbereiche seiner Mündel wahr. Als Pfleger/Pflegerin 
werden die Minderjährigen in durch das Amtsgericht zuge-
wiesenen Teilbereichen der elterlichen Sorge, sogenannten 
Wirkungskreisen, vertreten. Die gesetzliche Vertretung 
eines Mündels oder Pfleglings beinhaltet das Ausüben der 
Personen- und Vermögenssorge. Der Vormund/die Vormün-
din bzw. der Pfleger/die Pflegerin ist eine zentrale persönli-
che Bezugsperson für alle vertretenen Minderjährigen und 
muss einen dauerhaften persönlichen Kontakt zu ihnen und 
ihrem persönlichen Umfeld pflegen. Die Interessen der ver-
tretenen Minderjährigen – und nur diese - stehen dabei im 
Mittelpunkt aller Entscheidungen. Zu den Aufgaben gehören 
insbesondere die Sicherstellung der materiellen Versorgung 
und einer geeigneten Unterbringung sowie die Veranlas-
sung notwendiger pädagogischer und therapeutischer Hilfen 
für die Mündel/Pfleglinge. Auch der Suche nach geeigneten 
Schulformen oder Ausbildungsplätzen kommt eine große 
Bedeutung zu. Bei Mündeln und Pfleglingen mit Migrations-
hintergrund ist zudem die Sicherung des ausländerrecht-
lichen Status ein wesentlicher Bestandteil. Die Tätigkeit 
des Stadtjugendamts als Vormund/Pfleger und somit die 
Rechtsbeziehung zu den vertretenen Minderjährigen basie-
ren überwiegend auf den privatrechtlichen Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuches, da als Sorgeberechtigte/r das 

Elternrecht und damit die Elternrolle voll (bei Vormundschaft) 
bzw. teilweise (bei Pflegschaft) wahrgenommen wird. 

Neben den Vormundschaften beim öffentlichen Träger üben 
fünf vormundschafts- und pflegschaftsführende Vereine die 
Aufgabe des Vormundes bzw. Pflegers/Pflegerin aus. Mit 
diesen Vereinen sind gemeinsame Standards zur Qualitäts-
sicherung für diese Tätigkeit vereinbart worden.

�� Aktuelle Entwicklung
Auch im Jahr 2011 war eine Fallzahlsteigerung bei den 
Amtsvormund- bzw. Amtspflegschaften zu verzeichnen, was 
in erster Linie auf den anhaltenden Zuzug von unbegleiteten 
minderjährigen Flüchtlingen (+ 17,6% im Vergleich zum Jahr 
2010) zurückzuführen ist. 

Um dieser anhaltenden Fallzahlsteigerung zu begegnen, 
wurde die Ausweitung der Förderung der freien Träger im 
Bereich Vormundschaften/Pflegschaften durch Beschluss 
der Vollversammlung des Stadtrats vom 27.07.2011 be-
schlossen. Die Förderung wurde um 100 Fälle erhöht. Die 
tatsächliche Übernahme von Fällen durch die freien Träger 
erfolgte ab November 2011, sodass eine Entlastung des 
städtischen Trägers erst ab Ende 2011/Anfang 2012 spürbar 
wurde.
Aufgrund der auch im Jahr 2011 anhaltend hohen Fallzahl 
pro Amtsvormündin/-vormund bzw. Amtspflegerin/-pfleger 
konnten die Anforderungen des zum 06.07.2011 in Kraft 
getretenen Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und 
Betreuungsrechts hinsichtlich der Pflege der persönlichen 
Kontakte zu den Mündeln und Pfleglingen noch nicht einge-
halten werden.

Tab. 1: Übersicht Vormundschaften/Pflegschaften

2006 2007 2008 2009 2010 2011

Gesamtzahl der geführten Vormund-
schaften/Pflegschaften (städtische und 
freie Träger)

1288 1498 1684 1877 2058 2227

Anteil weiblich an allen  
Mündeln/Pfleglingen 41% 40% 39% 38% 36% 34%

Anteil männlich an allen  
Mündeln/ Pfleglingen 59% 60% 61% 62% 64% 66%

Anteil Menschen mit Migrationshinter-
grund an allen Mündeln/ Pfleglingen 
(ohne umF)

30% 31% 34% 35% 30% 52%

Gesamtzahl der umF  
(unbegleitete minderjährige Flüchtlinge)

348 404 443 544 749 941
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Tab. 2: Übersicht Entwicklung der Arbeitsbelastung

2006 2007 2008 2009 2010 2011

Vormünder/ Pfleger/-innen haben mind. 
zweimal jährlich qualifizierten Kontakt zu 
ihren Mündeln/ Pfleglingen

98% 95% 78% 78% 74% 81%

50 Mündel/Pfleglinge pro Planstelle beim  
städtischen Träger 100% 105% 120% 130% 140% 160%

40 Mündel/Pfleglinge pro Planstelle beim  
freien Träger 100% 105% 105% 105% 105% 100%

Bei den hier aufgeführten Gesamtzahlen sind Zu- und 
Abgänge der Vormundschaften/ Pflegschaften während des 
Jahres berücksichtigt. Es handelt sich nicht um Bestands-
zahlen zu einem bestimmten Stichtag.
Daneben hat das Stadtjugendamt München 2011 in 118 
Fällen als Ergänzungspfleger mit dem Wirkungskreis 
„Vertretung im Vaterschaftsanfechtungsverfahren“ und in 
5 Verfahren als Ergänzungspfleger mit dem Wirkungskreis 
„Einwilligung in ein Abstammungsgutachten; Ersetzung 
der Einwilligung“ Kinder in gerichtlichen Verfahren vertre-
ten. Diese Pflegschaften sind in den obigen Zahlen nicht 
enthalten.

Seit 2006 werden die Zahlen einheitlich in diesem Rah-
men erhoben. Es ist eine stetige Zunahme der Fallzahl zu 

erkennen. Dies resultiert zum einen aus der Zunahme von 
Sorgerechtsentzügen analog der Zunahme der Inobhutnah-
men seit Ende 2006. Gleichzeitig nimmt die Einreise der 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge in München stetig 
zu.

Bei der Anzahl der Mündelkontakte handelt es sich um ein 
wichtiges Qualitätskriterium, wobei der oben genannte 
Standard (Kontakt zwei mal jährlich) durch die Vorgaben des 
Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungs-
rechts ersetzt wird. Demnach soll der Vormund/die Vormün-
din bzw. der Pfleger/die Pflegerin „den Mündel in der Regel 
einmal im Monat in dessen üblicher Umgebung aufsuchen“. 
Angesichts der oben dargestellten Arbeitsbelastung konn-
ten diese Vorgaben im Jahr 2011 nicht in vollem Umfang 
umgesetzt werden.

Neues Vormundschafts- und Betreuungsrecht
Durch das Gesetz zur Änderung des Vormundschafts- und 
Betreuungsrechts, das am 06.07.2011 bzw. hinsichtlich 
einiger Vorschriften am 05.07.2012 in Kraft tritt, hat der 
Gesetzgeber die persönlich geführte Vormundschaft bzw. 
Pflegschaft explizit als gesetzliches Leitbild verankert. Auch 
im Rahmen einer Amtsvormund- bzw. -pflegschaft soll 
eine persönliche Beziehung und ein Vertrauensverhältnis 
zwischen Mündel/Pflegling und Vormund/Vormündin bzw. 
Pfleger/in entstehen mit dem Ziel einer besseren Wahrneh-
mung der Interessen der vertretenen Minderjährigen. Um 
dieses Ziel zu erreichen wurden insbesondere folgende 
Vorschriften neu gefasst:

Ab 06.07.2011 gilt die Vorgabe des § 1793 Abs.1a BGB, dass 
„der Vormund mit dem Mündel persönlichen Kontakt“ 
zu halten hat. Dieser persönliche Kontakt soll „in der Regel 
einmal im Monat in dessen üblicher Umgebung“ stattfin-
den, „es sei denn, im Einzelfall sind kürzere oder längere 
Besuchsabstände oder ein anderer Ort geboten“. Die Be-
richtspflicht gegenüber dem Familiengericht wurde insoweit 
präzisiert, als der Vormund/Pfleger bzw. die Vormündin/Pfle-
gerin nun in den Berichten explizit Angaben zu den persön-
lichen Kontakten machen muss (§ 1840 Abs. 1 Satz 2 BGB). 
Dem Familiengericht obliegt die Aufsicht über die Einhaltung 
der Vorgaben zu den Mündelkontakten (§ 1837 Abs. 2 BGB). 
Die dauerhafte Vernachlässigung der Kontaktpflichten stellt 
eine Pflichtwidrigkeit dar, die durch das Familiengericht 
sanktioniert werden kann, z. B. durch Dienstaufsichtsbe-
schwerde bei der das Jugendamt tragenden Gebietskörper-
schaft oder auch durch die Entlassung des Jugendamts aus 
der Vormund-/Pflegschaft. Zur Hervorhebung der besonde-
ren Verantwortung des Vormunds/Pflegers bzw. der Vormün-
din/Pflegerin wurde zudem § 1800 BGB wie folgt ergänzt: 
„Der Vormund hat die Pflege und Erziehung des Mündels 
persönlich zu fördern und zu gewährleisten.“

3. Wahrnehmen und Unterstützen elterlicher Sorge



A

40

Ab 05.07.2012 tritt die in § 55 Abs. 2 Satz 4 SGB VIII n. 
F. aufgenommene Fallzahlobergrenze von 50 Fällen pro 
Vollzeitbeschäftigtem in Kraft, die ab diesem Zeitpunkt nicht 
mehr überschritten werden darf. Die Begrenzung der Fall-
zahl durch den Gesetzgeber ist grundsätzlich zu begrüßen, 
sorgt sie doch dafür, dass sich die Situation der Amts-
vormünder und -vormündinnen und somit ihrer Mündel 
erheblich verbessert, da einer immer weiter ansteigenden 
Fallzahlbelastung entgegengewirkt wird.

Jedoch ist festzuhalten, dass die gesetzlichen Vorgaben zu 
den Mündelkontakten auch bei einer Fallzahl von 50 pro Voll-
zeitstelle kaum vollständig umsetzbar sein werden. Würde 
jeder Mündel/Pflegling im Durchschnitt monatlich besucht 
werden (in Einzelfällen sind zwar möglicherweise keine 
monatlichen, dafür in anderen aber auch häufigere Kontak-
te notwendig), müssten pro Arbeitstag 2-3 Besuche bzw. 
Kontakte stattfinden. Für die übrigen – z. T. rechtlich sehr 
schwierigen und zeitaufwendigen – Tätigkeiten im Rahmen 
der gesetzlichen Vertretung der Minderjährigen bliebe dann 
kaum noch Zeit.

Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge
Da unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (umF) ohne 
ihre Erziehungsberechtigten nach Deutschland eingereist 
sind, ist die Bestellung eines Vormundes durch das Fami-
liengericht notwendig um die gesetzliche Vertretung der 
Minderjährigen zu sichern. Der Antrag auf Bestellung eines 
Vormundes wird durch das Stadtjugendamt München nach 
der Inobhutnahme des umF beim Familiengericht gestellt. 
Vormundschaften für umF werden durch das Stadtjugend-
amt München als öffentlichem sowie durch drei Vereine als 
freie Träger geführt. In Einzelfällen werden Vormundschaften 
auch durch in Deutschland lebende Verwandte der umF 
übernommen.

Im Jahr 2011 wurden von allen Trägern insgesamt 941 Vor-
mundschaften für umF geführt, eine Steigerung von knapp 
26% im Vergleich zum Jahr 2010. Die weitere Entwicklung 
der Fallzahlen im umF-Bereich bleibt unwägbar, hängt sie 
doch sehr von weltweiten politischen Entwicklungen und 
daraus resultierenden Flüchtlingsströmen sowie von inner-
europäischer Asylpolitik ab.

Die gesetzliche Vertretung bei umF umfasst insbesondere 
die Vertretung in ausländer- und asylrechtlichen Verfahren, 
die Sicherstellung einer adäquaten bedarfsgerechten und 
dem Wohl der Kinder und Jugendlichen entsprechenden 
Unterbringung, ärztlicher und therapeutischer Versorgung 
sowie die Vermittlung in Schul-, Bildungs- oder Qualifizie-
rungsmaßnahmen.

Die Kinder und Jugendlichen bringen aus den Herkunfts-
ländern sehr unterschiedliche Fähigkeiten, Bildungsniveaus 

und Potentiale aber auch psychische Belastungen mit. Für 
jedes Mündel muss daher eine möglichst individuelle Unter-
stützung und Förderung gefunden werden. Dabei sind sehr 
viele Hürden zu überwinden die sich aus ausländer- und 
sozialrechtlichen Einschränkungen und kulturellen Aspekten 
ergeben. Insbesondere ist problematisch, dass Integrati-
onsmaßnahmen i. d. R. erst nach (positivem) Abschluss des 
Asylverfahrens möglich sind. Zudem stimmen die Wünsche 
und Ziele der Flüchtlinge bzw. deren Familien häufig nicht 
mit den in Deutschland vorgegebenen Möglichkeiten über-
ein.

Mit entsprechender passgenauer Unterstützung durch Ju-
gendhilfemaßnahmen erreichen dennoch viele Jugendliche 
einen Schulabschluss und können ein Ausbildungsverhält-
nis aufnehmen, was ihnen im Weiteren ein selbständiges 
Leben und die Integration in die deutsche Gesellschaft 
ermöglichen kann.

�� Perspektive / Trend
Das bereits genannte Gesetz zur Reform des Vormund-
schafts- und Betreuungsrechts legt neben der Ausgestal-
tung und Häufigkeit der Kontakte zu den Mündeln/Pfleg-
lingen auch eine ab 05.07.2012 gültige Fallzahlobergrenze 
für Amtsvormund- bzw. -pflegschaften von 50 Fällen pro 
Vollzeitstelle fest. Aufgrund einer Fallzahlprognose zum 
01.07.2012, ermittelt anhand voraussichtlicher Fallbeendigun-
gen aufgrund Volljährigkeit oder Abgabe an andere Träger so-
wie voraussichtlicher durchschnittlicher Fallzugänge, wurde 
zum 15.08.2012 eine zusätzliche Vollzeitstelle im Sachgebiet 
Vormundschaften/Pflegschaften geschaffen um die gesetz-
liche Fallzahlobergrenze nicht zu überschreiten. Die weitere 
Entwicklung der Fallzahl, insbesondere des Zuzugs von 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen, ist jedoch – wie 
auch in den vergangenen Jahren – kaum kalkulierbar. 

Die gesetzlichen Vorgaben zu den Mündelkontakten 
werden auch bei einer Fallzahl von 50 pro Vollzeitstelle 
kaum vollständig umsetzbar sein. Die oben genannten 
gesetzlichen Änderungen verankern die persönlich ge-
führte Vormundschaft und Pflegschaft, in Abkehr von der 
über viele Jahrzehnte praktizierten „Schreibtischvormund-
schaft“ nun explizit als gesetzliches Leitbild. § 1800 BGB 
verpflichtet den Vormund/ die Vormündin bzw. den Pfleger/ 
die Pflegerin, „die Pflege und Beziehung des Mündels 
persönlich zu fördern und gewährleisten“. An dieser Stelle 
kommt zum Ausdruck, dass Vormund bzw. Pfleger/in die 
Pflege und Erziehung nicht selbst übernehmen, jedoch eine 
umfassende rechtliche und persönliche Verantwortung für 
die Lebenssituation, Pflege und Erziehung des Kindes/Ju-
gendlichen tragen. Vormund und Pfleger/in haben sicher zu 
stellen, dass ihr Mündel/Pflegling bestmöglich versorgt und 
erzogen wird (parteiliche Interessenswahrnehmung). Das 
verlangt die Erarbeitung und Einnahme klarer Positionen 
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und Durchsetzung bzw. Überprüfung der gesetzten Ziele. 
Neben umfassenden rechtlichen Kenntnissen, methodi-
schen Kompetenzen benötigt der Vormund/ die Vormündin 
bzw. der Pfleger/ die Pflegerin für die Wahrnehmung seiner/
ihrer Aufgaben vor allem Zeitressourcen, um eine persön-
liche Beziehung zum Mündel/Pflegling aufzubauen und 
zu pflegen. In diesem Sinn gibt das Gesetz regelmäßige 
Kontakte zwischen Vormündern/Pfleger/ inne/n und Kindern/
Jugendlichen vor (§1793 Abs. 1a BGB). Die gesetzliche 
Formulierung geht dabei von monatlichen Kontakten aus, 
lässt aber auch Spielraum dafür, die Häufigkeit der Besuche 
im Einzelfall den Erfordernissen der Situation der Kinder/
Jugendlichen anzupassen.

3.2. �Beistandschaft, Beurkun-
dung, Rechtsberatung

�� Kurzbeschreibung
Die Rechtsberatung, -klärung und Schaffung von Rechts-
grundlagen sowie die Geltendmachung von Unterhalts-
ansprüchen zur Existenzsicherung und zur Vermeidung/
Linderung von Armut sollen ein selbstbestimmtes Leben für 
Minderjährige, junge Volljährige und betroffene Elternteile 
ermöglichen.

Alleinerziehende Elternteile werden bei der Feststellung der 
Vaterschaft zu Kindern, die nicht aus einer Ehe stammen 
und bei der Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen 
minderjähriger Kinder beraten und unterstützt. Die Unter-
stützung im Rahmen der Beistandschaft umfasst auch die 
gerichtliche Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen.

Abstammungsverhältnisse und Unterhaltsverpflichtungen 
sowie Sorgeerklärungen für Kinder, deren Eltern nicht 
verheiratet sind, werden kostenfrei beurkundet. Eine 
Urkunde ist ein wichtiges Dokument für den Nachweis der 

Abstammung und der elterlichen Sorge. Der beurkundete 
Unterhaltsanspruch kann auch im Rahmen von Zwangsvoll-
streckungsmaßnahmen gegenüber der bzw. dem Barunter-
haltspflichtigen durchgesetzt werden.

Rechtsberatung erfolgt auch für volljährige Kinder bis zu 
ihrem 21. Geburtstag und für Elternteile zu deren eigenen 
Unterhaltsansprüchen, wenn sie ein unter dreijähriges Kind 
betreuen und nicht mit dem anderen Elternteil verheiratet 
sind.

In einem Sorgerechtsregister werden alle gemeinsamen 
Sorgeerklärungen für in München geborene Kinder regist-
riert.

�� Aktuelle Entwicklung
Zum 01.01.2011 wurde die sogenannte „Düsseldorfer Tabelle“, 
nach der der Kindesunterhalt berechnet wird, erneut geän-
dert (vorige Änderung erfolgte zum 01.01.2010). Die Beträge, 
die den zahlungspflichtigen Elternteilen zum Leben verblei-
ben müssen (Selbstbehaltsätze) wurden erhöht. Dadurch 
mussten zahlreiche aktuelle Unterhaltsberechnungen neu 
überarbeitet werden. Das zum 01.09.2009 in Kraft getretene 
Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) 
brachte nach 2010 auch 2011 eine erhebliche qualitative 
Arbeitsmehrung insbesondere für die Prozessstelle der Ab-
teilung mit sich. Angelehnt an das Mediationsgesetz und um 
Unterhalt nachhaltig zu sichern, führen die Beistände zukünf-
tig Vermittlungsgespräche mit Mediationselementen durch.

�� Ziele
Reduzierung der Wartezeiten auf einen Beurkundungs-
termin für Bürgerinnen und Bürger.

Die Reduzierung der Wartezeiten auf einen Beurkundungs-
termin ist als wichtiges Qualitätskriterium anzusehen.

2009 2010 2011

4539 5430 5676

2009 2010 2011

0 - 2 Wochen 2 - 4 Wochen länger als  
4 Wochen 0 - 2 Wochen 2 - 4 Wochen länger als 

4 Wochen 0 - 2 Wochen 2 - 4 Wochen länger als 
4 Wochen 

60% 15% 25% 38% 42% 20% 32% 40% 28%

Tab. 3: Erfolgte Beurkundungen

Tab. 4: Wartezeiten (erfolgter Beurkundungstermin binnen 2 bzw. binnen 4 Wochen)
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�� Zielerreichung
Die Wartezeiten  des Urkundsbüros haben sich im Jahr 2011 
gegenüber 2010 weiter etwas  verschlechtert. Dies ist im 
wesentlichen auf den neuerliche Anstieg an Beurkundungen 
bei gleichzeitig verringerten Personalressourcen zurückzu-
führen. Die Urkundszahlen waren bereits 2010 so hoch wie 
im Schnitt der letzten 10 Jahre nicht mehr, die von 2011 
weisen eine weitere Steigerung auf. Im direkten Vergleich 
der letzten drei Jahre (2011 zu 2009, s. Tabelle) ist bei den 
erfolgten Beurkundungen ein Anstieg von 25% zu verzeich-
nen. Das Beurkundungsangebot ist durchgehend ausgelas-
tet, sodass die Wartezeiten noch immer nicht im angestreb-
ten Umfang reduziert werden konnten. Eine 
Reduzierung der Wartezeiten lässt sich mit den vorhande-
nen Personalressourcen nicht erreichen, obwohl aufgrund 
von Personalausfällen die Termine durch eine organisatori-
sche Maßnahme bereits weiter verdichtet und Abstriche in 
der Belehrung über die Rechtsfolgen und der Bürgerfreund-
lichkeit gemacht wurden. 

Durch den Einsatz aller Beteiligten konnten im Jahr 2011 
so viele Beurkundungen erfolgen wie in keinem Vorjahr. 
Entsprechend viele Abstammungsverhältnisse wurden 
festgestellt, haben nicht miteinander verheiratete Eltern ein 
gemeinsames elterliches Sorgerecht begründet und wurden 
Unterhaltsansprüche durch die Schaffung eines vollstreckba-
ren Unterhaltstitels gesichert.

�� Perspektive / Trend
Im Jahr 2012 entstehen erneut Personalengpässe im Ur-
kundsbüro. Eine Verkürzung der Wartezeiten ist vorerst nicht 
realistisch.
Durch das Gesetz zur Neuregelung des Sorgerechts von 
nicht miteinander verheirateten Eltern wird eine weitere 
Arbeitsbelastung für die Bereiche Sorgeregisterführung und 
Auskunft erwartet.
Ob dieses Gesetz 2012 noch in Kraft tritt, kann derzeit nicht 
abgeschätzt werden.

2009 2010 2011

9778 9481 9280

2009 2010 2011

16.100.000,00 € 17.291.115,00 € 17.890.635,52 €

2009 2010 2011

18.128 20.497 23.119

Weitere Standardkennzahlen

Geltendmachung von Kindesunterhalt

vom Beistand vereinnahmte Unterhaltszahlungen

Eintragungen im Sorgerechtsregister (Stand insgesamt, 
kumuliert zum 31.12. des Jahres)

Im Jahr 2011 wurden insgesamt 219 gerichtliche Verfahren 
durch die Prozessstelle abgeschlossen. Zu Jahresende wa-
ren 154 offene Verfahren anhängig. Insgesamt waren somit 
373 Verfahren im Jahr 2011 anhängig.

3.3. Unterhaltsvorschuss

�� Kurzbeschreibung
Die Unterhaltsvorschüsse oder –ausfallleistungen für 
Kinder, die nicht oder nicht regelmäßig Unterhalt in Höhe 
des jeweils geltenden Mindestunterhaltbetrages erhalten, 
sollen die finanzielle Absicherung von Kindern alleinerzie-
hender Mütter und Väter gewährleisten. Die verauslagten 
Vorschussleistungen werden vom unterhaltspflichtigen 
Elternteil rückgeholt.

�� Ziele

2009 2010 2011 Veränderung zum Vorjahr

Anzahl der Abgaben 2299 2536 3131 23,46%

Tab. 5: Abgaben an das LfF:

Die Abgaben an das LfF erfolgen nach fachlichen Standards.
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2009 2010 2011
Veränderung zum  

Vorjahr

Auszahlung1 9.550.882,62 € 10.655.212,15 € 10.368.284,38 € -2,69%

Rückholung 2.929.418,47 € 3.109.735,40 € 3.057.966,45 € -1,66%

Rückholquote2 30,67% 29,19% 29,49% 1,06%

Tab. 6: Weitere Finanzzahlen

Aufgrund der guten konjunkturellen Lage konnte die Rückholquote leicht gesteigert werden. Gleichwohl hängt die Rückhol-
quote auch von der personellen Ausstattung ab.

2009 2010 2011
Veränderung zum  

Vorjahr

1. Altersstufe 117,00 € 133,00 € 133,00 € keine

2. Altersstufe 158,00 € 180,00 € 180,00 € keine

Tab. 7: (Regel-)Leistung nach dem UVG pro Kind zum 31.12.: 

¹ Summe der UVG-Leistungen ohne städt. Personal- und Sachkosten
² Quotient der Einnahmen und Ausgaben bei rein kameraler Betrachtung

2009 2010 2011
Veränderung zum  

Vorjahr

Laufende Fälle 5.534 5.566 5.386 -3,23%

Erstattungsfälle 8.990 9.152 8.835 -3,46%

Tab. 8: Fallzahlen

Die Leistungshöhe ist nicht von der Landeshauptstadt München beeinflussbar. Leistungen nach dem UVG sind nicht im 
städt. Haushalt wirksam. Diese Gelder werden zu 2/3 vom Freistaat Bayern und zu 1/3 von der Bundesrepublik Deutschland 
bereitgestellt.

Ziel ist es, die Rückholquote zu stabilisieren und evtl. steigern, da sonst die Beteiligung der Landeshauptstadt München an 
den Kosten der Leistungen nach dem UVG droht, wenn die Quote unter 25% sinkt.

Um dieses Ziel erreichen zu können ist erforderlich, dass seitens des Stadtjugendamts München alles dazu notwendige 
veranlasst wird. Dies wird v.a. an Hand der Abgaben von UVG-Fällen an das Landesamt für Finanzen gemessen. Das Lan-
desamt für Finanzen (kurz: LfF) ist eine Behörde des Freistaats Bayern, die die Geltendmachung der nach § 7 UVG überge-
gangen Ansprüche besorgt.
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4. Kinder- und Jugendarbeit

4.1. �Kinder- und Jugendarbeit - 
Übersicht

�� Kurzbeschreibung
Zu diesem Produkt gehören regionale und überregionale 
Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit, das 
Jugendkulturwerk, die verbandliche Kinder- und Jugendar-
beit, Ferienangebote sowie der Bereich Jugendschutz. Die-
se Angebote leisten einen Beitrag zur Förderung, Erziehung 
und Bildung junger Menschen und zu einer kinder- und 
jugendfreundlichen städtischen Lebenswelt. Durch zahlrei-
che Gruppenangebote wird die Entwicklung von Kindern 
und Jugendlichen zu eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeiten unterstützt und die Über-
nahme gesellschaftlicher Mitverantwortung gefördert. Die 
Angebote dieses Arbeitsbereichs fördern darüber hinaus die 
Selbstorganisation junger Menschen in Jugendverbänden 
und Jugendinitiativen, bieten attraktive Möglichkeiten für 
gemeinschaftliche Ferienaufenthalte und wirken durch 
Angebote zu sinnvoller Freizeitgestaltung Gefährdungen 
junger Menschen entgegen. 

�� Aktuelle Entwicklung
Die vom Stadtrat am 24.05.2011 beschlossene „Rah-
menkonzeption der offenen Kinder- und Jugendarbeit in 
München“ wurde in Druck und online veröffentlicht und 
breit in der Fachöffentlichkeit, auch über München hinaus 
diskutiert. Sie ist die gemeinsam erarbeitete und verein-
barte fachliche Basis, an der die einzelnen Einrichtungen 
ihre Angebote ausrichten und  dient damit als Orientierung 
für eine sozialräumliche, aber auch inhaltlich-feldbezogene 
Abstimmung der Angebote der  offenen Kinder- und Ju-
gendarbeit. Ausgangspunkt der Arbeit sind die Kinder und 
Jugendlichen und  deren  Bewältigungsaufgaben, die sie 
für ein gelingendes Leben  zu meistern haben.

2009 2010 2011
Veränderung zum  

Vorjahr

Anteil Mädchen 48% 48% 48% keine

Anteil Jungen 52% 52% 52% keine

Tab. 9: Geschlechtsspezifische Zahlen:

Die Zahl der laufenden Fälle (Fälle, in denen monatlich Leistungen nach dem UVG erbracht werden; parallel wird die Rückho-
lung veranlasst) ist in etwa gleich geblieben. Zudem ergab sich auf Grund von Personalengpässen ein Arbeitsvorrat, welcher 
die laufenden Fälle mindert. Die Anzahl der Erstattungsfälle (Fälle, in denen keine laufende Leistung mehr erbracht wird; die 
Rückholung ist noch nicht abgeschlossen) bewegt sich wieder auf dem Niveau von 2009.

�� Qualität
Hinsichtlich der Wartezeiten kann bis zur Einführung des 
Fachverfahrens keine qualifizierte Aussage getroffen 
werden. Leistungen nach dem UVG werden in drei Sozial-
bürgerhäusern (SBH) mit entsprechendem Schwerpunkt 
erbracht: SBH Schwabing/Freimann für Mitte und Norden, 
SBH Ramersdorf/Perlach für Osten und SBH Sendling für 
Süden und Westen. Anträge können jedoch bei den Infothe-
ken aller 13 SBH abgeholt und samt Unterlagen abgegeben 
werden. Für die Sachbearbeitung sind stadtweit insgesamt 
25 Planstellen eingerichtet. Pro SBH ergeben sich so durch-
schnittlich ca. acht Planstellen (je nach Anzahl der Fälle). Die 
Qualität hängt u.a. von der jeweils aktuellen Personalsitua-
tion vor Ort ab. Wartezeiten können daher unterschiedlich 
sein.

�� Zielerreichung
Zum 31.12.2011 konnte für 5.386 Kinder der Unterhalt durch 
die Gewährung von Unterhaltsvorschussleistungen gesi-
chert werden; dabei wurde eine Rückholquote von 29,49% 
erreicht. Im Ergebnis wirkt das UVG damit armutspräventiv, 
da es ggf. den Bezug von Leistungen nach dem SGB II bzw. 
SGB XII verhindern kann. Zudem werden die unterhalts-
pflichtigen Elternteile nicht aus ihrer Verantwortung entlas-
sen.

�� Perspektive/ Trend
Vor dem Hintergrund der derzeitigen konjunkturellen 
Entwicklung ist davon auszugehen, dass die Fallzahlen 
stagnieren, da eine größere Anzahl der unterhaltspflichtigen 
Elternteile den jeweiligen Unterhalt direkt leisten kann.
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Als die drei  wichtigsten Tätigkeitsfelder der offenen Kinder- 
und Jugendarbeit werden benannt:

»» Sie bietet Hilfen zur Persönlichkeitsentwicklung
»» �Sie versteht sich als Bildungsangebot und ist ein wichtiger 
informeller Bildungsort in einer kommunalen Bildungs-
landschaft.

»» Sie bietet Hilfen zur alltäglichen Lebensbewältigung.

Die Gesamtkosten des Produktes 3.1.1. Jugendarbeit belie-
fen sich 2011 auf rund 46,42 Mio. €. Davon entfallen 31,86 
Mio. € als Förderung an die freien Träger (137 Einrichtungen 
mit 29,55 Mio. € und 2,31 Mio. € Jugendverbandsförde-
rung). Von 2010 auf 2011 erhöhte sich die Förderung  um 
insgesamt 248 Tsd. € und die Anzahl der geförderten Ein-
richtungen um 3 (Ausweitung der Ferienangebote).

�� Perspektive / Trend
Die Rahmenkonzeption soll ein Konzept sein das lebt. 
Deswegen sollen immer wieder direkte Äußerungen junger 
Münchnerinnen und Münchner  einbezogen werden und so-
mit Bedürfnisse aktuell erfasst werden. Um Jugendliche in  
München zu beteiligen wird derzeit eine Jugendbefragung  
vorbereitet. Zielgruppe sind die 15 – 21- Jährigen  Münchne-
rinnen und Münchner. Sie soll sowohl als Online-Befragung 
mit einer repräsentativen Gruppe Münchner Jugendlicher, 
als auch in ausgewählten Einrichtungen der Offenen Kinder 
und Jugendarbeit und der stationären Jugendhilfe durchge-
führt werden, um ein möglichst breites Bild zu gewinnen. 
Die Ergebnisse werden dann in einem Hearing im Kinder- 
und Jugendhilfeausschuss, sowie in einer jugendpolitischen 
Fachkonferenz besprochen werden und als Grundlage für 
jugendpolitische Forderungen, Planungen und Entwicklun-
gen dienen.

4.2. �Regionale Angebote der offe-
nen Kinder- und Jugendarbeit

�� Kurzbeschreibung
Regionale Angebote der Offenen Kinder- und Jugendarbeit 
bieten kinder- und jugendgemäße Betätigungsmöglichkei-
ten, Veranstaltungen und Räume in der städtischen Lebens-
welt. Offene Kinder- und Jugendarbeit findet vorwiegend 
in festen Einrichtungen, aber auch in Form von mobilen 
Angeboten statt. Beispiele von Einrichtungstypen sind Kin-
der- und Jugendtreff, Kinder- und Jugendcafé, Kinderhaus 
/ Spielhaus, Kinder- und Jugendfarm, Abenteuerspielplatz, 
Mädchentreff. Alle Leistungen werden mit kommunaler 
Finanzierung von freien Trägern erbracht und sind für die 
Kinder und Jugendlichen in der Regel kostenlos. Die regio-
nalen Angebote der Offenen Kinder- und Jugendarbeit rich-
ten sich an alle Kinder, Jugendliche und junge Erwachsenen 
bis 27 Jahren. Der Schwerpunkt liegt altersmäßig bei den 6 
bis 18-Jährigen, wobei die Bedürfnisse sozial benachteiligter 
junger Menschen besondere Berücksichtigung finden. In 
den Einrichtungen werden auf den sozialräumlichen Bedarf 
bezogene Schwerpunkte hinsichtlich Alter, Geschlecht, 
kulturellem und sozialem Hintergrund gesetzt.

�� Aktuelle Entwicklung 
Die Angebote im Bereich der Offenen Kinder- und Jugend-
arbeit beruhen auf der Basis der „Freiwilligkeit“. Daher ist 
die Nutzung von Angeboten durch die Zielgruppen, also die 
„Abstimmung mit den Füßen“ ein wichtiges Indiz dafür, ob 
die Angebote auch deren Interessen entsprachen. Anhand 
der Nutzungen zu verschiedenen quantitativen Indikatoren 
ist feststellbar, dass die Einrichtungen mit ihren Angeboten 
die Zielgruppen hinsichtlich Alter, Geschlecht, kulturellem 
und sozialem Hintergrund entsprechend erreicht haben.

Wie viele Besucherinnen und Besucher anteilsmäßig den 
o. g. Zielgruppen entsprechen wird aus der kompletten 

Zielgruppe 2006 2007 2008 2009 2010 2011

6- bis unter 18 Jährige 66,6% 68,1% 67,7% 68,6% 69,3% 68,5%

Mädchen / junge Frauen 43,1% 44,3% 44,9% 43,7% 43,9% 44,6%

Menschen mit 
Migrationshintergrund 53,4% 54,0% 56,1% 57,8% 58,5% 58,8%

Hauptschülerinnen und 
Hauptschüler 32,6% 32,4% 33,6% 33,9% 34,3% 35,3%

Quelle: Stadtjugendamt, S-II-KJF/JA

Tab. 1: Anteil der Nutzungen durch ausgewählte Zielgruppen von allen Nutzungen
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Erfassung von allen Besuchen bei Angeboten und Veran-
staltungen von allen Einrichtungen ermittelt. Die Nutzun-
gen (=Teilnahme an einem Angebot einer Einrichtung für 
mindestens 1 Stunde) aller Einrichtungen zusammen lagen 
stadtweit im Jahr 2011 bei 1,83 Mio.

Die offenen Angebote der regionalen Einrichtungen erreich-
ten in den Jahren 2006 bis 2011 die gewünschten Zielgrup-
pen. Die Angebote wurden zu 2/3 durch die Hauptzielgrup-
pe der 6- bis unter 18-Jährigen genutzt, davon waren ca. 
1/3 Hauptschülerinnen und Hauptschüler. Bei der Teilnahme 
von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund ist 
eine stetige Steigerung zu verzeichnen.
Bei einer differenzierteren Betrachtungsweise ist feststell-
bar, dass die Teilnahme von Menschen mit Migrationshin-
tergrund wesentlich höher bei offenen Angeboten und bei 
Einrichtungen mit der Zielgruppe der Jugendlichen (14 – 17- 
Jährige) ist. Konträr hierzu ist hier der Anteil der Nutzungen 
durch Mädchen / junge Frauen wesentlich geringer (dieser 
ist stärker bei gezielten Veranstaltungen, strukturierten 
Angeboten und im Kinderbereich).
Im Bereich der Offenen Kinder- und Jugendarbeit ist es 
wichtig, ein ausreichendes Angebot an Räumlichkeiten 
und Orten für Kinder und Jugendliche zu sichern sowie 
bedarfsgerecht weiter auszubauen. Neben der Erhaltung 
des Bestands, vor allem durch die gegenwärtige Generalsa-
nierung, werden auch weiterhin bei größeren Siedlungsvor-
haben neue Einrichtungen der offenen Kinder- und Jugend-
arbeit geplant. Die Planungen für Einrichtungen in Parkstadt 
Schwabing, Truderinger Bahnhof, Freiham und im Bereich 
Hauptbahnhof – Laim – Pasing werden fortgeführt. Bei den 
Generalsanierungen und den Ersatz- und Neubauten wurde 
2011 eine Einrichtung fertiggestellt. Zwei Einrichtungen 
befinden sich noch im Bau und für sieben Einrichtungen 
wurden die konkreten Planungen aufgenommen. 

Indikator für diesen Bereich ist, wie hoch der Versorgungs-
grad mit Raumangeboten im Stadtbereich München ist. Die 
Kennzahl basiert darauf, wie viele 6- bis unter 18-Jährige 
im Durchschnitt auf eine Einrichtung entfallen. Je geringer 
diese Zahl ist, desto höher der Versorgungsgrad. Der durch-
schnittliche Wert ist nicht auf die einzelnen Stadtbezirke 
übertragbar, da neben der Bevölkerungsdichte bei den 6- bis 

unter 18-Jährigen, die Standorte der Einrichtungen sowie 
deren Größe/Fläche nach Bedarfen ausgerichtet wurden 
(und werden) und damit sehr differieren. 
2010 und 2011 war der Versorgungsgrad gegenüber 2009 
wieder geringer, da sich die Anzahl 6- bis unter 18-Jährigen 
gegenüber 2009 um 3,90% erhöhte (2009: 119.708 – 2011: 
124.382).

�� Perspektive / Trend
Neben den längerfristigen Neubauplanungen, die zum Teil 
im Zusammenhang mit Einrichtungen des Referates für Bil-
dung und Sport oder von Nachbarschaftstreffs stehen, sind 
auch 2012 Generalsanierungen und Ersatzbauten bei den 
bestehenden Einrichtungen notwendig. Zwei Einrichtungen 
sollen fertiggestellt werden und im Rahmen der Generalsa-
nierung werden drei neue Projektaufträge vorbereitet.

Der Schwerpunkt der regionalen Angebote liegt altersmä-
ßig bei den 6 bis unter 18-Jährigen. Die Offene Kinder- und 
Jugendarbeit muss aber auch auf die sich verändernden 
Lebenswelten der Kinder und Jugendlichen und auf die ge-
sellschaftlichen Entwicklungen flexibel reagieren. Tendenziell 
ist eine Entgrenzung des Jugendzeitraumes zu verzeichnen, 
da die ökonomische Sicherheiten verschwinden (Generation 
Praktikum) und zur Folge junge Erwachsene länger von ih-
ren Familien ökonomisch abhängig bleiben. Diese Entwick-
lungen können dazu führen, dass als Zielgruppe schwer-
punktmäßig die Altersgruppe der jungen Erwachsenen (vor 
allem der 18 bis 21-Jährigen) mit einzubeziehen ist.

2006 2007 2008 2009 2010 2011

6- bis unter 18-Jährige pro 
Einrichtung 1.366 1.359 1.360 1.330 1.373 1.382

Tab. 2:  Anzahl der 6- bis unter 18-Jährigen, die im Durchschnitt auf eine Einrichtung entfallen

Quelle: Stadtjugendamt, S-II-KJF/JA, ZIMAS
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Bereich Förderung

Förderung über Vertrag 5.000.336,00 € 19 Einrichtungen

Förderung über Zuschuss 1.286.189,00 € 18 Einrichtungen

Förderung freier Träger insgesamt 6.286.525,00 € 37 Einrichtungen

Hauptamtliche Vollzeitplanstellen in den Einrichtungen 86

Nutzungen von überregionalen Angeboten im Jahr insgesamt 620.383

davon Mädchen 50,6%

davon Jungen 49,4%

davon mit Migrationshintergrund 38,6%

Tab. 3: Förderung von überregionalen Angeboten im Jahr 2011 in Zahlen 

Tab. 4: Nutzung von überregionalen Angeboten im Jahr 2011 in Zahlen 

Quelle: Stadtjugendamt, S-II-KJF/JA

Quelle: Stadtjugendamt, S-II-KJF/JA

4.3. �Überregionale Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit

Bei den überregionalen Angeboten der offenen Kinder- und Jugendarbeit handelt es sich vornehmlich um kinder- und ju-
gendkulturell orientierte Einrichtungen. Diese werden vom Jugendkulturwerk gesteuert.

Jugendkulturwerk München (JKW)
Das Jugendkulturwerk fördert und unterstützt die Ent-
wicklung einer eigenständigen Kinder- und Jugendkultur 
in München durch das Bereitstellen von Räumen, Plätzen, 
Strukturen, finanziellen Ressourcen (Zuschüsse) und Know-
how. Ausgangs- und Mittelpunkt  seines Schaffens sind 
die Münchner Kinder und Jugendlichen und ihre gelebten 
Kulturen. Allen Münchner Kindern und Jugendlichen soll  
kulturelle Teilhabe und vielfältige kulturelle Zugänge ermög-
licht werden. Das Jugendkulturwerk München erschließt 
und eröffnet ihnen Räume – reale und virtuelle – für ihre 
vielfältigen kulturellen Ausdrucksformen. 

Durch die Unterstützung des Stadtrates, die Artikulation der 
Szenen sowie die Aktivitäten der Träger und Einrichtungen 
können immer wieder neue Entwicklungen unterstützt und 
befördert werden. Das Jugendkulturwerk sieht sich dabei 
als initiierender, koordinierender, planender und steuernder 
öffentlicher Träger im Feld. Ein besonderer Schwerpunkt 
ist es, Kindern und Jugendlichen, vor allem auch aus sozial 
schwachen Familien, kulturelle Teilhabe zu ermöglichen. 

Das Jugendkulturwerk hat die Fachstellenfunktion für die 
Bereiche Kinderkultur, Jugendkultur, Spielen in der Stadt, 
politische Bildung mit dem Schwerpunkt Rechtsextre-
mismus, Kinder- und Jugendinformation, Medien / Neue 
Medien und die Federführung beim Thema „Jugend im 
öffentlichen Raum“.

Netzwerke
Das Jugendkulturwerk koordiniert oder beteiligt sich an 
verschiedenen Netzwerken im Feld:
KOFO Kinder- und Jugendkultur, AG Spiellandschaft Stadt, 
AG Kinder- und Jugendinformation, 18-jetzt: Veranstalter-
Runde, AG Kultur und Schule, Netzwerk Demokratische 
Bildung, KIKS, ARGE Theatron, Interaktiv, Münchner Netz-
werk Medienkompetenz, Spielraumkommission München, 
Spielraumkommission Riem, Netzwerk Umweltbildung...
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Netzwerk Demokratische Bildung München
Das Netzwerk Demokratische Bildung hat im vergangenen 
Jahr vermehrt die Kompetenzen der Teilnehmenden für 
eigene Fortbildungs- und Vortragsangebote genutzt. Diese 
Angebote wurden sehr gut nachgefragt. Weitere Veran-
staltungen wurden gemeinsam mit der FgR (Fachstelle 
gegen Rechtsextremismus) FIRM (Fachinformationsstelle 
Rechtsextremismus München) KJR München (Stelle für 
zeitgeschichtliche Projekte) und dem Stadtjugendamt durch-
geführt. 2012 folgen weitere. Einen Schwerpunkt der Arbeit 
bildet die Auseinandersetzung mit dem Bildungskonzept für 
das geplante NS-Dokumentationszentrum. Die Geschäfts-
stelle nimmt an den Vernetzungstreffen der Landeskoor-
dinierungstelle gegen Rechtsextremismus (BJR) teil. 
Zusammen mit der FIRM wird ein gemeinsamer Newsletter 
herausgegeben. Einer der Schwerpunkte war die Mitarbeit 
bei der sehr erfolgreichen Kampagne der LH München 
„Laut gegen Brauntöne“.

FIRM (FachInformationsstelle Rechtsextremismus Mün-
chen)
Die 2009 aufgenommene Arbeit der FIRM hat sich ausge-
sprochen bewährt. Die Einbindung in die entsprechenden 
Gremien und Netzwerke ist gelungen. Die Nachfragen 
sind dementsprechend weiter angestiegen. Neben der 
Recherchearbeit bietet die FIRM eigene Informations
veranstaltungen an. Sie organisiert aber auch Fachtagungen 
und Fachveranstaltungen zu der Thematik.
Neben der Schwerpunktarbeit über aktuelle Entwicklun-

gen der rechtsextremen Szene in München, werden auch 
Themen je nach aktuellem Anlass aufgegriffen. Ein ent-
sprechend extremer Anstieg von Anfragen war natürlich 
nach dem „Auffliegen“ des NSU zu verzeichnen. Einer der 
Schwerpunkte war die Mitarbeit bei der sehr erfolgreichen 
Kampagne der LH München „Laut gegen Brauntöne“.

KiKS – Der Kinder-Kultur-Sommer 2011
Der Kinder-Kultur-Sommer–- KiKS – ist eine Kooperations-
plattform für kulturelle Bildung, in die sich Jahr für Jahr 
mehr Partnerinnen und Partner mit Angeboten für Kinder 
und Jugendliche einbringen.

Zum fünften Mal lud der Kinder-Kultur-Sommer 2011 Kinder, 
Jugendliche, Familien und Schulklassen zu einer kulturellen 
Entdeckungsreise in München ein. Bei einem  Auftaktwo-
chenende vom 01. bis 10. Juli wurde das Gelände der Alten 
Messe zur Bühne für Kinderkultur. 

Von Juni bis September fanden im gesamten Stadtgebiet 
Kinderkulturveranstaltungen zum Zuhören, Schauen, Mit-
machen und Ausprobieren statt. 237 Akteure im Bereich der 
kulturellen  Kinder- und Jugendbildung in München präsen-
tierten ihre vielfältigen und interessanten Angebote in 128 
Einzelveranstaltungen für und von Kindern und Jugendli-
chen. Alle Angebote sind für Kinder von 5 bis 15 Jahren 
geeignet und richten sich an Kinder, Jugendliche und die 
ganze Familie. Mit dem alljährlichen KiKS-Reiseführer erhal-
ten Kinder, Jugendliche, Familien, Lehrerinnen und Lehrer 

Tab. 5: Veranstaltungsbereiche

Statischen Daten

Jugendkulturwerkstatt Feierwerk 	 8 Veranstaltungen 	 1.149 BesucherInnen

Workshops für Musiker, DJ`s 	 16 Workshops/Sessions 	 120 TeilnehmerInnen

und junge Veranstalter Feierwerk

Musik & Mehr Feierwerk 	 9 Veranstaltungstage 	 1.166 BesucherInnen

Theatron Musiksommer / Rocksommer Feierwerk	 6 Veranstaltungstage 	 15.000 BesucherInnen

Make or Break Festival Feierwerk	 3 Veranstaltungstage 	 4.800 BesucherInnen

Theatron Pfingstfestival 2010 (JKW) 	 3 Veranstaltungstage 	 13.000 BesucherInnen

]18.jetzt[ Rathaus Clubbing	 1 Veranstaltung 	 2.800 BesucherInnen

Serenade im Park 2010 (JKW)	 1 Veranstaltung	 3.000 BesucherInnen

Theatron Musiksommer Klassikabend (JKW) 		  4.000 BesucherInnen

Weltkindertag 		  3.500 BesucherInnen

SingStar_Festival 	 1 Veranstaltungen 	 500 BesucherInnen

Innovation - Tage des Spiels 	 „kunstwerkStadt“ 	 3.388 BesucherInnen

Veranstaltungsreihe Volxmusik 	 5 Veranstaltungen 	 700 BesucherInnen
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sowie Pädagoginnen und Pädagogen eine gut 
recherchierte Zusammenschau kultureller Angebote für 
Kinder und Jugendliche.

Politische Bildung / Schwerpunkt Rechtsextremismus
Die halbe Stelle Politische Bildung / Schwerpunkt Rechtsex-
tremismus hat neben der Mitarbeit im Netzwerk Demokrati-
sche Bildung eigene Fortbildungen und Vorträge angeboten. 
Seit der Besetzung der Fachstelle gegen Rechtsextremis-
mus (FgR) beim Direktorium (seit 01.08.10) besteht eine 
intensive Zusammenarbeit, ebenso mit der FIRM und der 
Stelle für zeitgeschichtliche Projekte beim KJR. Auch hier 
hat der Fall NSU zu einem erheblichen Anstieg der Anfragen 
geführt. Einer der Schwerpunkte war die Mitarbeit bei der 
sehr erfolgreichen Kampagne der LH München „Laut gegen 
Brauntöne“. Im einzelnen hat die Stelle folgende Veranstal-
tungen durchgeführt:

www.pomki.de – das offizielle Kinderportal der LH 
München
pomki.de, das offizielle Kinderportal der Landeshauptstadt 
ist eine Internetseite extra von und für Münchner Kinder 
zwischen sechs und zwölf Jahren. Ein werbefreier Internet-
Auftritt, der vor allem das, was es in München gibt und das, 
was Kinder interessiert, kindgerecht, geschlechtssensibel, 
inklusiv und partizipativ aufbereitet. 

Das Kinderportal-Team der Landeshauptstadt gestaltet 
Angebote in den Rubriken „Gaudi“, „Auf geht´s“, „Schau 
mal“, „Sei g´scheit“, „Dahoam“ und „Wenn´s kriselt“ Mög-
lich ist das vor allem durch die Vernetzung mit Partnerinnen 
und Partnern aus der Münchner Kultur und dem medienpä-
dagogischen Umfeld des Netzwerks „Inter@ktiv“ (www.
interaktiv-muc.de). In diesem Kontext war das Team von 
pomki.de z. B. Teil der „Junior-Bücherschau“ und bei den 
Tagen der offenen Tür am Gasteig. In enger Zusammenar-
beit mit dem Projekt „lacrima“ der Johanniter-Unfallhilfe 
e. V. entstand unter Mithilfe von Kindern eine Seite zum 
Thema Tod und Trauer. Die wichtige Partnerschaft mit der 
Spiellandschaft Stadt e.V. in Bezug auf den Termin- und 
Veranstaltungskalender des Portals wurde erfolgreich weiter 
geführt. Überdies beteiligte sich pomki.de intensiv an der 
Erarbeitung einer gemeinsamen Feriendatenbank. 
Durch erhebliche Umstellungen  aufgrund verwalterischer 

Vorgaben wurde begonnen, die aktive Projektarbeit zu 
variieren und den Fokus auf die verstärkte Unterstützung 
von Contenterstellung  (Erstellung von Webseiteninhalten) 
mit und von freien Trägern bzw. innerstädtischen Instituti-
onen zu legen. Hierzu wurden alle Interessierten geschult, 
um dann mittels eigenem Zugang zum Portal flexibel und 
selbständig wichtige  Inhalte (Content) für Kinder online 
stellen zu können.

»» �Vortrag Historiker/innenkreis NS-Dokumentationszentrum „Rechtsextreme Jugendkultur“

»» �Informationsgespräch mit dem Landesvorsitzenden der Grünen in Bayern, der kulturpolitischen 
Sprecherin der Grünen im Bundestag, dem Vorsitzenden des SPD-OV Neuhausen und dem ju-
gendpolitischen Sprecher der FDP-OV-Neuhausen zum Thema „Grauzone“

»» �Baustein Rechtsextremismus in der Einheit “Interkulturelle Verständigung“ des POR

»» �Fortbildung für Beratungsfachkräfte und Lehrkräfte München und Oberbayern zum Thema 
„Rechtsextremismus und Musik“ 	

»» �Fachgespräch „Umgang mit Jugendlichen mit rechten Tendenzen“ in Zusammenarbeit mit dem 
Netzwerk demokratische Bildung, FIRM, Kreisjugendring München-Stadt

»» Vortrag  „Rechtsextreme Musik: Geschichte, Entwicklung und aktueller Stand“ in der Färberei

»» Vortrag „Rechtsextreme Jugendkulturen“ für Auszubildende bei Siemens

»» �Workshop zusammen mit den Kammerspielen für Schulklassen im Rahmen der Ausstellung „Pas-
tinaken raus!“

»» Fachgespräch Rechtsextremismus als Rahmenprogramm zur Ausstellung „Pastinaken raus!“

»» Vortrag im Soziologieseminar der LMU zum Thema „Rechtsextreme Jugendkultur“

»» Nachtstudio im Rahmen des Schülerkongresses des Münchner Schüler Büros 

»» Vortrag „Aktuelles zum Thema Rechtsextremismus“ im Bertolt-Brecht Gymnasium

»» Vortrag „Aktuelles zum Thema Rechtsextremismus“ in der Wilhelm-Röntgen-Realschule

»» LehrerInnenfortbildung PI „Rechtsextremismus im Netz“
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4.4. �Verbandliche Kinder- und  
Jugendarbeit

�� Kurzbeschreibung
Der Bereich umfasst die eigenverantwortliche Tätigkeit 
der Münchner Jugendverbände und Jugendgruppen unter 
Wahrung ihres satzungsgemäßen Eigenlebens. Die Arbeit 
der Jugendverbände und Jugendgruppen wird von jungen 
Menschen selbst organisiert, gemeinschaftlich gestaltet und 
mitverantwortet. Ihre Arbeit ist auf Dauer angelegt und auf 
die eigenen Mitglieder und Nichtmitglieder ausgerichtet. 
Jugendverbände und ihre Zusammenschlüsse vertreten An-
liegen und Interessen junger Menschen in der Öffentlichkeit 
und gegenüber der Politik.

Die Abwicklung der Förderung ist vertraglich auf den Kreis-
jugendring München Stadt übertragen. Diese umfasst wie 
folgt:

»» �Förderung der Tätigkeit der derzeit 66 demokratisch 
selbstorganisierten Jugendverbände und -initiativen im 
Stadtgebiet München

»» �Durchführung von Gruppenaktivitäten, Ferienfahrten, 
internationalem Jugendaustausch, jugendkulturellen Akti-
vitäten, Jugendsport, jugendpolitischen Maßnahmen und 
Bildungsmaßnahmen

»» �Förderung und Qualifizierung von ehrenamtlichen Jugend-
leiter/innen

Im Rahmen der Steuerung bei KJF/JA wurde neben der 
Zuständigkeit für Träger aus dem medienpädagogischen 
Umfeld die Aufgabe der Beratung und Mit-Koordinierung 
des Bildungsproviders www.muc.kobis.de (als gemein-
sames Projekt der drei Referate Bildung und Sport(RBS), 
Kultur, Soziales – unter der Federführung des RBS) für 
das Sozialreferat wahrgenommen. Inhalte waren hier u.a. 
der Relaunch von muc.kobis und ks.muc. Zudem wurde 
in diesem Kontext begonnen, darüber nachzudenken, wie 
unterschiedliche Internetplattformen sinnvoll zusammen 
gelegt werden könnten.
Das Netzwerk Interaktiv wird überdies über die Fachabtei-
lung im Jugendkulturwerk steuernd koordiniert und beraten. 
Hierbei beteiligt sich das Sozialreferat/ Stadtjugendamt als 
aktiver und verantwortlicher Partner von Interaktiv:

»» �Vertretung des Sozialreferates/Stadtjugendamtes in der 
„AG Interaktiv“ ( dabei u.a.: Schulreferat, Kulturreferat, 
MVHS, MZM, SIN, PA/Spielkultur Spiellandschaft Stadt, 
KuS); sog. „kleine“  und „Große Runde Interaktiv“ (ca. 50 
Partner/innen)

»» �Unterstützung bei der Koordination von Interaktiv un-
term Jahr und des Inter@ktiv-Herbstevents. Motto 2010: 
„Querweltein – Medienhandeln mobil und öffentlich“

»» �Ein neues Thema für Interaktiv war die Möglichkeit eines 
ständig verfügbaren und festen Interaktiv-Zentrums „IZ 
muc“ zu eruieren, welches für vielerlei interaktive Events 
genutzt werden kann.

Jugendverbandsarbeit 2007 2008 2009 2010 2011
Anzahl Jugendverbände und -initiativen 65 67 69 69 66

Summe Mitgliedschaften 222.728 224.955 220.200 235.000 225.000

% Mitglieder weiblich (ohne Münchner Sportjugend) ca. 48% ca. 46% ca. 46% ca. 46% ca. 47%

% Anteil Migrant/innen (geschätzt) ca. 35% ca. 35% ca. 35% ca. 37% ca. 35% 

Summe Zuschüsse in T€ 2.132 2.230 2.311 2.311 2.311

Relation unter 18 Jährige zu 18-bis 27 Jährigen ca. 47:53 ca. 51:49 ca. 51:49 ca. 51:49 ca. 52:48

Tab. 6: Anzahl der Mitgliedschaften in Jugendverbänden und -initiativen

Quelle: Kreisjugendring München-Stadt
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�� Aktuelle Entwicklungen
Das freiwillige Engagement junger Menschen in selbstor-
ganisierten Jugendverbänden nimmt entgegen negativer 
Prognosen nicht ab. Diese erfreuliche Entwicklung lässt sich 
auch in den Mitgliedszahlen der Jugendverbände und in der 
Anzahl der Aktivitäten der Jugendverbände wiederfinden: 
So bleiben die Angebote der Jugendverbände im Jahr 2011 
in ihrer Anzahl vergleichbar zu vorhergehenden Jahren. Dies 
wird im Bereich der Ferienfahrten und Freizeiten deutlich: 
Wie auch in den Jahren zuvor führten die Münchner Jugend-
verbände und Jugendgruppe knapp 700 Ferienmaßnahmen 
durch. Das Angebot reicht dabei von mehrtägigen Ausflügen 
bis hin zu zweiwöchigen Zeltlagern und Freizeiten. Ergänzt 
wurde das Angebot des Jahres 2011 durch insgesamt 62 
Maßnahmen in den Bereichen Jugendpolitik, Jugendkultur 
und Internationale Jugendbegegnung. Da sich die Angebote 
der Jugendverbände jedoch zunehmend an veränderte Struk-
turen (Ausweitung des schulischen Bereichs, Zunahme der 
webbasierten Freizeitaktivitäten) anpassen, wird es in den 
nächsten Jahren notwendig sein, die bestehenden Zuschuss-
richtlinien zu überarbeiten. Diesbezüglich hat sich bereits eine 
Arbeitsgruppe zusammengeschlossen, die den veränderten 
Bedarf der Münchner Jugendgruppen erfassen und Möglich-
keiten der Überarbeitung suchen wird, damit die Unterstüt-
zung der Jugendverbandsarbeit auch in Zukunft zeitgemäß 
und bedarfsgerecht erfolgen kann.

Jugendpolitisch stand für den Kreisjugendring vor allem das 
Thema „Raum für Kinder und Jugendliche in der Stadt“ im 
Mittelpunkt. Mit der groß angelegten Kampagne „Schwarz-
Weiß-Buch“ wurden sehr öffentlichkeitswirksam die Interes-
senslagen von Jugendlichen und die Wahrnehmung unserer 

Stadt durch junge Menschen kenntlich gemacht: Mit einer 
mobilen Ausstellung auf zentralen öffentlichen Plätzen wurde 
der Einblick in die Lebenswelt junger Münchnerinnen und 
Münchner ermöglicht und es wurden vorhandene, aber auch 
fehlende Lebens- und Freiräume für junge Menschen in der 
Stadt aufgezeigt.

Weitere Informationen zur Arbeit der Jugendverbände und 
ihren jugendpolitischen Aktivitäten können dem Jahresbericht 
des Kreisjugendring München-Stadt entnommen werden.

4.5. �Ferienangebote

�� Kurzbeschreibung
Die Ferienangebote sind ein wichtiger Bestandteil der 
sozialen Infrastruktur der Landeshauptstadt München im 
Rahmen der Familienförderung. Sie tragen dazu bei, die 
Familien in den Ferienzeiten zu entlasten und im Sinne 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Eltern und deren 
Kinder durch attraktive und hochwertige Ferienangebote 
zu unterstützen. Die Ferienangebote bieten Betreuung, 
Erholung und Bildung. Sie schaffen Platz für Spontanität und 
unverplante Zeiträume. In der Gemeinschaft werden neue 
soziale Erfahrungen und Erlebnisse geschaffen. Bewegung, 
Spiel und ganzheitliches Erleben werden gefördert. Die 
Ferienangebote richten sich an alle Münchner Kinder und 
Jugendliche, vorwiegend im Alter von fünf bis 15 Jahren. 
Ziel ist es, ihnen unabhängig von Geschlecht, Behinderung, 
Religion, Migration und sexueller Selbstbestimmung, die 
aktive Teilnahme an den Projekten zu ermöglichen. Im Sinne 

Zielgruppe 2007 2008 2009 2010 2011

Mädchen / junge Frauen 47,3% 49,8% 48,9% 50,9% 52,0%

Jungen / junge Männer 52,7% 50,2% 51,1% 49,1% 48,0%

ausl. Mädchen und Jungen², bzw. Anteil Migrantin-
nen, Migranten 19,5% 16,4% 31,0% 37,5% 28,8%

Tab. 7: Anteil der Nutzungen¹ durch die Zielgruppen

Quelle: Stadtjugendamt, S-II-KJF/JA

¹Nutzungen = Angebotstage x Teilnehmerinnen/ Teilnehmer
² Bis zum Jahr 2008 beschränkte sich die Erfassung des Migrationshintergrunds ausschließlich auf den Aspekt der Staatszugehörigkeit, bzw. der Nationalität. 

Ein einheitliches Verfahren bei der Erhebung wurde mit den freien Trägern abgestimmt. Ab dem Jahr 2010 erfolgt bei den freien Trägern eine Erhebung, bzw. 

eine qualifizierte Schätzung des Migrationshintergrundes. Bis zur endgültigen Klärung von datenschutzrechtlichen Bedenken erfolgt seitens des städtischen  

Anbieters von Ferienmaßnahmen nach wie vor eine Erhebung ausschließlich aufgrund der Staatsangehörigkeit, bzw. aufgrund der Nationalität (Gesamtstäd-

tische Anteil der 5-15 jährigen ausländischen Jungen und Mädchen = 19,4%; Gesamtstädtische Anteil der 5 -15 jährigen Deutschen mit Migrationshinter-

grund: 45,29 %/ Quelle: ZIMAS Daten; Stand Dez. 2011).
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dieses inklusiven Ansatzes erleben sie Vielfalt, können 
Berührungsängste abbauen und Gemeinsamkeiten trotz 
Differenz entdecken.

Ferienangebote finden in den Faschings-, Oster-, Pfingst-, 
Sommer-, Herbst- und Winterferien für alle Münchner Kinder 
im Alter von 5 bis 15 Jahren statt. Das Leistungsspektrum 
umfasst halb- bis mehrtägige Angebote, Projekte und 
Workshops, eintägige Erlebnisreisen, Wochenendfreizeiten, 
Ferienaufenthalte, Zeltlager, Stadtranderholung, usw. Bei 
einem Träger werden Kinder und Jugendliche in den Ferien 
in Gastfamilien, bzw. in ein Jugenderholungsdorf vermittelt.

�� Aktuelle Entwicklung
Die Ferienangebote werden im Jahr 2011 von zehn freien 
Trägern (davon einem Trägerverbund), überwiegend jedoch 
vom städtischen Anbieter durchgeführt.

Anteil der Nutzungen¹ durch die Zielgruppen

Inklusion
Die Träger der Ferienangebote sind bestrebt, im Rahmen  
der Inklusion allen interessierten Kindern und Jugendlichen 
die Teilhabe an den Ferienangeboten zu ermöglichen. Im 
Jahr 2011  standen dem Produkt Ferienangebote zusätzliche 
Mittel zur Verfügung (Beschluss Kinder- und Jugendhilfeaus-
schuss vom 29.06.2010). Damit war es möglich, die Teilnah-
me von Kindern und Jugendlichen mit besonderem Betreu-
ungsbedarf auszubauen und ihre Teilhabe zu optimieren.

Verbesserung der Öffentlichkeitsarbeit
Die Feriendatenbank www.ferien-muenchen.de informiert 
über eine Vielzahl an betreuten Ferienangeboten der unter-
schiedlichen Träger. Die Anzahl der Besucherinnen und Be-
sucher sowie die Anzahl der Seitenaufrufe der referats- und 
anbieterübergreifende Datenbank steigt kontinuierlich. 
Um zeitgemäßen Anforderungen nachzukommen und um 
die unterschiedlichen Bedürfnissen der Nutzerinnen und 
Nutzer besser zu berücksichtigen wurde der Webauftritt 
im Laufe des Jahres 2011 neu gestaltet. Ein neues Design 
wurde entwickelt und die Suchkriterien erweitert (Suche 
nach Stadtbezirken, Maßnahmen mit und ohne Anmeldung, 
Verlinkung zu den Veranstaltungskalendern pomki.de und 
under 18.de; …). Zugleich wurde darauf geachtet, den In-
ternetauftritt der Feriendatenbank barrierearm zu gestalten. 

Die neu gestaltete Feriendatenbank steht seit dem ersten 
Quartal 2012 zur Verfügung. 

�� Perspektive / Trend
Dem Produkt Ferienangebote standen ab dem Haushalts-
jahr 2011 zusätzliche Mittel zur Verfügung (Beschluss des 
Kinder- und Jugendhilfeausschusses vom 29.06.2010). Über 
die Vergabe der Mittel für den Ausbau der betreuten Ferien-
maßnahmen wurde erst im 2. Quartal entschieden (Kinder- 
und Jugendhilfeausschuss vom 28.06.2011 ), so dass im 
Jahr 2011 noch nicht alle bewilligten Maßnahmen durchge-
führt werden konnten. Ab dem Jahr 2012 ist es möglich, 
dem steigenden Bedarf nach betreuten Ferienplätzen 
besser nachzukommen, die Anzahl der Ferienplätze auszu-
bauen und damit die Angebotsvielfalt mit neuen attraktiven 
Ferienmaßnahmen zu erweitern.

Ende des Jahres 2011 informierte der Träger Lilalu e.V. die 
Landeshauptstadt München, dass dem Verein die Insolvenz 
drohe und die betreuten Ferienworkshops eventuell im 
Jahr 2012 nicht mehr durchgeführt werden können. Mittler-
weile wurde Lilalu von den Johannitern übernommen. Das 
Sozialreferat schlägt dem KJHA vor, die Joihanniter für Lilalu 
weiter zu bezuschussen. 

4.6. �Jugendschutz

�� Kurzbeschreibung
Aufgabe des Jugendschutzes ist es, entwicklungsfördernde 
Lebensbedingungen für Kinder, junge Menschen und ihre 
Familien zu schaffen. Kinder und Jugendliche sollen befähigt 
werden, Risiken einzuschätzen und mit ihnen umzugehen.
Schwerpunktthemen der Fachstelle sind u.a. Gewalt/Medi-
en, Pornographie, Suchtprävention (allg. und in Bezug auf 
Medienkonsum). Neben der Überprüfung gesetzlicher Vor-
gaben und gegebenenfalls notwendiger Intervention leistet 
der Jugendschutz  Beratung und Information, unter ande-
rem in Form von Referenten- und Gutachtertätigkeit (z.B. bei 
Fachveranstaltungen zum Erwerb von Medienkompetenz).
Die Fachstelle Jugendschutz leistet ihre Arbeit auf gesetz-
licher Grundlage des Kinder- und Jugendhilfegesetz – SGB 
VIII: § 14 (erzieherischer Jugendschutz) in Verbindung mit 
§§ 1 Abs. 3, 11 und 16 SGB VIII sowie des Jugendschutzge-
setzes, JuSchG: §§ 11 – 24. Hinzu kommt der Jugendme-
dienschutz-Staatsvertrag – JMStV, in dem die Regelung des 
Jugendschutzes in Rundfunk und Telemedien festgelegt ist 
sowie der Artikel 5, Abs. 2 Grundgesetz – GG: Einschrän-
kung der grundsätzlich festgelegten Freiheit der Meinungs-
äußerung und des Zensurverbots mit dem ausdrücklichen 
Verweis auf den Jugendschutz: „Diese Rechte finden ihre 
Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den 

2010 2011

Anteil der 
Mädchen und 
Jungen mit 

Behinderung

3,9% 7,0%
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gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und 
in dem Recht der persönlichen Ehre.“ Weitere Grundlage der 
Fachstelle ist das Strafgesetzbuch – StGB: insbesondere § 
86 (Verbreiten von Propagandamitteln verfassungswidriger 
Organisationen), § 130 (Volksverhetzung), § 130a (Anleitung 
zu Straftaten), § 131 (Gewaltdarstellung) und §§ 184 ff. 
(Pornografie).  

�� Aktuelle Entwicklung
In 2011 bearbeiteten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
per Bescheid, Auflagen und Stellungnahmen 1.142 Anträge 
zu den einschlägigen Vorschriften des Jugendschutz- (Ju-
SchG) sowie Jugendarbeitsschutz-Gesetzes (JArbSchG). 
Dabei handelte es sich um Bescheide zu Konzerten und 
Großveranstaltungen, Ausnahmegenehmigungen für die 
Mitwirkung von Kindern zu Theateraufführungen sowie 
Medienproduktionen wie Film- bzw. Werbeaufnahmen, 
Hörfunkbeiträge etc.

Während des Jahres war der Fachbereich an insgesamt 
533 Einsätzen hinsichtlich Veranstaltungen, z.B. Konzerten, 
beteiligt oder nahm Kontrollen von Gewerbebetrieben vor. 
Hinsichtlich der Gewerbebetriebe lag der Fokus hierbei auf 
Gaststätten und Tanzlokalen wie Clubs, Diskotheken u.ä. 
Unter der Rubrik Jugendschutz / Medien lag der Schwer-
punkt auf 536 stichweise durchgeführten Proben im Inter-
net. 

Aus diesen Tätigkeiten resultierte die Einleitung von vier 
Ordnungswidrigkeitsverfahren sowie zwei Strafanzeigen. In 
Bezug auf eine Musik-CD wurde ein Indizierungsverfahren 
an der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien 
eingeleitet. 

Fachberatend tätig waren der Jugendschutz in insgesamt 
193 Fällen, in denen bei Bedarf auch Gutachten zu Einzelfäl-
len des JuSchG, JArbSchG sowie des Jugendmedienschutz-
Staatsvertrages erstellt wurden. Der größte Teil bezog sich 
dabei auf die fachliche Beratung anderer Dienststellen. 
Des weiteren wurden Gutachten erstellt, hauptsächlich zu 
Ausnahmegenehmigungen des Jugendarbeitsschutzes für 
das Gewerbeaufsichtsamt München sowie zu Filmen für die 
freiwillige Selbstkontrolle der Filmwirtschaft (FSK) in Wies-
baden und Computerspielen für die Unterhaltungssoftware-
Selbstkontrolle (USK) in Berlin. 

Zum Aufgabengebiet des Fachbereichs zählten aber nicht 
nur die gesetzlichen Aspekte, sondern auch die Information 
und Aufklärung anderer Fachstellen. Hierzu wurden sechs 
Multiplikatorinnen-/ Multiplikatorenveranstaltungen durchge-
führt und an drei Elternabenden die Münchner Bürgerinnen 
und Bürger explizit zur Thematik informiert.

27 mal nahm der Fachbereich an behördeninternen bzw. 
-externen Arbeitskreisen, Gremien und Ausschüssen teil. Zu 
den fest etablierten Arbeitskreisen zählen hier das Sicher-
heits- und Aktionsbündnis Münchner Institutionen (S.A.M.I.) 
des Polizeipräsidiums München und des Kreisverwaltungs-
referates. Auch der Arbeitskreis Jugenddelinquenz bildet ei-
nen festen Bestandteil der Mitarbeit. Hinsichtlich der Arbeit 
in Ausschüssen war man hier in erster Linie bei Bedarf im 
Kinder- und Jugendhilfeausschuss vertreten. Hinzu kamen 
13 Stadtratsanfragen bzw. Anträge und sieben Pressein-
terviews, die sich meist auf die Themenbereiche Jugend, 
Alkohol oder Oktoberfest bezogen.

Prävention Alkoholmissbrauch und andere Suchtmittel
Zum Arbeitsbereich gehört die Mitarbeit an dem 
„Münchner Programm zur Prävention von Alkohol-
missbrauch und anderen Suchtmitteln bei Kindern und 
Jugendlichen“(Arbeitstitel). Um der Gefährdung von Kindern 
und Jugendlichen durch Alkoholkonsum entgegen zu 
wirken, hat der Stadtrat der LH München drei Stellen zur 
Entwicklung eines stadtweiten Gesamtkonzeptes geneh-
migt. Hier sollen Angebote der Prävention und Frühinterven-
tion unter Einbindung der freien Träger referatsübergreifend 
koordiniert und verstärkt werden. Die Aspekte des ge-
schlechtsspezifischen und interkulturellen Ansatzes fließen 
dabei flächendeckend mit ein. Vorrangige Zielgruppen sind 
Kinder und Jugendliche, Eltern, Fachkräfte, Multiplikato-
rinnen und Multiplikatoren, Vereine, Gewerbetreibende u. 
Veranstalter sowie die Münchner Öffentlichkeit. Hier wurde 
der Vertreter des Fachbereichs als ständiges Mitglied in den 
Arbeitskreis Sicherheits- und Aktionsbündnis Münchner Ins-
titutionen (S.A.M.I) des KVR und Polizeipräsidiums München 
aufgenommen.
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5. Jugendsozialarbeit

5.1. �Jugendsozialarbeit –  
Übersicht

�� Kurzbeschreibung
Die Maßnahmen im Produkt „Jugendsozialarbeit“ fördern 
benachteiligte junge Menschen, um sie schulisch, beruflich 
und sozial zu integrieren. Dafür werden strukturelle Angebo-
te mit folgenden Schwerpunkten vorgehalten: Schulsozialar-
beit an Grund-, Haupt-, Förder- und Berufsschulen; vielfältige 
Maßnahmen zur Schülerförderung; Maßnahmen zur Förde-
rung der unter 25-Jährigen beim Übergang Schule/Beruf mit 
einem Schwerpunkt bei der Berufsbezogenen Jugendhilfe; 
Angebote zur Gewaltprävention an Schulen; Streetwork. 

�� Aktuelle Entwicklung
Das JADE-Projekt wurde auch an Förderschulen eingeführt. 
Damit werden durch Schulsozialarbeit und JADE im Jahr 
2011 insgesamt 96 Schulen betreut. Durch die intensive 
Begleitung der Schülerinnen und Schüler im Übergang zum 
Beruf kann eine Zunahmen an Ausbildungsverträgen und 
positiven Verläufen verzeichnet werden. Das JADE - Projekt 
ist ein Kooperationsprojekt des Sozialreferates/Stadtjugend-
amt, des Referats für Bildung und Sport, des Staatlichen 
Schulamtes, der Agentur für Arbeit, des Jobcenter Mün-
chen und den freien Trägern der Jugendhilfe. Im Jahr 2011 
wurde unter Hochdruck mit den Kooperationspartnern nach 
Möglichkeiten der Weiterfinanzierung ab 2012 gearbeitet, da 
aufgrund diverser geänderter Vorgaben der Bundesagentur 
für Arbeit die bisherige Abwicklung der  Finanzierungsbetei-
ligung nicht mehr möglich war. Eine Vertragsverlängerung 
zunächst bis zum Schuljahresende 2012 konnte vereinbart 
werden.

Im Bereich der Gewaltprävention an Schulen konnten die 
Angebote stärker miteinander vernetzt werden, die Darstel-
lung und damit Nutzbarkeit der Angebote wurde verbessert.

Das Thema „Jugend im öffentlichen Raum“ nimmt im 
sozialpolitischen Diskurs eine immer größere Rolle ein. Die 
öffentlichen Treffpunkte von Jugendlichen stehen in Kon-
kurrenz zu kommerziellen Anbietern und ruhebedürftigen 
Anwohnern. Jugendliche werden so weitgehend aus dem 
öffentlichen Raum verdrängt. Aus diesem Grund wird das 
gesamte Stadtgebiet auf Zuschnitt, Bedarf und Personal-
schlüssel in Bezug auf Streetwork überprüft und gegebe-
nenfalls dem Stadtrat darüber berichtet. 

Die Gesamtkosten des Produktes belaufen sich 2011 auf 26 
Mio. Euro. Davon entfallen rund 13,3 Mio. Euro auf die För-

derung freier Träger. Bedingt durch die Neuzuordnung der 
Jugendgerichtshilfe zum Bereich ‚Erziehungshilfen‘ vermin-
dert sich die Förderung von 2010 auf 2011 um 2,1 Mio. Euro. 

�� Perspektive / Trend
Gerade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten nimmt die 
Bedeutung der Jugendsozialarbeit als Förderung benachtei-
ligter junger Menschen eher zu. Vorrangig ist eine qualitative 
Weiterentwicklung der Angebote der Jugendsozialarbeit. 
Die Schulsozialarbeit muss ihr Profil auch auf dem Hinter-
grund der Offenen und gebundenen Ganztagsschule weiter 
überarbeiten. 

Die Bundesregierung hat am 25.02.2011 im Rahmen des 
Bildungs- und Teilhabepakets auch Mittel für Schulsozialar-
beit und Mittagessen in Horten vorgesehen. Der Stadtrat 
hat daraufhin einer Beschlussvorlage zugestimmt wie die 
Mittel in Höhe von ca. 6,3 Mio. Euro die jährlich jeweils in 
den Jahren 2011 bis 2013 vereinnahmt werden können für 
die Jahre 2012 bis 2015 eingesetzt werden. U.a. wurde 
einer Ausweitung der Angebote der Schulsozialarbeit an 20 
Grundschulen, an neuen Standorten der Mittelschulen und 
Förderzentren und weiteren verschiedenen Projekten zuge-
stimmt, deren Start in 2012 und 2013 umgesetzt werden 
kann.

Die anderen Bereiche der Jugendsozialarbeit, insbesondere 
die Berufsbezogene Jugendhilfe sowie die Schülerförde-
rung, werden konzeptionell weiterentwickelt. Die Weiter-
finanzierung von JADE für die Schuljahre 2012/2013 und 
folgende muss eine verlässliche Struktur finden. 

5.2. �Schulsozialarbeit

�� Kurzbeschreibung
Die Schulsozialarbeit umfasst Angebote zur Betreuung, 
Beratung und Qualifizierung junger Menschen sowie ergän-
zende Freizeitangebote an Grund,- Haupt,- Förderschulen 
und beruflichen Schulen. Die Angebote finden innerhalb und 
außerhalb der Unterrichtszeiten in der Schule statt. Ange-
boten werden Einzelberatung, Projekte mit Klassen und 
Gruppenarbeit. Zur primären Zielgruppe zählen neben den 
Kindern und Jugendlichen auch die Eltern. Mit den Lehrkräf-
ten und der Schulleitung an den jeweiligen Schulen besteht 
eine enge und intensive Zusammenarbeit. Ziel der Ange-
bote ist die Herstellung von Chancengleichheit und eine 
gelungene Identitätsentwicklung für Mädchen und Jungen 
durch Förderung der persönlichen, sozialen und schulischen 
Kompetenzen. Die Leistungen werden in öffentlicher und 
freier Trägerschaft zu etwa gleichen Teilen erbracht.
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�� Aktuelle Entwicklungen
Das Jahr 2011 war unter anderem geprägt von Veränderun-
gen in der Schulsozialarbeit durch das Bildungs- und Teilha-
bepaket. So gibt es nun die Möglichkeit, dass kommunale 
Schulsozialarbeit auch vom Bund mitfinanziert wird. Mün-
chen konnte so den Ausbau der Schulsozialarbeit forcieren. 
An 20 Grundschulen, 7 Mittelschulen und einem Förderzent-
rum wird Schulsozialarbeit neu eingerichtet. Die Umsetzung 
dieses Ausbaues erfolgt im Jahr 2012 und 2013. 

2011 wurden auch die Standards zur Schulsozialarbeit an 
Grundschulen offiziell vorgestellt. Mit dem zunehmenden 
Ausbau von Schulsozialarbeit bedeutet es einen wichtigen 
Schritt, dass die Leistungen der Schulsozialarbeit an Grund-
schulen für alle Kooperationspartner grundsätzlich definiert 
sind. Die Standards von Schulsozialarbeit an Förderzentren 
und Mittelschulen  werden 2012 überarbeitet. 

Ein weiteres Thema war die zunehmende Zusammenarbeit 
von Jugendhilfeleistungen an Schulen. So galt es die Rolle 
der Schulsozialarbeit in der Ganztagsschule zu klären und 
zum anderen neue Modelle der Zusammenarbeit von Erzie-
hungshilfe, Schulsozialarbeit und Schule zu initiieren.

Das JADE-Programm 

�� Kurzbeschreibung
Das Programm „JADE - Jugendliche an die Hand nehmen 
und begleiten“ ist ein Kooperationsprojekt zur vertieften 
Berufsorientierung und Berufsfindung für Schülerinnen und 
Schüler der achten und neunten Jahrgangsstufe an den 44 
Münchner Mittelschulen und an den Sonderpädagogischen 
Förderzentren. Die Kooperationspartner, Agentur für Arbeit, 
Referat für Bildung und Sport, Sozialreferat und das Staatli-
che Schulamt in der Landeshauptstadt München arbeiten an 
den Schulen eng zusammen mit dem Ziel, den Schülerinnen 
und Schülern realitätsnahe Orientierungsmöglichkeiten für 
ihre Berufswahl zu geben, passgenaue berufliche Perspek-
tiven mit jedem einzelnen zu erarbeiten und den Übergang 
von der Schule in den Beruf zu begleiten. Durch zusätzliche 
Orientierungs- und Förderangebote der Jade-Fachkräfte an 
den Schulen und die enge Zusammenarbeit von Lehrkräf-
ten, Sozialpädagoginnen / Sozialpädagogen, Berufsbera-
tung der Agentur für Arbeit und ggf. der Arbeitsvermittler/ 
Arbeitsvermittlerinnen der Jobcenter sollen auch benachtei-
ligten Jugendlichen Wege eröffnet werden, deren Übergang 
in die Arbeitswelt ohne zusätzliche Unterstützung gefährdet 
ist.

Auch in der derzeit guten Lage auf dem Ausbildungsmarkt 
benötigen die Jugendlichen eine gezielte Vorbereitung auf 
die immer komplexer werdende Berufswelt mit erhöhten 
Leistungsanforderungen, sowie Unterstützung in ihrer Be-
rufswahl und Berufswegplanung. 

2008 2009 2010 2011

Anzahl 
Standorte 

SchSA

Anteil an 
allen

Schulen

Anzahl 
Standorte 

SchSA

Anteil an 
allen

Schulen

Anzahl 
Standorte 

SchSA

Anteil an 
allen

Schulen
 

Anteil an 
allen

Schulen

Grundschulen 5 6,50% 13 10,00% 14 10,77% 14 10.77%

Hauptschulen 35 77,77% 35 77,77% 36 80,00% 37 82,22%

Förder-
schulen 13 81,25% 15 93,75% 15 93,75% 15 93,75%

Berufl. Schulen u. 
Wirtschaftsschulen 24 52,17% 31 67,40% 30* 65,22% 30 65,22%

Tab. 1: Schulsozialarbeit an den unterschiedlichen Schultypen in München

*durch veränderte Zählweise ergibt sich ein geringerer Wert, die Angebote blieben unverändert.
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�� Aktuelle Entwicklung
Das JADE-Programm wurde auf der Grundlage eines kon-
kretisierten und modularisierten Konzeptes im Jahr 2011 an 
allen 44 Mittelschulen und an neun Sonderpädagogischen 
Förderzentren durchgeführt. 

Die Kooperationspartner Agentur für Arbeit, die Regierung 
von Oberbayern, das staatliche Schulamt und das Referat 
für Bildung und Sport kamen gemeinsam mit dem Stadtju-
gendamt am Ende des Jahres 2011 zur Entscheidung, dass 
das Programm JADE auch in Zukunft gemeinsam flächen-
deckend an allen Mittelschulen und an den Förderzentren 
umgesetzt werden soll.

Im Schuljahr 2010/2011 wurden stadtweit 3882 Schülerin-
nen und Schüler in den achten und neunten Klassen an 
Münchner Mittelschulen im Rahmen von JADE beraten, 
unterstützt und begleitet, 2071 davon in der neunten Jahr-
gangsstufe / Abgangsklasse. An den neun Förderschulen, an 
denen JADE im Schuljahr 2010/2011 vertreten ist, waren es 
im Jahr 2011 in der neunten Klasse 92 Schülerinnen / Schü-
ler. Mit allen Schülerinnen und Schülern der Abschlussklas-
sen der Mittelschulen und der neun Förderschulen wurde in 
Kooperation mit den Lehrkräften, den Berufsberaterinnen / 
Berufsberatern der Agentur und ggf. Arbeitsvermittlerinnen 
/ Arbeitsvermittlern des Jobcenters eine Anschlusspers-
pektive erarbeitet und in die Wege geleitet. Nach Verlassen 
der Schule wurde im Herbst 2011 eine Nachbefragung bei 
allen ehemaligen Schülerinnen/Schülern durchgeführt, um 
abzufragen, wo diese sich tatsächlich auf ihrem beruflichen 
Weg befinden. Die Ergebnisse wurden in der sogenannte 
Verbleibstatistik zusammen gefasst. Im Bedarfsfall wurden 
Einzelne nochmals beraten und motiviert.

Laut Verbleibstatistik 2011 mündeten 36,9 Prozent der 
Mittelschulabgänger/innen direkt in eine duale Ausbildung 
ein, das ist gegenüber dem Jahr 2010 eine Steigerung von 
knapp 7 Prozent. 5,7 Prozent besuchten im Anschluss eine 
Berufsfachschule oder ein Berufsgrundschuljahr, knapp 
16  Prozent wechselten auf eine weiterführende Schule. 
Insgesamt bedeutet dies, dass etwa 58,5 Prozent der 
Mittelschulabgänger/innen im Herbst 2011 eine positive 
zielführende Perspektive hatten.

Perspektive / Trend
Insbesondere für benachteiligte Schülerinnen und Schüler 
ist das zusätzliche Angebot in der Berufsorientierung und 
Berufswegfindung durch JADE wichtig, um auch ihnen den 
Weg in die Berufswelt zu ermöglichen. Die Jugendlichen 
aus sozial benachteiligten Familien benötigen zusätzliche 
sozialpädagogische Unterstützung, da sie oft keinerlei Hilfe-
stellungen durch die Eltern erfahren und von ihrer persönli-
chen Entwicklung her nicht ausreichend auf den Einstieg ins 

Berufsleben vorbereitet sind. Dem gegenüber steigen die 
Anforderungen in der Arbeitswelt. Angesichts der wachsen-
den Komplexität der Arbeitswelt und der beruflichen Wege 
wird es auch in Zukunft nötig sein,  den Übergang von der 
allgemeinbildenden Schule in das berufliche Leben mit 
Jugendhilfe zu unterstützen.

Die Agentur für Arbeit ist auch weiterhin an einer Zusam-
menarbeit mit der Landeshauptstadt München im Pro-
gramm JADE interessiert und wird sich auch künftig an den 
Kosten beteiligen, wenn das Programm flächendeckend an 
allen Mittelschulen und an den Förderzentren durchgeführt 
wird. Für die Zukunft wurde ein längerer Förderzeitraum mit 
der Agentur verhandelt, so dass für alle Beteiligten künftig 
mehr Planungssicherheit gegeben ist. 

Neben der Berufsorientierung an den Schulen brauchen wir 
darüber hinaus auch künftig ein differenziertes Maßnahme-
angebot im Bereich Übergang Schule Beruf für benachtei-
ligte Schülerinnen und Schüler, die den unmittelbaren Weg 
nach der Schule in den Arbeitsmarkt nicht schaffen. 
Die Untersuchungen der Münchner Längsschnittstudie 
zeigen, dass die verschiedenen Berufsvorbereitungsangebo-
te im Anschluss an die allgemeinbildende Schule sinnvolle 
Maßnahmen darstellen  und durchaus geeignet sind, den 
Jugendlichen einen späteren Einstieg in eine Ausbildung zu 
ermöglichen. So gelingt mehr als zwei Dritteln der Jugendli-
chen nach dem Besuch einer berufsvorbereitenden Maß-
nahme der Weg in eine Ausbildung. 

5.3. �Maßnahmen zur SchülerIn-
nenförderung

�� Kurzbeschreibung
In München findet sich eine breite Palette an Maßnahmen 
zur SchülerInnenförderung, die Hausaufgabenunterstützung 
mit begleitender persönlicher Unterstützung anbieten.

Sozialpädagogische Lernhilfen
Die Sozialpädagogischen Lernhilfen (SPLH) für Kinder und Ju-
gendliche mit sozialer Benachteiligung und oder individueller 
Beeinträchtigung werden stadtweit von vier Trägern an über 
90 Standorten, meist in Schulräumen, angeboten. Sie bieten 
mehr als 910 Plätze für Kinder und Jugendliche aus Grund-, 
Haupt- und Förderschulen. Die SPLH wird während der 
Schulzeit an 2 Tagen pro Woche für je 2 Stunden angeboten 
und ist auf max. 2 Jahre begrenzt. Der Zugang erfolgt über 
die Bezirkssozialarbeit und die Schulsozialarbeit. Das Angebot 
ist für die Teilnehmer/innen kostenlos. Die Gesamtkosten 
betragen ca. 1.280.000,- Euro jährlich. Pro Kind/Jugendlicher 
errechnen sich daraus Kosten i.H.v. 1400,- Euro/Jahr. 
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Hausaufgabenhilfen mit sozialpädagogischer Betreuung
Sozialpädagogische Betreuung wird weiterhin für Schüler/
innen zum Teil mit Migrationshintergrund in unterschiedli-
chen Angeboten zur schulischen Förderung, Integration und 
zur persönlichen Stabilisierung angeboten. Diesbezüglich 
werden weitere ca. 1000 Kinder und Jugendliche in Einrich-
tungen in unterschiedlicher Intensität und Stundenanzahl 
betreut. Die Kosten hierfür betragen ca. 1 Mio. Euro jährlich 
(pro TeilnehmerIn durchschnittlich 1000,- Euro/Jahr). Diese 
niedrig-schwelligen Angebote erreichen eine Vielzahl von 
Teilnehmer/innen, denen sie mit unterschiedlich intensiven 
Angeboten helfen, ihren schulischen Anforderungen gerecht 
zu werden und ihre Leistungen zu verbessern und sich 
persönlich zu stabilisieren. 

Intensiv-pädagogische Angebote
In besonderen Projekten an ausgewählten Standorten 
(‚Lichtblick‘ am Hasenbergl, ‚Johanniterhaus‘ in Ramersdorf) 
werden durchschnittlich ca. 100 Kinder und Jugendliche 
pro Jahr mit hervorgehobenem Förderbedarf mit einem 
intensiv-pädagagogischen Angebot betreut. Die Angebote 
in diesen Einrichtungen zeichnen sich durch ihr integriertes 
Förderangebot und einen hohen Grad an Verbindlichkeit 
aus. Weiterhin betreut die Arche in Moosach jährlich ca. 100 
Kinder und 100 Jugendliche in Komm-Struktur, die sich in 
München ebenfalls zu einem guten pädagogischen Angebot 
mit hoher Verbindlichkeit entwickelt hat. Im KUSS-Projekt 
(Kinder, Unterricht und Systeme für Schulerfolg) werden 
jährlich 14 Kinder, deren schulische Laufbahn gefährdet ist, 
in einem eigenen Klassenverband zusammengefasst. Ihnen 
soll mit besonderer Unterstützung und sozialpädagogischer 
Begleitung auch im Unterricht die Chance auf ein angemes-
senes Bildungsangebot und das Erreichen eines Schulab-
schlusses gegeben werden.

�� Aktuelle Entwicklung
Die Sozialpädagogischen Lernhilfen wurden ab Frühjahr 
2011 mit dem erweiterten Angebot ‚Sozialpädagogische 
Lernhilfen Integrativ‘ stärker in die Angebote der Erzie-
hungshilfen integriert. Das neue Konzept regelte zunächst 
für den Zeitraum von März 2011 bis Juli 2012 für 25 Teil-
nehmer/innen den Zugang und die Durchführung sowie 
die Zusammenarbeit mit den bestehenden Sozialpädagogi-
schen Lernhilfen. ‚Sozialpädagogische Lernhilfen Integrativ‘ 
sind individuell an die Bedarfe der Kinder und Jugendlichen 
angepasst und dienen im Anschluss an heilpädagogische 
Maßnahmen der Wiedereingliederung. Sie sind eng mit den 
bestehenden SPLH-Gruppen verbunden und mit Fachperso-
nal ausgestattet. Aufgrund eines verspäteten Starts konnte 
erst im September 2011 mit der Betreuung begonnen 
werden. Eine erste Evaluation ergab aufgrund der kurzen 
Laufzeit der Maßnahme nur eingeschränkt verwendbare 
Daten zur Statistik. Bisher wurde die Maßnahme sehr 
positiv bewertet und es stellten sich bereits gute Erfolge 
bei den wenigen Schüler/innen ein, die über einen längeren 
Zeitraum betreut wurden. Ab Schuljahr 2012/13 werden des-
halb in diesem Angebot 25 weitere Kinder betreut, so dass 
die Anzahl der Teilnehmer/innen auf 50 steigt. Nach weite-
rer positiver Evaluation wird über eine Installation dieses 
Angebots als Regelangebot zu entscheiden sein. Die Kosten 
in diesem Projekt pro Kind/Jahr betragen 8.460,- Euro und 
werden über die Erziehungshilfen finanziert.

Durch das Bildungs- und Teilhabepaket der Bundesregie-
rung konnten per Stadtratsbeschluss vom 29.09.2011 für 
die Landeshauptstadt München weitere 100 SPLH-Plätze 
genehmigt werden. Die Erweiterung  wird ab Haushaltsjahr 
2012 umgesetzt.

Jahr 2009 2010 2011

Aus Grundschulen 485 519 487

Aus Hauptschulen 321 297 325

Aus Förderschulen 86 83 78

Sonstige Schulen 23 29 23

Teilnehmerzahl 
insgesamt 

915
(davon 444 Mädchen)

928
(davon 450 Mädchen)

915
(davon 444 Mädchen)

Tab. 2: TeilnehmerInnenzahlen Sozialpädagogische Lernhilfe
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5.4. Berufsbezogene Jugendhilfe

�� Kurzbeschreibung
In den Einrichtungen der Berufsbezogenen Jugendhilfe 
(BBJH) werden Jugendliche und junge Erwachsene bis 27 
Jahre mit hohem Förderbedarf beruflich orientiert, quali-
fiziert und ausgebildet. Ziel ist die gesellschaftliche und 
berufliche Integration der jungen Menschen. Die individuelle 
Förderung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer ist intensi-
ver als bei arbeitsmarktlichen Maßnahmen der Agentur für 
Arbeit und des Jobcenters München. Die BBJH kooperiert 
eng mit dem Jobcenter München, den Sozialbürgerhäusern, 
weiteren Einrichtungen der Jugendhilfe, beruflichen Schulen 
und dem Referat für Arbeit und Wirtschaft. Die BBJH ist in 
das Münchner Programm zum „2. Arbeitsmarkt“ eingebet-
tet. 

Die Maßnahmen werden durch freie Träger in 10 sozialen 
Jugendbetrieben des zweiten Arbeitsmarktes und in 4 Pro-
jekten durchgeführt, es standen 342,5 Plätze zur Verfügung. 
Hinzu kommen 4 Beratungsprojekte. Einige der Angebote 
sind auf spezifische Zielgruppen ausgerichtet. Der Zugang 
erfolgt durch die Sozialbürgerhäuser. Die BBJH Einrichtun-
gen werden durch kommunale Mittel finanziert und ergänzt 
z.B. durch erwirtschaftete Erlöse, Mittel des Jobcenters 
München, des Europäischen Sozialfonds und weiterer 
Geldgeber. 

�� Aktuelle Entwicklung 
Die Platzzahlen wurden gegenüber dem Vorjahr von 326 
Plätzen auf 342,5 Plätze weiter ausgebaut, einem Plus von 
5%. Die Zahl der durchgeführten Maßnahmen verringerte 
sich im Vergleich dazu 672 auf 661, einem geringfügigen 
Minus von 1%. Der arbeitsmarktliche Verbleib der ausge-
schiedenen Teilnehmerinnen und Teilnehmer verringerte sich  
im Vergleich zum Vorjahr von 56% auf 54%. Erfasst wurden 
hier die Verbleibe in Arbeit, Ausbildung, anderen beruflichen 
Maßnahmen oder in einem schulischen Bildungsangebot. 

37% der jungen Menschen in der BBJH hatten keinen 
Schulabschluss, dies entspricht einem Rückgang im 
Vergleich zum Vorjahr um 4%. Weitere 30% hatten einen er-
folgreichen Hauptschulabschluss, gegenüber 29% in 2010. 
Stabil zeigen sich die Daten zum Migrationshintergrund und 
einem SGB II Bezug der jungen Menschen: 38% hatten 
keinen deutschen Pass, der Migrationshintergrund der deut-
schen Teilnehmerinnen und Teilnehmer betrug 22%. 2/3 aller 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind bei Maßnahmebeginn 
im SGB II Bezug. Die Schwankungen zu den Vorjahren sind 
hier marginal. 

Die in 2010 gestarteten niederschwelligen Projekte wie z.B. 

das Projekt der Jungen Arbeit „MAW Light“, oder „An-
derWorkOut“, dass sich vorrangig an junge Menschen mit 
strafrechtlicher Vorbelastung bzw. solchen in stationären 
Jugendhilfeeinrichtungen wendet, die „Münchner Initiative, 
junge Frauen in Arbeit“, das sich ausschließlich an junge 
Mütter richtet, sowie das Beratungsprojekt S.I.N.T.I, einem 
beruflichen und bildungsorientierten Angebot für junge Sinti 
und deren Familien wurden von den jeweiligen Zielgrup-
pen in 2011 sehr gut belegt und haben damit den Bedarf 
bestätigt.

�� Ziele
Weiterentwicklung der Angebote der Berufsbezogenen 
Jugendhilfe
Mit Beschluss des Kinder- und Jugendhilfeausschusses 
vom 22.09.2009 wurde das Sozialreferat/Stadtjugendamt 
beauftragt, Vorschläge zur Weiterentwicklung der BBJH zu 
unterbreiten und dabei

»» �das Verhältnis der BBJH zum Gesamtfeld der beruflichen 	
Benachteiligtenförderung darzustellen,

»» �eine veränderte Finanzierung der BBJH darzulegen (Mittel 
des Europäischen Sozialfonds (ESF), Einsatz von Arbeits-
marktinstrumenten, veränderte Form der kommunalen 
Finanzierung), 

»» �die Angebots- und Betriebsstrukturen weiterzuentwickeln 
sowie 

»» �die Zielgruppenbeschreibung und die Zugänge in die 
BBJH zu überprüfen.

Die Träger der BBJH und die Kostenträger weiterer arbeits-
marktpolitischer Fördermaßnahmen (Agentur für Arbeit, 
Jobcenter, Referat für Arbeit und Wirtschaft, Referat für 
Bildung und Sport) sowie weitere freie Träger wurden 
daraufhin in den Prozess einbezogen, eine Begleitgruppe 
wurde eingerichtet.

Da auf Grund des o.g. Stadtratsauftrag sowohl eine fachlich 
inhaltliche Veränderung der Angebote notwendig ist, als 
auch gleichzeitig eine Umverteilung der bisher bei den 
jeweiligen Trägern eingesetzten finanziellen Ressourcen 
und eine Veränderung der Betriebsstrukturen, konnte der 
Abstimmungsprozess gemeinsam mit den Trägern in 2011 
noch nicht abgeschlossen werden.

Anlaufstelle berufliche Benachteiligtenförderung - IBZ-
Jugend
(Beschluss „Ausgabenplanung für die Ergänzungsleistungen 
des Bildungs- und Teilhabepakets mit der Zielrichtung Schul-
sozialarbeit“, KJHA vom 29.11.11)

Die Abbruchraten von Teilnehmerinnen und Teilnehmern in 
beruflich orientierenden und qualifizierenden BBJH Maßnah-
men sind meist zu hoch. Es stellen sich Fragen hinsichtlich 
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der Auswahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer und ihre 
Zugangswege in eine BBJH Maßnahme. Eine Steigerung 
der Qualität des Auswahlprozesses ist notwendig. Die 
Anlaufstelle soll deshalb im Rahmen eines längerfristigen 
Clearingprozesses, der die gesamten Lebensumstände 
einbezieht, mit den jungen Menschen persönliche Integrati-
onsstrategien erarbeiten, geeignete Maßnahmen vorschla-
gen und ggf. in die BBJH zuleiten. Die Anlaufstelle wendet 
sich ausschließlich an junge Menschen, die am Rande oder 
außerhalb des beruflichen Benachteiligtenförderungssytems 
stehen und damit von den Akteuren des Arbeitsmarktes 
schlecht erreicht werden. Demzufolge kooperiert sie eng 
mit dem Jobcenter, der Agentur für Arbeit und den Sozial-
bürgerhäusern. Die Etablierung des IBZ-Jugend wird um 
einige Monate zurück gestellt, da zunächst der weitere 
BBJH-Prozeß abgewartet wird um die konkrete Konzeptent-
wicklung den Bedarfen anzupassen.

�� Perspektive / Trend
Die Weiterentwicklung der Angebote der Berufsbezogenen 
Jugendhilfe und Umsetzung der Ergebnisse wird alle Betei-
ligte in 2012 und den folgenden Jahren beschäftigen.

5.5. Streetwork

�� Kurzbeschreibung
Das Angebot Streetwork wendet sich an Jugendliche 
und junge Erwachsene im Alter von 14 bis 27 Jahren, die 
sich einzeln, in Gruppen, Cliquen oder Szenen an selbst 
gewählten Treffpunkten im öffentlichen Raum aufhalten. 
Kennzeichnend für diese Zielgruppen ist, dass sie bereits 
als auffällig und sozial benachteiligt gelten und vorhandene 
Freizeit- und Hilfsangebote punktuell oder ganz meiden. 
Streetwork arbeitet mit einem niederschwelligen und akzep-
tierenden Ansatz, d.h. Lebensentwürfe und Strategien der 
jungen Menschen werden akzeptiert ohne Vorbedingungen 
und Voraussetzungen an die Jugendlichen zu stellen. Im 
Vordergrund steht die, oft jahrelange, Beziehungsarbeit mit 
den einzelnen Jugendlichen um eine Reintegration in die 
Gesellschaft zu bewirken.

Zielgruppenspezifische Streetworkangebote
Die zielgruppenspezifische Streetwork wird von freien 
Trägern erbracht. 

»» �Streetwork mit der Zielgruppe „suchtgefährdete Ju-
gendliche“ leistet das Projekt „Conaction“ von Condrobs 
e.V. Conaction bietet ein niederschwelliges Angebot für 
suchtgefährdete und drogenkonsumierende Jugendli-
che und junge Erwachsene in Form von aufsuchender 
Arbeit. Im Projekt arbeiten drei Sozialpädagoginnen - und 
pädagogen. Im Jahr 2011 wurden von Conaction 1463 

Jugendliche Einzeln oder in Gruppen auf der Straße 
kontaktiert. Von diesen 1463 kontaktierten Jungen und 
Mädchen wurden 174 in Einzelfällen beraten und beglei-
tet. Schwerpunkte in der Einzelfallhilfe waren die Vermitt-
lung in Wohnraum und in Jugendhilfeeinrichtungen und 
die Beratung in Suchtfragen.

»» �Streetwork mit der Zielgruppe „anschaffende Jugendli-
che und Heranwachsende“ leistet das Projekt „Marikas“ 
des „Evangelischen Hilfswerk München.“Marikas bietet 
geschlechtsspezifisch differenzierte Hilfen für jugendliche 
und heranwachsende Prostituierte. Im Projekt arbeiten 
sechs Sozialpädagoginnen - und Pädagogen mit insge-
samt 96,3 Wochenstunden. Im Bereich Straßensozialar-
beit ist im Projekt „Marikas“ die Zielgruppe männliche 
Jugendliche und Heranwachsende, die sexuelle Dienst-
leistungen gegen Geld anbieten. 2011 hatten die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter 814 Kontakte zu Strichern. 770 
Kontakte gab es zu Personen, die sich ebenfalls an den 
einschlägigen Orten aufhielten (Freier, Wirte und Personal 
von Szenelokalen).

Regionale Streetworkangebote
Die regionale Streetwork in den Stadtteilen erbringt der 
städtische Träger. 
In fünf Sozialregionen sind 9 Außenstellen als nieder-
schwellige und jugendspezifische Anlaufstellen auf 
das ganze Stadtgebiet verteilt. Zusätzlich dient ein 
„ausrangierter“Linienbus als mobile Außenstelle für 
Stadtteile mit geringer Infrastruktur und hohem sozialpäd-
agogischen Handlungsbedarf. In den einzelnen Regionen 
werden primär sog. Brennpunkte und Gebiete mit beson-
derem Handlungsbedarf bedient. Die städtische, regionale 
Streetwork arbeitet mit 19,75 Vollzeitstellen (verteilt auf 22 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter).

»» Angebote im Bereich regionale Streetwork
»» �mobile Arbeit mit Straßengruppen und mit einzelnen 
Jugendlichen vorwiegend in Brennpunkten

»» �aktive Unterstützung und Begleitung von Jugendlichen 
gegenüber Ämtern, Behörden, Institutionen und Familien-
angehörigen

»» �Beratungsarbeit als punktuelles, lösungsorientiertes 
Angebot und kontinuierlicher Kontakt über einen längeren 
Zeitraum, 

»» Freizeitmaßnahmen als vertrauensbildende Angebote

Im Jahr 2011 wurden in diesen fünf Regionen 3094 Stra-
ßengänge durchgeführt. Intensive, längerfristige Einzelfall-
betreuungen wurden 670 durchgeführt. Fast die Hälfte, der 
in langfristiger Betreuung stehender Jugendlicher, sind zwi-
schen 17 und 21 Jahren und zwei Drittel davon männnlich.
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�� Aktuelle Entwicklung
Das Thema „Jugend im öffentlichen Raum“ nimmt im 
sozialpolitischen Diskurs eine immer größere Rolle ein. Die 
öffentlichen Treffpunkte von Jugendlichen stehen in Kon-
kurrenz zu kommerziellen Anbietern und ruhebedürftigen 
Anwohnern. Jugendliche werden so weitgehend aus dem 
öffentlichen Raum verdrängt. Um der wachsenden Zahl an 
wohnumfeldnahen Konflikten mit Jugendlichen Rechnung 
zu tragen, gibt es eine enge Kooperation zwischen dem 
Arbeitsbereich Streetwork und dem Projekt SteG „Stelle 
für Gemeinwesenmediation“ des „Amt für Wohnen und 
Migration.“ 2011 gab es sieben schriftliche und zahlreiche 
mündliche Anfragen von BAs und Bürgern zu einem neuen 
oder verstärkten Einsatz von regionaler Streetwork im 
Stadtgebiet.

�� Perspektive / Trend
Zukünftig werden bei Grundsatzbeschlüssen zu Neubauge-
bieten neben der offenen Jugendarbeit auch der Einsatz von 
regionaler Streetwork geplant. Das gesamte Stadtgebiet 
wird auf Zuschnitt, Bedarf und Personalschlüssel in Bezug 
auf Streetwork überprüft, gegebenenfalls wird dem Stadtrat 
hierüber berichtet. Der AK „Streetwork“, indem Vertreterin-
nen und Vertreter der regionalen wie zielgruppenorientierten 
Streetwork beteiligt sind, arbeitet weiterhin an der Pro-
fil- und Zielgruppenschärfung. Das Thema „Streetwork bei 
Großveranstaltungen“ wird konzeptionell bearbeitet.

5.6. �Gewaltpräventive Maßnah-
men an Schulen

�� Kurzbeschreibung
Der Schwerpunkt der gewaltpräventiven Maßnahmen im 
Stadtjugendamt lag 2011 im Bereich der schulischen Pro-
jektarbeit. Gefördert wurden insgesamt 11 Projekte, die auf 
Anfrage gewaltpräventive Maßnahmen an Schulen anbie-
ten. Diese Maßnahmen sensibilisieren Kinder und Jugend-
liche im Umgang mit Gewalt, die soziale Kompetenz der 
Kinder und Jugendlichen wird gestärkt, es werden Hand-
lungsalternativen für Belastungssituationen erarbeitet. Dar-
über hinaus unterstützen diese Projekte die Schulen dabei, 
Schule als guten Lebensraum für Schülerinnen und Schüler 
zu gestalten. Mit zunehmender Einführung von Ganztags-
schulen kommt dem besondere Bedeutung zu. Methodisch 
reicht das Spektrum von Fortbildungen und Coaching für 
Lehrkräfte bis hin zu ein- oder mehrtägigen Programmen für 
Schulklassen in Form von Anti-Aggressions-Trainings, von 
sozialen Kompetenztrainings oder Mediation. Der Fokus 
liegt nicht auf einzelnen „Problemjugendlichen“, einbezo-
gen ist immer die ganze Klasse einschließlich Lehrkräften 
und ggf. Eltern. Für Jugendliche und Heranwachsende, die 

bereits gewaltbereites Verhalten zeigen, werden, gefördert 
über das Stadtjugendamt, soziale Trainingskurse, wie „Cool-
ness - und „Antiaggressionstraining“ angeboten um eine 
weitere Zunahme solcher Verhaltensweisen zu verhindern 
und deren negative Konsequenzen zu minimieren.

�� Aktuelle Entwicklung 
Alle gewaltpräventiven Projekte in Schulen sind in Über-
maßen ausgelastet und die Anfragen übersteigen weit die 
vorhandenen Kapazitäten. Dies lässt sich auch mit einer 
Sensibilisierung des Lehrkörpers zum Thema „Gewalt und 
Mobbingstrukturen in der Schule“ erklären. Hinzu kommt 
der immer steigende Druck auf Schulkinder in ihrem Alltag.

Geschlechtsspezifische Projekte, die im Tandem angeboten 
werden, können nicht den Anfragen gemäß stattfinden, da 
es nur eine geringen Zahl von Jungenarbeitern im Bereich 
der Gewaltprävention gibt. In diesen „Tandemprojekten“ 
arbeiten Mitarbeiterinnen eines Mädchenprojekts (Amanda 
oder IMMA) und Mitarbeiter eines Jungenprojekts (z.B. 
Goja) in geschlechtsdifferenzierten Gruppen in einer Klasse. 

�� Perspektive / Trend
Zur Qualitätssicherung der gewaltpräventiven Projekte an 
Schulen werden im AK „Gewaltprävention an Schulen“ 
Qualitätsstandards entwickelt. Diese Standards sollen in 
Zukunft eine Art internes „Gütesiegel“ für Gewaltpräventi-
onsprojekte, die vom Stadtjugendamt bezuschusst werden, 
darstellen. Im Zuge dessen werden die beteiligten Projekte 
ihr Profil in Bezug auf ihre Zielgruppe schärfen, um so die 
Angebote für Schulen transparenter darzustellen, Fehlbele-
gungen zu vermeiden, und eine Optimierung in der Aus-
wahl der Projekte zu erreichen. Die Kooperation zwischen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Präventionsprojekte, 
dem Lehrkörper und der Schulsozialarbeit wird verbessert, 
um einen Beitrag zur nachhaltigen Wirkung der Maßnahmen 
bei Schülerinnen und Schülern zu leisten.
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6. Familienangebote 

6.1. �Familienangebote - Übersicht

Familienangebote werden von 76 Einrichtungen in Freier Trä-
gerschaft und durch den öffentlichen Träger erbracht. Die An-
gebote sind niedrigschwellig und in der Regel wohnortnah 
sowie in regionale und überregionale Vernetzungsstrukturen 
eingebunden. Das Angebots- und Leistungsspektrum der 
Familienangebote zielt auf die Unterstützung, Bildung und 
Förderung von Müttern, Vätern, Kindern und Jugendlichen 
sowie der gesamten Familie. Zur Verbesserung der Lebens-
situation und zur Verhinderung drohender Isolation sollen 
Eltern und Alleinerziehende wohnortnah soziale Netzwerke 
vorfinden. Sie sollen dort unter vielfältigen Angeboten zur 
Bildung, Information und Kommunikation mit anderen Eltern 
aber auch professionellen Fachkräften wählen können. 
Ziel ist die Stärkung und Unterstützung der erzieherischen 
Kompetenzen. 

Rat suchende Familien finden sowohl bei den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der Bezirkssozialarbeit als auch in 
Erziehungs- sowie Ehe-, Familien- und Lebensberatungs-
stellen Hilfe bei der Bewältigung von Konflikten und Krisen 
in Partnerschaft, bei Problemen im Erziehungsalltag oder bei 
der Erschließung weiterer fachlicher Hilfen und Ressourcen. 
In Trennungs- und Scheidungssituationen sollen Unter-
stützungsangebote und konkrete Hilfen die kontinuierliche 
Wahrnehmung der Elternverantwortung befördern. 

Das Thema des Kinderschutzes zieht sich als Haltung und 
Handlungslogik durch alle Leistungen der Familienangebote. 
Fachliche Unterstützung bei der Einschätzung von Gefähr-
dungspotentialen erfahren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Leistungserbringer durch „insoweit erfahrende Fachkräf-
te“, die bei den Erziehungsberatungsstellen angesiedelt sind 
und deren Hilfe jederzeit angefordert werden kann. 

Seit 2008 gibt es das Programm „Frühe Förderung“ als  
Schwerpunkt in den familienbezogenen Angeboten. Im 
Vordergrund steht der Präventionsgedanke. Die Angebo-
te richten sich bevorzugt an benachteiligte Familien. In 
ausgewählten Regionen werden die vorhandenen Angebote 
auf die genannte Zielgruppe hin optimiert, ausgebaut und 
kontinuierlich weiterentwickelt, sowie die Zugänge zu den 
Angeboten weiter verbessert. Im Rahmen von Neubau-
planungen werden niederschwellige Angebote der Frühen 
Förderung von Anfang an mit bedacht. 

Die Familienangebote gliedern sich in drei Schwerpunkte.

6.2. �Mütter-, Väter- und Famili-
enzentren, Familienbildung, 
offene Familienberatung und 
Familienerholung, Familien-
pflege und soziale Frühför-
derprogramme

�� Kurzbeschreibung
Die oben genannten Angebote wurden im Rahmen der Frü-
hen Förderung strukturell in einem Team zusammengefasst, 
um die Angebote, einem Baukastensystem gleich, für Fami-
lien mit Kindern von 0-6 Jahren in München bereit zu halten. 
Zu den Angeboten gehören neben den 17 Mütter-, Väter- und 
Familienzentren, 4 Familienbildungsstätten, 4 Angebote der 
offenen Familienberatung und Familienbildungs- und Unter-
stützungsprogramme wie ELTERNTALK, wellcome, Opstapje 
und HIPPY. Außerdem drei Koordinierungsstellen Frühe 
Förderung, teilfinanziert durch das Bundesprogramm Lernen 
vor Ort. 

Rechtsgrundlagen für die Leistungen ist in erster Linie § 16 
SGB VIII. Für das Berichtsjahr wurden 42 Einrichtungen freier 
Träger durch Zuschüsse gefördert. Die Gesamtsumme der 
Kosten dieser Leistungen betrug 4.414.565 €. Umgerechnet 
auf jeden Haushalt mit Kindern in München kosten diese 
präventiven Angebote pro Jahr 35,60 Euro. 

�� Aktuelle Entwicklung
Frühe Förderung
Die Übergänge von den Frühen Hilfen zu Angeboten der 
Frühen Förderung sind durch vielschichtige Kooperationen 
sowohl auf der Verwaltungsebene und auf der operationalen 
Ebene optimiert. Bedarfe für die Familien aus den Frühen 
Hilfen werden von Seiten der SBH‘s und der Koordinierenden 
Kinderschutzstellen (KOKIs) an das Team Frühe Förderung 
weitergegeben und können über die Steuerung der vorhan-
denen Angebote schnell gedeckt werden. Im Rahmen von 
Sozialraumplanungen/Neubauplanungen  werden entspre-
chende Angebote für Familien aus den Frühen Hilfen und für 
bildungsferne Familien mit bedacht. Größere Bedarfe werden 
durch interne Umschichtungen oder Stadtratsbeschlüsse in 
die Wege geleitet. 

Familienbildung 
Die vier Einrichtungen der Familienbildung (Haus der fami-
lie- kath. Familienbildungsstätte, Fabi – Paritätische Familien-
bildungsstätte, Evang. Familienbildungsstätte „Elly Heuss-
Knapp“, Beratungsstelle für Natürliche Geburt und Elternsein), 
haben gemeinsam mit ihren Außenstellen insgesamt  50.718 
Mütter, Väter und Kinder erreicht, unterstützt und gefördert. 
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Außerdem sind sie Träger der Programme Opstapje (außer 
Beratungsstelle für Nat. Geburt) und wellcome. 

Mütter-, Väter-, Familienzentren
Mütter-, Väter- Familienzentren haben mit ihren vielfältigen 
Angeboten 186.102 Mütter, Väter und Kinder erreicht. The-
men wie Kinderbetreuung, Betriebserlaubnis, Zusammenar-
beit zwischen ehrenamtlichem Vorstand und sozialpädagogi-
scher Fachkraft wurden aufgegriffen und werden prozesshaft 
weiterentwickelt und bearbeitet. Eine exemplarische 
Datenerhebung der Besucherinnen und Besucher mit Migrati-
onshintergrund hat stattgefunden und in einigen Stadtteilen 
wurden Maßnahmenzur Erhöhung der Besucherzahlen mit 
Migrationshintergrund eingeleitet. Die Familienbildungsstät-
ten sind in diesem Prozess mit eingebunden. 

Familienpflege 
Die Familienpflege ist eine professionelle Hilfe für Familien 
in akuten Not- und Belastungssituationen, wenn die aus-
reichende Betreuung und Versorgung der Kinder und die 
Weiterführung des Haushaltes durch die Familie nicht mehr 
gewährleistet werden kann. Die Familienpflegerin kommt 
zu Müttern und Vätern, die ihre Kinder selbst betreuen und 
in deren Haushalt mindestens ein Kind lebt, das bei Beginn 
der Hilfe das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder 
das behindert und auf Hilfe angewiesen ist. In der Familien-
pflege erhalten Familien pflegerische und hauswirtschaftliche 
Unterstützung, wenn die erziehende Person krank ist oder 
aufgrund anderer Notsituationen Kinder und Haushalt nicht 
betreuen und versorgen kann. Vorwiegend wird Hilfe nach 
§ 38 SGB V geleistet. Gelegentlich werden Familienpflegerin-
nen auch im Auftrag der Jugendhilfe in Notsituationen gemäß 
§ 20, 23,27 SGB VIII tätig. Die Leistungen werden aber auch 
von Selbstzahler/-innen in Anspruch genommen. 

Im Jahr 2011 wurden 1834 Familien durch sieben Träger der 
Familienpflege betreut. 

HIPPY
HIPPY  ist ein  Sprachförderprogramm für Familien mit 
Vorschulkindern. Die Eltern werden durch das Programm 
unterstützt und wissenschaftlich fundiert dabei angeleitet, 
ihre drei- bis siebenjährigen Kinder spielerisch auf die Schule 
vorzubereiten. Zudem fördert es die Integration, die Eltern-
kompetenz und kann bei auftretenden Schwierigkeiten un-
terstützen und beraten. Aufgrund seiner Struktur als Hausbe-
suchsprogramm mit zusätzlichen regelmäßig stattfindenden 
Gruppentreffen im Stadtviertel der teilnehmenden Familien, 
ist es ein besonders niederschwelliges Angebot, das kinder-
gartenergänzend und präventiv arbeitet.

Derzeit betreut HIPPY 160 Familien in 10 Stadtbezirken. Das 
Programm wird von zwei Dipl. Sozialarbeiterinnen koordiniert. 

Neun Elterntrainerinnen (Semiprofessionelle)  besuchen in 
den jeweiligen Stadtgebieten regelmäßig die Familien zu 
Hause und weisen die Eltern in das jeweils aktuelle „Akti-
vitätenheft“ ein, das diese dann selbst mit ihren Kindern 
bearbeiten können.
Das Programm richtet sich insbesondere an Familien mit Mi-
grationshintergrund, bildungsferne und/oder sozial benachtei-
ligte Familien. Derzeit nehmen Kinder aus über 40 verschie-
denen Nationalitäten mit Begeisterung an HIPPY teil.

Opstapje
Opstapje richtet sich an Familien mit und ohne Migrationshin-
tergrund, die sozial benachteiligt und in der Regel bildungs-
fern sind. Die Kinder sollten zu Beginn des Programms etwa 
18 Monate alt sein. Sie sollten keinesfalls jünger, können 
aber je nach Entwicklungsstand bis zu zwei Jahre alt sein. 
Die Familien der Zielgruppe haben in der Regel einen niedri-
gen Bildungsstand, leben in materieller Armut und schlechten 
Wohnverhältnissen, sind langzeitarbeitslos, haben belastete 
familiäre Beziehungen, sind alleinerziehend usw. Häufig tref-
fen mehrere dieser Belastungsfaktoren auf eine Familie zu. 
Ihre Kinder sind dadurch einem erhöhten Entwicklungsrisiko 
ausgesetzt. Methodik und Material von OPSTAPJE sind auf 
diese Eltern und deren Kinder zugeschnitten. OPSTAPJE wird 
von einer/m Programmkoordinatorin/en geleitet und in den 
Familien von Hausbesucherinnen durchgeführt. Ihre jeweili-
gen Anforderungen, Aufgaben und Verantwortlichkeiten sind 
klar definiert. Derzeit werden 60 Familien in 8 Stadtbezirken 
erreicht.

Wellcome
Wellcome ist ein nachhaltiges, präventives Angebot für Fami-
lien, das ehrenamtlich getragen, aber professionell eingebun-
den ist. „wellcome“ hilft in der wichtigen Phase unmittelbar 
nach der Geburt eines Kindes beim Übergang vom Kranken-
haus in ein Familienleben, welches sich durch das Kind stark 
verändern wird. Durch die sehr früh einsetzende Unterstüt-
zung wird Familien „Hilfe zur Selbsthilfe“ ermöglicht. Sobald 
der Alltag wieder eingekehrt ist, zieht sich die Ehrenamtliche 
zurück. Das Programm soll eine unbürokratische, tatkräftige 
Unterstützung im Alltag der Familien bieten. Die Hilfe erfolgt 
auf Anforderung der Familien aufsuchend zu Hause und 
ist am Bedarf der Familien orientiert. In der Regel nehmen 
Frauen das Unterstützungsangebot in Anspruch, die Väter 
erfahren indirekt Entlastung und Unterstützung.

Durch Beschluss des Stadtrates am 11.10.2011 konnten die 
bestehenden 4 Standorte in Moosach/Neuhausen, Stadt-
mitte, Neuperlach und Am Hart/Harthof für 2012 aus dem 
Restefond und ab 2013 durch Regelförderung abgesichert 
werden. Dazu kommen ab 2013 4 neue Standorte, die über 
eine Spendenfinanzierung getragen werden. 
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ELTERNTALK 
Eine/ein in dialogischer Gesprächsführung geschulte Mo-
deratorin/ein Moderator, selbst Mutter oder Vater, führt mit 
Bildkarten oder ähnlichem Einstiegsmedium in ein bestimm-
tes Thema (Mediennutzung, Suchtvorbeugung, etc.) ein und 
moderiert eine ca. 2-2,5-stündige Gesprächsrunde zu allen 
erziehungsrelevanten Aspekten. Eltern werden so bei der 
Alltags- und Konfliktbewältigung mit ihren Kindern unterstützt 
und ermutigt, neue, entwicklungsfördernde Wege zu finden 
und zu gehen. Gleichzeitig werden so Elternnetzwerke vor 
Ort gestärkt.  In 2011 wurden 1622 Eltern mit diesem sehr 
niedrigschwelligen Angebot erreicht.  Derzeit koordinieren 
6 Regionalbeauftragte bei 4 Trägern in München die Einsät-
ze und Schulungen der Moderatorinnen und Moderatoren, 
die meist einen Migrationshintergrund haben und so den 
niedrigschwelligen Zugang zu den Familien, meist auch mit 
Migrationshintergrund, schaffen. 

Koordinierungsstellen Frühe Förderung  
Durch die Koordinierungsstellen Frühe Förderung (Programm 
Lernen von Ort) in den Stadtteilen Messestadt Riem, Am 
Hart/Harthof/Nordhaide und Neuperlach wurden im Jahr 2011  
435 Eltern beraten, 735 Eltern nahmen an Angeboten teil und 
155 Eltern wurden in Fachvorträgen geschult. 
Mit Angeboten im Rahmen der Frühen Förderung in Zusam-
menarbeit mit den Trägern vor Ort (Freie Träger, freie und 
städt. KITA‘s, Schulen, Familienbildung und Familienzentren, 
Nachbarschaftstreffs, usw.) wurden 2101 Kinder erreicht.

Ein Konzept für die 2. Programmphase von Lernen vor Ort 
wurde erstellt, um die Koordinierungsstellen, jetzt „Famili-
enlotsen“ genannt, in den Stadtteilen Neuaubing/Westkreuz 
und Freimann zu installieren. Die Koordinierungsstelle in Neu-
perlach, soll in der 2.Programmphase auch in das Programm 
Lernen vor Ort überführt werden. 

Verwaiste Eltern e.V.
Das offene Familienberatungsangebot von „Verwaiste Eltern 
e.V.“ erstellt in Kooperation mit der Fachstelle Elterninfor-
mation  eine Broschüre, die für trauernde Familien Hilfe und 
Unterstützungsmöglichkeiten aufzeigt. 

�� Perspektive / Trend
Über einen Stadtratsbeschluss „Frühe Förderung“ sollen 
die Stellen der Familienlotsen, die aus der Programmfi-
nanzierung Lernen vor Ort ab August 2012 heraus fallen, 
befristet über kommunale Mittel finanziert werden. Über die 
2. Programmphase Lernen vor Ort werden Familienlotsen in 
drei weiteren Stadtteilen (Neuperlach, Freimann und Neuau-
bing/Westkreuz) mitfinanziert.  Ein  Ausbau der Programme 
HIPPY, Opstapje und ELTERNTALK ist ebenfalls über den 
Stadtratsbeschluss „Frühe Förderung“ geplant. 

Eine Bekanntgabe im Stadtrat über die Entwicklung der  
Mütter-, Väter- und Familienzentren ist   für 2012 angefor-
dert. Aufgrund der Ergebnisse der Datenerhebung „Migra-
tionshintergrund“ werden interkulturelle Schulungen für die 
Fachkräfte und Vorstände der Mütter-, Väter- und Familien-
zentren stattfinden. 

Eine Evaluation von Angeboten der Frühen Förderung mit 
einer Laufzeit von 07.2011 bis 12.2012 wird vom ISS Frank-
furt durchgeführt. Ziel der Evaluation ist es die Angebote 
der Frühen Förderung noch passgenauer und bedarfsorien-
tierter anbieten zu können und ein umfassendes Konzept 
zur „Frühen Förderung“ des Stadtjugendamt Münchens zu 
erstellen. Besonderes Augenmerk liegt hier auf Familien mit 
Kindern, die von Armut, Ausgrenzung, Bildungsungleichheit 
und Krankheit/Behinderung bedroht, bzw. schon betroffen 
sind.

Gemeinsam mit anderen Akteuren der Bereiche Frühe 
Hilfen, Frühe Förderung wird am Aufbau eines Netzwer-
kes Frühe Kindheit gearbeitet, um vorhandene Netzwerke 
zusammenzuführen und noch sozialraumorientierter und 
bedarfsorientierter im Sinne aller Familien tätig zu sein. Eine 
lückenlose Präventionskette soll entstehen. 

Weiterhin wird der Zuzug von Familien, vor allem in großen 
Siedlungsgebieten, eine Neuorientierung der Angebotsver-
sorgung mit Familientreffs oder Zentren erfordern.

6.3. �Prävention, Intervention und 
Begleitung durch die Bezirks-
sozialarbeit

�� Kurzbeschreibung
Im Rahmen ihres integrierten Arbeitsansatzes erbringt die Be-
zirkssozialarbeit Leistungen der Familienberatung in allen 13 
Sozialregionen der Stadt München. Die rechtliche Grundlage 
für das Tätigwerden der Bezirkssozialarbeit  liegen in erster 
Linie in den §§ 49a und 50e des Gesetztes der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit (FGG) sowie die §§ 8a, 17, 18 und 28 SGB 
VIII. Die Kosten für die Leistung betrugen im Berichtsjahr 
16.031.064 €. Die Leistungen werden von 13 Sozialbürgerhäu-
sern sowie der zentralen Wohnungslosenhilfe (ZEW) im Amt 
für Wohnen und Migration erbracht. 

Im Jahr 2011 war die Bezirkssozialarbeit (zusammen mit 
ZEW) in insgesamt 14.971 Haushalten mit Leistungen der 
Prävention, Intervention und Begleitung tätig, das sind 53,1% 
aller von der Bezirkssozialarbeit erreichten Haushalte. Die 
Familienberatung ist insgesamt in 14 einzelne Dienstleistun-
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gen unterteilt. Darin enthalten sind sowohl die Leistungen 
zu Clearing, Diagnose, Information und Beratung sowie die 
Vermittlung der Hilfen. Mit einem Anteil von 4,9% an den 
Leistungen der BSA wurde Beratung in Erziehungsfragen, 
mit 3,0% Beratung bei Umgangs- und Sorgerechtsfragen 
erbracht. Mit 1,1%  ihrer Leistungen wirkte die BSA in famili-
engerichtlichen Verfahren bei Umgangs- und Sorgerecht mit.

�� Aktuelle Entwicklung
In Vorbereitung auf das im Herbst 2009 in Kraft tretende 
FamFG wurde seit 2007 das sog. „Münchener Modell“, ein 
Verfahren, das gemeinsam mit dem Familiengericht, der 
Münchener Anwaltsinitiative, Erziehungs- und Familienbera-
tungsstellen, Gutachterinnen und Gutachtern, etc. entwickelt 
wurde, erprobt. Am 01.09.2009 ist das Gesetz über das 
Verfahren in Familiensachen und in der Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, das neue FamFG, in Kraft 
getreten und somit das Münchener Modell eine gesetzliche 
Vorgabe.

Insbesondere geregelt sind Kindschaftssachen, die den Auf-
enthalt des Kindes, das Umgangsrecht oder die Herausgabe 
des Kindes betreffen, sowie Verfahren wegen Gefährdung 
des Kindeswohls vorrangig und beschleunigt durchzuführen. 
Adressat des Vorrang- und Beschleunigungsgebotes ist das 
Gericht, dass spätestens einen Monat nach Beginn des 
Verfahrens in einem Termin die Sache erörtern soll. In diesem 
Erörterungstermin wird auch das Jugendamt persönlich an-
gehört, d.h. das Jugendamt muss sachkundig in den frühen 
ersten Termin über die gewonnenen Erkenntnisse und den 
Stand des bisherigen Hilfeprozesses berichten, insbesondere 
über die Situation des Kindes.

Ziel des Verfahrens ist es, im Rahmen des schnellen ersten 
Anhörungstermins beim Familiengericht die Eltern möglichst 
schnell und effektiv an eine geeignete Beratungsstelle zu 
vermitteln. Das Kindeswohl steht dabei im Vordergrund. 
Unnötige Eskalationen z.B. durch Anwaltsschriftsätze und ein 
langwieriges Verfahren soll vermieden werden. Die im famili-
engerichtlichen Verfahren beteiligten Professionen stärken ge-
meinsam die betroffenen Eltern in ihrer Elternverantwortung 
und es werden einvernehmliche Lösungen gesucht. Grundla-
ge der interdisziplinären Zusammenarbeit sind der Leitfaden 
und Sonderleitfaden im Rahmen des Münchener Modells.

Seit 2011 ist eine weitere Differenzierung bei der Mitwirkung 
im familiengerichtlichen Verfahren  zwischen den Regelver-
fahren Sorgerecht und der Mitwirkung nach dem Münchener 
Modell möglich. Zur weiteren Auswertung des Münchener 
Modells wurde der Statistik-Fragebogen für 2011 fertigge-
stellt und erstmalig ab dem ab 01.07.2011 in einer Probephase 
angewendet. Eine detaillierte Auswertung liegt noch nicht 
vor, da der Statistik-Fragebogen nochmals überarbeitet wer-
den musste.

�� Ziele
Mit der Leistung Familienberatung durch die Bezirkssozialar-
beit sollen Eltern und Erziehungsberechtigen Leistungen der 
allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie angebo-
ten werden um dazu beizutragen, dass diese ihre Erziehungs-
verantwortung besser wahrnehmen können.
(fachplanerisches Ziel)

Die Beratung und Unterstützung bezieht sich auf Fragen des 
partnerschaftlichen Zusammenlebens, auf Erziehungsfragen, 
auf entwicklungsbedingte und schulische Probleme, auf 
familiäre Konflikte, besonders bei Trennung und Scheidung, 
auf Fragen bzw. Konflikte des Sorge- und Umgangsrechtes, 
auf Fragen bzw. Konflikte zur Ausübung der Personensorge, 
auf spezifische Fragen der Binationalität, Bikulturalität und 
Migration, auf Fragen und Probleme von Gewalt und sexuel-
ler Misshandlung.

Allgemeine Angebote der Familienberatung sind nicht auf ein 
bestimmtes Problem bezogen und von anderen, einzelfall-
bezogenen Beratungsformen wie Erziehungsberatung oder 
der Trennungs- und Scheidungsberatung zu unterscheiden. 
Beratungen gemäß § 17 SGB VIII sollen ein partnerschaftli-
ches Zusammenleben in der Familie ermöglichen und dabei 
helfen, Konflikte und Krisen zu überwinden. Eltern, die sich 
trennen oder scheiden, sollen darin unterstützt werden, ihrer 
Verantwortung für die Kinder und Jugendlichen gerecht zu 
werden. Beratungen gemäß § 18 SGB VIII beziehen sich 
auf die Beratung und Unterstützung bei der Ausübung der 
Personensorge z.B. für Alleinerziehende, Umgangsberech-
tigte oder auch Kinder und Jugendliche selbst. Als mögliche 
Unterstützungsformen zählen Einzel-, Paar-, Familien- und 
Gruppenberatungen und/oder Vermittlung in Erziehungsbera-
tungsstellen und Ehe-, Familien- und Lebensberatungsstellen. 

�� Perspektive / Trend
Nach der neuen gesetzlichen Änderung  und dem damit 
verbundenen Vorrang- und Beschleunigungsgebot (§ 155 
Abs. 1 FamFG) bleiben bei der Bezirkssozialarbeit erhöhte 
Anforderungen bestehen. Die Bezirkssozialarbeit ist weiter-
hin bei der Motivation der Eltern zur Inanspruchnahme von 
Beratung tätig, sowie in enger Zusammenarbeit mit dem 
Familiengericht. Wegen der schnellen Anberaumung des 
ersten Anhörungstermins besteht auch für die Bezirksso-
zialarbeit Zeitdruck, um möglichst viele Informationen zum 
Termin zusammen zu tragen.

Zur Verbesserung der Kooperation aller Beteiligten im fami-
liengerichtlichen Verfahren wurde in allen Sozialbürgerhäu-
sern und der ZEW von Mai bis August  2011 eine Fachveran-
staltung durchgeführt. Der Austausch  und die Rückmeldung 
zur Praxistauglichkeit des Leitfadens und Sonderleitfadens 
im Münchener Modell wurde als Grundlage zur Anpassung 
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der Leitfäden verwendet und mit dem Arbeitskreis Münche-
ner Modell rückgekoppelt.

6.4. �Erziehungsberatung, Ehe-,  
Familien- und Lebensberatung

�� Kurzbeschreibung
Stadteigene Erziehungsberatungsstellen und Erziehungsbera-
tungsstellen freier Träger mit regionalem Versorgungsauftrag 
sowie überregionale Ehe-, Familien- und Lebensberatungs-
stellen bieten niederschwellige Beratung und Unterstützung 
von Familien. Die Familien, Kinder und Jugendlichen können 
sich direkt an die Einrichtung wenden oder werden durch an-
dere Stellen wie z.B. die Bezirkssozialarbeit vermittelt. Durch 
das flächendeckende Versenden von Elternbriefen erhalten 
alle Familien mit Kindern Informationen.

Erziehungs- und Familienberatungsstellen sind auf der Basis 
unterschiedlicher Rechtsgrundlagen tätig. In der Regel wer-
den die §§ 16,17,18 und 28 in Verbindung mit den §§ 8a, 27, 
41, 36 und 36a Absatz 2 SGB VIII herangezogen. Im Berichts-
jahr wurden 29 Einrichtungen freier Träger durch Zuschüsse 
gefördert. Darüber hinaus verrechnen sich auch die fünf 
Standorte der städtischen Familien-, Jugend- und Erziehungs-
beratung sowie die Elternbriefe/Elterninformation als Teil des 
städtischen Haushaltes auf diesen Bereich. Für das Infra-
strukturangebot der Erziehungs- sowie Ehe-, Familien- und 
Lebensberatungsstellen (Produktleistung 3.2.1_3) entstanden 
im Berichtsjahr Kosten in Höhe von 11.639.689 €, umgelegt 
auf jeden erreichten Haushalt mit Kindern waren das  886 €. 

Die Hilfe der Erziehungsberatung nach § 28 SGB VIII ist damit 
das günstigste Angebot der ambulanten Erziehungshilfen. 

Erziehungs- und Familienberatung ist eine komplexe Leis-
tung. Sie umfasst einzelfallbezogene Maßnahmen ebenso 
wie einzelfallübergreifende Aufgaben der Vernetzung und 
Prävention. Sie leistet diagnostische Klärung, Beratung und 
Therapie, interveniert im sozialen Umfeld und gibt pädago-
gische Hilfen. Die Einrichtungen kooperieren mit anderen 
Diensten. Sie bieten in Kindertagesstätten, Schulen, Famili-
enbildungsstätten sowie Mütter-, Väter und Familienzentren 
Elternabende, Vorträge und Projekte an. Zu den wichtigsten 
Qualitätsstandards der Erziehungsberatung zählt ein uneinge-
schränkter niederschwelliger Zugang, die Kostenfreiheit und 
die Einhaltung des Datenschutzes sowie der Schweigepflicht.

Zum Leistungsspektrum der städtischen Familien-, Ju-
gend- und Erziehungsberatung gehört auch die Erstellung, 
Aktualisierung und Vertriebslogistik der Elternbriefe, des 
Beratungsstellenführers und verschiedenster Sonderbro-
schüren. Mit diesen Informationsmaterialien werden in der 

Landeshauptstadt München neben 84.600 Haushalten mit 
Kindern im Alter von 1 – 14 Jahren auch alle Regeldienste 
versorgt. 2011 wurden insgesamt 151.702 Drucksachen an 
Familien verschickt, davon 150.341 per Post und 1.361 per 
E-Mail. 8.806 mal war der Anlass des Versandes die Geburt 
eines Kindes. Bei den Empfängern der Sendungen handelte 
es sich um 149.419 deutsche und nichtdeutsche Familien, 
die die Materialien in deutscher Sprache erhielten. 950 mal 
wurden türkisch-deutsche, 664 kroatisch-deutsche und 669 
serbisch-deutsche Elternbriefe verschickt. Zusätzlich wurden 
32.981 verschiedene Broschüren und Informationsmaterialien 
mit aktuellen Erziehungsthemen wie Taschengeld, Alkohol, 
Medien etc. an Münchener Familien sowie an Regeldienste 
versendet. Darüber hinaus wurden von der Fachstelle 307 
E-Mail-Anfragen beantwortet und 337 mal telefonische Aus-
künfte und/oder Kurzberatungen geleistet. Die Kinder- und 
Familieninformation in der Stadtinformation im Rathaus ist 
ein Kooperationsprojekt des Büros der Kinderbeauftragten 
mit der Fachstelle Erziehungsinformation und Elternbriefe. 
Jeweils dienstags und donnerstags von 15 bis 19 Uhr wer-
den alle Fragen rund um das Leben mit Kindern in München 
beantwortet und der Familien- und Ferienpass verkauft. Zahl-
reiche Broschüren und Faltblätter sind dort erhältlich.

Den Erziehungsberatungsstellen stehen für die Umsetzung 
des § 8a SGB VIII mit „insofern erfahrene Fachkräfte“ spezi-
elle Fachressourcen zur Verfügung, die von Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe abgerufen werden können. 

�� Ziele
Überprüfung und Anpassung der Leistungskapazitäten 
der Erziehungs- sowie Ehe-, Familien- und Lebensbera-
tungsstellen (fachplanerisches Ziel)

Als Folge der Kapazitätsengpässe der Bezirkssozialarbeit 
und verschiedener daraus resultierender Profilverände-
rungen (seit 2004), sowie neuer fachdienstlicher und 
gesetzlicher Aufgaben mehren sich seit einigen Jahren die 
Hinweise, dass die vorgehaltenen Kapazitäten der Erzie-
hungs- sowie der Ehe-, Familien- und Lebensberatungsstel-
len nicht den Bedarfen entsprechen. 

Zum einen ist daher u.U. das Profil der Erziehungsbera-
tungsstellen mit ihrem sozialräumlichen Versorgungsauftrag 
den aktuellen Entwicklungen und Aufgabenstellungen 
anzupassen. Dabei sollen bewährte Kernelemente der 
Beratungsarbeit erhalten und aufsuchende Arbeitsformen 
ausgebaut werden. Die enge inhaltliche und räumliche 
Anknüpfung zu den Angeboten der Kindertagesbetreuung 
sowie lebensweltnahe und sozialräumliche Angebote müs-
sen zur Sicherung des niedrigschwelligen Zugangs – wie es 
der Gesetzgeber vorsieht – erhalten bleiben. Erziehungsbe-
ratung steht Kindern, Jugendlichen und Eltern sowohl durch 
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direkten persönlichen Zugang als auch durch Vermittlung so-
zialer Dienste und Institutionen (BSA, Schutzauftrag, Polizei) 
innerhalb von maximal vier Wochen zur Verfügung.

Zum anderen kommen durch das am 01.09.2009 in Kraft 
getretene Gesetz über das Verfahren in Familiensachen 
und in der Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit (FamFG) über das Familiengericht neue Anfragen auf 
die Beratungsstellen zu. Sie sollen sowohl beim schnellen 
ersten Termin anwesend sein, als auch in der Folge betrof-
fene Eltern zu ihrer Elternverantwortung motivieren und 
die Erarbeitung einer einvernehmliche Lösung begleiten. 
Das Kindeswohl steht dabei im Vordergrund. Eine wichtige 
Schnittstelle besteht zu den ebenfalls zuständigen Kollegin-
nen und Kollegen der Bezirkssozialarbeit, die im Rahmen 
des Münchner Modells die Vermittlung in eine Beratungs-
stelle vorbereiten und in die Wege leiten sollen (vgl. hierzu 
4.4.2 Prävention, Intervention und Begleitung durch die 
Bezirkssozialarbeit).

Vor diesem Hintergrund wurde ein umfangreicher Bericht 
erstellt („Erziehungsberatung in München – zwischen 
Ansprüchen und Kapazitätsengpässen“). Die Behandlung 
im Kinder- und Jugendhilfeausschuss wurde jedoch auf das 
Jahr 2012 verschoben.

�� Qualität
Das Leistungsspektrum der Beratungsstellen war 2011 
abrufbar für 128.945 Familien, in denen Kinder und Jugend-
liche bis 18 Jahren leben. Das entspricht einem Anteil von 
16,9% aller Münchner Haushalte. Darüber hinaus haben 
auch junge Erwachsene bis zum Alter von 27 Jahren nach 
§ 41 SGB VIII einen eigenständigen Anspruch auf Beratung, 
egal ob sie noch im elterlichen Haushalt oder bereits alleine 
leben.  

Laut der zwischen Trägern und Jugendamt vereinbarten Sta-
tistik können 83,7% aller Rat suchenden oder von anderen 
Stellen vermittelten Familien innerhalb von drei Wochen 
Zugang zu den Leistungen den Erziehungs- und Familienbe-
ratungsstellen finden (Stand 2010). Bei der Analyse dieser 
Kennzahl löst sich dieser durchaus positive Prozentsatz 
jedoch in Wohlgefallen auf. Die Wartezeiten liegen in den 
Beratungsstellen teilweise bei 12 Wochen und mehr. Als 

eine von mehreren Antworten darauf wird der Kontakt zu 
den Ratsuchenden auch in Form von Telefonberatung gehal-
ten und so Wartezeiten überbrückt. 

Eine gänzlich andere Intention hat das Angebot der In-
ternetberatung. Hier ist zu unterscheiden zwischen den 
Internet- und E-Mail-Beratungen großer kirchlicher Träger, 
die aus den Trägerressourcen heraus finanziert werden und 
der Beteiligung der Münchner Erziehungsberatungsstellen 
an der Virtuellen Beratungsstelle der Bundeskonferenz der 
Erziehungsberatung. Auf der Grundlage eines zwischen der 
bke und der Bayerischen Staatsregierung festgelegten Ver-
teilungsschlüssels beteiligen sich im Wechsel einzelne Bera-
tungsstellen aus München mit bis zu 20 Wochenstunden an 
der bke-Onlineberatung (http://www.bke-beratung.de).

In einem gemeinsamen Abstimmungsprozess haben 
sich das Stadtjugendamt und die Leistungserbringer für 
Erziehungs- und Familienberatung auf ein einheitliches 
Daten- und Berichtswesen geeinigt, das weit über die 
Landesamtsstatistik für Erziehungsberatung hinausgeht, 
den Beratungsstellen aber auch einen enormen Dokumen-
tationsaufwand abverlangt. Inzwischen liegen statistische 
Daten seit 2005 vor. An dieser Stelle wurden 2010 von 
insgesamt 29 Item-Kategorien 7 Kennzahlen zumeist in 
Zeitreihen dargestellt. Eine Fortsetzung der Jahresreihen 
in diesem Bericht konnte nicht erfolgen, weil aus techni-
schen als auch personellen Gründen eine Auswertung nicht 
möglich war. 

1. Anzahl der erreichten Familien
Der Anteil der durch die Produktleistung erreichten Familien 
an allen Familien in München beträgt 10,2%. Diese Zahl ist 
seit Einführung des Daten- und Berichtswesens konstant. 
Der Rückschluss, dass nicht mehr Erziehungs- und Fami-
lienberatung notwendig ist und sich der Bedarf bei dieser 
Größe einpendelt, ist u.U. falsch. Zum einen ist sowohl das 
Fachkräftepotential in den letzten beiden Jahren geringfügig 
gestiegen und damit auch ein Teil der Fallzahlsteigerungen 
zu erklären. Auf der anderen Seite kann der Anteil erreichter 
Familien an allen Familien mit Kindern auch daher nicht grö-
ßer ausfallen – obwohl der Bedarf laut qualitativer Rückmel-
dungen wohl höher liegt, weil die Leistungsmöglichkeiten 
der Beratungskapazitäten erschöpft scheinen.

2006 2007 2008 2009 2010 2011

Familien 10.294 10.662 11.342 12.186 12.366 12.366

Tab. 1: Anzahl beratener Familien

Quelle: [ZIMAS Produktdatenblatt]
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2. Schwerpunktleistungen
Jeder Beratungsfall wird durch die Beraterin bzw. den Berater im Laufe des Prozesses einer von 10 Schwerpunktleistungen 
zugeordnet. Darüber hinaus kann zu jeder Beratung eine Komplementärleistung erfolgen, soweit das notwendig ist.

2006 2007 2008 2009 2010 2011

1. Sozialberatung 431 463 413 468 437 *

2. �Beratung zur allgemeinen 
Förderung der Erziehung 1.157 1.353 1.302 1.356 1.364 *

3. Erziehungsberatung 3.985 4.116 4.758 5.041 5.165 *

4. �Beratung zum familiären  
Zusammenleben 825 840 965 931 892 *

5. �Beratung zur  
Partnerschaft 918 892 875 946 1.020 *

6. �Beratung: Trennung &  
Scheidung 1.360 1.278 1.260 1.471 1.363 *

7. �Beratung: Sorgerecht &  
Umgang 848 922 1.002 1.167 1.218 *

8. Begleiteter Umgang 129 182 151 159 164 *

9. Diagnostik 293 273 243 243 239 *

10. Entwicklungsberatung 348 343 373 404 504 *

Tab. 2: Fallzahlen pro Leistungskategorie

Quelle: [Daten- und Berichtswesen der Beratungsstellen]

*eine Auswertung der Zahlen 2011 war aus technischen und personellen Gründen nicht möglich.
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2006 2007 2008 2009 2010 2011

Allgemeine Sozialbera-
tung als Komplementär-
leistung

903 1.138 1.250 1.091 1.136 *

Therapeutische bzw. 
interventionsorientierte 
Gruppenangebote

467 403 649 1.172 1.068 *

Vernetzung und Koope-
ration 2.420 2.873 3.026 3.967 4.274 *

Summe 3.790 4.414 4.925 6.230 6.478 *

Tab. 3: Fallzahlen der Komplementärleistungen

Quelle: [Daten- und Berichtswesen der Beratungsstellen]

*eine Auswertung der Zahlen 2011 war aus technischen und personellen Gründen nicht möglich.

3. Alleinerziehende 

2006 2007 2008 2009 2010 2011

Alleinerziehende Mutter 3.396 3.477 3.725 3.850 3.956 *

Alleinerziehender Vater 301 273 334 402 396 *

Tab. 4: Alleinerziehende Frauen und Männer

Quelle: [Daten- und Berichtswesen der Beratungsstellen]

*eine Auswertung der Zahlen 2011 war aus technischen und personellen Gründen nicht möglich.

Die Zahl der beratenen, alleinerziehenden Frauen und Männer ist von entscheidenden Bedeutung. Diese Familien haben 
aufgrund ihrer Lebenslage in der Regel einen besonders hohen Unterstützungsbedarf. In Verbindung oder als Folge von 
Trennungs- und Scheidungssituationen steigert sich die erhöhte Vulnerabilität der Personensorgeberechtigten und die 
potentiell gefährdungsreicheren Entwicklungsbedingungen für die im Haushalt lebenden Kinder und Jugendlichen. Alleiner-
ziehende Familien sind an allen Beratungsfällen überproportional hoch vertreten.
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4. Staatsangehörigkeit der Familie

2006 2007 2008 2009 2010 2011

deutsch 6.662 6.104 6.579 6.998 6.958 *

nicht deutsch 2.259 1.834 1.888 2.058 1.999 *

binational 1.624 1.621 1.851 1.989 1.978 *

multinational 151 171 295 301 380 *

Tab. 5: Staatsangehörigkeit / Nationalität der Familie

Quelle: [Daten- und Berichtswesen der Beratungsstellen]

*eine Auswertung der Zahlen 2011 war aus technischen und personellen Gründen nicht möglich.

5. Migrationshintergrund der Familie

2006 2007 2008 2009 2010 2011

Anzahl beratener  
Familien mit Migrations-
hintergrund

4.206 4.082 4.629 5.058 5.049 *

Anteil Familien mit  
Migrationshintergrund 
an allen beratenen 
Familien

38,00% 40,00% 41,00% 42,00% 40,00% *

Tab. 6: Anzahl der Familien mit Migrationshintergrund

Quelle: [Daten- und Berichtswesen der Beratungsstellen]

*eine Auswertung der Zahlen 2011 war aus technischen und personellen Gründen nicht möglich.
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6. Anzahl der Kinder und Jugendlichen

7. Alter der Kinder und Jugendlichen

2006 2007 2008 2009 2010 2011

weiblich 6.048 5.845 6.343 6.835 6.993 *

männlich 6.912 6.704 7.169 7.972 8.138 *

2006 2007 2008 2009 2010 2011

unter 3 Jahren 1.843 1.799 1.578 2.056 2.012 *

3 bis unter 6 Jahre 2.358 2.301 2.446 2.560 2.618 *

6 bis unter 9 Jahre 2.508 2.439 2.548 2.709 2.695 *

9 bis unter 12 Jahre 2.153 2.197 2.423 2.503 2.437 *

12 bis unter 15 Jahre 1.673 1.752 1.966 2.011 2.258 *

15 bis unter 18 Jahre 1.376 1.440 1.585 1.629 1.789 *

18 bis unter 21 Jahre 582 612 768 787 807 *

21 bis unter 24 Jahre 268 329 313 315 294 *

24 bis unter 27 Jahre 147 147 163 239 231 *

Tab. 7: Anzahl der durch die Beratungsprozesse erreichten Kinder und Jugendlichen

Tab. 8: Erreichte Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene nach Alter

Quelle: [Daten- und Berichtswesen der Beratungsstellen]

*eine Auswertung der Zahlen 2011 war aus technischen und personellen Gründen nicht möglich.

Quelle: [Daten- und Berichtswesen der Beratungsstellen]

*eine Auswertung der Zahlen 2011 war aus technischen und personellen Gründen nicht möglich.
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Fachtag „Alleinerziehende“
Mit dem Titel „Alleinerziehend – mit Potenzial und Per-
spektiven!“ fand im Mai 2011 ein Fachtag statt. Für den 
Fachtag, den der Arbeitskreis Alleinerziehende 2011 initiiert 
hatte, konnten IBPro – Beratung im Sozialmanagement, das 
Jobcenter München und die Industrie- und Handelskammer 
als weitere Kooperationspartner des Stadtjugendamtes 
gewonnen werden. Als Experten brachten Prof. Dr. Claus 
Reis und Prof. Dr. Veronika Hammer aktuelle Beiträge aus 
der Forschung mit in die Veranstaltung. Vorträge zu Förder-
möglichkeiten und gute Beispiele für moderne Personalpo-
litik gab es von Seiten des Bayerischen Sozialministeriums 
sowie von einer Münchner Firma.

Rund 200 Personen, darunter auch VertreterInnen von 
Firmen, Betriebsräten und Behörden,  brachten durch ihre 
Teilnahme sowohl den Bedarf als auch die Bedeutung des 
Engagements für alleinerziehende – Frauen aber auch Män-
ner - mit ihren Kindern zum Ausdruck.

»» �Die fünf Workshops zeigten, welche Schwerpunkte der 
Arbeitskreis als vordringlich betrachtete:

»» �Wie viel Qualifizierung braucht der Wiedereinstieg ?
»» �Flexible Arbeitszeitmodelle, familienfreundliche Arbeitszei-
ten. Welche Modelle gibt es ?!

»» �Gesundheit, Selbsthilfe und die Netzwerke von Alleiner-
ziehenden. „Eigentlich bräuchte es ein Dorf ...“

»» �Erwerbstätigkeit und Kinderbetreuung als zentrale Res-
source für Alleinerziehende.

»» �Alleinerziehen(d) im Verständnis verschiedener Kulturen

Auf dem Informationsmarkt hat der Austausch Initiativen für 
neue Kooperationen zugunsten Alleinerziehender entstehen 
lassen. Zusammen mit Fachkräften verschiedenster beruf-
licher Sparten wurden wesentliche Fragen diskutiert aber 
auch Forderungen formuliert.

Der in Gang gekommene Diskussionsprozess wird inzwi-
schen nicht nur im Arbeitskreis, sondern auch auf der Ebene 
von Entscheidungsträgern in der Verwaltung fortgesetzt. 
Der AK verfolgt weiter die Vernetzung der Fachstellen für al-
leinerziehende Mütter mit ihren Kindern in München, sowie 
die Verbesserung und den Ausbau von Angebotsstruktur 
und Rahmenbedingungen durch geeignete Konzepte.

�� Perspektive / Trend
Entsprechend der Planungsverantwortung von öffentlicher 
Jugendhilfe (§ 80 SGB VIII) wurden im Berichtsjahr zusam-
men mit den anerkannten Träger der Jugendhilfe im Bereich 
der Erziehungs- und Familienberatung die notwendigen 
Planungsprozesses fortgesetzt und in Abstimmung ein 
Beschlussvorlagenentwurf vorbereitet. Zum Ende des Be-
richtsjahres meldete sich auch das Familiengericht zu Wort 

und mahnte dringenden Handlungsbedarf an. Im Rahmen 
von hochkonflikthaften Trennungs- und Scheidungsverfahren 
zur Klärung des Aufenthaltes, des Umganges und/oder der 
Herausgabe verweisen Familiengerichte die streitenden 
Eltern immer häufiger zur Erarbeitung einer einvernehmlichen 
Lösung an Ehe-, Familien-, Lebens- und Erziehungsberatungs-
stellen. Diese Intervention trug mit dazu bei, dass die Bedarfe 
einer neuen Bewertung unterzogen werden mussten. 

Auch die Novellierung des Bundeskinderschutzgesetzes 
wird sich in nächster Zeit bedeutsam auf den Bereich der 
Erziehungs- und Familienberatungsstellen auswirken. Das 
Zusammenspiel von Fachleuten und Einrichtungen der Ju-
gendhilfe sowie anderen Sozial- und Gesellschaftssystemen 
soll einerseits zu einer verstärkten institutionellen Vernetzung 
und andererseits im konkreten Einzelfall zu mehr verbindlicher 
Zusammenarbeit führen. Ab 2012 wird die Steuerung aller 
Strategien und Maßnahmen des Kinderschutzes in der Ab-
teilung Hilfen zur Erziehung gebündelt. Daher wird auch die 
Steuerung der Leistungserbringung der „insoweit erfahrenen 
Fachkräfte“ in diese Abteilung übergehen. 

6. Familienangebote
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7.2. �Angebote der Begegnung und 
Nachbarschaftshilfe

�� Kurzbeschreibung
Einrichtungen der Nachbarschaft stellen Angebote zur 
Verfügung, die sozialräumlich, migrationsspezifisch oder ge-
schlechtsspezifisch ausgerichtet sind. Fachkräfte, ehrenamt-
lich Tätige verschiedener Altersgruppen, Vereinsmitglieder 
und Honorarkräfte arbeiten gemeinsam an einem breiten 
Leistungsspektrum (siehe Tab. 1). Dieses wird regelmäßig 
an den sich wandelnden Bedarf und die konkrete Nachfrage 
angepasst.

Zielgruppen der Angebote sind insbesondere Familien, 
Alleinerziehende mit ihren Kindern, SeniorInnen, Frauen und 
Männer mit Migrationshintergrund aber auch Menschen 
in belasteten Lebensphasen und Umbruchsituationen. 
Der gemeinsame Nenner über den schwerpunktmäßigen 
Zielsetzungen sind die Stärkung der sozialen Integration, die 
Aktivierung zur gesellschaftlichen Teilhabe und kreativen Be-
tätigung sowie die Vermeidung von Ausgrenzung Einzelner 
bzw. bestimmter Personengruppen.

Nachbarschaftseinrichtungen bieten je nach ihren personel-
len und finanziellen Ressourcen auch begleitende Hilfen im 
Einzelfall. Sie schaffen Netzwerke, vermitteln an Fachstellen, 
generieren Tätigkeitsfelder für geringfügige Einkünfte und 
kooperieren mit Einrichtungen der Stadt und allen erforder-
lichen Institutionen und Trägern. Es gibt Unterstützung u. a. 
in den Bereichen Schule und Erziehung, Mehrsprachigkeit 
und interkulturelle Begegnung, Gesundheitsvorsorge und 
Pflege, sowie kulturelle Veranstaltungen und Freizeitveran-
staltungen. Das Programm bietet Gruppen, Kurse, Vorträge 
und offene Angebote.

7. �Aktivierung und Unter-
stützung für Familien, 
Frauen und Männer

 
7.1. �Angebote der Begegnung und 

Nachbarschaftshilfe

Das Produkt „Aktivierung und Unterstützung für Familien, 
Frauen und Männer“ wird in München von insgesamt 37 
Einrichtungen und Vereinen der Nachbarschaftshilfe, im 
Rahmen geschlechts-  und themenspezifisch orientierter 
Beratungsangebote, sowie von Kriseneinrichtungen ange-
boten. Ehrenamtliche und sozialpädagogische Fachkräfte in 
den Einrichtungen leisten präventive Unterstützung in spezi-
fischen Lebenslagen (Migration, Alter, Überschuldung, Allein 
erziehen), sowie niederschwellige Beratung für Menschen 
in Belastungs- und Krisensituationen. Insbesondere die Ein-
richtungen der Nachbarschaftshilfe eröffnen Möglichkeiten 
der Beteiligung und des bürgerschaftlichen Engagements 
und greifen die der Bewohnerstruktur entsprechenden 
Bedarfe auf. 

Das Produkt beinhaltet auch den Aufgabenschwerpunkt 
Häusliche Gewalt und ist damit für die konzeptionelle Wei-
terentwicklung dieser Unterstützungsangebote zuständig. 

Jahr
Einrichtungen der Begeg-
nung und Nachbarschafts-

hilfe

Einrichtungen mit 
geschlechts-, zielgruppen-, 
themenspez. Angeboten

Anzahl der Ange-
botsstunden

88.225

Anzahl 
Nutzungen* der 

Angebote  

Anzahl der Ange-
botsstunden

Anzahl 
Nutzungen* der 

Angebote  

2011 88.225 223.713 69.149 124.093

* die Nutzung von Angeboten des Produkts durch Bürger/-innen, z.B. durch Beratungen, regelmäßige Teilnahmen an Kursen  

oder Besuche offener Veranstaltungen

Tab. 1: Nutzungen und Angebotsstunden
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Mithilfe des Engagements Ehrenamtlicher können Zeit-
ressourcen und dringende Hilfebedarfe, sowie individuelle 
Bedürfnisse und Fähigkeiten zusammen geführt werden. 
Nutzerinnen und Nutzer können selbst aktiv werden und 
übernehmen die Begleitung für Andere.

Zu den Angeboten der Begegnung und Nachbarschaftshilfe 
gehören 20 sehr unterschiedlich strukturierte Einrichtungen, 
die einen finanziellen Zuschuss durch das Stadtjugendamt 
erhalten. In der Regel ist mindestens eine Fachkraft ge-
ringfügig, in Teilzeit oder voll beschäftigt. Vier Einrichtungen 
werden ausschließlich von ehrenamtlich tätigen Personen 
betrieben.

Die niederschwellige Beratung erfolgt in verschiedenen 
Formen: als gegenseitige Beratung in Selbsthilfe, Beratung 
durch ehrenamtlich Tätige, Beratung durch Fachkräfte ver-
schiedener Professionen oder als fachliche Beratung durch 
pädagogische Fachkräfte.

Alle Einrichtungen halten Kontakt zum Sozialbürgerhaus, zu 
Facharbeitskreisen, Verbänden und Kooperationspartnern. 
Sie sind informiert über ihre Verpflichtung nach dem Kinder-
schutzgesetz, in Gefährdungsfällen zu handeln und sich bei 
erfahrenen Fachkräften Hilfe zu holen.
Die Einrichtungen integrieren das bürgerschaftliche Engage-
ment und sind im Hinblick auf ihr Leistungsangebot in der 
Regel auf den Einsatz ehrenamtlich Tätiger angewiesen. Es 
wird versucht alle Angebote sehr kostengünstig bis kosten-
frei zu gestalten.

�� Perspektive/Trend
In fast allen Einrichtungen mit angestellten Fachkräften 
wird die Zunahme des Beratungsbedarfs bei Problemen mit 
Überschuldung sowohl von Einzelpersonen als auch von 
Familien fest gestellt. Die überwiegende Anzahl der Nach-
barschaftshilfeeinrichtungen - d.h. nicht nur die migrations-
spezifisch ausgerichteten - beobachten eine kontinuierliche 
Zunahme der Nutzerinnen und Nutzer mit Migrationshin-
tergrund. Dabei ist erkennbar, dass hier insbesondere das 
Interesse von Eltern mit Kindern im Vorschulalter sowie mit 
schulpflichtigen Kindern an Fragen zum  Schulsystem sowie 
an begleitender Unterstützung zum Ausgleich von Sprach-
defiziten in den Vordergrund tritt.

7.3. �Geschlechts-, zielgruppen- und 
themenspezifische Angebote

�� Kurzbeschreibung
Die geschlechts-, zielgruppen- und themenspezifischen An-
gebote umfassen insgesamt 17 Einrichtungen. Ein Schwer-

punkt liegt bei diesen Angeboten in der zielgruppen- und 
problemlagenspezifischen Beratung, die in unterschiedli-
chen Formen wie Kurzberatung, telefonische Beratung, Be-
ratung für Einzelpersonen, Paare, Familien und in Gruppen 
durchgeführt wird. Daneben werden fallbezogenes Clearing 
und gegebenenfalls Vermittlung in andere Beratungsstellen, 
Selbsthilfegruppen u.ä. angeboten. Sie gewähren Unter-
stützung bei der Verarbeitung von Gewalterfahrungen sowie 
bei der Klärung und Bewältigung von individuellen, partner-
schaftlichen und familiären Krisen.

�� Aktuelle Entwicklung
Das Miterleben häuslicher Gewalt stellt in der Regel eine 
erhebliche akute Belastung für Jungen und Mädchen, 
sowie deren Mütter, bzw. Väter dar. Die Folgen  für die 
Kinder können gravierend sein und sich langfristig auf deren 
kognitive und emotionale Entwicklung auswirken, sowie zu 
behandlungsbedürftigen Verhaltensauffälligkeiten führen.
Diese Belastungen und ihre Auswirkungen sind individuell 
unterschiedlich ausgeprägt und von Faktoren wie Alter und 
Geschlecht der Kinder, sowie Intensität, Dauer und Umstän-
den der Gewalt abhängig. Ziel der Angebote ist es, mög-
lichst vielen von Gewalt betroffenen Personen passende 
Unterstützung anzubieten.

Seit Januar 2010 stehen deshalb umfangreiche Beratungs- 
und Unterstützungsangebote in Einzel- oder Gruppenset-
tings für Kinder, Frauen und Männer, die von häuslicher 
Gewalt betroffen sind zur Verfügung.

Laut der vorliegenden Statistik des Polizeipräsidiums über 
Einsätze bei häuslicher Gewalt wurden 2011  1.206 minder-
jährige Kinder (2010: 1.177 Kinder) erfasst. Davon waren 
856 Kinder zum Zeitpunkt des Einsatzes in der Wohnung. 
Die Bezirkssozialarbeit erhält von der Polizei möglichst 
umgehend nach jedem Einsatz wegen häuslicher Gewalt in 
Familien mit Kindern einen Kurzbericht. 2011 gingen im Poli-
zeipräsidium insgesamt 1.491 Fälle (2010: 1575 Fälle) Häusli-
cher Partnergewalt ein. Diese werden für die „telefonischen 
Erstberatung des Münchener UnterstützungsModell gegen 
häusliche Gewalt (MUM)“ auf fünf geschlechtsspezifische 
Beratungseinrichtungen verteilt.  56% der Familien waren  
der Bezirkssozialarbeit bereits vor Eingang des polizeilichen 
Kurzberichtes bekannt. 

Neben diesen Polizeiberichten erhält die BSA auch durch 
ihrer Mitwirkung im familiengerichtlichen Verfahren, durch 
andere Institutionen wie z.B. Kindertageseinrichtungen oder 
Frauenhilfeeinrichtungen, oder durch die Betroffenen selbst 
Kenntnis über Partnerschaftsgewalt. 

Gemäß des Münchner Qualitätssicherungsverfahrens in 
Gefährdungsfällen, das in den Sozialbürgerhäusern als stan-
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dardisiertes Verfahren im Umgang mit Gefährdungsfällen 
angewandt wird, wird das Miterleben von Partnerschafts-
gewalt als Hinweis für das Vorliegen einer Gefährdung des 
Kindeswohls gemäß § 1666 BGB bewertet. Vor diesem Hin-
tergrund ist die Bezirkssozialarbeit (BSA) verpflichtet, jedem 
Hinweis auf häusliche Gewalt in Haushalten mit Kindern im 
Rahmen ihres gesetzlichen Kinderschutzauftrages nachzu-
gehen und abzuklären, ob und in welcher Form Hilfen oder 
Schutzmaßnahmen notwendig sind. 

�� Perspektive / Trend
2011 wurde dem Stadtrat ein erster Erfahrungsbericht zur 
Umsetzung des in 2010 installierten Maßnahmenpakets 
Häusliche Gewalt vorgelegt. In 2010 wurde gemeinsam mit 
der Bezirkssozialarbeit und den Trägern der geschlechtsspe-
zifischen Angebote für Jungen (Kontakt-, Informations-, Be-
ratungsstelle für Jungen und junge Männer) und Mädchen 
(Beratungsstelle der IMMA) der sog. proaktive Zugangsweg 
entwickelt, d.h. dass nach einer Schweigepflichtsentbin-
dung der Mutter und je nach Alter der Kinder, die Bezirksso-
zialarbeit die Kontaktdaten an die Träger weiter geben darf. 
Die Träger nehmen dann von sich aus Kontakt mit den von 
häuslicher Gewalt betroffenen Jungen oder Mädchen auf, 
um den Unterstützungs- und Beratungsbedarf abzuklären 
und anschließend ein  bedarfsgerechtes Angebot einzurich-
ten. 64 Mädchen und Jungen von 6 – 17 Jahren wurden in 
2011 zusätzlich bei IMMA und kibs durch das neue Ange-
bot erreicht. Davon kamen über den proaktiven Zugang in 
Kooperation mit der BSA ca. 25%.

Insgesamt wurden über das gesamte Maßnahmenpaket 
(geschlechtsspezifische u. gemischtgeschlechtliche Angebote 
für Jungen und Mädchen, begleiteter Umgang, getrennte 
Elternberatung) in 2011 zusätzlich 122 Kinder und Jugendliche 
sowie 16 Elternpaare beraten und unterstützt.

Die Erfahrungen aus den ersten beiden Jahren zeigen 
allerdings auch wie hoch komplex und zeitaufwendig sich die 
Beratungsverläufe darstellen. Häufig ist zur Abklärung mit 

Eltern mit Migrationshintergrund eine Dolmetscherin oder ein 
Dolmetscher erforderlich. Bei Gewalt ausübenden Vätern ist 
oft die einzige Motivation sich an einem Gewalt zentrierten 
Training zu beteiligen, die Aussicht auf Umgang mit ihren 
Kindern. Im Rahmen des Väterprogramms lernt der Vater die 
Verantwortung für sein Handeln zu übernehmen und Verhal-
tensalternativen zu entwickeln. Ein bewusster Umgang der 
Väter mit ihrem Aggressionspotential soll helfen Übergriffe zu 
verhindern und zum Schutz der Familie beitragen.

Die kontinuierliche Auswertung dient der bedarfsgerechten 
Anpassung und/oder Weiterentwicklung des Maßnahmenpa-
kets.

8. �Kindertagesbetreuung 

8.1. �Kindertagesbetreuung –  
Übersicht

�� Kurzbeschreibung
Das Produkt Kindertagesbetreuung steht für die Betreuung 
und Förderung von Kindern unterschiedlichen Alters in klei-
nen und familienähnlichen Gruppen. Es setzt sich aus Plät-
zen in Kindertagespflege in Familien, in Kindertagesgruppen 
der Münchner Großtagespflege und in elternorganisierten 
Kindertagesgruppen, sog. Spielgruppen zusammen. 

Kindertagesbetreuung ist eine familienähnliche Betreuungs-
form vor allem für Kinder unter drei Jahren, die sich durch 
eine individuelle Förderung, eine familiäre Betreuungssitu-
ation und eine hohe zeitliche Flexibilität auszeichnet, und 
somit Unterstützung der Eltern bei der Vereinbarkeit von 
Erwerbstätigkeit und Kindererziehung leistet. 

Jahr 2011 Plan 2012

Betreuungsplätze insgesamt 1.893 2.040

Davon bei Tagesbetreuungspersonen 1.324 1.384

Davon in Kindertagesgruppen (Großtagespflege) 163 220

Davon in elternorganisierten Kindertagesgruppen 406 436

Tab. 1: Plätze in der Kindertagesbetreuung* 

Quelle: Jugendamt, S-II-KJF/KT

*da das Produkt Kindertagesbetreuung in dieser Zusammensetzung erst seit 2011 besteht, wird eine neue Datenreihe ab 2011 begonnen, um Vergleichbar-

keit zu gewährleisten.
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�� Aktuelle Entwicklung 
Entsprechend der deutschlandweiten Entwicklung wird 
diese familiennahe Alternative zur institutionellen Kinderta-
gesbetreuung auch in München ausgebaut. Dabei hat die 
Sicherung und Weiterentwicklung der Betreuungsqualität 
einen hohen Stellenwert. Ziel ist eine frühzeitige Eröffnung 
von Bildungsmöglichkeiten zur Erhöhung der Chancen-
gleichheit. Die Förderung der Entwicklung des Kindes zu 
einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit soll die Erziehung und Bildung in der Familie 
unterstützen und ergänzen.

8.2. �Plätze bei Tagesbetreuungs-
personen

�� Kurzbeschreibung
Kindertagespflege ist die Bildung, Erziehung und Betreuung 
von Kindern ab einem Alter von neun Wochen bis 14 Jahren 
im Umfang von durchschnittlich mindestens zehn Wochen-
stunden pro Kind. Kindertagespflege wird von geeigneten 
Tagesbetreuungspersonen im eigenen Haushalt geleistet. 
Für Ausfallzeiten der Betreuungsperson stellt das Stadtju-
gendamt eine Ersatzbetreuung zur Verfügung.

In der Regel betreuen die Tagesbetreuungspersonen 
mehrere Kinder in einer kleinen Gruppe (die gesetzlich 
vorgeschriebene Höchstgrenze liegt bei fünf gleichzeitig 
betreuten fremden Kindern). Die Tagesbetreuungsperson 
muss, wenn sie in der Woche mehr als 15 Wochenstunden, 
gegen Entgelt und länger als drei Monate betreuen will, 
vor Betreuungsbeginn eine Erlaubnis für die Tätigkeit in der 
Kindertagespflege beantragen. Die Erlaubnis zur Kinderta-
gespflege wird ausschließlich durch das Stadtjugendamt 
München erteilt. Geeignet sind Personen, die sich durch 
ihre Persönlichkeit und Sachkompetenz auszeichnen und 
über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen. Voraussetzung 
ist die Bereitschaft, sich bei tätigkeitsvorbereitenden und 
tätigkeitsbegleitenden Qualifizierungen vertiefte Kenntnis-
se zu erwerben und sich laufend weiter fortzubilden. Die 
Vermittlung von Tagesbetreuungspersonen findet in der 
“Tagesbetreuungsbörse für Kinder” der Landeshauptstadt 
München statt. Es gibt stadtweit vier Tagesbetreuungs-
börsen für Kinder in vier  über das Stadtgebiet verteilten 
Sozialbürgerhäusern. 

�� Aktuelle Entwicklungen
Das Stadtjugendamt München hat gemäß den gesetzlichen 
Anforderungen die Kindertagespflege in Familien weiterent-
wickelt und um wesentliche Qualitätsaspekte ergänzt, um 
das Betreuungsangebot für Eltern noch zuverlässiger und 
kostengünstiger zu gestalten. 

2011 wurde die Tagespflege-Skala als Qualitätssteigerungs-
instrument flächendeckend eingeführt. Im Anschluss an die 
verpflichtende Qualifizierung wird hiermit die Tagespflege-
stelle nach bundesweiten Standards überprüft und evaluiert 
und gegebenenfalls Verbesserung herbeigeführt. Zusätzlich 
wurde eine Befragung der Tagesbetreuungspersonen durch-
geführt. Inhalte waren die Zufriedenheit mit den Arbeitsbe-
dingungen und den finanziellen Bedingungen, die Koope-
ration mit den zuständigen Fachkräften in den SBH, sowie 
die Kooperation mit den Eltern. Die Ergebnisse werden im 
Laufe des Jahres 2012 vorliegen.

�� Ziele
Ausbau der Kindertagespflege um 60 Plätze und schritt-
weise Ausstattung mit Ersatzbetreuung
(Kenntnisnahme durch Beschlussfassung des Kinder- und 
Jugendhilfeausschusses vom 02.12.2008 VB: Kindertages-
pflege in Familien: Qualitätsoffensive)

Im Zuge des Ausbaus der Kindertagesbetreuung sollen 
jährlich 60 neue Plätze im Rahmen der Kindertagespflege 
in Familien geschaffen werden. Dafür müssen Betreu-
ungspersonen gewonnen werden, die ein hohes Maß an 
persönlicher und fachlicher Eignung mitbringen. Bereits 
vor Aufnahme eines Tageskindes wird überprüft, ob die 
angehende Betreuungsperson ausreichend physisch und 
psychisch belastbar und zudem in der Lage ist, eine sichere 
Bindung zum Kind aufzubauen. Die verpflichtende Qualifizie-
rung der Tagespflegepersonen folgt einem Curriculum, das 
vom Deutschen Jugendinstitut erarbeitet wurde. Auch nach 
Abschluss der Qualifizierung ist die Tagesbetreuungsperson 
verpflichtet, sich fachlich weiterzubilden und mit anderen 
Tagesbetreuungspersonen in den regionalen Austausch zu 
treten. Dafür werden regionale Praxisreflexionsgruppen in 
ganz München aufgebaut.

Ein wesentlicher Eckpunkt ist auch die Bereitstellung von 
Plätzen in der Kindertagespflege mit Ersatzbetreuung für 
mögliche Ausfallzeiten der Tagesmütter bzw. -väter. Die 
Kindertagespflege mit Ersatzbetreuung wird in München in 
drei unterschiedlichen Angebotsformen ausgebaut: Es gibt 
Tageskindertreffs, Mobile Tagesbetreuungspersonen und 
Tageselternteams. Bei Ausfall der Tagesmutter oder des 
Tagesvaters kann die Betreuung zeitnah durch die Ersatz-
betreuung fortgesetzt werden. Voraussetzung dafür ist, 
dass das Kind bereits eingewöhnt wurde und regelmäßiger 
Kontakt stattgefunden hat. Für die Eltern entstehen in der 
Ersatzbetreuung außer einer Essenspauschale keine weiteren 
Betreuungskosten.
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�� Perspektive / Trend
Das Angebot der Kindertagespflege mit Ersatzbetreuung 
bedeutet für die Eltern eine Steigerung der Betreuungssicher-
heit und ist deshalb sehr gefragt. Schritt für Schritt werden in 
München zunehmend Betreuungsplätze in der Kindertages-
pflege mit diesem zusätzlichen Angebot der Ersatzbetreuung 
ausgestattet. Die Plätze konnten bis Ende 2011 in drei ver-
schiedenen Modellen auf insgesamt 683 Plätze erhöht wer-
den. Bis Ende 2012 sollen 774 Plätze zur Verfügung stehen.

8.3. �Plätze in Kindertagesgruppen 
(Großtagespflege)

�� Kurzbeschreibung
Seit 2005 gibt es zusätzlich zur Betreuung durch Tagesbe-
treuungspersonen im eigenen Haushalt das Angebot der 
Münchner Großtagespflege. Kindertagesbetreuung im 
Rahmen der Großtagespflege sichert Eltern und Kindern eine 
Betreuung, die die Qualitätsstandards der Kindertagespflege 
(flexible und individuelle Betreuung) und die pädagogischen 
Qualitätskriterien und Rahmenbedingungen der institutionel-
len Kindertagesbetreuung (räumliche Vorgaben und Sicher-
heitsstandards) vereint. Die Betreuung erfolgt in geeigneten 
angemieteten Räumen. Betreut werden in einer festen 
Kindergruppe mindestens sechs, maximal zehn Kinder von 
zwei qualifizierten Betreuungspersonen. Ab dem 9. Kind ist 
eine der Betreuungspersonen eine pädagogische Fachkraft. 
Die Betreuung erfolgt auf der Grundlage des Konzeptes „Die 
Münchner Großtagespflege“.

�� Aktuelle Entwicklungen
In München interessieren sich viele pädagogische Fachkräfte, 
qualifizierte Tagesbetreuungspersonen und Firmen für die 
Möglichkeit der Betreuung in Großtagespflege. Das Betreu-
ungsangebot der Münchner Großtagespflege wird daher 

Jahr 2011 Plan 2012

Plätze in Kindertagespflege insgesamt (mit Erlaubnis nach § 43 
SGB VIII) 1.324 1.384

Davon Plätze, die durch das Stadtjugendamt/ Sozialbürgerhaus 
vermittelt wurden 833 893

Davon Plätze mit Ersatzbetreuung 683 774

Tab. 2: Platzzahlen und Ausbauplan in der Kindertagespflege in Familien 

Quelle: Jugendamt, S-II-KJF/KT

unter Beachtung der folgenden Qualitätsmerkmale kontinu-
ierlich ausgebaut: 

»» �Gezielte fachliche Qualifizierung und Weiterbildung der 
Betreuungspersonen 

»» �Überprüfungsverfahren der Betreuungspersonen und 
Erteilung der Erlaubnis

»» �Fachliche Beratung und Begleitung für die Betreuungsper-
sonen

»» Vermittlung der Betreuungsplätze und Beratung der Eltern 
»» �Sicherstellung und Weiterentwicklung einer Ersatzbetreu-
ung bei Ausfallzeiten der Betreuungspersonen 

»» Sicherstellung des Schutzauftrages für Kinder
»» �Kooperation mit interessierten Firmen zur Unterstützung 
bei der Etablierung einer betrieblichen Großtagespflege

Durch die fortlaufende Verbesserung der Rahmenbedingun-
gen für die Betreuungspersonen ist diese Art der Tagesbe-
treuung sowohl für die Eltern als auch für potentielle interes-
sierte Tagesbetreuungspersonen sehr attraktiv. Deshalb soll 
in diesem Bereich ein Ausbau von jährlich 50 neuen Betreu-
ungsplätzen fortgesetzt werden 

�� Ziele
Ausbau der Münchner Großtagespflege um 50 Plätze
Seit der letzten Befassung des Stadtrates zum Thema „Stand 
der Ausbauoffensive zur Erweiterung des Platzangebotes für 
unter dreijährige Kinder“ am 11.10.2011 (Vollversammlung) 
wurde der Ausbau des Platzangebotes zügig vorangebracht. 
Es hat sich seitdem gezeigt, dass sich insbesondere die im 
Konzept der Großtagespflege verankerte intensive Bera-
tung und Betreuung der Eltern und Betreuungspersonen im 
Vorfeld bewährt hat. Es ist geplant, im Zeitraum 2011-2013 
jährlich 50 weitere Plätze in der Großtagespflege zu schaffen.
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Jahr 2011 Plan 2012

Plätze in der Münchner Großtagespflege 163 220

Tab. 3: Platzzahlen und Ausbauplan in der Münchner Großtagespflege:

Quelle: Jugendamt, S-II-KJF/KT

�� Perspektive/Trend
Dank einer personellen Aufstockung in der Fachstelle Groß-
tagespflege konnte die bisherige Qualität auch im Ausbau 
sichergestellt und verbessert werden. Als weiterer Bera-
tungsschwerpunkt ist die Großtagespflege in Unternehmen 
hinzugekommen. Da diese Betreuungsform vermehrt von 
Firmen angefragt wird, ist insbesondere auch in diesem 
Bereich mit einem Ausbau zu rechnen. Es hat sich gezeigt, 
dass mit dem Ausbau eine gleichzeitige Ausweitung der Er-
satzbetreuung und eine Anpassung des Personalschlüssels 
in der Fachberatung notwendig ist.

8.4. �Plätze in elternorganisierten 
Kindertagesgruppen

�� Kurzbeschreibung
Das Angebot bietet flexible und kostengünstige Betreuungs-
plätze im Rahmen der Familienselbsthilfe. Eltern stellen in 
Eigenleistung altersgemischte Betreuungsplätze für Kinder 
bereit. Elternorganisierte Kindertagesgruppen sind Betreu-
ungsgruppen mit weniger als 20 Stunden wöchentlicher 
Öffnungszeit. 

Die festen Gruppen für 6 bis 12 Kinder (je nach räumlicher 
Gegebenheit) sind für Kinder zwischen 1,5 und 3 Jahren 
geeignet und dienen der sanften Loslösung vom Elternhaus 
und Vorbereitung auf den Kindergarten bei einer geringfügi-
gen Betreuungszeit. Betreut werden die Kinder in geeigneten 
angemieteten Räumen. Die Eltern organisieren die Spielgrup-
pen, sie sind zuständig für die Finanzen, die Verwaltung, die 
Aufnahme von neuen Kindern und nehmen die Arbeitgeber-
funktion gegenüber dem pädagogischen Personal ein. Das 
Personal besteht immer aus einer pädagogischen Fachkraft, 
die zweite Betreuungsperson kann eine pädagogische 
Hilfskraft sein oder wird durch wechselnden Elterndienst 
abgedeckt. Die Betreuung erfolgt nach den Fördervorausset-
zungen der elternorganisierten Spielgruppen.

�� Aktuelle Entwicklungen
Viele Eltern wünschen sich ein Betreuungsangebot für 
ihr Kind im Vorkindergartenalter. Die elternorganisierten 

Spielgruppen stellen einen wichtigen Baustein in der 
Vielfältigkeit der Kinderbetreuung der Stadt München dar. 
Die Rückmeldung der Eltern, die ihr Kind in der Betreuung 
haben, ist durchwegs sehr positiv. Durch die Konzeption 
der Spielgruppen haben Eltern die Möglichkeit, die Kinder-
tagesbetreuung für ihre Kinder aktiv selbst zu gestalten. 
Derzeit gibt es 27 geförderte Spielgruppen mit insgesamt 
406 Plätzen im gesamten Stadtgebiet München. 

�� Perspektive/Trend
Auch weiterhin nehmen die Spielgruppen einen wichti-
gen Platz im Angebot der Kindertagesbetreuung ein. Die 
Fachstelle Spielgruppen wirbt für die Gründung weiterer 
Spielgruppen und möchte gezielt interessierte Eltern 
ansprechen, beraten und unterstützen, um dieses Angebot 
noch besser bekannt zu machen. 
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9. Übersicht: Angebote der Kinder und Jugendhilfe
Das folgende Schaubild gibt eine Übersicht über die wichtigen Handlungsfelder und Angebote der Kinder- und Jugendhilfe 
in München. Die Zahlenangaben sind gerundet. 
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10. Immobilienverwaltung und Bauplanung
Für einen Teil der Angebote für Kinder, Jugendliche und Familien werden stadteigene Gebäude zur Verfügung gestellt oder 
von städtischer Seite Immobilien angemietet. Das gesamte Immobilienmanagement von der Bedarfsfeststellung über Pla-
nung und Bau bis zum Gebäudeunterhalt liegt bei der Abteilung S-II-KJF. Der städtische Immobilienbestand sowie der damit 
verbundene Aufwand beim Immobilienmanagement wird durch die folgenden Daten verdeutlicht:

Tab. 1: Stadteigene und angemietete Immobilien 

Immobilienverwaltung der Einrichtungen im 
Bestand

�Insgesamt: 91 stadteigene und 12 angemietete Immobilien, 
davon:
•	 �93 Einrichtungen der offenen Kinder- und Jugendarbeit 

(S-II-KJF/JA) 
•	 �5 Einrichtungen für Familien Frauen und Männer  

(S-II-KJF/A)
•	 �5 Einrichtungen aus dem Bereich Jugendsozialarbeit  

(S-II-KJF/J))

Aufwand laufender Bauunterhalt 1,367 Mio. €

Aufwand für Mietkosten 1,04 Mio. €

Neu eröffnete Einrichtungen •	Neubau Kinder- und Jugendhaus, An der Schäferwiese 1 
(Kinder- und Jugendtreff gemeinsam mit einem 3-gruppigen 
Kindergarten)

Einrichtungen in der Bauausführung •	 �Generalsanierung Jugendzentrum „Das Laimer“ mit Aben-
teuerspielplatz, Von-der-Pfordten-Straße

•	Neubau Jugendhilfezentrum, Scapinellistraße
•	 �Neubau Kinder- und Jugendtreff „2Club“ im Rahmen des 

Neubaus des Sportbetriebsgebäudes, Thalkirchner Straße
•	 �Räume für eine offene Einrichtung für Kinder und Jugend-

liche bis 14 Jahre und einen Nachbarschaftstreff, Rosa-
Bavarese-Straße (Erwerb)
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1. �Nachhaltige Kinder- und 
Jugendhilfe: Fachliche 
und strategische Aufga-
ben des Jugendamtes der 
Zukunft

1.1. Warum ein Positionspapier?

Bereits 2007 hatte ein Positionspapier der Leiterin des 
Stadtjugendamtes Leitgedanken für fachliches und organisa-
torisches Handeln in der Münchner Kinder- und Jugendhilfe 
beschrieben. Ein Kernsatz daraus „Vom Kind aus denken“ 
rückte eine Grundprämisse der Handlungs- und Organisati-
onsprinzipien der öffentlichen und freien Jugendhilfe wieder 
in den Vordergrund. Auch das damals formulierte Thema  
„Wirkungsorientierung“ begleitet die Kinder- und Jugend-
hilfe in den Erziehungshilfen und erfasst zunehmend mehr 
Leistungsbereiche.

Angesichts der immer neuen Herausforderungen in der 
Kinder- und Jugendhilfe möchte das Stadtjugendamt eine 
regelmäßige fachliche Positionsdebatte initiieren, die in 
etwa fünfjährigem Abstand erfolgen soll. Das nun im Jahr 
2011 von der Amtsleitung in die fachliche Diskussion gege-
bene Positionspapier „Nachhaltige Kinder- und Jugendhilfe: 
Fachliche und Strategische Aufgaben des Jugendamtes der 
Zukunft“ greift die Grundgedanken des Positionspapiers 
2007 auf und schreibt sie mit vier Strategien für ein „Ju-
gendamt der Zukunft“ und damit eine „Kinder- und Jugend-
hilfe der Zukunft“ fort. 

Gesellschaftliche Veränderungsprozesse fordern die öffent-
liche und freie Jugendhilfe weiterhin heraus. Sie muss sich 
bei hoher medialer Aufmerksamkeit im Kinderschutz positio-
nieren und gleichzeitig dem hohen Rechtfertigungsdruck 
bezüglich Kosten und Effektivität  ihrer Maßnahmen 
standhalten. Auch die Diskussionen zu gesetzlichen Neu-
ordnungen bzw. Entwürfen dazu wie zuletzt beim Bun-
deskinderschutzgesetz spiegeln das Ringen der Politik wie 
der Fachwelt um eine zeitgemäße und zukunftsorientierte 
Ausrichtung der Kinder- und Jugendhilfe im Sinne von Nach-
haltigkeit der Hilfen wider.

1.2. Das Positionspapier 2011

Das Jugendamt der Zukunft: Ausgangspunkt und Ziel-
setzung
Die Kinder- und Jugendhilfe steht heute vor großen Heraus-
forderungen und Veränderungsprozessen, die sie sowohl 
fachlich als auch organisatorisch herausfordern: Fachlich, 
weil die klassischen Themen der Kinder- und Jugendhilfe – 
Förderung, Schutz, Erziehung, Bildung und Integration von 
Kindern und Jugendlichen – vor dem Hintergrund tiefgrei-
fender gesetzlicher Änderungen im Kinderschutz, einem 
immer differenzierteren Wissen über die soziale Benachtei-
ligung wachsender Gruppen von Kindern und Jugendlichen 
sowie einer neuen gesellschaftspolitischen Akzentuierung 
des Bildungsthemas und den damit erstarkenden kom-
munalen Bildungsstrategien neu formuliert und präzisiert 
werden müssen. Organisatorisch, weil mit der zunehmen-
den Bedeutung und Veränderung kommunaler Bildungs-
landschaften und der zugleich zunehmenden Bedeutung 
der Aufgaben der Familienunterstützung und des Kinder-
schutzes neue und zukunftsfähige Organisationsformen 
der Kinder- und Jugendhilfe in den Städten und Gemeinden 
gefunden werden müssen. Damit stehen auch die Jugend-
ämter vor neuen Herausforderungen. Sie müssen sich im 
Gefüge kommunaler Aufgaben neu mit ihren Fachthemen 
positionieren und auch in ihrer Organisationsform Antwor-
ten auf die kommunalpolitisch wichtigen Themen finden. 
Die steigende Bedeutung des Bildungsthemas in den Kom-
munen, die hohe Bedeutung des Kinderschutzes, die wach-
sende Bedeutung des Themas der Integration und Inklusion 
von Kindern und Jugendlichen sowie die damit verbundenen 
Fragen nach der Nachhaltigkeit der Wirkungen der von den 
Jugendämtern gemeinsam mit den freien Trägern entwickel-
ten und geförderten Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe 
sind die Themen des Jugendamtes der Zukunft. Die Frage 
der Nachhaltigkeit wird zu einer künftigen Schlüsselaufga-
be der Jugendämter, nach der sich ihre Fachaufgaben und 
Organisationsformen ausrichten müssen.

Diese fachlichen und organisatorischen Herausforderungen 
wirken sowohl nach Innen als auch nach Außen: nach Innen 
geht es um eine Organisation der Kinder- und Jugendhilfe, 
die es den Kolleginnen und Kollegen im Jugendamt der Zu-
kunft ermöglicht, fachlich innovativ, motiviert und zufrieden 
zu arbeiten. Nach Außen geht es um die Organisation des 
Jugendamtes im Gefüge kommunaler Aufgaben, das seine 
Themen klar vertritt und von den Bürgerinnen und Bürgern 
als kompetentes Amt wahrgenommen wird.

1 Vgl. A.Tabel,S.Fendrich,J.Pothman in KOMDAT Heft 3/11, Seite 3 - 6
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Der Zeitpunkt für eine strategische Neupositionierung 
in den Jugendämtern ist gut. Die gesellschaftspolitisch 
wichtige Bedeutung der Aufgaben der Kinder- und Jugend-
hilfe und ihre soziale Verantwortung vor dem Hintergrund 
drängender sozialpolitischer und bildungspolitischer Themen 
tritt in den öffentlichen Debatten immer schärfer hervor. 
Beispielhaft ist hier die Debatte um Integration und Inklu-
sion aller Kinder und Jugendlichen, in der die Kinder- und 
Jugendhilfe zunehmend als wesentlicher kommunal-politi-
scher Akteur erscheint. Deutlich wird, dass die Kinder- und 
Jugendhilfe in der Bundesrepublik längst zum unverzicht-
baren Bestandteil der Förderung und Unterstützung von 
Kindern und Jugendlichen und ihren Familien geworden ist; 
ihre Aufgaben sind gesellschaftlich gewünscht und gefor-
dert. Die Kinder- und Jugendhilfe hat zudem ihre Stärke in 
einer breiten und umfassenden gesellschaftlichen Veran-
kerung; sie kann sich als starke Vertreterin der Interessen 
von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien überall dort in 
der ganzen Breite gesellschaftlicher Aufgaben einmischen 
und positionieren, wo es um die Belange von Kindern und 
Jugendlichen geht. Diese Stärke herauszuarbeiten, unter-
stützt das Jugendamt in einem notwendigen Prozess der 
Selbstvergewisserung und der Erneuerung und macht das 
Jugendamt auch in seinem kommunalpolitischen Quer-
schnittsauftrag stark für die Zukunft.

Die Jugendämter in der Bundesrepublik verfügen vielfach 
über eine lange Tradition einer fachlichen Kompetenz, die 
Vielfalt, Innovation und fundiertes Verwaltungshandeln 
miteinander verbindet. Diese Vielfalt der Themen – Bildung 
und Kultur, Förderung und Unterstützung, Prävention und 
Intervention – und die hohe Fachlichkeit, mit der diese 
Themen gemeinsam mit den freien Trägern der Kinder- und 
Jugendhilfe weiterentwickelt und repräsentiert werden, 
sind die Stärke des Jugendamtes in seiner zweigliedrigen 
Organisation. Auf dieser Stärke müssen alle Strategien des 
Jugendamtes der Zukunft aufbauen: Es gilt, die Vielfalt sei-
ner Aufgaben und Leistungen zu erhalten und zugleich das 
Verbindende in der Kinder- und Jugendhilfe in den Kommu-
nen herauszuarbeiten, um die Aufgaben des Jugendamtes 
für die Zukunft neu zu akzentuieren und auch organisato-
risch abzubilden.

Im Folgenden werden die wesentlichen Strategien, die das 
Stadtjugendamt München in einem abgestimmten Prozess 
entwickelt hat, beschrieben. Sie bilden die Folie für seine 
Ziele und Schwerpunkte in den kommenden Jahren und 
sind die Grundlage für einen laufenden Diskussionsprozess 
mit den freien Trägern der Kinder- und Jugendhilfe und allen 
für Kinder und Jugendliche bedeutsamen Bereichen der 
Stadtverwaltung in München. Dieses Strategiepapier ist ein 
Diskussionsbeitrag für einen Reformprozess des Jugendam-
tes der Zukunft, das sich den Herausforderungen der Nach-

haltigkeit in seinen Aufgaben einer ganzheitlichen Förderung 
von Kindern und Jugendlichen als auch des Kinderschutzes  
ebenso stellt wie der Herausforderung, gelingende Partizi-
pation von Kindern und Jugendlichen und die Stärkung der 
Familien vor Ort nachhaltig zu unterstützen. 

Vom Kind aus denken: Die fachlichen Strategien des 
Jugendamtes der Zukunft
Strategie 1: Die ganzheitliche Förderung als Aufgabe 
der Kinder- und Jugendhilfe in der Bildungsdebatte 
neu positionieren
Die Kinder- und Jugendhilfe steht heute vor der Frage ihres 
Selbstverständnisses vor dem Hintergrund einer sich aus-
weitenden Debatte über den Stellenwert und die Funktion 
von Bildung im Sozialstaat, die sich auch zunehmend dem 
Gegenstand der Jugendhilfe annähert. Die wachsende 
Bildungsorientierung der Kinder- und Jugendhilfe seit dem 
Inkrafttreten des Kinder- und Jugendhilfegesetzes steht 
zunehmend im Konflikt mit einer Struktur des Bildungs-
wesens, das – wie PISA gezeigt hat - weiterhin soziale 
Ungleichheit festschreibt oder gar generiert. Dieser Konflikt 
bleibt auch bei aller Kooperation mit der Schule beste-
hen: der in der Struktur angelegte Selektionsauftrag des 
Schulsystems steht im strukturellen Widerspruch mit dem 
individuellen – und damit letztlich systemunabhängigen - 
Förderungsauftrag in der Kinder- und Jugendhilfe. Neben 
diesem Konflikt besteht eine zunehmende Ungewissheit 
über die strukturelle Verortung der Leistungen der Kinder- 
und Jugendhilfe vor dem Hintergrund sich verschieben-
der zeitlicher und räumlicher Gelegenheitsstrukturen im 
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen – die Strukturen 
des Verhältnisses von Arbeitswelt und Familie, die struktu-
rellen Bedingungen der Schule im Kontext der Ganztags-
schule, die zeitliche Definitionsmacht der „neuen Medien“ 
konturieren die Rahmenbedingungen dieses Aufwachsens 
zunehmend schärfer und definieren Zeit und Raum des Bil-
dungs- und Förderungsauftrages der Kinder- und Jugendhilfe 
neu. Und schließlich erwachsen mit dem Blick auf „riskante 
Lebenslagen“ von Kindern und Familien neue Aufgaben der 
Förderung, die mit den „Frühen Hilfen“ ebenso formuliert 
werden wie mit einem steigenden Bedarf an Förderungs- 
und Integrationshilfen, um der sozialen Ausgrenzung einer 
wachsenden Gruppe von Jugendlichen zu begegnen, die 
ihre Familien als auch die Systeme des Bildungswesens und 
der Kinder- und Jugendhilfe vor wachsende Integrationspro-
bleme stellen.

Vor diesem Hintergrund muss der Förderungs- und Bil-
dungsauftrag der Kinder- und Jugendhilfe fachlich und 
strategisch neu gefasst werden: wesentlich ist es dabei, 
die Besonderheit der Leistungsfähigkeit der Bildungs- und 
Förderungsaufgaben der Kinder- und Jugendhilfe aus der 
Perspektive der Kinder und Jugendlichen zu denken und zu 
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formulieren. Kindheit und Jugend ist eine Zeit von Fülle und 
Vielfalt, es ist die Lebensphase des „Person- Werdens“, in 
der die Subjekte sich selbst in die Zukunft entwerfen. Aus 
diesem optimistischen Selbstbewusstsein heraus, das die 
Kinder- und Jugendhilfe der Subjektperspektive verdankt, 
entsteht ein immer wieder zu erneuerndes Selbstverständ-
nis in allen ihren Aufgabengebieten. Die Herausforderung 
besteht darin, diese Subjektperspektive und den ihr inne-
wohnenden Optimismus für die Kinder und Jugendlichen in 
dieser Stadt auch institutionell und organisatorisch erkenn-
bar zu konturieren und herauszustellen. Der partizipative 
und partnerschaftliche Entwicklungsprozess zwischen 
Jugendamt und freien Trägern, die Form und die Gestalt 
der gegenwärtig entstehenden neuen Rahmenkonzeption 
für die offene Kinder- und Jugendarbeit in München bilden 
eine solche Folie für die konsequente Subjektperspektive 
als Bezugspunkt für konzeptionelle Entwicklungen in der 
Kinder- und Jugendhilfe. Ebenso bildet die Debatte über die 
Wirkungen der Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe im 
Bereich der Erziehungshilfen die Subjektperspektive konse-
quent ab, weil sie die Frage nach der Wirkung der Leistung 
für das Kind, den oder die Jugendliche in den Mittelpunkt 
stellt. Der zukünftigen Rahmenkonzeption der offenen 
Kinder- und Jugendarbeit in München kommt daher ebenso 
wie dem Projekt „Wirkungsorientierte Steuerung der Erzie-
hungshilfen“ eine enorme und exemplarische Bedeutung zu 
für die Positionierung des besonderen und eigenständigen 
Profils der Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe für die 
subjektorientierte Bildung und Förderung von Kindern und 
Jugendlichen in der Stadtgesellschaft in München.

Strategie 2: Ausgrenzung verhindern, Schutz bieten: 
Kinder- und Jugendhilfe als nachhaltige Hilfe
Das im Grunde selbstbewusste und optimistische Bild einer 
eigenständigen Lebensphase Kindheit und Jugend, die eine 
eigenständige Kinder- und Jugendpolitik erfordert, ist heute 
unter dem zunehmenden Druck, der in vielfältiger Form in 
der Gesellschaft in der Bundesrepublik spürbar wird, zurück 
getreten. Die „postmoderne“ Hoffnung auf neue Optionen 
der Individualisierung ist einer Ernüchterung gewichen: 
im Blick auf die jüngsten wissenschaftlichen Ergebnisse 
zur Lebenslage Kindheit und Jugend werden die Risiken 
brüchiger Bildungsbiografien, die Erfahrungen brüchiger 
Familienbiografien in den aktuellen Kinderschutzfällen, die 
gesundheitlichen Risiken, denen Kinder früh schon begeg-
nen, die Erfahrung von Gewalt von Erwachsenen gegen 
Kinder, Gewalt von Jugendlichen gegenüber Jugendlichen 
und gegenüber Erwachsenen zu den Schlüsselthemen, die 
gegenwärtig die Kinder- und Jugendhilfe beschäftigen. Da-
mit rückt – so scheint es - ihr Aufgabenfeld zunehmend aus 
ihrer Aufgabenbreite für alle Kinder, Jugendliche und ihre 
Familien in allen gesellschaftlichen Schichten an den Rand 
sozialer Fürsorge- und Stützungsaufgaben. Der Optimis-

mus, den die Lebenslagensicht einmal ausgestrahlt hat als 
Grundlage sozialen Handelns in der Kinder- und Jugendhilfe, 
ist – so scheint es – geschwunden unter dem Druck einer 
Gesellschaft, die um die Folgen dieser Risiken fürchtet und 
nach immer neuen Sicherungen und Lösungen sucht.

Die Kinder- und Jugendhilfe kann sich in ihren Aufgabenstel-
lungen selbst diesem Druck nicht entziehen: es ist ein Kern 
ihrer Aufgaben und ihres Auftrages, Kinder und Jugendliche 
bei der Bewältigung dieser Risiken des Aufwachsens zu 
unterstützen und Chancen zu eröffnen, und sie muss es 
gerade dort tun, wo andere Systeme, andere Personen 
dies nicht können oder aufgegeben haben. Kinder- und 
Jugendhilfe wird in allen ihren Arbeitsfeldern zunehmend 
zum Risikomanagement in den Biografien von Kindern und 
Jugendlichen: sie soll die Gefahren in den Übergängen 
der Kindheit und Jugend in schnellem Handeln bewältigen 
helfen, bei akuten schulischen und familiären Krisen unter-
stützen, bei akuten Lebenskrisen helfen. Sichtbar zeigt sich 
dies an der zunehmenden Einzelfallorientierung, die in die 
strukturellen Angebote der Kinder- und Jugendhilfe hinein 
tritt oder an den immer stärker auf die Krise ausgerichteten 
Beratungs- und Hilfedauern in den Angeboten der Kinder- 
und Jugendhilfe. In dieser Aufgabe des Risikomanagements 
schärft sich derzeit das Profil der Kinder- und Jugendhilfe als 
Krisen- und Gefährdungshilfe zunehmend deutlich. Kinder- 
und Jugendhilfe als „Gefährdungshilfe“ ist sozialpolitisches 
Kernthema geworden.

Die Kinder- und Jugendhilfe hat unzweifelhaft über dieses 
neue Verständnis des Risikomanagements einen Innovati-
onsschub bekommen und ihre Organisation, ihre Arbeits-
weisen und Methoden vielfach weiterentwickelt – beispiel-
haft etwa in den an riskanten Lebenslagen von Familien 
ansetzenden Frühen Hilfen oder in einer zunehmend einzel-
fallorientierten Schulsozialarbeit, die ihre Kooperationsbezü-
ge auf diese Grundlage verstärkt und damit als frühzeitige 
Hilfe wirksam werden kann.

Doch Kinder- und Jugendhilfe ist mehr als bloße versorgen-
de „Gefährdungshilfe“. Sie bewahrt in allen ihren Hilfefor-
men – unabhängig davon, ob sie in der Krise handelt oder 
strukturelle Angebote entwickelt – immer den Blick auf die 
positive Zukunft, die sich Kindern, Jugendlichen und ihren 
Familien auch und gerade in unsicheren Lebenslagen eröff-
nen kann. Kinder- und Jugendhilfe ist eine wesentliche sozi-
ale Klammer zwischen den Lebensorten, an denen sich Kin-
der und Jugendliche in der „Risikogesellschaft“ bewegen. 
Ihre Aufgabe ist es, auch und gerade in der Krise Nachhal-
tigkeit ihrer Handlungsformen zu entwickeln, weil sie damit 
Perspektiven für die Zukunft von Kindern, Jugendlichen und 
Familien eröffnet. Diese Nachhaltigkeit zu sichern, ist heute 
unter dem Druck der Krise die Schlüsselaufgabe der Kinder- 
und Jugendhilfe. Gerade unter dem zunehmenden öffent-
lichen Legitimationsdruck, der sowohl die Frage nach dem 
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richtigen Handeln als auch die Frage nach der Effektivität 
kostenintensiver Maßnahmen stellt, muss die Kinder- und 
Jugendhilfe verdeutlichen, dass sie nachhaltig wirksam ist. 
Damit ist neben dem „Risikomanagement“ die Perspektive 
der Nachhaltigkeit wesentliches Potential der Kinder- und Ju-
gendhilfe in der Zukunft. Strategisch gilt es für die Zukunft, 
das hohe Können der Kinder- und Jugendhilfe als „Krisenhil-
fe“ mit einer Perspektive der Nachhaltigkeit ihrer Leistungen 
und Wirkungen zu verbinden. Diese Nachhaltigkeit ist eng 
mit der Frage der Wirksamkeit der Hilfe verbunden: Form, 
Ausgestaltung, Dauer und Intensität der Unterstützungsleis-
tungen sind die wesentlichen Schlüsselfaktoren, an denen 
sich die Frage der Nachhaltigkeit bemisst. Um Nachhal-
tigkeit zu erreichen, bedarf es aber auch unverzichtbar 
der Kooperation mit allen für die Lebenslage Kindheit und 
Jugend wesentlichen Institutionen, Personen und Lebensor-
ten. Kinder- und Jugendhilfe ist keine Insel, sondern in ihren 
Grundzügen nach kooperative Hilfe und Unterstützung. Sie 
braucht ihre Partner – Familie, Schule, aber auch Polizei und 
Gerichte, um wirksam handeln zu können. Gute Kooperati-
onen sind daher der Schlüssel zu einer nachhaltigen Kinder- 
und Jugendhilfe, die es in den jeweiligen Handlungsfeldern 
weiter auszugestalten gilt.

Strategie 3: Partizipation von Kindern und Jugendli-
chen stärken
Wesentliches Instrument zur Sicherung der Subjektperspek-
tive in der Kinder- und Jugendhilfe ist die Partizipation der 
Kinder und Jugendlichen. Das Stadtjugendamt München 
hat Instrumente der Partizipation in vielen Angeboten der 
Kinder- und Jugendhilfe gemeinsam mit den freien Trägern 
entwickelt, gefördert und gesichert. Partizipation und die 
damit verbundene Ausgestaltung offener Prozesse der 
Entwicklung von Bildungsangeboten, kulturellen Angeboten, 
aber auch Unterstützungsleistungen und Hilfen, sind die 
großen Stärken der Kinder- und Jugendhilfe in München. 
Unter dem gegenwärtigen Erfolgsdruck, der auf Kindern 
und Jugendlichen gerade in der Schule, aber auch anderen 
Orten ihrer Lebenswelt lastet, gerät Partizipation immer 
wieder in Gefahr, zum Beiwerk möglicher Reformen oder 
Umgestaltungen zu werden. Sie ist aber ein Kernelement 
einer erfolgreichen subjektorientierten Kinder- und Jugend-
hilfe und muss in allen ihren Bereichen ausgewiesen und 
praktiziert werden. Wesentliche Zukunftsaufgabe ist es vor 
allem, denjenigen Kindern und Jugendlichen Partizipation zu 
ermöglichen, die bislang aufgrund ihres Geschlechts, ihres 
kulturellen Hintergrundes, ihrer Religion, ihrer Behinderung 
oder ihres sozialen Status, eher aus solchen Prozessen 
ausgeschlossen sind: denn gerade an der Ermöglichung 
von Partizipation für benachteiligte Kinder und Jugendli-
che bemisst sich die Integrations- und Inklusionsleistung 
unserer Gesellschaft. Kinder- und Jugendhilfe unterstützt die 
Partizipationsmöglichkeiten von Kindern und Jugendlichen 

in der Schule, sie ermöglicht aber ebenso auch konsequent 
die Partizipation in ihren eigenen Angeboten. Besonderes 
Augenmerk gilt dem Stadtjugendamt München vor dem 
Hintergrund der Erkenntnisse aus der Aufarbeitung der Ge-
schichte der Heimerziehung der Förderung einer systema-
tischen und transparenten Partizipation in den stationären 
Erziehungshilfen. Den städtischen Heimen kommt hier eine 
wichtige Vorreiterrolle zu – etwa in der Ausgestaltung eines 
Jahresempfangs für alle Kinder und Jugendlichen oder in 
der Bildung von Heimräten. Die Unterstützung und die Er-
möglichung von Partizipation gerade benachteiligter Kinder 
und Jugendlicher in der Kinder- und Jugendhilfe ist eine stra-
tegische Schlüsselaufgabe für das Jugendamt der Zukunft. 
Es muss diese Aufgabe an allen seinen Gestaltungsorten 
unterstützen und verwirklichen, um so Ausgrenzung und 
weiterer Benachteiligung von Kindern und Jugendlichen 
entgegen zu wirken.

Strategie 4: Familien unterstützen: Kinder und Ju-
gendhilfe als sozialpolitischer Akteur für Familien in 
der Stadt
Die Stärkung der Familienkompetenz ist eine strukturelle 
Kernaufgabe der Kinder- und Jugendhilfe, um Kinder und 
Jugendliche an ihrem innersten Lebensort, der Familie, in 
ihrem „Person-Sein“ und „Person-Werden“ zu unterstüt-
zen. Familien stehen heute zunehmend unter dem Druck 
der Modernisierungsaufgaben und bedürfen in Fragen der 
Erziehung ebenso der Unterstützung wie in Fragen der 
Ausgestaltung des familiären Zusammenlebens in Zeit und 
Raum und der Entlastung. Das Potential, das Familien ha-
ben, ist dabei unverändert groß – Familien organisieren sich 
über ihre eigenen Beziehungen und Netze, über Selbsthilfe, 
aus der Erfahrung familiärer Belastungen entwickeln Ehren-
amtliche neue Betreuungs- und Unterstützungsmodelle. Die 
Nähe zur Familie ist das unbestreitbar hohe Potential der 
Kinder- und Jugendhilfe: kaum ein Leistungssystem vermag 
sich so der Intimität des Familienlebens anzunähern, teilt 
die Erfahrung der Familie und versammelt Wissen über die 
Lebenslage und Lebensfragen, die Kinder, Jugendliche und 
Erwachsene in der Familie bewegt. Frühe Förderung und 
Unterstützung, familiennahe Angebote der Kindertagesbe-
treuung mit hoher Qualität, Selbsthilfeunterstützung und 
Beratungsarbeit sowie institutionelle Elternarbeit sind die 
Eckpfeiler des Leistungssystems Kinder- und Jugendhilfe 
für Familien in ihren unterschiedlichen Lebenssituationen. 
Dieses Potential gilt es gerade in der Bildungsdebatte, aber 
auch in der Debatte über die psychische und physische Ge-
sundheit von Kindern und Jugendlichen in ihrem Aufwach-
sen für die Zukunft verstärkt herauszuarbeiten.

Daher hat das Stadtjugendamt München mit der „Leitlinie 
Familie“ im Rahmen des Stadtentwicklungsprozesses „Per-
spektive München“ der Landeshauptstadt München ein 
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stadtpolitisch wichtiges Thema gesetzt, das mit einem ak-
tuell vorgelegten Familienbericht zur Situation von Familien 
in München unterstrichen wird. Es wird deutlich, dass das 
Gesundheitswesen ebenso wie die Institutionen der Kin-
dertagesbetreuung und Schule wesentliche Kooperations-
partner für die Kinder- und Jugendhilfe sind, um Zugänge 
zu Familien zu finden und weitere Unterstützungsangebote 
anzubieten. Hier müssen zwischen den Angeboten des 
Jugendamtes und den Angeboten des Gesundheitswesens 
und Institutionen der Kindertagesbetreuung und der Schule 
strukturell verbindliche Verbindungen bestehen: hervorzuhe-
ben sind hier die Familien- und Erziehungsberatungsstellen, 
die Angebote der Familienberatung, die Mütter- und Famili-
enzentren, die Schulsozialarbeit. Organisatorisch bedeutet 
dies, alle Akteure im Jugendamt der Zukunft, die intensiv 
im Aufgabenfeld „Familien unterstützen“ arbeiten, soweit 
als möglich zu bündeln, um in den kommunalen Bildungs-
landschaften das Aufgabenfeld Familienunterstützung zu 
akzentuieren und als ein wichtiger bzw. auch gewichtiger 
Partner der formalen und informellen Bildungslandschaften 
aufzutreten. 

Es gibt bereits vielfältige und gute Verbindungen zwischen 
den Einrichtungen der Kindertagesbetreuung, den Schulen 
und den Angeboten der Jugendhilfe. Es hängt jedoch stark 
vom Engagement der lokalen Bildungsakteure ab, wie diese 
genutzt werden. Deshalb ist es wichtig, diese Verbindungen 
zunehmend strukturell und systematischer zu verankern, 
um gemeinsame Angebote zu entwerfen und zu ermögli-
chen. Der Bereich der Frühen Hilfen etwa, der eng verzahnt 
ist mit dem Gesundheitswesen, ist hier Vorbild und Modell 
für ein solches tragfähiges gemeinsames Angebot unter-
schiedlicher Partner. Die „Frühe Förderung“ von Kindern und 
Familien gerade in belasteten Stadtteilen als Angebot der 
Unterstützenden Maßnahmen für Familien mit Kindern von 
0-6 Jahren muss für die Zukunft stark aufgestellt sein, um 
die Angebote der Jugendhilfe in den kommunalen Förde-
rungs- und Bildungslandschaften noch stärker zu vernetzen. 
Ebenso müssen alle Chancen einer Kooperation zwischen 
Schule und Jugendhilfe für die Zukunft genutzt werden, 
gerade um benachteiligten Kindern und Jugendlichen und 
ihren Familien frühzeitige Unterstützungshilfen anzubieten.

Das Jugendamt der Zukunft ist ein verlässlicher Partner, 
um die Chance für ein gelingendes Aufwachsen und für 
eine Verbesserung der Teilhabe junger Menschen vor Ort 
zu sichern und zu ermöglichen. Es macht sich das Ziel einer 
nachhaltigen Kinder- und Jugendhilfe zur Schlüsselaufgabe 
und leistet seinen Beitrag im kommunalen Geschehen, die 
Lebenswelt aller Kinder, Jugendlichen und Familien lebens-
wert mit zu gestalten.

Mit diesen Strategien greift das Stadtjugendamt aktuelle 
Themen der fachlichen Entwicklung auf und verankert sie 
sowohl im breiten Diskurs als auch in seinen konkreten 
Handlungszielen. 

1.3. �Strategiediskussion der  
öffentlichen und freien  
Jugendhilfe

Die Vorlage des zweiten Positionspapiers Anfang 2011 
war der Beginn einer offenen Diskussion über die vorge-
schlagenen Strategien, ihre Weiterentwicklung und ihre 
Erweiterung. Nach der breiten internen Abstimmung in den 
Gremien des Sozialreferates wurde das Positionspapier 
2011 auch in den Facharbeitsgemeinschaften nach § 78 SGB 
VIII zur Diskussion und zum weiteren Austausch gegeben. 
Die Diskussionsergebnisse wurden für die Facharbeits-
gemeinschaften anhand der Protokolle dokumentiert. Die 
Einschätzungen der Abteilungs- und Sachgebietsleitungen 
im Stadtjugendamt wurde per Fragebogen erhoben und in 
Abteilungsgesprächen geschärft. Die Auswertungen der 
Diskussionen sowohl der freien als auch der öffentlichen 
Jugendhilfe waren Voraussetzung und Grundlage für einen 
von allen Seiten gewünschten Fachtag, der am 21.09.2011 
stattgefunden hat. Die Ergebnisses dieser breiten Diskus-
sion, die insbesondere in diesem gemeinsamen Fachtag 
vertieft worden ist, sind Grundlage der weiteren Zusam-
menarbeit und Aufgabendiskussion der Kinder- und Jugend-
hilfe in München. 

Einen wesentlichen Stellenwert hatte hier das Thema der 
Genderorientierung sowie die Querschnittsthemen Interkult, 
Behinderung/Inklusion und sexuelle Identität sowohl in ihrer 
Wichtigkeit bezüglich „Nachhaltiger Kinder- und Jugendhilfe“ 
insgesamt als auch deren Bedeutung innerhalb der verschie-
denen Strategien. Daher wurde der Weg gewählt, dass die 
Querschnittsthemen als eigene neue Strategie benannt 
wurden und in dieser Bekanntgabe verankert werden. 

Das Fachforum Münchner Mädchenarbeit und das Jungen-
netzwerk erarbeiteten daher folgende strategische Position, 
die in die weitere Aufgabendiskussion für die zukünftige 
Kinder- und Jugendhilfe handlungsleitend einfließen soll: 

Strategie 5: Geschlechtergerechte Kinder- und Ju-
gendhilfe - für alle Mädchen und Jungen (Förderung, 
Schutz, Integration, Inklusion) 
Die Umsetzung von Gender Mainstreaming in der Kinder- 
und Jugendhilfe wird als kontinuierlicher Auftrag und eigene 
Strategie anerkannt. Mit dem Kinder- und Jugendhilfegesetz 
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wurde eine gesetzliche Grundlage geschaffen, die unter-
schiedlichen Lebenslagen von Mädchen und jungen Frauen 
sowie Jungen und jungen Männern in den Angeboten und 
Strukturen der Kinder- und Jugendhilfe zu berücksichtigen. 
Somit ist die Zielsetzung eine genderorientierte, geschlech-
tergerechte Kinder- und Jugendhilfe für alle Kinder und 
Jugendlichen zu bieten, eine Grundvoraussetzung für das 
fachliche Gelingen aller Strategien. Die Berücksichtigung 
der Querschnittsthemen „Belange von Mädchen und 
jungen Frauen“ sowie die „Belange von Jungen und jungen 
Männern“, Gender, interkulturelle Öffnung, Behinderung und 
sexuelle Identität setzt die permanente fachliche Auseinan-
dersetzung mit diesen Themen voraus. Die bereits entwi-
ckelten Leitlinien und Standards in den jeweiligen Arbeitsfel-
dern setzten bereits jetzt schon die Grundbausteine für jede 
neue Aufgabe im Rahmen der Angebote der Kinder- und 
Jugendhilfe .
In verschiedenen Bereichen der Querschnittsaufgaben in 
der Kinder- und Jugendhilfe wurden bereits Indikatoren 
entwickelt und somit die Evaluierung der Wirksamkeit von 
Leitlinien und Standards in Gang gesetzt. Die Subjektorien-
tierung, die allen Strategien zu Grunde gelegt wird, setzt 
neben der kontinuierlichen fachlichen Auseinandersetzung 
auch eine regelmäßige  Qualifizierung der Fachkräfte in den 
jeweiligen Arbeitsfeldern der Kinder- und Jugendhilfe vor-
aus. Ein wesentlicher Teil dieser fachlichen Qualifizierung ist 
die Auseinandersetzung und Akzeptanz aller Querschnitts-
aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe. Die Intersektio-
nalität fordert von den Fachkräften ein fachliches Grund-
verständnis von Querschnittsaufgaben und eine konstante 
Weiterentwicklung der jeweiligen Querschnittsthemen.

Fachtag „Nachhaltige Kinder- und Jugendhilfe“
Am 21.09.2011 fand unter Beteiligung von rund 130 Fach-
kräften der öffentlichen und freien Kinder- und Jugendhilfe 
Münchens der Fachtag „Nachhaltige Kinder- und Jugendhil-
fe“ als Ausgangspunkt für eine gemeinsame strategische 
Positionierung der öffentlichen und freien Jugendhilfe in 
München statt. Es entstand ein Kompendium vielfältiger 
Anregungen, auf welche Weise die Strategien des Posi-
tionspapiers 2011 aufgenommen, unterstützt und in die 
jeweiligen Arbeitsfelder transponiert werden können: u.a. 
sind Schule, Familie, Partizipation und Gefährdungshilfe, 
von großer Bedeutung. Freie Träger, Verwaltung und Politik 
haben eine gemeinsame Verantwortung exklusionsfreie, 
gendergerechte Zugänge zu den Angeboten der Kinder- und 
Jugendhilfe zu realisieren. 

In der Kommunikation zum Positionspapier erwies sich auch 
welche Umsetzungsschritte der Strategien bereits begon-
nen wurden und in das Jahr 2012 hineinragen: 

Strategie 1: Die ganzheitliche Förderung als Aufgabe 
der Kinder- und Jugendhilfe in der Bildungsdebatte 
neu positionieren 

»» �Kooperationsvereinbarung zwischen dem Sozialreferat/
Stadtjugendamt und dem Referat für Bildung und Sport/
KITA (Bekanntgabe vom 29.11.2011) zur Kooperation von 
Kindertagesbetreuung und Angeboten der Kinder- und 
Jugendhilfe/Kinderschutz

»» �Positionspapier des Jugendamtes zu „Jugendhilfe 
und Ganztagsschule“ 05.04.2012; Darin enthalten sind 
Erwartungen und Konzeption der Kinder- und Jugendhilfe 
bezüglich ihrer Funktion/Rolle, Aufgaben/Auftrag gegen-
über den Familien, den Kindern und den daraus folgenden 
(Mindest-)Standards der Zusammenarbeit der Jugendhilfe 
in der Ganztagsbetreuung sowie daraus resultierende 
Konsequenzen insgesamt und für einzelne Arbeitsfelder 
des Sozialreferates/ Stadtjugendamt.

»» �Abordnung einer „Koordinationsstelle“ zwischen 
»» Referat für Bildung und Sport und Sozialreferat/Stadtju-

gendamt ab September 2011 mit ½ Vollzeitäquivalent, ab 
März 2012 mit 1 Vollzeitstelle
»» �Berücksichtigung der Querschnittsthemen in der prak-
tischen Umsetzung und Entwicklung von Standards für 
(Ganztags-)Schule und Kinder- und Jugendhilfe

Strategie 2: Ausgrenzung verhindern, Schutz bieten: 
Kinder- und Jugendhilfe als nachhaltige Hilfe

»» �Projekt Wirkungsmessung (WSE) trägt durch die einzel-
fallbezogene Evaluation der Zielerreichung innerhalb der 
Hilfeplanung und Hilfeleistung sowohl strukturell, fachlich-
pädagogisch als auch partizipativ unmittelbar zur Optimie-
rung von Nachhaltigkeit in der Jugendhilfe bei (Beschluss-
vorlagen im Stadtrat 28.04.2010, 24.05.2011, 22.05.2012)

»» �24.04.2012 Eröffnung des Jugendhilfezentrums (JHZ) 
mit dem Angebot einer Schutzstelle und Clearingeinrich-
tung, die in besonderen Problemstellungen auch die Mög-
lichkeit einer kurzfristigen geschlossenen Unterbringung 
(time out) ermöglichen kann

»» �Im Sinne der UN-Kinderrechtskonventionen bzw. des Kin-
derschutzes ist eine Unterbringung von unbegleiteten 
minderjährigen Flüchtlingen (UMF) in Erstaufnahmeein-
richtungen zu vermeiden. Um sowohl den minderjährigen 
Flüchtlingen gerecht zu werden als auch Schutzangebote 
für Münchner Kinder und Jugendliche nicht kapazitär zu 
blockieren wurde der Ausbau geeigneter Angebote für 
UMF massiv intensiviert und beschleunigt.
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Strategie 3: Partizipation von Kindern und Jugendli-
chen stärken

»» �Im Projekt Wirkungsmessung (WSE) wird die Partizipa-
tion sowohl der Eltern als auch der Kinder und Jugendli-
chen stärker konzeptionell und strukturell verankert. Wei-
terentwickelt werden dabei die Beteiligung aller sowohl 
im Hilfeplan-Verfahren selbst als auch die Entwicklung von 
Zielen und Unterstützungskonzepten und deren Beurtei-
lung durch die Beteiligten.

»» �Die Leitungen der städtischen Heime haben einen 
Heimkodex erarbeitet (Veröffentlichung 2.Quartal 2012), 
der u.a. die Selbstverpflichtung zu partizipativen Erzie-
hungsstrukturen (Vertrauenserzieher, Heimrat u.ä.) und 
geschütztem Beschwerdemanagement enthält. Daneben 
wird derzeit geprüft, ob und wie eine externe (außerhalb 
der Heime) Beschwerdestelle analog einer Ombudsstelle 
geschaffen werden kann.

»» �Studien/Evaluierungen der Kinder- und Jugendhilfe 
werden unter der qualitativen und/oder quantitativen 
Fragestellung zu den jeweiligen Belangen von allen betei-
ligten Mädchen und jungen Frauen, Jungen und jungen 
Männern und unter der Berücksichtigung aller Quer-
schnittsthemen vergeben.

Strategie 4: Familien unterstützen: Kinder- und Ju-
gendhilfe als sozialpolitischer Akteur für Familien in 
der Stadt

»» �Gründung und Konstituierung eines abteilungs-
übergreifenden Netzwerkes im Stadtjugendamt, um 
Themen, Bedarfe, Aufträge für ein familienfreundliches 
München schnell, konsequent und mit der Kompetenz 
aller (unterschiedlichen) Arbeitsfelder des Stadtjugendam-
tes aufzugreifen 

»» �Dieses Netzwerk bezieht immer auch die jeweiligen 
Kooperationspartnerinnen und Kooperationspartner 
der freien Kinder- und Jugendhilfe mit ein.

»» �Das Netzwerk Familie arbeitet unter Berücksichtigung 
aller Querschnittsthemen; Schwerpunktsetzung pro 
Jahr z.B. zum Thema Familien/ Behinderung; Familie/Ar-
mut/Familie/Information

Strategie 5: Geschlechtergerechte Kinder- und Ju-
gendhilfe - für alle Mädchen und Jungen (Förderung, 
Schutz, Integration, Inklusion) 

»» �Entwicklung von Indikatoren mit spezifischen Anforde-
rungen für jedes Arbeitsfeld und in Kooperation mit den 
freien Trägern zur Umsetzung der Leitlinien für die Arbeit 
mit Mädchen und jungen Frauen, Jungen und jungen 
Männern (Erste Schritte – Fachtag „Zwischen Catwalk 
und Kickerturnier am 24.05.2012)  

»» �Konsequente Umsetzung und strukturelle Veranke-
rung der bestehenden Leitlinien und Indikatoren zu 
Belangen von Mädchen und jungen Frauen sowie den 

Belangen von Jungen und jungen Männern, Gender, inter-
kulturelle Öffnung, Behinderung  und sexuelle Identität

Die begonnenen Schritte zur Umsetzung der hier dargestell-
ten Themenbereiche und Strategien bedürfen einer kontinu-
ierlichen gemeinsamen Planung und Abstimmung zwischen 
der öffentlichen und freien Jugendhilfe in München und 
einer regelmäßigen Diskussion im Kinder- und Jugendhil-
feausschuss. (Ganztags-)Bildung, Familiennetzwerke und 
unterstützung, Partizipation, Kinderschutz sind Themen, die 
nur in gemeinsamer Verantwortung weiterentwickelt wer-
den können. Umso wichtiger ist es, die in allen Bereichen 
der Kinder- und Jugendhilfe geführten Diskussionen immer 
wieder transparent zu machen, zu bündeln und sich immer 
wieder neu auf künftige Aufgabenschwerpunkte zu ver-
ständigen.  Das gemeinsame Verständnis der Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe in München ist eine gute Vorausset-
zung, dass ein gutes Aufwachsen von Kindern und Jugendli-
chen in München weiterhin gelingen kann. 

Eva Götz (S-II-L/So)
Dr. Maria Kurz-Adam (S-II-L)
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2. �Aufarbeitung der Heimer-
ziehung (Fürsorgeerzie-
hung) in München

Vor dem Hintergrund einer andauernden, bundesweiten Dis-
kussion um die Heimerziehung der 1950er und 60er Jahre, 
der Beratungen zum weiteren Umgang mit dieser Thematik 
und Überlegungen zu einer möglichen Wiedergutmachung 
des damals erlittenen Unrechts der ehemaligen Heimkinder 
sah sich sowohl die Bundesrepublik Deutschland als auch 
das Stadtjugendamt München aufgefordert auf der Grund-
lage von Anhörungen, Recherchen und Analysen Position 
zur historischen und aktuellen Verantwortung gegenüber der 
Heimerziehung im Zeitraum 1950 bis 1975 und den ehema-
ligen Heimkinder zu beziehen. Die Auseinandersetzung mit 
dieser Phase der Kinder- und Jugendhilfe in der Bundesre-
publik erfordert einen differenzierten, sensiblen, aber auch 
mutigen Blick auf die Vergangenheit, um aus der Geschichte 
für die Zukunft zu lernen und die erworbenen Standards zu 
wahren und weiter zu entwickeln.

Bundesebene: Der „Runde Tisch Heimerziehung in den 
50er und 60er Jahren“
Die Eingabe des Vereins ehemaliger Heimkinder an den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages im Februar 2006 
war Anlass für den Petitionsausschuss, sich intensiv mit der 
Situation der westdeutschen Heimerziehung in den Jahren 
1945 bis 1975 zu befassen (Petition- Grundsatzfragen zum 
Beitrags- und Versicherungsrecht in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung).
In der Folge beschloss der Deutsche Bundestag auf Emp-
fehlung des Petitionsausschusses in fraktionsübergreifen-
dem Konsens die Einrichtung eines Runden Tisches unter 
Beteiligung von Betroffenen, Trägern, Wissenschaftlern, 
Verbänden, Vertretern des Bundes und der Länder sowie 
Vertretern der Kirchen. Der Runde Tisch »Heimerziehung in 
den 50er und 60er Jahren« konstituierte sich am 17.02.2009 
unter dem Vorsitz der Bundestagsvizepräsidentin a.D., Frau 
Dr. Antje Vollmer. 

Bis Dezember 2010 trat der Runde Tisch in etwa zweimo-
natigen Abständen in Berlin zu seinen nichtöffentlichen 
Sitzungen zusammen.Insgesamt hat er knapp zwei Jahre – 
bis Dezember 2010 – beraten und am Ende dieser Beratun-
gen eine Empfehlung in Form eines Abschlussberichts an 
den Deutschen Bundestag zum weiteren Umgang mit der 
Thematik abgegeben. 
Der Runde Tisch hatte insbesondere die Aufgabe, die 
Heimerziehung unter den damaligen rechtlichen, pädagogi-
schen und sozialen Bedingungen aufzuarbeiten, Hinweise 
von damaligen Heimkindern auf zugefügtes Unrecht zu 

prüfen und Beratungsangebote zu vermitteln. Insbesondere 
kam dem Runden Tisch auch die Aufgabe zu, eine Klärung 
der Entschädigungs- bzw. Unterstützungsfrage vorzuneh-
men, die bundesweit zu beantwortet war.

Seriöse Schätzungen (siehe AFET - Stellungnahme, Bun-
desverband für Erziehungshilfe, in: Dialog Erziehungshilfe 
1/2009, 5) gehen davon aus, dass heute ca. 500.000 bis 
800.000 Menschen leben, die in den Jahren zwischen 1950 
und 1975 in Einrichtungen der Heimerziehung und Fürsor-
geerziehung in den alten Bundesländern der damaligen 
Bundesrepublik Deutschland untergebracht waren. Diese 
Zeit hat die Menschen für ihr gesamtes weiteres Leben 
geprägt. Zahlreiche Menschen bewerten diese Zeit positiv 
und für sie förderlich. Für viele Menschen war es aber auch 
eine Zeit mit negativen Auswirkungen auf ihr weiteres Le-
ben. Sie wurden missachtet, misshandelt und missbraucht, 
durch Zwangsarbeit ausgebeutet sowie verletzt und be-
schädigt für ihr gesamtes Leben. Die Betroffenen berichten 
von Demütigungen und Zwangsarbeit (ohne Beiträge an die 
Sozialversicherungs- und Rentenkassen), schwerer körper-
licher Misshandlung, systematischer Strafe als einziges 
Erziehungsmittel und sexuellem Missbrauch. Gleichzeitig ist 
ein zentraler Wunsch nahezu aller betroffenen ehemaligen 
Heimkinder das dieses Leid nie wieder Kindern und Jugend-
lichen in der Heimerziehung geschieht und ein zufriedenes 
und würdiges Aufwachsen in Heimen gesichert ist. 

Aufgabe des Runden Tisches Heimerziehung war daher 
auch die demokratischen Prinzipien moderner Heimpäda-
gogik zukunftsfest zu stärken. Auch für die moderne Kinder- 
und Jugendhilfe als wichtigem gesellschaftlichen Leistungs-
träger gilt es, aus der Geschichte für die Zukunft zu lernen.

Im Abschlussbericht des Runden Tisches Heimerziehung 
(vorgestellt am 13.12.2010 von der Bundespressekonferenz) 
wurde die Errichtung von Anlauf- und Beratungsstellen in 
den Bundesländern sowie die Einrichtung eines „Fonds-Hei-
merziehung“ als wesentliche Empfehlung für den weiteren 
Aufarbeitungsprozess gegeben. Eine Summe von 120 Milli-
onen Euro wurde für die Ausstattung des Fonds (aufgeteilt 
in 20 Millionen Euro für den „Rentenersatzfonds“ und 100 
Millionen Euro für den „Fonds für Folgeschäden der Hei-
merziehung“) jeweils zu einem Drittel von Bund, Ländern 
und Kommunen und der Katholischen bzw. Evangelischen 
Kirche und deren Wohlfahrtsverbände und Ordensgemein-
schaften“ bereitgestellt.

»» �Kernpunkt des Fonds zur individuellen Aufarbeitung von 
Folgeschäden ist die Gewährung von Hilfen aufgrund der 
Darlegung der Betroffenen zu Dauer des Heimaufenthal-
tes, der schädigenden Wirkung der Heimerziehung und/
oder der Art und des Umfangs der Arbeitsleistungen 
während des Heimaufenthalts, für die keine Sozialver-
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sicherungsbeiträge abgeführt wurden. Langwierige und 
retraumatisierende Prüfprozesse im Einzelfall sollen 
vermieden werden daher stehen die Anlauf- und Bera-
tungsstellen hier den ehemaligen Heimkindern beratend 
und unterstützend zur Seite.

»» �Darüber hinaus schlägt der Runde Tisch finanzielle 
Maßnahmen für die überindividuelle Aufarbeitung in der 
Bundesrepublik vor. Genannt sind hier: Wissenschaftliche 
Aufarbeitung, Ausstellungen und Dokumentationen und 
Gedenken.

Die Anlauf- und Beratungsstelle Bayerns im Bayerischen 
Landesjugendamt konnte zum 01.01.2012 , die u.a. auch die 
finanzielle Unterstützungsanträge für den „Fonds Heimer-
ziehung West“ aufnehmen, wurde zum vollzogen.

Stadtjugendamt München: Das Projekt Aufarbeitung 
der Heimerziehung (Fürsorgeerziehung) zwischen den 
Jahren1950 bis ca. 1975 in München 
Parallel zum Runden Tisch Heimerziehung in Berlin star-
tete 2009 das Projekt1 „Aufarbeitung der Heimerziehung 
(Fürsorgeerziehung) zwischen den Jahren 1950 bis ca. 1975 
in München“. Die Aufarbeitung der Geschichte der Münch-
ner Kinderheime (Marie-Mattfeld-Haus, ehemals Hänsel 
und Gretel Heim, Münchner Kindl-Heim und Waisenhaus) 
begann im Sozialreferat/ Stadtjugendamt München im 
Mai 2009 als sich ehemalige Heimkinder aus Heimen in 
städtischer Trägerschaft an das Stadtjugendamt wandten 
und von schweren Misshandlungen und (auch sexueller) 
Gewalt in den städtischen Heimen berichteten. Nach den 
ersten Berichten und Gesprächen mit Betroffenen wurde 
deutlich, dass eine systematische Aufarbeitung notwendig 
sein würde.

Die Aufdeckung und Aufarbeitung systemimmanenter aber 
auch individuell begründeter Menschenrechtsverletzun-
gen an ehemaligen Heimkindern war ebenso Ziel wie ein 
differenziertes Bild der damaligen Praxis der Heimerziehung 
in den stadteigenen Einrichtungen nachzuvollziehen und 
daraus Signale für die Gegenwart und Zukunft der Heimer-
ziehung zu erhalten. Folgende Schritte zur Aufarbeitung der 
Heimerziehung wurden bis 2011 vollzogen:

»» �Zunächst war das Sichern von Wissensbeständen 
durch die Sicherung von Akten/ Aktendokumentationen 
aufgrund einer entsprechenden verwaltungsinternen 
Weisung im Juli 2009 und der Auftrag einer explorativen 
Erkundungs- und Machbarkeitsstudie2 erste Aktionen 

zum beginnenden Aufarbeitungsprozess. Umfang, 
Zustand und Zugänglichkeit des noch vorhandenen und 
gesicherten Archiv- und Aktenmaterials erwiesen sich als 
umfangreich und bieten einen großen Fundus an zeitge-
nössischen Dokumenten, insbesondere an Einzelfallakten.

»» �Im Rahmen eines Beschwerdemanagements wurde ab 
2009 ehemaligen Heimkindern die Möglichkeit gegeben 
sich unmittelbar an das Stadtjugendamt zu wenden und 
ihre Erfahrungen und Erlebnisse zu berichten. Kontak-
tiert werden konnten Ansprechpartnerinnen am Telefon 
sowie über eine gesonderte e-mail-Adresse (ehemalige-
heimkinder.soz@muenchen.de). Eine Diplompsychologin 
mit der Zusatzqualifikation in Traumatherapie stand für die 
Durchführung von intensiven Gesprächen und ausführ-
lichen therapeutischen Beratungsgesprächen zur Verfü-
gung. Die Ansprechpersonen hielten mit den Ehemaligen 
Kontakt, hörten deren Anliegen und boten ihnen Beratung 
und individuelle Hilfe an, insbesondere bei der Fundstel-
lenermittlung und Zugänglichkeit von Einzelakten, soweit 
vorhanden und datenschutzrechtlich zulässig. Es wurden 
Aktenrecherche betrieben, die Akten angefordert und mit 
den Betroffenen ein Einsichtsnahmetermin vereinbart und 
durchgeführt.

»» �Das Stadtjugendamtes München hatte sich zu dem Ver-
fahren des persönlichen Anschreibens an alle ehemaligen 
Heimkinder entschlossen, um deutlich zu machen, dass 
sich das Stadtjugendamt München der Verantwortung 
stellt und die Lebensgeschichte jedes einzelnen Heimkin-
des als wichtig angesehen wird. Von der 3.169 städti-
schen Heimkinderin (Waisenhaus, Münchner Kindl-Heim 
und Marie-Mattfeld-Haus) in den Jahren 1950 bis 1975 
konnten für rund 33% (1052) aktuelle Adressen ermittelt 
werden und in 862 Fällen (29,8%) haben die Briefe wohl 
Ihre Adressaten erreicht. 

»» �Bis Ende des Berichtsjahres 2011 haben sich 83 der 
erreichten ehemalige Heimkinder zurück gemeldet. Im 
Rahmen der Auswertung der Rückmeldungen ist festzu-
halten, dass in rund 43% der Fälle die Betroffenen von 
individuellen Missbrauchs– und Gewalterfahrungen aber 
auch von Gruppenstrafen, Demütigungen vor der Grup-
pe, entwürdigendem Essenzwang und systematischen 
Prügelstrafen berichteten. 

»» �Viele der ehemaligen Heimkinder erleben, dass ihre Erfah-

1 Vgl. Beschlussvorlage im Kinder- und Jugendhilfeausschuss 09.06.11/ Vollversammlung 27.7.2011
2 �Erkundungs- und Machbarkeitsstudie von Herr Professor Dr. Schrapper,Universität Koblenz, 02/ 2011
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rungen aus der Zeit im Heim bis heute nicht nur in ihren 
Erinnerungen, sondern auch in körperlichen, psychischen 
und materiellen Beeinträchtigungen nachwirken. Die stän-
digen Demütigungen, die sie erlebt haben, die mangelnde 
Zuwendung sowie die Zuschreibung von Diagnosen. Wie 
z. B. „schwer erziehbar“, „aggressiv“ oder auch „schwach-
sinnig“ haben bei vielen von ihnen zu bleibenden starken 
Verunsicherungen und Selbstzweifeln, zu Depressionen, 
zu Gefühlen von Ohnmacht und Angst oder auch zu Hass 
und Wut geführt. 

»» �Im Rahmen der weiteren Aufarbeitung schloss sich das 
Sozialreferat/Stadtjugendamt dem Vorschlag von Herrn 

Prof. Dr. Schrapper an, eine vertiefende Recherche und 
Aktenanalyse durch eine Historikerin/ einen Historiker in 
2012/2013 durchführen zu lassen. Dies wurde vom Stadt-
rat im Sommer 2011 beschlossen und in Auftrag gegeben. 
Über die Ergebnisse kann im „Report 2012“ berichtet 
werden. 

»» �Darüber hinaus hat der Stadtrat die Zwischenergebnisse 
der Aufarbeitung der Münchner Heimerziehung aufge-
griffen. Er hat den Oberbürgermeister beauftragt seine 
Möglichkeiten im Deutschen Städtetag für die ehemali-
gen Heimkinder zu nutzen und auf eine sinnvolle Ausge-
staltung zugunsten der Betroffenen hinzuwirken. 

Erklärung des Stadtrates der Landeshauptstadt München zur Anerkennung von Leid und Unrecht in städtischen 
Heimen der Landeshauptstadt München zwischen den Jahren 1950 und 1975 

Lange Zeit gab es für das Schicksal ehemaliger Heimkinder keine öffentliche Plattform in der Politik und in der 
Gesellschaft. Die Eingabe ehemaliger Heimkinder an den Präsidenten des Deutschen Bundestages im Februar 2006 
hat bewirkt, dass der „Runde Tisch – Heimerziehung in den 50er und 60er Jahren“ in Berlin eingerichtet wurde. Die  
Leidensgeschichten der Opfer wurden in die Öffentlichkeit gerückt. Der Aufarbeitungsprozess der Geschichte der 
Heimerziehung in den Jahren zwischen 1950 und 1975 wurde eingeleitet und in der Bundesrepublik von einzelnen 
Ländern, Städten, Wohlfahrtsverbänden und Einrichtungen aufgegriffen.  

Vor dem Hintergrund des Runden Tisches und von erschütternden persönlichen Berichten betroffener ehemaliger 
Heimkinder, die zwischen 1950 und 1975 in den städtischen Heimen der Landeshauptstadt München – Waisenhaus, 
Münchner-Kindl-Heim und dem Marie-Mattfeldhaus in Oberammergau – lebten, hat seit 2009 auch das Stadtjugend-
amt München einen Prozess der offenen Auseinandersetzung mit dem Thema der Heimerziehung in den Münchner 
Heimen für die Jahre 1950 bis Mitte der 70er Jahre begonnen. 

Wir müssen heute aufgrund der Befunde aus den Berichten Betroffener feststellen, dass auch in diesen städtischen 
Heimen jungen Menschen Leid und Unrecht widerfahren ist. Elementare Grundsätze der Unantastbarkeit der Men-
schenwürde und des Rechts auf persönliche Freiheit und körperliche Integrität wurden immer wieder - auch syste-
matisch - missachtet.
Der Stadtrat der Landeshauptstadt München und der Oberbürgermeister bedauern zutiefst, dass ehemaligen Heim-
kindern in den städtischen Heimen dieses Leid und Unrecht widerfahren ist. 
Die Landeshauptstadt entschuldigt sich ausdrücklich bei den Betroffenen und unterstützt die weitere Aufarbeitung 
und sichert all jenen ehemaligen Heimkindern, die heute aufgrund des erlittenen Leids und Unrechts Hilfe wollen, 
Hilfe bei der persönlichen Aufarbeitung zu. 

Die Landeshauptstadt München wird sich für rasche Verhandlungen zur Erarbeitung von gemeinsamen überindi-
viduellen Lösungen von Bund, Ländern und Kommunen einsetzen. Sie wird selbstverständlich in den Entschädi-
gungsfond für ehemalige Heimkinder ihren Anteil einzahlen, sobald er gegründet wird. 

Die zentrale Forderung der Betroffenen, dass solche Menschenrechtsverletzungen in keinem der Münchner Heime 
mehr geschehen dürfen, hat für den Stadtrat und den Oberbürgermeister oberste Priorität. Wir sehen uns in der 
Pflicht, für die Zukunft sicher zu stellen, dass alle Kinder und Jugendlichen in der Münchner Stadtgesellschaft unter 
Achtung all ihrer Rechte gut heranwachsen können.
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»» �Der Stadtrat Münchens hat fraktionsübergreifend eine An-
erkennung von Leid und Unrecht verfasst und sich damit 
im Namen der Landeshauptstadt München ausdrücklich 
bei den Betroffenen entschuldigt. 

�� Perspektiven
Die Auseinandersetzung mit dieser Phase der Kinder- und 
Jugendhilfe erfordert einen differenzierten, sensiblen, aber 
auch mutigen Blick auf die Vergangenheit, um aus der 
Geschichte für die Zukunft zu lernen und die erworbenen 
Standards zu wahren und weiter zu entwickeln.

Die Rechte von Kindern stehen im Mittelpunkt der Ergeb-
nisse des Runden Tisches Heimerziehung. Kinder und 
Jugendliche zu beteiligen, ihre Rechte zu sichern und ihnen 
die Möglichkeit zur Beschwerde zu geben, muss für alle, die 
Verantwortung für die jungen Menschen tragen ein zent-
rales Anliegen sein. Kindern und Jugendlichen die Sicher-
heit zu vermitteln, dass sie in ihrem täglichen Dasein sich 
unbeschwert am Leben und Geschehen beteiligen und sich 
bei Bedarf beschweren können, gibt ihnen die Chance und 
die Möglichkeit, sich zu eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeiten zu entwickeln.
Dies stellt eine große Herausforderung dar, für deren Ge-
lingen es der ständigen Reflexion der eigenen Haltung und 
Rolle gegenüber den jungen Menschen bedarf.

Das Sozialreferat/ Stadtjugendamt stimmt in gemeinsamen 
Arbeits- und Abstimmungsprozessen der Leitungsebene 
aller Einrichtungen einschließlich der Mitarbeitervertretung 
zum Zeitpunkt der Berichtslegung einen Kodex der Heimer-
ziehung  für die Handlungs- und Gestaltungsfelder unserer 
Einrichtungen ab. Heimerziehung ist heute ein erfolgreiches, 
etabliertes und die Rechte der Kinder und Jugendlichen 
wahrendes Angebot in der Kinder- und Jugendhilfe. Dabei 
werden selbstverantwortlich die kulturellen Hintergründe 
der anvertrauten jungen Menschen berücksichtigt, Gen-
derkriterien  beachtet und Inklusion angestrebt. Der Kodex 
Heimerziehung ist das Leitbild des Münchner Stadtjugend-
amtes für Heimerziehung heute.

Eva Götz (S-II-L/So)

3. �Rahmenkonzeption offe-
ne Kinder-und Jugendar-
beit

�� �Warum war es notwendig, das alte Rahmenkonzept 
fortzuschreiben?

In der Geschichte der offenen Kinder- und Jugendarbeit in 
München gab es immer wieder Phasen in denen Konzep-
tionen erarbeitet wurden und die damit eine Neupositio-
nierung des Arbeitsfeldes notwendig machten. Eine erste 
Fundstelle dafür sind die „Richtlinien für Freizeitpädagogik 
in Münchner Freizeitstätten“ aus dem Jahr 1972. In diesen 
wurde u.a. das Ziel der emanzipatorischen Jugendarbeit 
beschrieben und „Partizipation“ in Form von „Mitwirken, 
Mitdenken, Mitbestimmen, Mitverantworten“ beschrieben.

1995 wurde ein Rahmenkonzept „Offene Kinder- und 
Jugendarbeit, Offene Arbeit mit Mädchen und Jungen“ 
vorgelegt. Grundlage war die Umsetzung neuer hand-
lungsleitender Orientierungen, u.a. durch das Kinder- und 
Jugendhilfegesetz. Als inhaltliche Merkmale der offenen 
Kinder- und Jugendarbeit wurden Offenheit, Freiwilligkeit, 
Partizipation, Parteilichkeit, Integration und Bedürfnisorien-
tierung benannt. 

Im Jahr 2008 ergab sich die Notwendigkeit, die inhaltliche 
Orientierung des Feldes in einer neuen Konzeption zu fas-
sen. Gründe dafür waren, dass das Feld der Einrichtungen 
sich zahlenmäßig vergrößert und inhaltlich weiter differen-
ziert hatte und die heutigen Lebenslagen der Kinder und 
Jugendlichen deutlichen gesellschaftlichen Veränderungen 
unterworfen. 

„Das Aufwachsen von Kindern in ihren Familien hat sich 
verändert – Familien sind vielfältiger geworden, ihre sozi-
alen Rahmenbedingungen haben sich ausdifferenziert und 
ungleich auseinander entwickelt. Zeitmangel, Mobilität und 
hoher ökonomischer Druck sind die großen Herausforderun-
gen, die Familien tagtäglich bewältigen und die das Auf-
wachsen von Kindern und deren Wahrnehmung prägen.“1

Starke Veränderungen ergeben sich auch aus der Verlänge-
rung der Bildungsbiografien, den Problemen beim Übergang 
von der Schule ins Berufsleben, der zeitlichen Ausdehnung 
des formalen Bildungssystems (Ganztagsschule) und dem 
starken Einfluss der neuen Medien. 

1  Dr. Maria Kurz-Adam: „Vom Kind aus denken“ in Dokumentation der Fachtagung „Kinder und häusliche Gewalt“, LH München 2010
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Die Anforderungen an das Feld und seine perspektivische 
Ausrichtung sollten deshalb neu formuliert und so ein 
gemeinsamer Rahmen für die 137 geförderten Einrich-
tungen und Träger in diesem Feld gefunden werden. Ziel 
des Bearbeitungsprozesses war es, gemeinsam mit den 
Praktikerinnen und Praktikern wichtige Entwicklungslinien 
und Vorhaben zu definieren und diese in einem weiteren 
Prozess umzusetzen sowie die bereits im Feld vollzogenen 
Weiterentwicklungsprozesse in der neuen Konzeption darzu-
stellen.

Am 22.04.2009 gab der Kinder- und Jugendhilfeausschuss 
dazu den Auftrag und stellte die notwendigen Mittel zur Ver-
fügung. Nach zwei Jahren Prozess wurde die neue Rahmen-
konzeption am 24.05.2011 im Kinder- und Jugendhilfeaus-
schuss beschlossen und dient nun als Orientierungsrahmen 
für dieses Arbeitsfeld in München.

�� Weitere Arbeit mit dem Konzept
Nun stellt sich die Frage, wie es auf dieser Grundlage in 
diesem Arbeitsfeld weiter geht. Der kluge und satirisch 
gemeinte Satz, „Prognosen seien schwer zu treffen, 
besonders wenn sie in die Zukunft gerichtet sind“ trifft 
auch hier zu. Trotzdem sei der Blick auf wichtige Trends und 
Entwicklungen gerichtet, die sich auf die offene Kinder- und 
Jugendarbeit auswirken, die sich in den engagiert geführten 
fachlichen Diskussionen wiederfanden und die sich in den 
nächsten Jahren eher verstärken werden:

»» �Die zeitliche Ausweitung des formellen Bildungsbereiches 
und ihre Auswirkung (Ganztagsschule)

»» �Das „Abgehängt werden“ eines Teils der Kinder und 
Jugendlichen von Bildungszugängen 

»» �Das Verschwinden der Normalbiografien und die zuneh-
mende Unplanbarkeit der Lebensentwürfe junger Men-
schen (Beruf, Wohnen, Partnerschaft)

»» �die Auswirkungen einer zunehmend älter werdenden 
Gesellschaft

»» �Die soziale Spreizung in der Gesellschaft und die zuneh-
menden Armutsphänomene

»» �Migrationshintergrund als Normalfall in den Einrichtungen 
und in der Gesellschaft

»» �Die Haushaltssituation der Kommunen und ihre Auswir-
kungen auf die offene Kinder- und Jugendarbeit

»» �Die offene Kinder- und Jugendarbeit kann diese Probleme 
sicherlich nicht lösen, aber sie kann ihren eigenen spezi-
fischen Beitrag dazu erarbeiten, in Abstimmung mit den 
Kindern und Jugendlichen und dem öffentlichen Träger. 

»» �Die wesentlichen Inhalte dazu finden sich in den Leitge-
danken, die dem Rahmenkonzept vorangestellt sind. 

Die offene Kinder- und Jugendarbeit ist ein Arbeitsfeld, das 
einen wichtigen Beitrag zur Gestaltung der Prozesse des 

Aufwachsens junger Menschen leistet, sich fachlich weiter-
entwickelt und inhaltlich ausdifferenziert. Dabei wirkt sie als 
Akteur in kommunalen Bildungslandschaften, vor allem in 
der Vermittlung sozialer, personaler, kultureller und lebens-
praktischer Kompetenzen für junge Menschen. 

Für das Erfahren, Erleben und und Umsetzen von sozia-
ler bis politischer Verantwortungsübernahme eröffnet die 
Kinder- und Jugendarbeit vielfältige Gelegenheiten. Für die 
Kooperation mit der Schule steht sie bereit und sieht ihre 
Stärken vor allem darin, in den nicht unterrichtlichen Berei-
chen attraktive Lern- und Bildungsangebote zu machen. 

Gerade die regionalen Einrichtungen werden stark von Mäd-
chen und Jungen besucht, die von ihrer sozialen Herkunft 
her nicht privilegiert sind. Hier kann die offene Kinder und 
Jugendarbeit positive Erfahrungen und Stärken vermitteln, 
um diese Jugendlichen nicht zu Modernisierungsverlierern 
werden zu lassen. Gerade die spezifisch anderen Zugänge 
der OKJA zu den Lebenswelten, der Kultur, den Empfin-
dungen und den Themen junger Menschen eröffnet ihr die 
Möglichkeit, ihre eigenständige Rolle und ihren spezifischen 
Bildungsauftrag in eine Gesamtverantwortung für das Auf-
wachsen junger Menschen einzubringen. Im Stadtquartier, 
im Gemeinwesen und im Sozialraum sieht sich die offene 
Kinder- und Jugendarbeit auch als Dienstleister zur Gestal-
tung eines sozialen Miteinanders, vor allem durch das zur 
Verfügung stellen von Räumen, Ressourcen und Know-
How. 

Die kostenlosen oder günstigen Möglichkeiten Freizeit zu 
verbringen, Musik zu hören oder zu machen, sich sportlich 
zu betätigen, Dinge auszuprobieren, an Fahrten teilzuneh-
men o.ä., hebt sich wohltuend von einer kommerzialisierten 
und manchmal aggressiv agierenden Warenwelt für Jugend-
liche ab.

Sicherlich hat die Erstellung des Konzeptes, die breit ange-
legte Beteiligung bereits ein Stück Selbstvergewisserung, 
eine Stück mehr an Orientierung und viel Schwung und 
Dynamik in das Arbeitsfeld gebracht. Doch jetzt heißt es 
weiter dran bleiben:  Leistungsbeschreibungen, inhaltliche 
Orientierungen und Einzelkonzepte müssen sich an der 
Rahmenkonzeption orientieren und kritisch messen: Wie 
stimmt unsere alltägliche Praxis in den Einrichtungen damit 
überein? Was müssen wir ändern? Tun wir die richtigen 
Dinge? Tun wir die Dinge richtig?

Das stellt die Frage nach der Orientierung in einem Feld, 
das durch seine Vielfalt, Buntheit und Offenheit geprägt ist. 
Wie kann Innovation gestaltet werden, wenn eine neue 
Idee nicht sogleich mit zusätzlichen Ressourcen umgesetzt 
werden kann?
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Das vorliegende Rahmenkonzept soll ein Konzept sein, das 
„lebt“. Auch nachdem es beschlossen ist, sollen einzelne Tei-
le des Konzeptes ergänzt und das Konzept in seiner Gänze 
weiterentwickelt werden.

Erkenntnisse und Ergebnisse der Wirkungsforschung und 
aus der Beteiligung von Münchner Kindern und Jugendli-
chen sollen regelmäßig mit dem Konzept abgeglichen wer-
den und das Konzept beeinflussen. Hierfür ist es notwen-
dig, mit Instrumenten der empirischen Sozialforschung die 
Meinungen und Bedürfnisse der Kinder und Jugendlichen 
und die Einschätzungen der Pädagoginnen und Pädagogen 
regelmäßig zu erheben. Es sind Längsschnitt-Untersuchun-
gen anzustreben, die es möglich machen, Veränderungen 
bei den Kindern und Jugendlichen in München zu erkennen 
und für das Konzept nutzbar zu machen. Dieser Prozess der 
Qualitätsentwicklung im Feld soll durch eine Steuerungs- 
und Unterstützungsgruppe fachlich begleitet werden

Das Rahmenkonzept soll als Grundlage einer prozessori-
entierten, lebendigen Weiterentwicklung des Arbeitsfeldes 
dienen. Das Konzept liegt als Druckausgabe in einer Kurz- 
und einer Beschlussfassung vor.

Die Erarbeitung dieses Konzeptes wurde von einer großen, 
fachlichen und engagierten Beteiligung der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in den Einrichtungen, der Steuerungsgruppe 
und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Stadtju-
gendamtes getragen. Dafür sei allen gedankt. Ein beson-
derer Dank gilt Herrn Prof. Richard Münchmeier, der den 
Arbeitsprozess mit hoher wissenschaftlicher Reputation, mit 
vielen inhaltlichen Eingaben, mit großem Engagement für 
die Praxis und mit viel Humor zur Seite stand.

Karl-Heinz Hummel (S-II-KJF/JA) 

4. �Jugendhilfe und  
Ganztagsschule

�� Einleitung
Das Thema Ganztagsschule bewegt weiterhin die Kinder- 
und Jugendhilfe: Ist die Ganztagsschule „das zentrale Bil-
dungsprojekt der nächsten Jahrzehnte“, „die Ermöglichung 
von Chancengerechtigkeit“, kann, auch mit Unterstützung 
der Jugendhilfe so eine „neue Bildungs- und Betreuungsin-
stitution“1 entstehen? Oder gilt es, der „Dominanz der for-
mellen Bildung“ entgegen zu treten? Muss die Kinder- und 
Hilfe und gerade die Jugendarbeit angesichts „zunehmen-
der Übergriffe in das Leben junger Menschen wachsamer 
werden“, sich bemühen „Freiräume zu erhalten“?2

Das Positionspapier des Stadtjugendamtes plädiert dafür, 
die Ganztagsschule als Chance für Schule und Jugendhilfe 
bzw. als Chance für junge Menschen zu begreifen, deren 
Bildungspotentiale genutzt werden müssen. Es geht um 
die Schaffung von gerechten Optionen für junge Menschen, 
die nicht zuletzt durch die demographische Entwicklung zu-
nehmend die Aufmerksamkeit von Politik und Gesellschaft 
finden.

Die groß angelegte empirische Untersuchung der Bundes-
regierung zur Ganztagsschule in Deutschland hat deutlich 
gemacht, dass die bisherige Umsetzung der Ganztags-
schule noch keineswegs die in sie gesetzten Erwartungen 
erfüllt hat. Die Entwicklung und Umsetzung der Ganztags-
schule kann nicht allein von den für die Bildung klassisch 
zuständigen Institutionen bewältigt werden. Sie braucht 
Unterstützung und ein auf alle sozialen Belange der jun-
gen Menschen ausgerichtetes Profil. Die Jugendhilfe ist 
aufgefordert, sich an dieser Stelle selbstbewusst einzubrin-
gen. Gerade ihre Erfahrungen im Bereich der informellen 
Bildung, ihre Kompetenz zur Netzwerkarbeit in den Sozial-
regionen und ihre professionellen Methoden der Stärkung 
von jungen Menschen in ihrer Sozialkompetenz und in ihrer 
Kompetenz der Alltagsbewältigung, machen sie zu einer un-
verzichtbaren Kooperationspartnerin bei der Ausgestaltung 
der Ganztagsschule.3 

Weder übertriebene Befürchtungen und noch eine ab-
wartende Distanz gegenüber der Ganztagsschule sind 
angebracht, vielmehr geht es nun um eine konstruktive 
Auseinandersetzung und aktive Kooperation mit dem neuen 

1  Thomas Rauschenbach, Impulsveranstaltung „Erziehung und Bildung“, Dt. Kinder- und Jugendhilfetag, Stuttgart, 7.6.2011
2  Ursula Fehling, BDKJ, ebenda
3  Thomas Rauschenbach, Alltagsbildung braucht einen Platz in der Schule in: neue Caritas, Heft 5/ 2010
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Partner. Der weitere Ausbau der Ganztagsschule bietet allen 
Beteiligten neue Chancen der Kooperation, die sie in jedem 
Fall nutzen sollten.

�� Bisherige Einschätzungen von Seiten der Jugendhilfe
Die bisherigen Einschätzungen von Jugendhilfeseite stellen 
zum einen die Chancen heraus, die eine Verbindung der 
unterschiedlichen Bildungskonzepte von Jugendhilfe und 
Schule bietet. 4 Zum anderen bezieht sich die Diskussion 
auf die Probleme, die sich aus der veränderten Zeitstruktur 
ergeben: Wenn Kinder und Jugendliche tatsächlich ganztä-
gig schulisch betreut werden, steht die nachmittägliche Zeit 
für die Angebote der Jugendhilfe nicht mehr zur Verfügung. 
Bezogen wird dies insbesondere auf den Bereich der offe-
nen Kinder- und Jugendarbeit, aber auch auf die Jugendver-
bandsarbeit und den Bereich der erzieherischen Hilfen.5

Empirisch lassen sich diese Befürchtungen allerdings kaum 
belegen. Gerade in Bayern, wo diese Befürchtungen am 
lautesten formuliert werden, besuchen weniger als 5% der 
Schülerinnen und Schüler die Ganztagsschule. Auch die 
Befragungen von StEG kommen zu einem anderen Schluss: 
15% der Ganztagsschülerinnen und -schüler besuchen 
einen Jugendtreff oder Jugendzentrum. „Im Vergleich zwi-
schen Teilnehmern und Nichtteilnehmern von Ganztagsan-
geboten zeigt sich, dass Ganztagsschülerinnen und -schüler 
zu Beginn der Erhebung deutlich öfter einen Jugendtreff 
besuchen... . Fragt man nach dem Besuch von Jugendgrup-
pen eines Verbandes oder Vereins, so gibt es zu keinem 
Erhebungszeitpunkt Unterschiede zwischen Ganztagsteil-
nehmern und Nichtteilnehmern.“6

Dies hängt sicherlich damit zusammen, dass externe Part-
ner Ganztagsschule im entscheidenden Maß mitgestalten 
und dies sind gerade eben Vereine, Jugendverbände und 
Jugendhilfeträger. Bei den Kooperationen gilt weiterhin: Die 
Kinder- und Jugendhilfe hat einen hohen Stundenumfang 
pro Schule. Jugendämter und Jugendsozialarbeit decken 
einen großen Anteil des Ganztagsangebotes ab.7 Für die 
Offene Kinder- und Jugendarbeit wird festgehalten, dass sie 
durch ihr Engagement in Ganztagsschulen neue Zielgruppen 
für ihre Angebote gewinnt, jedoch nicht mehr Kinder und 
Jugendliche (allerdings auch nicht weniger).

Umgekehrt ist zu hoffen, dass die feste Tagesstrukturierung, 
die der Ganztag bei einem Großteil der Kinder und Jugend-

lichen eines Tages sicher erreichen wird, die Jugendhilfe 
langfristig von einigen Aufgaben entlasten wird, die sie aus 
kompensatorischen Gründen übernommen hat. Die Jugend-
hilfe muss aus veränderten Lebenslagen Kinder und Ju-
gendlicher Konsequenzen ziehen. Sie muss sich allerdings 
auch ihre Unabhängigkeit von Schule bewahren, ihr eigenes 
Bildungsverständnis bewahren. Als „selbstbewusster Part-
ner der Schule“ 8 ist es ihre Aufgabe, Kinder und Jugendli-
che in ihrer Persönlichkeitsentwicklung zu fördern, so dass 
sie auch die Schule meistern, bzw. überstehen können. 

�� Die Kinder- und Jugendhilfe in München und die 
Ganztagsschule

Position und Rolle
Das Stadtjugendamt München wünscht sich grundsätzlich 
eine inklusive, qualitativ gut aufgestellte und vor allem 
verlässliche Ganztagsschule: Eine Schule, der alle Eltern 
ihre Kinder ganztägig anvertrauen können, mit der Gewiss-
heit, dass alle Schülerinnen und Schüler dort gut betreut, 
individuell gefördert werden und niemand benachteiligt oder 
ausgeschlossen wird. Gleichzeitig sollte diese Schule aber 
auch so gestaltet sein, dass Kinder und Jugendliche sie 
gerne und motiviert besuchen und die zeitliche Ausweitung 
nicht als Belastung empfinden. Diese Art Schule zu realisie-
ren liegt in der Verantwortung der Schulpolitik.

Aufgabe von Jugendhilfe ist es aber, Kinder und Jugendliche 
im Rahmen ihres besonderen Auftrages zu unterstützen. So 
soll Jugendhilfe nach §1 SGB VIII „junge Menschen in ihrer 
individuellen und sozialen Entwicklung fördern und und dazu 
beitragen, soziale Benachteiligungen zu vermeiden oder 
abzubauen“. Damit ist eine Verpflichtung zur Zusammenar-
beit der beiden Systeme gegeben. Auch die vorgenannten 
Ergebnisse von StEG weisen darauf hin, dass gerade die 
Zusammenarbeit der Systeme die größten Chancen für die 
Förderung von Kindern und Jugendlichen beinhalten. 

Die Kinder- und Jugendhilfe in München mit ihren vielfälti-
gen Angeboten in den Bereichen der Offenen Kinder- und 
Jugendarbeit, der Jugendkulturarbeit und der Jugendsozial-
arbeit bieten für diese Zusammenarbeit besonders günstige 
Bedingungen. Das Stadtjugendamt München spricht sich 
entschieden dafür aus, dass die Jugendhilfe gezielt und 
systematisch unter Beachtung ihres eigenständigen Auftra-
ges mit  Ganztagsschule zusammenarbeitet. Die Qualität 

4  Position der GEW zur Ganztagsschule; Arbeitsgemeinschaft der Jugendämter der Länder Niedersachsen und Bremen
5  Imhof, Sauter, BLJA Mitteilungsblatt 3/2010, Seite 10 ff
6  DJI Bulletin, München 3/2010, Ganz ist nicht genug, Was die Ganztagsschulen in Deutschland leisten und welche Potentiale noch ungenutzt bleiben, S. 12
7  DJI Bulletin 3/2010, Seite 12
8  Dr. Kurz-Adam, Zukunftsfähige Kinder- und Jugendhilfe in der Stadtgesellschaft, Forum Jugendhilfe  3/2007, S. 55-59
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von Ganztagsschule hängt zur Zeit noch wesentlich von 
der Qualität ihrer Kooperationspartner ab. Ganztagsschule 
soll und darf nicht nur eine Verlängerung der Unterrichtszeit 
sein, sie soll nicht mehr Schule sein, sondern sie soll eine 
andere Schule sein. Eine Schule in der die Interessen und 
Stärken der Schülerinnen und Schüler erkannt werden, die 
deren Kreativität fördert, die an der persönlichen, sozialen 
und künstlerischen Kompetenz der Schüler arbeitet und sie 
aktiv in die Gestaltung des Schulalltags mit einbezieht. 

Die Jugendhilfe ist so sicher der geeignete Kooperations-
partner gerade für die Ganztagsschule. Der „selbstbe-
wusste Partner der Schule“ arbeitet eng mit der Schule 
zusammen, beachtet aber die unterschiedlichen Aufträge: 
Die Jugendhilfe nimmt konsequent die „Subjektperspekti-
ve“ ein, denkt vom einzelnen Kind/Jugendlichen aus, sieht 
und fördert den Einzelnen, macht stark fürs Leben, nicht 
(nur) für die Schule.Jugendhilfe nimmt  Unterstützungs- und  
Anwaltsfunktion ein, gerade für sozial benachteiligte Kinder 
und Jugendliche, hilft das Ganztagsangebot so zu gestalten, 
dass diese Kinder und Jugendlichen sich mit ihren Stärken 
und Interessen einbringen können. Partizipationsmöglich-
keiten stehen daher im Mittelpunkt: “Die Unterstützung 
und die Ermöglichung von Partizipation gerade benachtei-
ligter Kinder und Jugendlicher ist eine strategische Schlüs-
selaufgabe für das Jugendamt der Zukunft. Es muss diese 
Aufgabe an allen seinen Gestaltungsorten unterstützen und 
verwirklichen, um so Ausgrenzung und weiterer sozialer 
Benachteiligung entgegen zu wirken.“9

�� Konsequenzen für die einzelnen Arbeitsfelder

Offene Kinder- und Jugendarbeit
Wie Eingangs erwähnt, befindet sich die offene Kinder- und 
Jugendarbeit angesichts von Ganztagsschule keineswegs 
in der Defensive. Der tatsächliche zeitliche Umfang von 
GTS ist weiterhin sehr begrenzt. Durch die Kooperation mit 
der GTS scheint die offene Kinder- und Jugendarbeit eher 
Zielgruppen zu gewinnen als zu verlieren. Trotzdem ist es 
gerade für die OKJA angesagt, auf die Entwicklung der 
GTS und auf die Veränderung der Lebenswelt von Kindern 
und Jugendlichen zu reagieren. Dies ist in München in den 
letzten Jahren erfolgt. Die offene Kinder- und Jugendarbeit 
weitet ihre Kooperation in dem Maße aus, wie der Ganztag 
zunimmt. Dies ist ein Prozess, der in München bereits in 
den 90er Jahren eingesetzt hat. Mittlerweile werden

 ca. 15% der Angebotsstunden der offenen Kinder- und 
Jugendarbeit in der Kooperation mit der Schule erbracht. Sie 
ist allein von ihrem Umfang her der wichtigste Kooperati-
onspartner der Schule und der GTS geworden.
Die offene Kinder- und Jugendarbeit wird darüber hinaus 
die Zeitstruktur ihrer Angebote flexibel dem Bedarf von 
Schülerinnen und Schülern und deren Familien anpassen. 
Öffnungszeiten abends, an den Wochenenden und in den 
Ferien ergänzen das Betreuungsangebot der Schule. Auch 
das Raumkonzept der offenen Kinder- und  Jugendarbeit 
passt sich den veränderten Bedingungen der Zeitstruktur 
von Kindern und Jugendlichen an. Die Freizeitstätten erwei-
tern ihre Zielgruppe und dementsprechend ihre Angebots-
struktur. Die Häuser öffnen sich für den Stadtteil, für andere 
Zielgruppen, insbesondere für Familien10. “Fest steht: Die 
offene Kinder- und Jugendarbeit nimmt beim Aufbau einer 
kommunalen Bildungslandschaft eine Schlüsselrolle ein, die 
in Zukunft noch stärker wahrgenommen werden muss. Sie 
muss sich allerdings als eigenständige Partnerin, mit eige-
nen Bildungskonzeptionen positionieren und darf sich nicht 
als flankierende Hilfseinrichtung des schulischen Bildungs-
wesens verstehen.“11

Ganztagsschule und Ferienangebote 
Ein vorrangiges Ziel der Ganztagsschule ist die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie. Eltern sollen durch die Ganztags-
schule ein verlässliches Betreuungsangebot das ganze Jahr 
über erhalten. Schülerinnen und Schüler haben aber rund 
zwölf Wochen Ferien im Jahr, Eltern jedoch weit weniger 
Urlaub. Eltern müssen deshalb während der Ferien Arbeit 
und Kinderbetreuung anders organisieren. Angebote von 
Jugendhilfe und Schule während der Ferien leisten deshalb 
grundsätzlich einen wichtigen Beitrag zur Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf. 

Aus Sicht der Kinder und Jugendlichen kommt Ferienange-
boten aber noch ein anderer Stellenwert zu. In den Ferien 
wollen Kinder und Jugendliche sich entspannen, Abstand 
von Schule und Unterricht gewinnen, ihre Zeit frei einteilen 
können, spielen und sich kreativ betätigen. Erholung und 
Zusammensein stehen im Vordergrund. Die Kinder- und Ju-
gendhilfe reagiert darauf mit vielfältigen und abwechslungs-
reichen Angeboten. Die Angebote der Jugendhilfe in den 
Ferien verstehen sich als außerschulische Bildungsangebo-
te, es werden verschiedene spiel- und kulturpädagogische 
Methoden angewandt, auch fließen erlebnis-, natur- und 

9  Kurz-Adam, Nachhaltige Kinder- und Jugendhilfe: Fachliche und  strategische Aufgaben des Jugendamtes der Zukunft, Jugendhilfe 2/2011
10  Fischer, Stefan,, Mitmachen und gewinnen?, Sozialmagazin, Weinheim,1/08
11  Landeshauptstadt München, Sozialreferat/ Stadtjugendamt München, Rahmenkonzeption der Offenen Kinder- und Jugendarbeit in München, Dez. 2011, S. 28
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medienpädagogische Inhalte ein. Kinder und Jugendliche 
haben durch diese Ferienmaßnahmen die Gelegenheit, ihre 
gewohnte Umgebung zu wechseln, sie lernen Gleichaltri-
ge aus anderen Schultypen, aus anderen Stadtteilen und 
Orten, mit anderem sozialem Hintergrund kennen. Gerade 
Kinder und Jugendliche aus sozial benachteiligten Familien 
erhalten mit den Ferienangeboten der Jugendhilfe auch die 
Möglichkeit, (oft zum ersten mal in ihrem Leben) zu verrei-
sen. Sie lernen neben der Enge ihres Stadtviertels die nähe-
re Umgebung kennen, kommen erstmals in ein ländliches 
Umfeld, in eine andere Stadt, in die Berge. Ferienangebote 
der Jugendhilfe gehen insofern über ein reines schulergän-
zendes Betreuungsangebot hinaus.

Ganztagsschule hat zunächst die schwierige Aufgabe ein 
zuverlässiges Betreuungsangebot auch in den Ferien für 
alle Schülerinnen und Schüler, die ein solches Angebot 
brauchen, sicherzustellen. Wie der im Juni 2011 vom Referat 
für Bildung und Sport herbeigeführte Stadtratsbeschluss 
“Betreuungsangebote für die Ferien und am Freitag nach 
Schulschluss“ deutlich zeigt, ist im Zuge der Ganztagsschul-
entwicklung mit einem hohen Betreuungsbedarf in den 
Schulferien zu rechnen. Dies betrifft  besonders den Bereich 
der gebundenen Ganztagsgrundschule, wo der Mangel an 
Betreuungsangeboten hoch ist. Es wird vorgeschlagen, 
dass die Schulen, bzw. das Referat für Bildung und Sport 
bei der Umsetzung dieses Beschlusses mit dem Stadtju-
gendamt bzw. mit den entsprechenden Trägern der Jugend-
hilfe zusammenarbeiten. Ziel dabei soll es sein, verbindliche 
Ferienangebote von den Schulen ausgehend so zu realisie-
ren, dass dabei die außerschulischen Einrichtungen, Freizeit- 
und Spielangeboten und  Ferienangebote der Jugendhilfe 
genutzt werden können.

Jugendsozialarbeit
In der Landeshauptstadt München ist die Jugendsozialarbeit 
im Wesentlichen als Schulsozialarbeit ausgestaltet. Schulso-
zialarbeit ist hier seit langem  an der Schule verortet.12 Das 
Stadtjugendamt München baut dieses Arbeitsfeld zur Zeit 
in einem großen Umfang aus, In der ersten Ausbauphase in 
den 90er - Jahren hatten dabei die Haupt- und Förderschu-
len Priorität, nun wird das Angebot schwerpunktmäßig an 
den Grundschulen etabliert. Das Arbeitsfeld ist  durch die 
Zunahme der Ganztagsschule aufgefordert sein Konzept zu 
überprüfen. Die Schulsozialarbeit in München ist zu einer 
Zeit entstanden als Ganztagsschule noch kein Thema war. 
Von daher waren zu Beginn der Schulsozialarbeit in Mün-
chen Mittagessen, Hausaufgabenbetreuung, später die sog. 

Nachmittagsbetreuung oder Ganztagsbetreuung wesentli-
che Bestandteile des Angebotes. Nachdem dies nun ein An-
gebotsbestandteil der staatlich organisierten Ganztagsschu-
le ist, kann Schulsozialarbeit ihre Aufgaben neu definieren. 

Eine stärkere Betonung der Einzelfallarbeit ist sicher eine 
der Konsequenzen. 
Schulsozialarbeit nimmt  im Rahmen der Einzelfallarbeit  
eine „Brückenfunktion“ wahr, sie verbindet Schule, Eltern 
und Schüler mit den Angeboten der Jugendhilfe. Zum 
anderen übernimmt sie in dieser Funktion auch Aufgaben 
der Hilfen zur Erziehung. Der direkte Kontakt im Schulalltag, 
die Ansprache im Schülercafé, in der Pause, im Rahmen von 
Gruppenangeboten setzt die Schulsozialarbeit auch früh-
zeitig in Kenntnis von Problemlagen. Die Schulsozialarbeit 
wird immer mehr zum präventiven Frühwarnsystem und zur 
niedrigschwelligen Erziehungsunterstützung in der Schule.

Den jetzt stattfindenden Ausbau der Schulsozialarbeit an 
Grundschulen nimmt das Stadtjugendamt deshalb zum 
Anlass, die Verbindung zwischen Hilfen zur Erziehung, 
Bezirkssozialarbeit und Schulsozialarbeit in der Schule und 
in Verbindung mit Ganztagsschule konzeptionell  zu überprü-
fen. Ziel ist auch eine präventive Entlastung im Bereich der 
Erziehungshilfen. Die Wirkung des Ausbaus der Schulso-
zialarbeit an den Grundschulen auf die Fallzahlentwicklung 
in bestimmten Bereichen der Erziehungshilfen soll dabei 
untersucht werden. Diese Funktion der Schulsozialarbeit 
als präventives Frühwarnsystem scheint mit der Ganztags-
schule zuzunehmen. Die längere Anwesenheit in der Schule 
macht bestehende Probleme  noch deutlicher sichtbar. Ge-
rade belastete Ganztagsschülerinnen und Schüler brauchen 
die Unterstützung der Schulsozialarbeit. 

Schulsozialarbeit kommt darüber hinaus oft die Aufgabe zu, 
die Schulleitung bezüglich der Gestaltung des Ganztags zu 
beraten, die verschiedenen Angebote zu koordinieren und 
einzelne klassenbezogene Angebote selbst durchzuführen. 
Diese Aufgaben erfordern zusätzliche Personalressourcen. 
Die bislang für Hausaufgaben-betreuung / Nachmittagsbe-
treuung eingesetzten Ressourcen werden nach den Pla-
nungen des Stadtjugendamtes stattdessen auch für diese 
Aufgaben eingesetzt werden. Zusätzlich sind Mittel aus 
dem Bildungspaket für diese neue Aufgabe der Schulsozial-
arbeit vorgesehen.

Die Jugendsozialarbeit hat sich mit der Schulsozialarbeit 
bereits sehr wirkungsvoll innerhalb der Schule etabliert, sie 

12  �Der Begriff Schulsozialarbeit als der allgemeine Fachbegriff schließt „Jugendsozialarbeit an Schulen“ als Förderkonzept des bayerischen  Sozialministeri-

ums mit ein. 
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ist zu einem allseits akzeptierten engen Kooperationspart-
ner von Schule geworden. Sie muss diese Position nutzen, 
um die Schule bei der Gestaltung des Ganztages mit ihrer 
Jugendhilfekompetenz zu beraten und zu unterstützen.

Erzieherische Hilfen
Das Angebotsspektrum der Erziehungshilfen besteht aus 
stationären, teilstationären und ambulanten Hilfen. Die 
Ambulanten Erzieherischen Hilfen arbeiten am unmittelbars-
ten von allen Angeboten sozialräumlich-orientiert und in der 
Lebenswelt der Kinder und Jugendlichen verankert. Neben 
der Sozialraumorientierung liegt eine besondere Stärke der 
ambulanten Hilfe in ihrem flexiblen Betreuungskonzept, 
d.h. sie kann sich in Intensität und Dauer ganz individuell 
dem erforderlichen Bedarf anpassen – und sie arbeitet 
sowohl einzelfallorientiert wie auch in Gruppenbezügen. Die 
Schulen, zunehmend auch die Ganztagsschulen, sind so 
ebenfalls ein wichtiger Partner in der Zusammenarbeit im 
Einzelfall. Für die Zukunft wird eine differenzierte Abstim-
mung zwischen den Profilen der Schulsozialarbeit und den 
Ambulanten Erzieherischen Hilfen erforderlich sein. 

Die Ambulanten Erzieherischen Hilfen als Einzelfallhilfe 
erfüllen bei  gravierenden Erziehungsschwierigkeiten 
bzw. gravierenden dissozialen Entwicklungen von Kindern 
und Jugendlichen eine Verbindungsfunktion zwischen der 
schulischen Lebenswelt der Kinder/ Jugendlichen, der dort 
strukturell vorgehaltenen Schulsozialarbeit und dem privaten 
Bereich von Familie und Peer-Group. Einer verbesserten Hil-
feplanung, die sowohl die Chancen der Ganztagsschule als 
auch die Unterstützungsmöglichkeiten der Schulsozialarbeit 
einbezieht, kommt beim Zusammenwirken von Ganztags-
schule und erzieherischen Hilfe große Bedeutung zu. Die 
Ambulanten Erzieherischen Hilfen als sozialräumlich ange-
legtes Angebot der Jugendhilfe muss außerdem verstärkt 
nach Kooperationsmöglichkeiten mit allen Ganztagsangebo-
ten suchen und neue Wegen gehen, diese Angebote quali-
tativ so mit zu gestalten, dass sie als Fördermöglichkeiten 
für alle Kinder und Jugendlichen genutzt werden können.

Handlungsbedarf besteht in der Weiterentwicklung der ge-
trennten Bildungs- und Förderkonzepte für seelisch behin-
derte oder von seelischer Behinderung bedrohte Kinder an 
einem Lernort bzw. an einem Förderort. Das Inklusionsver-
ständnis zwischen Bildungsbereich und Kinder- und Jugend-
hilfe bildet hier die Grundlage. 

Auch im Bereich der Kindertagesbetreuung wird zur Zeit an 
Konzepten gearbeitet, um dieses Angebot mit Unterstüt-
zung der erzieherischen Hilfen zu einer Fördermöglichkeit 
auch für sozial benachteiligte Kinder hin zu entwickeln.

Mit dem Ausbau der Ganztagsschulen ist damit eine Neu-
gestaltung der erzieherischen Hilfen – insbesondere der 
ambulanten Hilfen und der Hilfen in Tagesgruppen – sowie 
der Eingliederungshilfen in räumlich und zeitlicher Hinsicht 
zu entwickeln. Wir schlagen deshalb vor, dass von den vor-
handenen Mitteln der erzieherischen Hilfen für eine Unter-
stützung besonders benachteiligter Kinder und Jugendlicher 
in der Ganztagsschule in einem festzulegenden Umfang 
Ressourcen eingesetzt werden können. Bundesweit sind in 
letzten Jahren erhebliche Mittel in den Ausbau von Ganz-
tagsangeboten investiert worden, dieser Trend wird sich 
fortsetzen. Gerade die Erziehungshilfen müssen versuchen, 
diese Betreuungsangebote als Kooperationsmöglichkeit zu 
nutzen, „es muss die Frage gestellt werden, was das Re-
gelsystem Schule im Sinne präventiver Leistungen für eine 
gelingende Sozialisation beitragen soll und kann.“13 Eine 
gelingende Kooperation von Erziehungshilfen und Schule 
sollte beiden Seiten die Möglichkeit geben, ihre Konzepte 
zu überprüfen und im Sinne der Kinder und Jugendlichen 
mit besonderem Förderbedarf gemeinsame Angebote zu 
gestalten.

�� Finanzierung
Fachlich spricht vieles für eine enge Zusammenarbeit von 
Jugendhilfe und Ganztagsschule. Dabei müssen jedoch die 
unterschiedliche Zuständigkeiten von Land und Kommune 
sowie die unterschiedlichen Aufgaben beachtet werden. Für 
die offene und gebundene Ganztagsschule wird bisher in 
der Rahmenvereinbarung für  München folgende Abgren-
zung festgehalten: Beide Formen von Ganztagsschule sind 
staatliche Aufgaben“ diese Form der Kooperation kann nicht 
aus Jugendhilfemitteln finanziert werden, hier ist die Finan-
zierung aus Mitteln der Schule Grundvoraussetzung“14. Bei 
den Trägern der Jugendhilfe, die Leistungen für die offene/
gebundene Ganztagsschule erbringen, herrscht allerdings 
Einigkeit darüber, dass die bisher von der Schule  zur Verfü-
gung gestellten finanziellen Mittel nicht ausreichen, um ein 
qualitativ gutes Angebot sicherzustellen. 

Die Jugendhilfe hat ein eigenes Interesse an einer quali-

13  Prölß, Reiner, Rationaler Diskurs statt der üblichen Reflexe!, Forum Jugendhilfe, 2/2012, S. 15
14  �Landeshauptstadt München, Sozialreferat/ Stadtjugendamt München, Rahmenvereinbarung und Standards zur Zusammenarbeit  

Schule-Jugendhilfe, 2010, Seite 12
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tativ guten Gestaltung des Ganztages, sie ist in München 
ein fester Kooperationspartner der Schule. Die Schule und 
insbesondere die Ganztagsschule sind der Platz, an dem die 
Jugendhilfe zunehmend Kinder und Jugendlichen erreichen 
kann. Das Stadtjugendamt München hat sich der Maxime 
verpflichtet, „vom Kind aus zu denken“. Von diesem Stand-
punkt aus plädiert das Jugendamt dafür zunächst mit den 
vorhandenen Ressourcen in den oben genannten Themen-
feldern  verstärkt mit der Ganztagsschule zusammen zu 
arbeiten. Alle Arbeitsfelder haben den Auftrag hierzu 
Möglichkeiten der Umschichtung und andere Finanzierungs-
formen für ihren Bereich zu erarbeiten. Insbesondere im 
Bereich der Hilfen zur Erziehung werden verstärkt Ressour-
cen für die Kooperation mit der Ganztagsschule eingesetzt 
werden.

Eine weitere, zumindest befristete Finanzierungsmöglich-
keit, wird im Bildungs- und Teilhabepaket gesehen. Das 
Bildungs-und Teilhabepaket der Bundesregierung sieht 
eine festgelegte, aber befristete Pauschale für Schulso-
zialarbeit vor. Die Kommunen können über die konkrete 
Verwendung dieser Mittel eigenständig entscheiden. Ein Teil 
dieser Pauschale soll für die Zusammenarbeit von Jugend-
hilfe und Ganztagsschule verwendet werden. So kann an 
ausgewählten GTS im Rahmen des gebundenen Ganztags 
die sogenannte „Ganztagsschule plus“ finanziert werden, 
an denen ein Jugendhilfeträger mit den Schülerinnen und 
Schülern mit der entsprechenden Methodik an ausgewähl-
ten Jugendhilfethemen arbeiten kann. Parallel dazu sollte 
der Einsatz der Jugendhilfe auch in den offenen Ganztags-
klassen durch die Mittel des  Bildungs- und Teilhabepakets 
unterstützt werden. Gerade in diesen Klassen sammeln sich 
nach Einschätzung der Fachkräfte die sozial benachteiligten 
und oft auch psychisch belasteten Schülergruppen. Ziel des 
Bildungs- und Teilhabepakets der Bundesregierung ist es, 
gerade sozial benachteiligte  Kinder und Jugendliche in ihrer 
Entwicklung zu fördern. Die Beteiligung der Jugendhilfe an 
der Ganztagsschule ist dafür die richtige Maßnahme.

�� Fazit
Trotz großer Anstrengungen aller schulischen Akteure in den 
letzten zehn Jahren, Schule im Sinne einer Förderung von 
Kindern und Jugendlichen zu verbessern, muss sich die Bil-
dungspolitik auch weiterhin einer kritischen Bewertung der 
Öffentlichkeit stellen. Das Zauberwort Ganztagsschule allein 
bewirkt noch wenig. Ganztagsschule wird erst dann zur 
Chance, wenn die Qualität ihrer Ausgestaltung sich weiter-
entwickelt. Aufgabe von Schule ist es, eine Ganztagsschule 
mit der entsprechenden Qualität zu realisieren. Hier müssen 
entschieden mehr Mittel eingesetzt werden als dies bisher 
geplant ist. Ohne eine bildungspolitische Neuorientierung 
ist dies nicht zu schaffen.

Zum anderen braucht Schule hierfür Kooperationspartner. 

Ein wichtiger Partner dabei ist die Jugendhilfe. Auch für die 
Jugendhilfe gilt: sie hat viele Kooperationspartner. Einer 
davon ist die Schule. Für die Jugendhilfe ist die Ganztags-
schule eine Chance, die sie im Sinn ihres lebensweltlich 
orientierten Unterstützungsansatzes für die Kinder und 
Jugendlichen in der Stadt  nutzen sollte.

Stefan Fischer (S-II-KJF/L)
Dr. Maria Kurz-Adam (S-II-L)

Dieser Artikel ist ein Auszug aus einem ausführlicheren Positionspapier des 

Stadtjugendamtes zum Thema „Jugendhilfe und Ganztagsschule“.

Es entstand in der Zusammenarbeit mit einer AG der angehörten:

Frau Dr. Maria Kurz-Adam, Gundula Brunner, Gabriele Bertz, Stefan Fischer, 

Rainer Heinrich, Hartmut Kick. Astrid Manstetten, Stefan Näther, Sabine 

Mayer-Babic, Barbara Wehr, Martin Weszycki
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5. �Unbegleitete Flüchtlinge 
– Herausforderung für die 
Münchner Jugendhilfe 

Stetige Zunahme der Flüchtlingszahlen
Das Stadtjugendamt München verzeichnet seit vielen Jah-
ren eine stetige Zunahme im Stadtgebiet von jungen Men-
schen, die infolge von kriegerischen Zuständen, politischen 
Repressionen, existenzbedrohender Armut und vielen 
anderen Gründen als Minderjährige ohne elterliche Beglei-
tung ihre Heimatländer verlassen und nach Deutschland 
fliehen. Diese jungen Menschen, sogenannte unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge (umF), die nach Ankunft in Mün-
chen durch das Stadtjugendamt im Rahmen des § 42 SGB 
VIII in Obhut genommen werden1, stellen inzwischen eine 
sehr große Zielgruppe der Münchner Jugendhilfelandschaft 
dar. Im Bereich der Heimerziehung und Inobhutnahmen 
sind aktuell rund 900 Fälle2 und damit ein gutes Drittel aller 
stationär untergebrachten jungen Menschen unbegleitete 
Flüchtlinge. 

Diese Personengruppe stellt damit die Münchner Jugend-
hilfe vor eine große Herausforderung, da bei schwieriger 
Immobiliensituation und Fachkräftemangel ausreichend 
Jugendhilfeplätze geschaffen werden müssen, die dem be-
sonderen Bedarf dieser jungen Menschen gerecht werden. 
Gleichzeitig sind diese jungen Menschen für eine weltoffe-
ne Stadt wie München eine große Bereicherung, da sie ein 
hohes Maß an Motivation, Engagement, Kreativität, Flexibi-
lität und Neugier mitbringen, was gute Voraussetzungen für 
eine erfolgreiche Gestaltung der Hilfeangebote bietet. 

Dem steigenden Bedarf an Jugendhilfeplätzen wurde mit 
einer großen Ausbauoffensive begegnet. Seit Sommer 
2009 bis Mitte 2012 gelang es dem Stadtjugendamt mit 
Unterstützung der freien Träger der Jugendhilfe und in guter 
Kooperation mit der Heimaufsicht der Regierung von Ober-
bayern,158 stationäre Plätze im Bereich der Hilfen zur Erzie-
hung und 99 gemäß § 13 (3) stationäre Jugendsozialarbeit 
nach SGB VIII einzurichten. Das Angebot der Ambulanten 
Erziehungshilfen wurde nahezu verdoppelt. In der Planung 
sind in 2012 weitere 123 HzE-Plätze für den Bereich junger 
unbegleiteter Flüchtlinge. 

Unbegleitete minderjährige und junge erwachsene Flüchtlin-
ge, die infolge der Flucht bzw. der fluchtursächlichen Erleb-
nisse oftmals traumatisiert sind und mit den Auswirkungen 
daraus zu kämpfen haben, erweisen sich im Jugendhil-
feverlauf in der Regel als besonders interessiert an einer 
schnellstmöglichen Integration in Deutschland bzw. ihrer 
neuen Münchner Heimat. Viele von ihnen kommen mit dem 
Ziel, schnellstmöglich die deutsche Sprache zu lernen, eine 
Schule zu besuchen und einen Schulabschluss zu machen, 
um anschließend einen Beruf zu erlernen und sich mit den 
Einkünften daraus selbst versorgen zu können. In Deutsch-
land ist unter den unbegleiteten Flüchtlingen die Situation 
der 16- bis 17- Jährigen aufgrund ihres asylrechtlichen 
Status besonders prekär, da sie gemäß § 12 Abs.1 AsylVfG 
wie erwachsene AsylbewerberInnen behandelt werden, 
obwohl sie gleichzeitig als Minderjährige unter den Schutz 
des Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) fallen. 

Trotz der erheblichen Einschränkungen durch die bestehen-
den asyl- und ausländerrechtlichen Bestimmungen sowie 
der individuellen Schwierigkeiten, wie die mangelnde schuli-
sche Vorbildung oder die weit verbreiteten traumabedingten 
Schlaf- und Konzentrationsschwierigkeiten, erreicht ein 
Großteil dieser jungen Menschen mit Unterstützung durch 
Maßnahmen der Jugendhilfe in vergleichsweise kurzer Zeit 
dieses Ziel. 

Folgende Fallbeispiele aus der Praxis verdeutlichen 
diese Feststellung
A. kam im November 2011 im Alter von 15 Jahren als 
unbegleiteter minderjähriger Flüchtling aus dem Irak nach 
Deutschland. Er wurde vom Stadtjugendamt München in 
einer Schutzstelle in Obhut genommen. Im Irak hatte A. bis 
zur 8. Klasse eine Schule besucht. Bald nach seiner Ankunft 
in Deutschland wurde er zum Schulbesuch angemeldet und 
erhielt einen Schulplatz in der Übergangsklasse an einer 
Mittelschule. Nachdem er seine anfängliche Unsicherheit 
und Scheu überwunden hatte, konnte er sich gut in die Klas-
se integrieren. Aufgrund seiner raschen Auffassungsgabe 
und seiner großen Motivation zählte er bald zum leistungs-
stärkeren Teil der Klasse. Zusätzlich zum regulären Unterricht 
nahm A. auch regelmäßig am Deutschkurs teil, der durch die 
Einrichtung angeboten wurde. A. konnte die Übergangsklas-
se  erfolgreich abschließen und zum neuen Schuljahr in die 
nächsthöhere Klasse wechseln. Seine Leistungen blieben 
weiterhin konstant gut, so dass er im Sommer zu den 

1  �Die Landeshauptstadt München leistet seit Jahren einen Großteil der bayernweiten Inobhutnahmen von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen, im 

Jahr 2011 waren es 77 Prozent.
2  �Vgl. das Zahlenmaterial im Report, Teil A, Punkt 1.5
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Prüfungen für den Hauptschulabschluss antreten konnte. A. 
erwartet nun mit Spannung das Ergebnis. Durch verschiede-
ne Praktika konnte A. sich bereits beruflich orientieren. Wäh-
rend eines Praktikums in einem Restaurant überzeugte er 
durch sein offenes Wesen sowie seine praktischen Fähigkei-
ten, so dass ihm dort ein Ausbildungsplatz – selbst für den 
Fall, dass er den Hauptschulabschluss wider Erwarten nicht 
bestehen sollte - ab Herbst zugesichert wurde. A. ist bereits 
gespannt, was ihn mit Eintritt in das Berufsleben erwartet. 

D. kam im Juli 2010 im Alter von 17 Jahren als unbegleiteter 
minderjähriger Flüchtling aus Somalia nach München. Beim 
Erstgespräch mit dem Stadtjugendamt gab der Jugendliche 
an, zwei Jahre in seinem Heimatland die Schule besucht zu 
haben und in seiner Heimatsprache lesen und schreiben zu 
können. Trotz der sehr schwierigen Rahmenbedingungen 
in der Erstaufnahmeeinrichtung für umF nahm D. motiviert 
an einem Sprachkurs teil. Nach der Vermittlung in eine 
stationäre Jugendhilfeeinrichtung in München besuchte D. 
zusätzlich noch einen einrichtungsinternen Deutschkurs. 
Eifrig nahm der zurückhaltende und höfliche Junge das 
Angebot wahr und machte gute Fortschritte im Erlernen der 
deutschen Sprache. Seit dem Schuljahr 2011/12 besucht D. 
erfolgreich eine berufsvorbereitende Maßnahme im Berufs-
feld Textiltechnik. Sein Ziel war, den Hauptschulabschluss zu 
erreichen und anschließend eine Ausbildung zu beginnen. 
Während dieser Maßnahme absolvierte D. erfolgreich ein 
Praktikum in einer Bäckerei und kann ab Schuljahr 2012/13 
dort die Ausbildung zum Bäcker beginnen. Da sich D. noch 
im Asylverfahren befindet, ist der erfolgreiche Ausbildungs-
beginn davon abhängig, ob das Kreisverwaltungsreferat 
eine Arbeitserlaubnis erteilt. Obwohl D. in Somalia nur zwei 
Jahre die Schule besuchte, hat er durch seine hohe Lernmo-
tivation, sein vorbildliches Verhalten, die guten Noten und 
durch die gezielte Förderung in der stationären Jugendhilfe 
eine sehr gute Prognose, die Ausbildung erfolgreich zu 
bewältigen. Hervorzuheben ist, dass D. es innerhalb von 
zwei Jahren geschafft hat, einen Schulabschluss zu erwer-
ben und auf dem ersten Arbeitsmarkt eine Ausbildung zu 
beginnen.

Diese Fallbeispiele stehen exemplarisch für eine Mehrheit 
der unbegleiteten minderjährigen und jungen erwachsenen 
Flüchtlinge. Sie sind damit ein positives Vorbild für Jugendli-
che ohne Fluchthintergrund in den entsprechenden Einrich-
tungen und werden am Ende der Jugendhilfe größtenteils 
als verantwortungsbewusste und leistungsbereite Mitglie-
der unserer Gesellschaft in die Selbständigkeit entlassen. 
Nicht nur im Rahmen der Schutzverpflichtung allen Minder-
jährigen in Deutschland gegenüber, sondern auch in Hinblick 
auf die demographische Entwicklung in Deutschland und 
den Fachkräftemangel, muss diesem Personenkreis mit 
seinen Ressourcen die nötige Unterstützung dazu geleis-

tet werden. Diese Aufgabe leistet die öffentliche und freie 
Jugendhilfe in München in erheblichem Umfang und in sehr 
guter Qualität. Die Rückmeldungen aus den Jugendhilfe-
einrichtungen der freien und des öffentlichen Träger/s sind 
einhellig positiv.

Im Bildungsbereich haben sich 2011 deutliche Verbesse-
rungen für diese Personengruppe ergeben. So haben die 
jungen Menschen seit Herbst 2011 in Bayern endlich die 
Möglichkeit, die Berufsschule zu besuchen. Eine Schulpflicht 
bestand für sie vorher nur bis zum Alter von ca. 16 Jahren. 
Diese neue Berufsschulberechtigung, welcher in München 
durch acht neue Klassen Rechnung getragen wurde, wird 
von den Jugendlichen sehr engagiert angenommen und 
genutzt und bedeutet über die verbesserten schulischen 
und beruflichen Perspektiven hinaus einen erheblichen Fort-
schritt, was ihre Tagesstruktur und damit auch die Verarbei-
tung von Traumata betrifft. 

Die Erfahrung zeigt generell, dass die Sicherheit von festen 
Strukturen und pädagogisch versierten Ansprechpersonen 
einer Jugendhilfeeinrichtung sowie Tagesstruktur durch Bil-
dungs- und Freizeitangebote dazu beitragen kann, mit den 
erlebten Traumata und den daraus resultierenden Auswir-
kungen leben zu können bzw. diese im Laufe der Zeit und 
ggf. mit Unterstützung durch eine ambulante Psychothera-
pie auch bearbeiten zu können. Bei einem Großteil der in 
Obhut genommenen Jugendlichen ist zu verzeichnen, dass 
sich die Auswirkungen ihrer Traumata bereits nach kurzer 
Zeit in entsprechenden Einrichtungen der Jugendhilfe deut-
lich verbessern und sich die jungen Menschen insgesamt 
stabilisieren.

Das Stadtjugendamt hat dem Stadtrat 2011 ein neues 
Betreuungskonzept für umF/uF vorgelegt, das sich an indi-
viduellen Lebenslagen orientiert und dadurch eine bedarfs-
gerechtere Unterbringung ermöglicht. Durch die daraus seit 
2009 geschaffenen neuen stationären Plätze in sozialpäda-
gogisch begleiteten Wohngruppen nach § 13 (3) SGB VIII, die 
der Förderung und Verselbständigung von jungen Menschen 
in schulischer oder beruflicher Ausbildung dienen, konnte 
der Anteil von jugendlichen Flüchtlingen in stationären 
Erziehungshilfeeinrichtungen tatsächlich verringert werden. 
Diese Betreuungsform hat sich bislang als zielgruppenorien-
tiert und erfolgreich erwiesen.

Melanie Contu (S-II-E/E)
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6. �Das Jahr der Partizipation 
2010-2011 in München

Viele Prozesse wurden im Partizipationsjahr 2010/2011 an-
gestoßen, nicht nur in München, auch bundesweit. Mit dem 
Abschluss des Nationalen Aktionsplanes für ein kinderge-
rechtes Deutschland (NAP) liegen nun erstmals bundesweit 
„Qualitätsstandards für die Beteiligung von Kindern und Ju-
gendlichen“ des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend vor. Dennoch müssen auch weiterhin 
große Anstrengungen unternommen werden, um vor Ort, in 
unserer großen Stadt das Recht auf Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen zu sichern, zu stärken und dort, wo es 
nötig ist – auszubauen.

�� Blitzlicht 1: „Mehr Partizipation wagen!“ Fortbildung 
für mehr Partizipation stadtweit
„Mir ist aufgefallen, dass wir in unserer Einrichtung eigent-
lich schon ganz viel beteiligen. Aber wir müssen unbedingt 
noch stärker unsere ‚Haltung‘ gegenüber der Beteiligung 
von Kindern überdenken. Mehr Beteiligung von Kindern 
bedeutet unweigerlich, dass auch wir Erwachsene mehr 
Beteiligung wagen müssen, dass wir mehr Beteiligung zu-
lassen müssen und uns gut überlegen, welchen Standpunkt 
wir einnehmen, nicht nur den Kindern gegenüber.“ - So 
resümierte eine Teilnehmerin die dreitägige Fortbildung des 

Pädagogischen Instituts im Referat für Bildung und Sport 
„Mehr Partizipation wagen!“. Ähnlich auch die Stimmen 
anderer Teilnehmerinnen dieser Fortbildung. Sie richtete 
sich referats- und trägerübergreifend an die Leitungen und 
das pädagogische Fachpersonal von Kindertagesstätten. Die 
Teilnehmerinnen reflektierten ihre Rolle und ihre Haltung 
in Partizipationsprozessen, erprobten neue Formen und 
Methoden, suchten nach guten Wegen, wie sich Kinder-
anliegen und Erwachsenenanliegen umsetzen lassen im 
pädagogischen Alltag eines Kindergartens, einer Krippe 
oder eines Hortes. Und waren nach der Fortbildung höchst 
motiviert, mehr Beteiligung im Alltag ihrer Einrichtungen zu 
ermöglichen.

Die Fortbildung „Mehr Partizipation wagen!“ ist eine der 
vielen Maßnahmen, die im „Jahr der Partizipation“ in Mün-
chen angestoßen wurden – und die darüber hinaus fortge-
setzt werden sollen. 

�� Blitzlicht 2: Kinder- und Jugendfonds Neuaubing/
Westkreuz 
„Wir verbessern unsere Gegend! Und dafür gibt es jetzt 
auch Geld. Nicht nur für uns, sondern für alle Kinder und 
Jugendlichen in Neuaubing/Westkreuz. Wenn sie gute Ideen 
haben! Und was tun wollen!“, das sagen Ugur (15 Jahre, 
Schüler), Osman und Emre (beide 17 Jahre und Azubis). 
Noch klingt etwas Zweifel mit, ob das auch wirklich funktio-
nieren wird mit dem Kinder- und Jugendfonds in Neuaubing/
Westkreuz. Zu neu ist für die drei Jugendlichen, was im 22. 
Stadtbezirk in den letzten Monaten entwickelt wurde. Für 
Kinder und Jugendliche – und gemeinsam mit ihnen. Die 
Beteiligung der Mädchen und Jungen fing bei der Namens-
gebung für das Projekt an – und hört bei der Entscheidung, 
welche Ideen für den Stadtteil einen finanziellen Zuschuss 
bekommen sollen, noch lange nicht auf! 

Die drei Jugendlichen haben etliche Verbesserungsvor-
schläge: Den Basketballkorb auf dem Geländer neben ihrer 
Freizeitstätte müsste man vom übrigen Ballspielgelände 
entfernen und daneben aufstellen, damit künftig parallel 
Fußball und Streetball gespielt werden kann und sich die 
Gruppen nicht mehr ins Gehege kommen. Auch die Amei-
senplage nahe dem Freizeittreff müsste dringend angegan-
gen werden! Oder weitere Skatemöglichkeiten geschaffen 
werden! Aber ob dafür 500,- Euro reichen?

�Ein Kinder- und Jugendfonds als innovative Form der 
Beteiligung
Die Idee ist bestechend: Kinder und Jugendliche wissen 
selbst am besten, was sie brauchen, was in ihrem Stadtteil, 
ihrer Schule, ihrer Freizeiteinrichtung oder ihrem Wohnum-
feld fehlt oder verbessert werden kann. Mit dem Kinder- 
und Jugendfonds Neuaubing/Westkreuz (und ähnlich auch 
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im Sanierungsgebiet der Sozialen Stadt in Berg am Laim/
Ramersdorf) ist es nun möglich, dass Kinder und Jugendli-
che ihre Ideen und Vorschläge „finanziert“ bekommen, um 
sie zeitnah selbst umzusetzen. Das Vorgehen: Die Mädchen 
und Jungen stellen ihre Idee vor und vermerken in einem 
kleinen „Antragsformular“, wie viel Geld sie dafür benöti-
gen. Eine Jury, die aus mehreren Gleichaltrigen und einigen 
Erwachsenen besteht und erstmals im Juli 2011 tagte, 
entscheidet über die Mittelvergabe. Bis zu 500,- € können 
pro Idee beantragt werden. Voraussetzungen: Man wohnt 
im Stadtteil, setzt die Idee selbst oder mit Freunden um und 
gibt das Geld für Sachmittel aus, die an Hand von Kassen-
bons oder anderen Rechnungen belegt werden.

Erwachsene stehen beratend zur Seite, wenn sie  
gebraucht werden
„Kinder und Jugendliche werden so ermutigt, sich aktiv und 
ohne große bürokratische Hürden an der Gestaltung ihres 
Stadtviertels zu beteiligen“, betont Anne Hirschmann vom 
Bezirksausschuss Aubing, eine der Initiatorinnen des Projek-
tes des 22. Stadtbezirkes. Damit die Kinder das Umsetzen 
ihrer Idee gut stemmen können, werden ihnen auf Wunsch 
erwachsene „Coaches“ zur Seite gestellt. Diese beraten, 
öffnen Türen und ebnen Wege. 

Dem Stadtteil oder Stadtbezirk kommt eine wichtige Rolle 
bei der Entwicklung von mehr Beteiligungsmöglichkeiten 
für Kindern und Jugendlichen zu. Im „Jahr der Partizipati-

on“ entwickelte sich im 22. Stadtbezirk eine Initiative, die 
hier beispielhaft dargestellt wird. Eine „Initiativgruppe“ von 
Erwachsenen lotete unterschiedliche Partizipationsmöglich-
keiten aus und suchte nach Finanzierungsmöglichkeiten. Sie 
setzt sich aus freien Trägern, Lokalpolitikerinnen und Fachleu-
ten der Verwaltung zusammen. Das Münchner Kinder- und 
Jugendforum (Kultur&Spielraum e.V.) sowie das Team Grüne 
Schul- und Spielhofe (Urbanes Wohnen e.V.) wurden durch 
das Sozialreferat / Stadtjugendamt mit der fachlichen Beglei-
tung des Projekts beauftragt. Für die Erstausstattung dies 
Aubinger Kinder- und Jugendfonds konnten Mittel aus der 
Lotterie der Glückspirale sowie von der Stadtsparkasse Mün-
chen (Stiftung „Für Kinder und Jugendliche unserer Stadt“) 
eingeworben werden.

�� Blitzlicht 3: „Kinderorte im Stadtteil sichtbar machen 
– Spielorte (neu) entdecken“ – erweitertes Konzept für 
den Weltkindertag (20. September)
„Also ich find‘s toll, dass ich hier auch mal meine Meinung 
sagen darf, ob das Spielen in meiner Gegend gut ist! Ich 
glaube nicht, dass Erwachsene das so gut können wie 
Kinder. Wer denkt denn schon daran, dass wir zum Beispiel 
auf Bäume klettern wollen und deshalb auf Spielplätzen 
auch Kletterbäume brauchen?“ - Ferdinand (10 Jahre) ist ein 
begeistertes Mitglied der Laimer Kinderjury, zusammen mit 
einem Dutzend anderen 8- bis 13-Jährigen aus dem Stadtteil. 
Seine Schwester Gwendolin ergänzt: „Und den Fragebogen, 
den nehm ich auf jeden Fall mit nach Hause und gehe dann 
mit meiner Freundin noch mal andere Spielplätze untersu-
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chen. Hier sind ja längst noch nicht alle guten in der Liste 
drin“. 

Zwei Tage lang war die Kinderjury in Laim unterwegs, um 
kinderfreundliche Laimerinnen und Laimer zu interviewen 
und öffentliche oder private Spielorte in Laim genau unter die 
Lupe zu nehmen. Vorher konnten alle Kinder aus Laim mit 
Hilfe eines Kinder-Stadtteil-Forscher-Blocks auf hervorragende 
oder weniger ansprechende „Orte im Stadtteil“ hinweisen. 
Alle Ergebnisse wurden gesammelt und ausgewertet und 
anschließend der Kinderjury vorgelegt. Personen und Kin-
derorte, die der kritischen Betrachtung der Laimer Kinderjury 
standhielten, bekamen auf dem Weltkindertag eine Urkunde 
oder ein Gütesiegel verliehen. Fünf kinderfreundliche Laime-
rinnen und Laimer wurden auf diese Weise ausgezeichnet 
und sechs Spielplätze als besondere „Kinderorte des Stadt-
teils“ hervorgehoben, darunter auch zwei private Spielplätze. 
Andere wurden zwar gelobt (weil schon vieles gut ist), aber 
noch nicht ausgezeichnet (weil es noch einiges zu verbessern 
gibt). Darum will sich nach dem Weltkindertag der Laimer 
Bezirksausschuss kümmern, allen voran Lisbeth Haas, die 
ehrenamtliche Kinder- und Jugendbeauftragte, sowie Stefanie 
Junggunst, die Vorsitzende des Unterausschusses Soziales/
Schule/Sport im 25. Stadtbezirk Laim.

Dieses breit angelegte Pilotprojekt zur Förderung der Stadt-
teilbeteiligung von Kindern und Jugendlichen mit dem Fokus 
„Spielräume“ dauerte einen Sommer lang, vom Weltspieltag 
(28. Mai) bis zum Weltkindertag (20. September). Beteiligt 
waren neben der städtischen Kinderbeauftragten die Arbeits-

gemeinschaft Spiellandschaft Stadt, der Bezirksausschuss 
und die REGSAM-Fachbasis in Laim sowie einige Schulen 
und Kindertagesstätten - und natürlich vor allem Kinder. 
Damit der begonnene Prozess nachhaltig verankert und 
fortgesetzt werden kann, wurden einige Voraussetzungen 
geschaffen:

»» �Der Bezirksausschuss hat zugesichert, insbesondere die 
Anliegen aufzugreifen, die von den Kindern kritisch einge-
schätzt werden.

»» �Einfließen werden die Ergebnisse des Stadtteil-Beteili-
gungs-Projektes auch in den Kinder-Stadtteilplan für Laim, 
der dadurch aktualisiert werden soll.

Aber es brauchte auch geeignete Materialien und methodi-
sche Hilfen, damit Mädchen und Jungen auf breiter Basis 
ihren Stadtteil unter die Lupe nehmen und die Ergebnisse 
sichtbar machen konnten:  

»» �Ein Signet „Laim für Kinder – Volle Fahrt voraus!“ wur-
de für den Stadtteil entwickelt und kann auch nach dem 
Beteiligungssommer zum Einsatz kommen

»» �Ein Stadtteil-Forscherblock für Kinder wurde entwickelt, 
mit einfachen Fragebögen und kleinen Accessoires für die 
jungen Forscherinnen und Forscher.

»» �Ein Methoden- und Begleitheft für Erwachsene mit 
komplexeren Methoden zur Spielraumerforschung und zur 
Stadtteilgeschichte wurde realisiert.

»» �Mit den grünen, gelben und roten „Ampelkarten“ gibt es 
sehr niederschwellige Möglichkeiten für alle Laimerinnen 
und Laimer, um die Kinderfreundlichkeit oder die Kinder-
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feindlichkeit ihres Stadtbezirkes einzuschätzen und zu 
dokumentieren.

»» �Ein „Fahrplan“ dokumentierte, was wann und wo in Laim 
im Rahmen des Beteiligungssommers stattfand.

»» �Gütesiegel und Urkunden dokumentieren Herausragen-
des und machen sichtbar, was es – im Sinne der Kinder - zu 
loben gibt.

Vorläufiger krönender Abschluss des Stadtteil-Beteiligungs-
Projektes in Laim war das Fest zum Weltkindertag auf dem 
Laimer Anger mit der Preisverleihung. Doch es soll weiter 
gehen: In Laim und darüber hinaus, denn trotz mancher 
Anfangsschwierigkeiten ist das Modell „erweiterter Weltkin-
dertag“ auch für andere Stadtbezirke in München spannend 
und gut nachzuahmen.

�� Vieles wurde auf den Weg gebracht, eine Fort-
setzung ist erwünscht - das „Jahr der Partizipation“ 
2010/2011 in München
Unmittelbar im Anschluss an die Kampagne „Kinder haben 
Rechte.“ in den Jahren 2009/2010 (siehe eigenen Bericht) 
wurde ein Grundprinzip der UN-Konvention über die Rechte 
des Kindes für ein Jahr in den Fokus gerückt: die Beteili-
gung von Kindern und Jugendlichen. Daran beteiligten sich 
städtische Referate und freie Träger gleichermaßen, unter 
Federführung des Stadtjugendamtes, Abteilung Kinder, 
Jugend und Familien. Sie schlossen sich zu einer sehr enga-
giert arbeitenden Arbeitsgruppe „Partizipation von Kindern 
und Jugendlichen in München“ (kurz: „AG Partizipation“) 
zusammen. Die AG Partizipation hat sich zwischen 2011 
und Mitte 2011 sieben Mal getroffen, die Zusammenarbeit 
zwischen der Verwaltung und freien Trägern war intensiv. 
Bestehende Kooperationsbeziehungen wurden verbessert, 
neue Arbeitsfelder angeregt, Initiativen stoßen oder vertieft. 

Abgeschlossen ist dieser Prozess jedoch nicht, der Bericht 
an den Stadtrat mit seinen Empfehlungen für die Zukunft 
steht kurz bevor. 

Im Beschluss des Kinder- und Jugendhilfeausschusses 
zur Durchführung des „Jahres der Partizipation“ vom 
23.09.2008 wurden „Meilensteine“ zur Umsetzung be-
nannt. Daran orientiert sich dieser Bericht und beschreibt 
stichpunktartig, welche Maßnahmen von 2010 bis 2011 
erfolgt sind. 

�� Die sieben Meilensteine für das Münchner „Jahr der 
Partizipation“:
1. �Die Öffentlichkeitsarbeit für gelingende Partizipation wird 

intensiviert.
2. �Beteiligung als Querschnittsaufgabe der Verwaltung wird 

verstärkt.
3. �Beteiligungswissen und Methodenkompetenzen werden 

durch eine ModeratorInnenschulung gestärkt und ausge-
weitet, Qualitätsstandards sind festgelegt.

4. �Beteiligungsmöglichkeiten für Kinder und Jugendliche 
werden insbesondere über die Kooperation mit Schulen 
und dem Vorschulbereich verbessert.

5. �Der AK Kinder und Jugendbeteiligung und anhängende 
Netzwerke sind nachhaltig unterstützt.

6. �Kinder und Jugendliche unterschiedlicher Träger sind al-
tersgerecht im Sinne von Teilnahme und Teilhabe beteiligt.

7. �Die Verantwortlichkeit, notwendige Mittel und Ressourcen 
im Stadtjugendamt sind abgesichert.

�� Intensivierung der Öffentlichkeitsarbeit für gelingende 
Partizipation
Die AG Partizipation setzte anfangs einen Schwerpunkt auf 
die Verbesserung der Öffentlichkeitsarbeit, damit Kinder und 
Jugendliche (über MultiplikatorInnen) mehr über Beteili-
gungsmöglichkeiten erfahren und sich verstärkt beteiligen 
können und damit Erwachsene wissen, was bereits mit 
Erfolg in München läuft. Für erwachsene MultiplikatorIn-
nen wurde das Faltblatt „Stark durch Beteiligung“ erstellt. 
Flankierend dazu wurde die Webseite www.stark-durch-
beteiligung.de entwickelt. Sie ist seit Anfang August 2010 
online und kann jederzeit durch Termine und Projekte einer 
guten Praxis ergänzt werden. 

�� Stärkung von Beteiligung als Querschnittsaufgabe 
der Verwaltung
Die AG Partizipation setzte sich inhaltlich insbesondere mit 
folgenden Themen auseinander:

»» �Konzept für die Schulung von erwachsenen Multiplikato-
rinnen und Moderatoren 

»» �Recherchen und Analysen zur Partizipation (interkommu-
naler Vergleich)

»» �Stärken- und Schwächenanalyse zur Partizipation in Mün-
chen 

»» �Bildung eines Unter-AK „Beteiligung von Kindern unter 
sechs Jahren“

»» Bildung eines Unter-AK „Beteiligung von Jugendlichen“
»» �Bildung eines Unter-AK „Kinder- und Jugendfonds in 
Neuaubing-Westkreuz“

»» Bildung eines Unter-AK zur „PERSPEKTIVE MÜNCHEN“ 

�� Beteiligungswissen und Methodenkompetenzen 
durch Schulungen stärken
Der Bedarf an Aus-, Fort- und Weiterbildung wurde und wird 
in der „AG Partizipation“ als sehr groß eingeschätzt. Das 
ursprünglich geplante Vorhaben, eine Schulung für künftige 
Moderatorinnen und Moderatoren von Beteiligung analog 
der bundesweiten Ausbildung des Deutschen Kinderhilfs-
werks e.V. für München anzubieten, konnte aus Kostengrün-
den nicht realisiert werden. Die Fortbildung hätte rund das 
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Fotograf: Miriam Mahlberg von Urbanes Wohnen e.V.
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Vierfache des Betrages gekostet, den der Stadtrat bewilligt 
hatte. 

In der „AG Partizipation“ wurden deshalb Alternativen zur 
Realisierung dieses Meilensteins diskutiert. Alle Refera-
te und freien Trägern wurden dazu befragt und ermittelt, 
wo die Bedürfnisse und Präferenzen für Aus-, Fort- und 
Weiterbildung liegen. Mit zwei sehr konträren Ergebnis-
sen: Einerseits ist eine fundierte Ausbildung mit rund 100 
Ausbildungsstunden und Zertifikatsvergabe gewünscht (mit 
deutlich erweiterten Standards gegenüber der bundeswei-
ten Moderatorenschulung des DKHW). Hierfür muss nach 
Finanzierungsmöglichkeiten gesucht werden. Andererseits 
wurden kurze Fortbildungsmodule für bestimmte Zielgrup-
pen und einzelne Referate als erforderlich erachtet.

In Zusammenarbeit mit der Fachabteilung V des „Referates 
für Bildung und Sport“ sowie dem Pädagogischen Institut 
(PI) und zwei engagierten, versierten Fachkräften aus dem 
Referat für Bildung und Sport wurde anschließend mo-
dellhaft ein Konzept für eine dreitägige Schulung für den 
Bereich “Kindertagesstätten“ entwickelt und von März 
bis Mai 2011 durchgeführt. Diese Fortbildung vermittelte 
sowohl allgemeine Grundlagen der „Partizipation“ als auch 
stark an der Zielgruppe orientierte Methoden und Verfah-
ren, um künftig mehr Partizipation in den Arbeitsalltag von 
Kindertagesstätten zu integrieren. In einem 3. Schritt wurde 
das Erlernte in einem Praxisprojekt angewendet und dieser 
Prozess durch kollegiale Beratung begleitet und gemeinsam 
ausgewertet. - Dieses Fortbildungsmodul soll auch künftig 
in Zusammenarbeit mit dem PI angeboten werden. 

Auf der Grundlage dieses erfolgreich verlaufenen Fortbil-
dungskonzeptes sollen in einem nächsten Schritt auch für 
andere Arbeitsfelder und Referate geeignete Schulungen 
entwickelt werden, in enger Kooperation mit diesen.

�� Verbesserung von Beteiligungsmöglichkeiten für 
Kinder und Jugendliche, insbesondere über Schulen 
und im Vorschulbereich
Die Realisierung dieses Meilensteins ist mit Abstand am 
schwierigsten zu bewerkstelligen. Für den Schulbereich 
können derzeit noch keine Aussagen getroffen werden, da 
sie noch erarbeitet werden. Im Vorschulbereich sieht es 
– insbesondere dank einer Initiative des Verbandes  Klein-
kindertagesstätten (KKT) - deutlich besser aus. Hier wurden 
eine Fachtagung und ein Fachgespräch durchgeführt. Eine 
Unter-AG „Beteiligung von Kindern unter 6 Jahren“ erarbei-
tet derzeit ein Methodenrepertoire für Beteiligungsprojekte 
mit sehr jungen Kindern.

Darüber hinaus konnte sich die StadtschülerInnenvertretung 
als institutionalisierte Form der Beteiligung von Jugendli-

chen ab 12 Jahren weiter etablieren.

�� Nachhaltige Unterstützung des AK Kinder und  
Jugendbeteiligung und anhängender Netzwerke
Durch die „AG Partizipation“ wurde die Vernetzung der städ-
tischen Referate und der Freien Träger deutlich verbessert. 
Diese Zusammenarbeit soll nach Möglichkeit fortgesetzt 
werden. 

�� Alters- und zielgruppengerechte Beteiligung von 
Kindern und Jugendlichen unterschiedlicher Träger 
Auch für die Umsetzung dieses Meilensteins lassen sich 
nur Stichworte nennen, hinter denen aber jeweils intensive 
Arbeits- und Kooperationsprozesse im „Jahr der Partizipati-
on“ standen und teilweise noch stehen:

»» �Stärkung der Partizipation in der offenen Kinder- und 
Jugendarbeit (z.B. durch die Verankerung in den Einrich-
tungskonzepten), 

»» �Initiativen gibt es auch in stationären Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe, wo Partizipations- und Beschwer-
demöglichkeiten für die betroffenen Kinder und Jugend-
lichen in den Konzepten der Einrichtungen verankert 
werden sollen

»» �partizipatives Erarbeiten des „Rahmenkonzeptes Offene 
Kinder- und Jugendarbeit“ 

»» �Konzipierung und Durchführung eines innovativen Partizi-
pationsprojektes für Neuaubing/Freiham „Lasst uns mal 
ran!“ mit Kinder- und Jugendfonds: ein Budget steht zur 
Verfügung, mit dem gute Ideen von Kindern und Jugendli-
chen finanziert und selbst realisiert werden können

»» �die Unter-AG Jugendpartizipation entwickelt altersgerech-
te Partizipationstools und unterstützt u.a. Jugendvertre-
terInnen in den Bezirksausschüssen, damit diese hier 
künftig verstärkt Jugendliche beteiligen können

»» �das Konzept des Münchner Weltkindertages wurde um 
eine stadtteilbezogene Beteiligungsoffensive im Bereich 
„Spielraum“ erweitert.

Aber: Durch all diese Beteiligungsprozesse zieht sich eine 
Erfahrung wie ein roter Faden, dass Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen immer wieder an Grenzen stößt, dass 
vorhandene Ressourcen und Strukturen meist nicht beteili-
gungsfördernd sind.

Über eine Sicherung von Personal- und Sachkosten über das 
„Jahr der Partizipation“ hinaus wird der Stadtrat voraus-
sichtlich Ende 2011 entscheiden. 

�� Vorläufiges Resümee des „Jahres der Partizipation“ 
in München
Ohne der Stadtratsvorlage Ende 2011 vorweg greifen zu 
wollen, lassen sich bereits erste Empfehlungen aus den 
Kooperations- und Diskussionsprozessen der vergangenen 
Monate  heraus filtern: 
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In München wird die Umsetzuung des Rchts von Kindern 
und Jugendlichen auf „Beteiligung“ in vielen Bereichen sehr 
ernst genommen. Beteiligungskulturen sind teilweise gut 
entwickelt,  vorhandene Beteiligungsansätze und -projekte 
sind bunt und vielfältig. 

Allerdings lebt die Beteiligung von Kindern und Jugendli-
chen und deren Weiterentwicklung häufig vom persönlichen 
Engagement einzelner Akteurinnen und Akteure. Diese 
finden sich sowohl bei freien Trägern wie auch bei Mitarbei-
tenden in der Verwaltung, ebenso in der Politik (Stadtrat, 
Bezirksausschüsse). 

Das Netz an Beteiligungsstrukturen und Beteiligungsmög-
lichkeiten hat aber auch noch deutliche Lücken (nicht nur in 
München). Zudem sind die unterschiedlichen „Systeme“ 
noch nicht schlüssig miteinander verbunden. (Kinder und 
Jugendliche auf der einen Seite, Verwaltung und Politik auf 
der anderen Seite sowie die „Mittler“ dazwischen). Auch 
werden nicht selten völlig unterschiedliche „Sprachen“ 
gesprochen. 

Vor allem fehlt es an geeigneten Strukturen und Verbind-
lichkeiten innerhalb der Verwaltung, um angemessen 
(zeitnah und zielgruppenorientiert) auf die von Kindern und 
Jugendlichen in Beteiligungsprojekten geäußerten Anliegen 
und Interessen reagieren zu können. Hierzu gilt es unter 
anderem, künftig verstärkt die „Haltung“ von Erwachsenen 
gegenüber der Partizipation von Kindern und Jugendlichen 
zu hinterfragen und ihre Rolle sowie ihre „Entscheidungs- 
und Umsetzungs-Spielräume“ in Beteiligungsprozessen 
zu reflektieren. Aber auch durch das Bekanntmachen von 
guten Modellen aus der Praxis sollen mehr Erwachsene 
angestiftet werden, mehr Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen zu „wagen“. 

�� Perspektiven und mögliche Strategien für die Zu-
kunft
Dass Kinder und Jugendliche sich sinnvoll beteiligen 
(können), wird (anders als noch von 10 oder gar 20 Jahren) 
heute kaum in Frage gestellt. Vielmehr stellt sich die Frage, 
warum sich vielerorts Erwachsene in den Strukturen, in 
denen Kinder und Jugendliche aufwachsen, häufig noch so 
schwer tun, das Kinderrecht auf Beteiligung konsequent(er) 
zu verwirklichen? Diese Frage wird nicht nur in München 
intensiv diskutiert, sondern auch bundesweit.

Diskutierten werden – inzwischen auf immer breiterer Basis 
– insbesondere folgende Ziele zur Stärkung der Partizipation 
von Kindern und Jugendlichen bei allen sie betreffenden 
Belangen:  

»» �Partizipation ist selbstverständlich: Sie soll von Anfang 
an im Alltag von Kindern erleb- und erfahrbar gemacht 
werden, geht von einem alltagsbezogenen Demokratie-
verständnis aus und ermöglicht demokratische Teilhabe- 
und Bildungsprozesse (im umfassenden Sinne).

»» �Strukturen sind partizipationsgerecht: Dafür braucht 
es den formulierten Willen von Politik und Verwaltung, 
braucht es für die unterschiedlichen Arbeitsfelder Qua-
litätsstandards und Leitbilder, die kooperativ entwickelt 
werden und so gut verankert werden können. Partizi-
pationsmöglichkeiten können von der Zielgruppe selbst 
initiiert, aber auch anlassbezogen durch Politik und Verwal-
tung angeregt werden. Partizipation soll in allen Instituti-
onen, in denen Kinder aufwachsen, zur lebendigen Kultur 
werden, insbesondere in der Schule. Aber auch andere 
Lebenswelten der Kinder und Jugendlichen (Quartier, 
Stadtbezirk, Stadt, ...) sollen Mitsprache und Mitwirkung 
ermöglichen und dafür Lern- und Erfahrungsräume bieten.

»» �Befähigung, Fortbildung und fachliche Begleitung von 
Partizipationsprozessen sind sicher gestellt: Es gibt 
ziel- und altersgruppengerechte Methodenrepertoires, die 
entsprechend vermittelt werden. Kinder und Jugendliche, 
aber auch Erwachsene werden zu mehr Partizipation 
befähigt. Beteiligung wird in Aus-, Fort- und Weiterbildung 
zielgruppenspezifisch verankert und es findet (weiterhin) 
ein fachlicher Austausch statt.

»» �Für eine gelingende, breit angelegte Partizipation von 
Kindern und Jugendlichen braucht es angemessene per-
sonelle, finanzielle und räumliche Ressourcen sowie  
„Spielräume“. Partizipation wird verstanden als grundle-
gende „Investition“, nicht als Methode.

»» �Wenn das Recht auf Beteiligung aller Kinder und Ju-
gendlichen nicht angemessen umgesetzt wird, wenn die 
Möglichkeiten zur Mitsprache und Mitentscheidung von 
Kindern und Jugendlichen nicht ausreichend sind oder ihr 
Wille nicht angemessen berücksichtigt werden, braucht 
es Beschwerdemöglichkeiten für Kinder und Jugend-
liche. Diese „Ombudsstelle(n)“ braucht/brauchen einen 
unabhängigen Status mit hohem Renommee. Auf Be-
schwerden muss individuell und nachvollziehbar reagiert 
werden können. Aus den einzelnen Beschwerden sollen 
aber auch generalisierbare Kritikpunkte abgeleitet und 
daraus allgemeine Handlungsbedarfe entwickelt werden, 
wo sinnvoll und nötig.

Jana Frädrich
(Kinderbeauftragte der Landeshauptstadt München)
(in Abstimmung mit S-II-KJF)
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7. �Aktionsforum für Famili-
en, das Münchner Lokale 
Bündnis für Familien

Kurze Historie des Aktionsforums für Familien 
Das Aktionsforum für Familien ist das lokale Bündnis für 
Familien der Stadt München. Damit reiht sich die Landes-

hauptstadt München ein in die bundesweite Gemeinschaft 
der Lokalen Bündnisse für Familien, die sich an inzwischen 
über 670 Standorten befinden.

Das Münchner Aktionsforum für Familien wurde im Juli 
2007 gegründet und ist Teil der Leitlinie Kinder- und Fami-
lienpolitik, dem familienpolitischen Programm der Landes-
hauptstadt München (www.muenchen.de/familie). Grün-
dungspartner sind neben der Landeshauptstadt München 
die Industrie- und Handelskammer München und Oberbay-
ern, der Deutsche Gewerkschaftsbund der Region München 
und die Arbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtsverbände 
Münchens. 

Die Aufgabenschwerpunkte, die sich das Aktionsforum für 
Familien gesetzt hat, greifen die Handlungsfelder der Leit-
linie Kinder- und Familienpolitik auf und unterstützen deren 
Umsetzung und Weiterentwicklung. Ziel des Aktionsforums 
ist es, einen kontinuierlichen stadtweiten Dialog im Hinblick 
auf Kinder- und Familienfreundlichkeit anzuregen. Es soll 
verstärkt auf die Belange der Familien aufmerksam gemacht 
und die Lebens- und Arbeitsbedingungen für Familien sollen 
unter Berücksichtigung der regionalen Besonderheiten 
durch konkrete Maßnahmen verbessert werden. Dabei 

setzt es auf eine breite Vernetzung in die Stadtgesellschaft.

Seit 2007 sind zahlreiche Partner aus der Wirtschaft, der 
Verwaltung und weiteren Institutionen hinzu gekommen. 
Von zentraler Bedeutung sind dabei die Aktivitäten und das 
Engagement der freien Wirtschaft gerade bei der Verein-
barkeit von Familie und Beruf. Alle Mitglieder des Aktions-
forums verpflichten sich in Anerkennung von Leitbild und 
Statut des Aktionsforums für Familien, sich für konkrete 

Verbesserungen für Kinder und Familien in Mün-
chen einzusetzen.

Aktionstag für Familien: Hintergründe
Der Aktionstag für Familien ist eine Anregung 
der Lokalen Bündnisse für Familien, dem sich 
auch das Münchner Aktionsforum für Familien 
angeschlossen hat. Ursprünglich geht er auf den 
Internationalen Tag der Familie zurück, der jeweils 
am 15. Mai stattfindet und bereits 1993 durch 
eine Resolution der UN-Generalversammlung ins 
Leben gerufen wurde. Ziel dabei ist es, an die 
Bedeutung der Familie als grundlegende Einheit 
der Gesellschaft zu erinnern und die öffentliche 
Unterstützung für Familien zu verstärken.

Rund um den 15. Mai laden die Lokalen Bündnis-
se für Familie alljährlich dazu ein, mit dem Akti-
onstag Familien bundesweit sichtbar zu machen. 

Alle sind aufgerufen, sich für die Belange von Familien stark 
zu machen und sich für familienfreundliche Lebens- und 
Arbeitsbedingungen und eine bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf zu engagieren. 

Am 06.05.2011 beteiligte sich das Münchner Aktionsforum 
für Familien bereits zum dritten Mal in Folge am Aktionstag. 
Damit war München einer der über 400 Aktionsstandor-
te der bundesweiten Aktion „Mitgedacht, mitgemacht“. 
Gemeinsam mit den Bündnispartnern und vielen Akteuren 
ist es gelungen, die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf 
die Familien zu lenken. Dabei setzte man auf das bewährte 
Konzept einer themenspezifischen Auftaktveranstaltung für 
das Münchner Fachpublikum und einem stadtweiten Akti-
onsprogramm für Familien mit Kindern. Unter dem Motto 
„Mitgedacht, mitgemacht – Unterstützung für Familien in 
München“ lag der Schwerpunkt 2011 auf der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, insbesondere für Eltern mit Schulkin-
dern.

Die Spannung und der Spagat zwischen der Arbeitswelt und 
der Berufswelt wird individuell von den Eltern ausgetragen 
und bewältigt, da stützende Strukturen und Unternehmens-
kulturen bislang nicht ausreichend vorhanden sind. Wenn 
Kinder in die Schule kommen, beginnt ein neuer Abschnitt 
für die ganze Familie, die sich entsprechend (neu) organisie-
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ren muss. Viele berufstätige Eltern stehen vor der Heraus-
forderung, die Balance von Familie und Beruf  nach der 
relativ gut geregelten Kinderbetreuung im Kindergarten zum 
Schuleintritt neu zu gestalten. Eine verlässliche Grundschu-
le, eine zuverlässige und gute Betreuung für Schulkinder 
in der unterrichtsfreien Zeit, nachmittags und auch in den 
Ferien, ist ein wichtiger Schlüssel zur Vereinbarkeit. Dabei 
müssen jedoch die Interessen der Eltern wie auch der Kin-
der bedacht werden. Für 85 Prozent der Eltern mit Kindern 
zwischen 6 und 14 Jahren ist die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf ein Top-Thema der Familienpolitik. Und jeweils 
über 60 Prozent wünschen sich Ferien- bzw. Nachmittags-
betreuung für ihre Schulkinder (Institut für Demoskopie 
Allensbach, Monitor Familienleben, 2010).

Auch München hat seine Familien mit Schuleingängern be-
fragt, um die Bedarfe direkt von den Eltern zu hören und als 
Planungsgrundlage mitzudenken. 83 Prozent der Befragten 
wünschen sich ein ganztägiges Angebot für ihre Kinder in 
der Grundschule, 75 Prozent auch über die 4. Klasse hinaus.

Aktionstag für Familien 2011: Auftaktveranstaltung
Den Auftakt zum Aktionstag machte eine halbtägige Fach-
veranstaltung im Milberthofener Kulturhaus zum Thema 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie den vielen Facet-
ten der Unterstützungsbedarfe und Unterstützungsmöglich-
keiten von Eltern mit Schulkindern. Herr Stadtrat Müller, in 
Vertretung von Frau Bürgermeisterin Christine Strobl, und 
die Jugendamtsleiterin Frau Dr. Maria Kurz-Adam konnten 
dazu rund 90 Teilnehmerinnen und Teilnehmer begrüßen. 
Im Anschluss an die Grußworte folgte eine Aufführung der 
KinderTheatergruppe des Internationalen Mütterforums 
und der Grundschule Plinganser Straße unter Leitung von 
Bisserka Herud, die auch Gründerin des Internationalen 
Mütterforums ist. Mit Texten, Musik- und Tanzelementen 
wurde dem Publikum auf anschauliche Art und Weise „Ein 
Tag im Internationalen Mütterforum – Durch die Augen der 
Kinder“ vermittelt. 

Nach dieser sehr unterhaltsamen Einführung in das Thema 
aus dem Blickwinkel der Schulkinder folgte mit dem Vortrag 
von Frau Dr. Karin Jurczyk (DJI)  mit dem Titel „Kinder – 
Schule – Beruf: Herausforderungen für Familien“ eine breit-
gefächerte, auf die Ergebnisse aktueller Studien gestützte 
Darstellung der Situation von Familien im Wandel und der 
aktuelle Situation von Eltern mit Schulkindern. Dabei berück-
sichtigt wurde auch der Blickwinkel der Kinder selbst und 
deren Wahrnehmung über Zeitverfügbarkeit und Erwerbs-
tätigkeit ihrer Eltern. Es  wurde ein Bogen gespannt von 
der strukturellen Beschreibung der Situation von Familien, 
über die Wahrnehmung von Druck und Belastungen, denen 
Eltern ausgesetzt sind hin, bis hin zur Gegenüberstellung, 
inwieweit Schule als Problemzone oder als Unterstützungs-

system für Kinder und Eltern wahrgenommen wird. 

In der anschließenden Podiumsdiskussion „Familie – Kin-
der – Schule – Beruf: zu viele Bälle in der Luft ?“ wurde die 
alltägliche Situation von Eltern mit Schulkindern in München 
erst in der breit aufgestellten Podiumsrunde und anschlie-
ßend mit Beteiligung des Publikums sehr lebhaft diskutiert. 
Moderiert wurde die Podiumsdiskussion von Frau Jutta 
Prediger, Bayerischer Rundfunk, Redaktion Gesellschaft 
und Familie. Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Podiums 
waren

»» �Dr. Karin Jurczyk, Leiterin Abt. Familie, Deutsches Ju-
gendinstitut

»» �Dr. Maria Kurz-Adam, Leiterin des Jugendamtes, Sozial-
referat

»» �Wolfgang Brehmer, Kommunales Bildungsmanagement, 
Referat für Bildung und Sport

»» �Ricarda Bayer, Rechtsanwältin, Wirtschaftsmediatorin, 
Auditorin für das audit berufundfamilie, eine Initiative der 
Hertie-Stiftung 

»» �Andrea Kirsch, Flugbegleiterin in Elternzeit, Mutter von 5 
Kindern

Im abschließenden Teil der Auftaktveranstaltung mit dem 
Titel  „Gute Praxis: Münchner Projekte stellen sich vor“ 
präsentierten sich ausgewählte Münchner Projekte, die mit 
ihrem Angebot in vielfältiger und sehr unterschiedlicher Art 
und Weise Eltern mit Schulkindern unterstützen: 

»» �„Integration macht Schule“ , Beratungsdienste der AWO 
München gGmbH

»» �„20 Jahre Mittagsbetreuung – Qualität und Vielfalt für 
Schulkinder am Nachmittag“, 

»» �KKT e.V. – Kontakt- und Beratungsstelle für Elterninitiati-
ven

»» �„Stelle für Gemeinwesenmediation“, SteG, Sozialreferat
»» �„Sommerferienbörse in der Messestadt“, Lernen vor Ort, 
Jugendamt und Wohnforum München

Eingerahmt wurde die Auftaktveranstaltung von einem 
breit gefächerten Info-Markt. Hier konnten sich die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer an den Infoständen zahlreicher 
Einrichtungen und Träger über verschiedendste Angebote 
und Projekte informieren sowie Kontakte auffrischen oder 
neu knüpfen.

Kontaktadresse für Infos und Materialien zum Aktionstag 
2011: aktionsforum@muenchen.de

Aktionstag für Familien: Stadtweite Aktionen
Am Nachmittag erwartete die Kinder und Familien an über 
30 Standorten im gesamten Stadtgebiet ein vielfältiges und 
buntes Programm. Zahlreiche Einrichtungen, Unternehmen 
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und Initiativen präsentierten sich und boten Familienfeste, 
Vorleseaktionen, Spiel- und Bastelgruppen, Schachschnup-
perkurse, Mitmach-Zirkus, Kreativwerkstätten, Kasperl-
Theater, Führungen durch das Münchner Rathaus und vieles 
mehr. Aber auch das Schwerpunktthema wurde in Form von 
Beratungen, Vorträgen und Informationsveranstaltungen mit 
eingebunden.

Planungen des Aktionsforums über 2011 hinaus 
2012 werden die Belange der Jugend als Jahresthema des 
Stadtjugendamtes verstärkt in den Focus genommen und 
mit einer Jugendbefragung die direkte Partizipation von 
Jugendlichen gestärkt. Entsprechend dieser Zielsetzung 
wird auch Aktionstag für Familien 2012 die Situation von 
Jugendlichen und deren Eltern thematisch aufgreifen und 
unter dem Motto „Nicht ohne meine Familie: Jugendliche in 
München“ stattfinden. Damit wird er thematisch direkt an 
die Altersphase der Schulkinder anschließen.

Astrid Manstetten (S-II-L/S, Fachstelle Familie)

Weiterführende  Links zu ausgewählten Literaturquellen:

BMFSFJ (2011): Vereinbarkeit von Familie und Beruf mit Schulkindern

http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/Service/Publikationen/

publikationen,did=172588.html 

BMFSFJ (2011): Zur Vereinbarkeitssituation von Eltern mit Schulkinder.

http://www.beruf-und-familie.de/system/cms/data/dl_data/8ca2b9a7c857c59

7c60e5fb09b688d15/Vereinbarkeitssituation__Eltern__Schulkindern.pdf 

BMFSFJ (2010): Schulzeit, Freizeit, Arbeitszeit – alles unter einem Hut?

http://www.lokale-buendnisse-fuer-familie.de/fileadmin/user_upload/lbff/

EP_Schulkinder/Ideenwettbewerb/Schulzeit_Freizeit_Arbeitszeit.pdf 

Deutsches Jugendinstitut (DJI) (2009):, AID-A: Aufwachsen in Deutschland: 

Alltagswelten.

http://www.dji.de/cgi-bin/projekte/output.php?projekt=1134

Ausgewählte Ergebnisse aus AID-A unter  http://www.dji.de/cgi-bin/projekte/

output.php?projekt=1134&Jump1=LINKS&Jump2=13 

Landeshauptstadt München (2011): Vorstellung der Ergebnisse der Elternbe-

fragung zum Thema ganztägige Betreuung der Schuleingänger 2011. Bekannt-

gabe im Ausschuss für Bildung und Sport des Stadtrates vom 23.02.2011.  

http://riswebp001.srv.ha3.dir.muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.

jsp?risid=2257932

Sinus Sociovision (2008): Eltern unter Druck. Selbstverständnisse, Befindlich-

keiten und Bedürfnisse von Eltern in verschiedenen Lebenswelten. Im Auf-

trag der Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.   http://www.sinus-institut.de/uploads/

tx_mpdownloadcenter/20080227_Eltern_unter_Druck_PK_Berlin.pdf

World Vision Institut (2010): Die 2. World Vision Kinderstudie 2010.

http://www.worldvision-institut.de/kinderstudien-kinderstudie-2010-zusam-

menfassung.php 

Foto: Stefanie Junggunst
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8. �Verselbständigung für 
Jugendliche ab 17 Jahre: 
Das Projekt „17 Plus“

Ausgangslage 
Der Beschluss des Kinder- und Jugendhilfeausschusses 
vom 10.11.2009 zum Thema „Entwicklung der Fallzahlen 
in der stationären Jugendhilfe“ behandelte ein Problem, 
das alle Beteiligte die nächsten Jahre vor Herausforderun-
gen stellen sollte: Ca. 40% der durch München stationär 
untergebrachten jungen Menschen waren über 17 Jahre alt, 
der Bundesdurchschnitt lag bei ca. 20%. Das Absinken der 
Inanspruchnahme von Erziehungshilfen begann in München 
erst mit dem Volljährigkeitsalter, im Bundesdurchschnitt 
dagegen im Alter von 15 bis 16 Jahren. Auch ein Ansteigen 
der Hilfedauer und eine Netto-Zunahme der Fälle ließ sich 
beobachten. Maßnahmen der Gegensteuerung mussten in 
dieser Situation ergriffen werden. Dabei bestand einerseits 
Konsens, dass Quotenregelungen bzw. altersabhängige 
Vorgaben, die zu einer automatischen Beendigung der Hilfe 
führen würden, rechtswidrig sind. Andererseits war aber 
gerade zu Beginn des Prozesses der Druck in den Vermitt-
lungsstellen zur Absenkung des Anteils der Altersgruppe 
in der stationären Jugendhilfe hoch. In der Folge kam es 
immer wieder zu Zielkonflikten zwischen schneller Been-
digung und einer fachlich indizierten Fortführung der Hilfe. 
Unterschiedliche Aufgabenverständnisse und Interessen 
der verschiedenen Akteure und der Mangel an bezahlbarem 
Wohnraum in München spielten hier eine wichtige Rolle. 

Es galt, ein für alle Akteure verbindliches Übergangsma-
nagement für junge Volljährige zu erarbeiten, auf Basis 
eines Verselbständigungskonzepts, das die Aufgabenstellun-
gen und Kooperationen in den Feldern Betreuung, Wohnen, 
Existenzsicherung und Ausbildung beschreibt und fachliche 
Kriterien für die Beendigung einer Hilfe benennt. Die zukünf-
tige Hilfeplanung sollte  die richtigen Schritte zum richtigen 
richtigen Zeitpunkt realisieren und die Kosten begrenzen. 

Entwicklung fachlicher Standards mit allen Beteiligten. 
Der im März 2010 durchgeführte Fachtag „Verselbständi-
gung von Jugendlichen und jungen Erwachsenen“ fand mit 
breiter Beteiligung der unterschiedlichsten Akteure statt: 
die freien Träger der Jugendhilfe, die Abteilungen „Erzie-
hungshilfe“ und „Kinder- Jugend und Familie“ des Stadtju-
gendamts, das Amts für Wohnen und Migration, die Leitung 
der Sozialbürgerhäuser, das Referat für Bildung und Sport, 
die ARGE München GmbH und die Agentur für Arbeit. Hier 
wurden die zentralen Handlungsfelder und Aufgabenstellun-
gen herausgearbeitet, die Ergebnisse des Fachtags flossen 
Ende 2010 in den Projektauftrag ein. Die Projektgruppe „17 

Plus“ bearbeitete die operativen Schnittstellen zwischen 
den genannten Partnern und griff bei auftretenden Proble-
men handlungsleitend ein. Ein weiterer Arbeitskreis erar-
beitete einen für alle Akteure verbindlichen Handlungsleitfa-
den, in den im Jahr 2011 alle wesentliche Regelungen, die 
in der Projektgruppe 17 Plus erarbeitet wurden, einflossen. 

Die Handlungsfelder des Prozesses „ 17 Plus“
Handlungsfeld Wohnen: Jugendgerechten und bezahlbaren 
Wohnraum für junge Menschen zu ermöglichen ist gerade 
in München eine besondere Herausforderung. Aufgabe war 
es, die Vergabeverfahren für Sozialwohnungen und die Aus-
wahlpraxis der Mieter der Wohnbaugesellschaften sowie 
Fragen nach Kostenzusicherung im Sinne der Zielgruppe 
zu regeln. Auch galt es Fragen nach der Mietfähigkeit der 
jungen Menschen zu definieren, ebenso waren Schritte zur 
Verhinderung möglicher Mietschulden zu entwickeln. 

Handlungsfeld finanzielle Absicherung: Etwaige Ansprüche 
auf SGB II oder SGB IX- Leistungen sind im Vorfeld der 
Beendigung einer Maßnahme abzuklären, unter Berücksich-
tigung möglicher Leistungen in den Bereichen Kindergeld, 
Wohngeld, Berufsausbildungsbeihilfe, Bafög, etc. Wichtig 
war es auch, Verschuldungen der jungen Menschen, die sich 
im Zusammenhang mit der  Aufnahme einer Ausbildung, zu 
geringen BAB Leistungen und den gesetzlichen Regelungen 
des SGB II ergeben, soweit wie möglich zu verhindern. 

Handlungsfeld berufliche Integration: Die Möglichkeiten der 
beruflichen Integrationsangebote des SGB II, III und IX und 
der Berufsbezogenen Jugendhilfe des Stadtjugendamts 
(§13 SGB VIII) sollen in ihrer Breite genutzt werden. Dazu ist 
es nötig, das Wissen bei den Fachkräften der Erziehungs-
hilfen in den Vermittlungsstellen der Sozialbürgerhäuser 
als auch der freien Träger über das „berufliche Übergangs-
system U25“ zu vertiefen und den Aspekt der beruflichen 
Integration verstärkt ins Blickfeld zu nehmen. 

Handlungsfeld gemeinsame Standards: Ziel war die Klärung 
eines gemeinsamen Auftrags- und Rollenverständnisses 
aller Akteure. Fließende Übergänge aus den stationären 
Jugendhilfen in die Verselbstständigung sowie geeignete 
Formen der Nachtbetreuung sollten entwickelt, die zahl-
reichen Schnittstellen zu anderen gesetzlichen Systemen 
verbindlich und lösungsorientiert gestaltet werden. 

Die Arbeitsgruppe „17 Plus“
Beteiligt waren die Abteilung Kinder- Jugend und Familie 
und die Abteilung  Erziehungshilfe des Stadtjugendamts, 
das Amt für Wohnen und Migration, die Steuerung der 
Sozialbürgerhäuser, die Abteilung Grundsicherung des Steu-
erungsbereiches 1 des Sozialreferats, die ARGE München 
GmbH/Jobcenter, das Referat für Bildung und Sport und 
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Vertreterinnen und Vertreter des öffentlichen und der freien 
Träger der Jugendhilfe. Die Federführung wechselte von 
der Abteilung Erziehungshilfe zur Abteilung Kinder Jugend 
und Familie. Insbesondere die Bemühungen des Amtes für 
Wohnen und Migration nach Wohnraum waren wesentlich 
für den Erfolg des Projektes. Angefangen von der Zuteilung 
der richtigen Punktezahl für eine öffentlich geförderte Woh-
nung über die thematische Sensibilisierung der Kolleginnen 
und Kollegen im Wohnungsamt und bei den Wohnbauge-
sellschaften, der Suche nach zusätzlichem Wohnraum, der  
Kooperation mit den städtischen Wohnbaugesellschaften bis 
hin zur Vermittlung der Kriterien und Abläufe bei der Woh-
nungsvergabe an die Träger der Jugendhilfe kam es immer 
wieder zu neuen Herausforderungen. Dabei war immer 
klar, das eine Entlassung in die Wohnungslosigkeit, also in 
Obdachlosenunterkünfte in jedem Fall vermieden werden 
muss. 

Für die Kostenübernahme der Miete war die Kooperation 
mit der ARGE München GmbH/ Jobcenter wesentlich. Es 
konnte eine Reglung gefunden werden, die sich an den 
Interessen der jungen Menschen orientiert und nicht an den 
in den Sozialbürgerhäusern geltenden üblichen Zuständig-
keitsregelungen. Damit war der Weg frei für eine schnelle 
Kostenübernahme als Voraussetzung für eine Wohnungsver-
gabe.

In Fragen der beruflichen Integration kooperieren die 
Integrationsfachkräfte U25 des Jobcenters mittlerweile 
mit den Vermittlungsstellen, auch wenn der junge Mensch 
noch nicht im SGB II Zuständigkeitsbereich angesiedelt 
ist. Dadurch soll die Fachlichkeit zur beruflichen Integration 
frühzeitig in die Hilfeplanung eingebracht werden. Diese Re-
gelung der ARGE München GmbH wurde vom Jobcenter in 
2011 übernommen. Die ARGE München GmbH/ Jobcenter, 
die Agentur für Arbeit, das Stadtjugendamt,  Bildungsträger 
und Einrichtungen der Berufsbezogenen Jugendhilfe haben 
zudem erstmals für alle Fachkräfte der Vermittlungsstellen 
und der Träger der Jugendhilfe Inforrmationsveranstaltungen 
zum “beruflichen Übergangssystems U25“ rechtskreis-
übergreifend vorgestellt. Mittlerweile sind diese Informa-
tionen auf der Seite http://www.u25.muc.kobis.de/ für alle 
Fachkräfte der Jugendhilfe und der Arbeitsverwaltungen 
ausführlich dargestellt. 

Insgesamt galt es vielfältige Abstimmungen vorzunehmen. 
Einzelfälle, bei denen der Verselbstständigungsprozess in 
der Kooperation schwierig verlief, waren wichtig um die 
Schwachpunkte im Übergangsmanagement zu erkennen 
und daraus zu lernen. 

Erarbeitung einer Handreichung für alle Fachkräfte 
Die „Handreichung zum Übergang in die Selbstständigkeit 

aus der stationären Jugendhilfe“, die in Teilen innerhalb des 
Sozialreferats als Dienstanweisung konzipiert ist, wird im 
Jahr 2012 fertiggestellt, ein Großteil des Prozesses fand im 
Jahr 2011 statt. Hier werden die zentralen Standards zu den 
Inhalten und Verfahren beschrieben. Wesentliche Ergebnis-
se der Projektgruppe „17 Plus“ fließen ein. Darüber hinaus 
wurden zentrale Kriterien in den Bereichen selbstständigen 
Lebensführung, Umgang mit Geld, eigenständiges Wohnen, 
soziale Kompetenzen und schulische / berufliche Integrati-
on erarbeitet, an denen der Grad der Verselbstständigung  
abzulesen ist. Andererseits sind bezüglich dieser Punkte 
konkrete Schritte durch die Träger der Jugendhilfe mit den 
Jugendlichen zu unternehmen. 

Wichtiges Thema ist zudem die Nachbetreuung: hier 
existieren zwei Modelle, nämlich die verbindliche Nachbe-
treuung zum Gelingen eines besseren Übergangs bzw. zur 
Verkürzung der stationären Jugendhilfe und die sogenannte 
„Scheckheft-Nachbetreuung“ im Umfang von 10 - 20 Stun-
den, wie sie seit langem schon praktiziert wurde. 

Ausblick: 
Gleichwohl gibt es auch Grenzen im Prozess: die gemein-
sam getroffenen Regelungen lassen sich nur innerhalb von 
München realisieren. Bei jungen Menschen, die außerhalb 
der Landeshauptstadt untergebracht sind, gestaltet sich die 
Verselbstständigung teilweise schwierig, die hier beschrie-
benen Kooperationen stehen nicht zur Verfügung. 

Offen ist, wie die Ergebnisse der Verfahrens- und Prozess-
klärung auf junge Menschen mit erheblichen sozialen und 
individuellen Problemstellungen und Wohnungsbedarf, aber 
ohne Erziehungshilfebedarf übertragen werden können. 
Auch dieses Thema war Ziel des Projektauftrags zur Ver-
selbstständigung von Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen. 

Über den weiteren Verlauf des Projekts, insbesondere über 
erste Ergebnisse, wird im nächsten Kinder- und Jugendhilfe-
report berichtet.
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Das Jugendamt im  
Überblick
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1. �Organisation des Stadtjugendamtes

1.1. Organigramm des Stadtjugendamtes

1. Organisation des Stadtjugendamtes
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1.2. �Abteilungen und ihre Aufgaben

Abteilung  
Erziehungsangebote
S-II-E

Die Abteilung trägt die Gesamtverantwortung für 
•	 �die Steuerung der ambulanten, teilstationären und  

stationären Hilfen
•	 für den Bereich Adoption
•	die Durchführung des Kinder- und Jugendschutzes
•	die Durchführung der Jugendgerichtshilfe

Controlling
E/C

•	 �sozialpädagogisches Controlling (Qualität und Wirksamkeit 
der Hilfen)

•	wirtschaftliches Controlling (Haushalt)

Wirtschaftliche
Jugendhilfe
E/W

•	Fachsteuerung der SBH und Zentrale (WJH)
•	Fachberatung
•	Finanzverwaltung E/W/F
•	Überprüfung der Abrechnungen der Leistungserbringer

Erziehungshilfen
E/E

•	Fachsteuerung der SBH (Kinderschutz + HzE)
•	Trägersteuerung im Bereich der erzieherischen Hilfen 

Pädagogische und wirtschaftliche  
Jugendhilfen E/F

•	 �Inobhutnahme und Unterbringung unbegleiteter minder-
jähriger Flüchtlinge

•	Beratung und Hilfegewährung für junge Erwachsene
•	 �wirtschaftliche Jugendhilfebearbeitung für junge  

Flüchtlinge und junge Erwachsene 

Pflege und Adoption E/PA •	 �Vermittlung von Kindern in Pflegen
•	Anwerbung und Betreuung von Pflegefamilien 
•	 �Wahrnehmung aller Aufgaben im Rahmen der Adoptions-

vermittlung und der Durchführung von Adoptionsverfahren

Psychologischer Fachdienst für Eingliede-
rungshilfen E/PD

•	 �Diagnostik bei (drohender) seelischer Behinderung
•	 �Effektivierung von Hilfeverläufen durch Förderziele und 

Erfolgskontrolle
•	Frühzeitige Nutzung alternativer Fördermöglichkeiten
•	Sicherstellung von Nachsorge bei Bedarfsprüfung

Kinder-u.Jugendschutz
E/JS

•	 �Wahrnehmung des gesetzlichen Kinder- und  
Jugendschutzes

Jugendgerichtshilfe
E/JGH

•	 �Mitwirkung im jugendgerichtlichen Verfahren nach dem 
JGG

•	 �Unterstützung straffälliger Jugendlicher und Heranwach-
sender sowie deren Familien bei Ermittlungs- und Strafver-
fahren

1. Organisation des Stadtjugendamtes 1. Organisation des Stadtjugendamtes
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Abteilung
Beistandschaft,
Vormundschaft u.
Unterhaltsvorschuss
S-II-B

Die Abteilung erbringt die unten genannten Leistungen bzw. 
ist zuständig für die fachliche und finanzielle Steuerung freier 
Träger, die diese Leistungen erbringen.

Beistandschaften
B/B

•	 �Vertretung minderjähriger Kinder bei der Feststellung 
der Vaterschaft und/ oder bei der Geltendmachung ihres 
Unterhalts

•	 �Beratung des antragsberechtigten Elternteils und junger 
Erwachsener zu ihren eigenen Unterhaltsansprüchen

•	 �Kostenfreie Beurkundung von Vaterschaftsanerkennt-
nissen, Zustimmungen zu Vaterschaftsanerkenntnissen, 
Unterhaltsverpflichtungen und Sorgeerklärungen

•	 �Führung des Sorgerechtsregisters für in München geborene 
Kinder, die nicht einer Ehe entstammen

Vormundschaften/
Pflegschaften
B/V

Wahrnehmen der Vormundschaft/Pflegschaft für Minderjäh-
rige zur Ausübung der elterlichen Sorge für alle Lebensbe-
reiche des Mündels bzw. für durch das Amtsgericht zuge-
wiesene Teile der elterlichen Sorge sog. Wirkungskreise. 
Neben dem Stadtjugendamt erbringen fünf freie Träger diese 
Leistung.

Unterhaltsvorschuss
B/UVG

•	 �Gewährung von Unterhaltsvorschussleitungen für unter 
12-jährige Kinder allein erziehender Mütter oder Väter für 
max. 6 Jahre

•	 �Rückholung der verauslagten Unterhaltsvorschussleistun-
gen vom unterhaltspflichtigen Elternteil. 

Das Stadtjugendamt München wird beim Vollzug des Un-
terhaltsvorschussgesetzes im übertragenen Wirkungskreis 
für den Freistaat Bayern tätig. Die Bearbeitung erfolgt in den 
Sozialbürgerhäusern.
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Abteilung
Kinder, Jugend, Familie
S-II-KJF

Die Abteilung trägt die fachliche und finanzielle Gesamtver-
antwortung (Planung und Steuerung) für die Bereiche
•	Jugendsozialarbeit
•	offene Kinder- und Jugendarbeit
•	Angebote für Familien, Frauen und Männer
•	Kindertagespflege in Familien (seit 2011)
Die Leistungen werden überwiegend von freien Trägern 
erbracht. Der Abteilung obliegt außerdem Immobilienverwal-
tung und Bauplanung.

Immobilien/Bau
KJF/IB

•	 �Immobilienverwaltung
•	Bauplanung
für Freizeitstätten und sonstige Einrichtungen für Kinder, 
Jugendliche und Familien. 
(Ab 2012 werden die immobilienbezogenen Aufgaben durch 
das Kommunalreferat, bzw. das Referat für Bildung und 
Sport wahrgenommen, KJF übernimmt die Mieterrolle.)

Ki.-u. Jugendarbeit
KJF/JA

Fachliche und finanzielle Gesamtverantwortung (Planung und 
Steuerung) für die Bereiche
•	 regionale Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit
•	 �überregionale Angebote der offenen Kinder- und Jugend-

arbeit
•	 �Jugendkulturwerk (eigenständige Durchführung kultureller 

Veranstaltungen)
•	verbandliche Kinder- und Jugendarbeit
•	Ferienangebote
•	Kinder- und Jugendschutz
Außerdem Gestaltung von Pomki.de (offizielle Internetseite 
der Landeshauptstadt München für Kinder)

Jugendsozialarbeit
KJF/J

Fachliche und finanzielle Gesamtverantwortung (Planung und 
Steuerung) für die Angebote in den Bereichen
•	Schulsozialarbeit/Jugendsozialarbeit an Schulen
•	SchülerInnenförderung
•	Berufsbezogene Jugendhilfe
•	Streetwork
•	 �Zielgruppenspezifische Angebote für Mädchen, Jungen, 

Migranten
•	Gewaltprävention
Im Team waren auch (bis Juni 2011) die Querschnittbeauf-
tragten für Mädchen und junge Frauen und für Jungen und 
junge Männer angesiedelt
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Angebote f. Familien,
Frauen u. Männer
KJF/A

Fachliche und finanzielle Gesamtverantwortung (Planung 
und Steuerung) für die Angebote in den Bereichen
•	Erziehungs- und Familienberatung
•	Mütter- und Familienzentren
•	Familienbildungsstätten
•	Nachbarschaftshilfen
•	Angebote zur Unterstützung von Frauen oder Männern

Kindertagesbetreuung  
KJF/KT

Dieser Bereich ist der Abteilung ab 2011  
zugeordnet

Fachliche und finanzielle Gesamtverantwortung (Planung, 
Steuerung und Durchführung) für Angebote in den Berei-
chen
•	Kindertagespflege in Familien
•	Großtagespflege
•	Ersatzbetreuung
•	Qualifizierung Tagesbetreuungsperson
•	Qualitätssicherung
•	Spielgruppen
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Abteilung
Angebote der Jugendhilfe
S-II-A

Die Abteilung erbringt als öffentlicher Träger Angebote der 
Kinder- und Jugendhilfe in den Bereichen
•	Schulsozialarbeit
•	Streetwork
•	Ambulante Erziehungshilfen
•	Erziehungsberatungsstellen
•	Ferienangebote
•	Heimerziehung
•	Frühe Hilfen 

Geschäftsstelle
A/GS

•	Haushalt
•	Personalwesen
•	Objektverwaltung
•	Sonderaufgaben

Zentrale Dienste
A/ZD/IPE/BE

•	 Interne Personalentwicklung (IPE)
•	Öffentlichkeitsarbeit
•	Bürgerschaftliches Engagement (BE)

5 Jugendhilfe Regionalteams
A/R1/R2/R3/R4/R5

Die 5 Regionalteams sorgen für eine sozialräumliche Aus-
richtung der sozialpädagogischen Angebote von Streetwork 
(SW), Schulsozialarbeit (Sch) und Ambulanter Erziehungshilfe 
(AEH) 

Überregionale Dienste
A/Ü

•	 �Übergreifende Angebote zur Berufsschulsozialarbeit an 
mehreren beruflichen Schulen

•	Förderzentrum emotionale und soziale Entwicklung
•	 �Wohnprojekte zur Aufnahme von unbegleiteten minderjäh-

rigen Flüchtlingen

5 Beratungsstellen für Eltern, Kinder und 
Jugendliche
A/BSt-GH, -SF, -NM, -LSB, -PA
Fachstelle Elternbriefe / Erziehungsinforma-
tion
BST-EI

•	5 Erziehungsberatungsstellen in öffentlicher Trägerschaft
•	Schwerpunktträger „Frühe Hilfen“ in Giesing/Harlaching
•	Fachstelle Elternbriefe und Erziehungsinformationen

Ferienangebote/Familienpass
A/F

•	Umfassende Angebote in allen Schulferien
•	„Münchner Ferienpass“ für junge Menschen bis 17 Jahre
•	„Münchner Familienpass“

4 städtische Kinder- und Jugendheime 
A/WH, A/JustM, A/MKH,  A/MMH

4 städtische Münchner Kinder- und Jugendheime 
•	Waisenhaus
•	JustM
•	Marie-Mattfeld-Heim
•	Münchner-Kindl-Heim
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1.3. �Organisatorische  
Entwicklungen

1.3.1. �Fachstelle für Querschnittsaufgaben 

(GIBS - Ju/Mä)

Die Stelle der Mädchenbeauftragten und des Jungenbe-
auftragten wurden im Juni 2011 der Fachstelle für Quer-
schnittsaufgaben (GIBS-Ju/Mä) zugeordnet. Damit sind die 
Querschnittsthemen Belange von Mädchen und jungen 
Frauen, Belange von Jungen und jungen Männern, Gender, 
interkulturelle Öffnung, Behinderung/Inklusion und sexuelle 
Identität in einer Fachstelle zusammengeführt und als Stab-
stelle der Jugendamtsleitung direkt zugeordnet worden. 
Für die Arbeit dieser Fachstelle sind zwei Vollzeitstellen 
vorgesehen. In 2011 war die Stelle mit einer Teilzeitkraft 
besetzt.

Das Stadtjugendamt beschäftigt sich schon seit vielen 
Jahren in vielfältigster Weise mit den Ressourcen und 
Bedürfnissen von Mädchen und jungen Frauen und Jungen 
und junge Männern mit und ohne Migrationshintergrund 
und mit und ohne Behinderung sowie mit den Belangen 
von lesbischen, schwulen und transgender Kindern und Ju-
gendlichen. Es wurden verschiedene Leitlinien im Rahmen 
der Kommunalen Kinder- und Jugendplanung erarbeitet und 
gerade die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Basis set-
zen diese Leitlinien in vielen Angeboten und Maßnahmen 
sehr engagiert um.

Grundlage für die geschlechtsdifferenzierte Betrachtung 
der Lebenslagen von Mädchen und jungen Frauen sowie 
Jungen und jungen Männern ist das Kinder- und Jugendhil-
fegesetz, Paragraph 9 Absatz 3, SGB VIII:

„Bei der Ausgestaltung der Leistungen und der Erfüllung 
der Aufgaben 
sind die unterschiedlichen Lebenslagen von Mädchen und 
Jungen zu berücksichtigen, Benachteiligungen abzubauen 
und die Gleichberechtigung von Mädchen und Jungen zu 
fördern.“ (Auszug aus dem Kinder- und Jugendhilfegesetz § 
9 Abs. 3, SGB VIII)

Aufgaben der Stelle
»» �Die Fachstelle für Querschnittsaufgaben hat vor allem 
die verbindliche, strategische Implementierung aller 
sechs Querschnittsthemen im ganzen Amt und eine gute 
Verknüpfung der Strategien zur Umsetzung der Quer-
schnittsaufgaben zum Ziel. Weitere Aufgaben sind:

»» �Gewährleistung der kontinuierlichen Anwendung der 
Gender Mainstreaming Strategie als strukturelles Instru-

ment der Kinder- und Jugendhilfe in München. 
»» �Schulung und Sensibilisierung der Fachkräfte, um die in-
dividuellen Belange von Mädchen und Jungen im Kindes- 
und Jugendalter besser berücksichtigen zu können.

»» �Lobbyarbeit für alle Kinder und Jugendliche und 
ihre Bedürfnisse in der Öffentlichkeit, Politik und 
Gremien,Unterstützung einer adäquaten Umsetzung 

Kooperationen
Dabei ist die Kooperation mit referatsweiten und stadtwei-
ten Gremien und der jeweiligen Fachszene sehr wichtig. 
Hier einige Beispiele der fachlichen Kooperationen:

Stelle für Interkulturelle Arbeit, Gleichstellungsstelle 
u.a.:Beispielsweise zum Thema „Zwangsheirat in Mün-
chen verhindern“ (Teilnahme am AK z.Thema Zwangsver-
heiratung, Konzeptionsentwicklung zur Verhinderung von 
Zwangsheirat in München, in Kooperation mit IMMA e.V.)

Koordinierungsstelle für gleichgeschlechtliche Lebenswei-
sen: Beispielsweise Unterstützung der Koordinierungsstelle 
bei der Durchführung der Studie „Da bleibt noch viel zu 
tun...“, einer Befragung von Fachkräften der Kinder- und 
Jugendhilfe zur Situation von lesbischen, schwulen und 
transgender Kindern, Jugendlichen und Eltern in München. 
Sowie Vorbereitung der Beschlussvorlage: Antidiskriminie-
rungs- und Gleichstellungsarbeit in der Stadtverwaltung 

Behindertenbeirat: Beispielsweise Mitwirkung am Aktions-
plan der LHM zur Umsetzung der UN Behindertenrechts-
konvention in München Fachforum Münchner Mädchenar-
beit, Referat für Bildung und Sport, Gleichstellungsstelle 
u.a.: Beispielsweise Mitwirkung bei der Organisation und 
Durchführung des Bundeskongresses:„Uns geht’s ums 
Ganze – Mädchen auf Identitätssuche“ und an der daraus 
entstandenen Kampagne: „Uns geht’s ums Ganze – Mäd-
chen und Frauen für Selbstbestimmung“ (Start im Oktober 
2011)

Jungennetzwerk : Beispielsweise Gründung eines ge-
meinsamen Netzwerkes aus Vertreterinnen des Münchner 
Fachforums für Mädchenarbeit und Vertretern des Jungen-
netzwerks – Planung von gemeinsamen Aktivitäten und 
Fachtagungen. (Netzwerk Koop MaJa:Kooperation Mäd-
chen- und Jungenarbeit) uvm.

Die Fachstelle ist organisatorisch im Jugendamt fest veran-
kert durch:

»» �direkte Anbindung an die Jugendamtsleitung als Stabstelle
»» �regelmäßige Teilnahme an der Jugendamtslage (JULA), 
dem Gremium der Abteilungsleitungen, zur optimalen 
Einbindung in die Planungs- und Controllingsprozesse

»» �kontinuierliche Beratung von Abteilungen und Sachgebieten
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»» �Jahreskontraktgespräche mit allen Abteilungen und damit verbundenen Zielevereinbarungen zu den jeweiligen Quer-
schnittsthemen

»» �Planung, Organisation und Durchführung von Fachtagen, Fortbildungen etc.

Für eine erfolgreiche Verankerung der Themen in der Basis ist eine enge Zusammenarbeit mit den Abteilungen wichtig. 
Dafür wurden drei Foren geschaffen, in denen ein regelmäßiger Austausch zwischen der GIBS-Stelle und den Querschnitts-
beauftragten der Abteilungen stattfindet und Strukturen und Inhalte weiterentwickelt werden: 

»» Das Forum Behinderung/Inklusion 
»» Das Forum Interkult
»» Das Forum Jungen, Mädchen, Gender, sexuelle Identität (JMG).
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1.3.2. �Netzwerk Familie im  

Stadtjugendamt

Die Unterstützung von Familien gehört zum Kernbereich der 
Aufgaben der Jugendhilfe. Der Stadtrat hat im Jahre 2007 
die Leitlinie Kinder- und Familienpolitik verabschiedet, in der 
das Sozialreferat beauftragt wurde, referatsübergreifend das 
Thema Familie zu koordinieren. Seitdem legt das Referat 
regelmäßige Familienberichte mit unterschiedlichen Schwer-
punkten vor. Ein Aktionsforum Familie wurde gebildet, das 
die Unterstützung von Familien in allen städtischen Instituti-
onen und Betrieben weiterentwickelt. Auch alle Abteilungen 
des Jugendamtes haben in den letzten Jahren intensiv an 
der Verbesserung der Unterstützung für Familien gearbeitet. 

Anfang 2011 begann im Stadtjugendamt eine fachliche 
Diskussion darüber, wie die Organisationsstruktur des 
Stadtjugendamtes bezüglich des Themas Familie verbessert 
werden könnte und wie das Thema Familie im Jugendamt 
besser positioniert werden könnte. Eine Projektgruppe 
Familie wurde eingesetzt, in der unterschiedliche Organisa-
tionsmodelle diskutiert wurden. So wurden unterschiedliche 
Modelle einer neuen Linienorganisation Familie geprüft, wie 
z.B. die Bildung neuer Sachgebiete, einer neuen Abteilung, 
die Zusammenführung von Steuerung und operativem 
Angebot zum Thema Familie, sowie eine Verstärkung der 
Stabsstelle in Bezug auf dieses Thema. 

Letztendlich entschied sich die Projektgruppe für das 
Organisationsmodell eines Netzwerkes. Zur Begründung 
führt der Projektbericht an: „Eine Netzwerkorganisation 
ermöglicht Familienthemen aktiv zu gestalten – ohne dass 
auf Zuständigkeiten der Organisation Rücksicht genom-
men werden muss. Die Leitlinie Familie bildet einen guten 
Ansatz, um aufbauend auf dieser Projektstruktur eine 
verbindlichere Netzwerkorganisation zu gestalten. [….] Die 
Netzwerkorganisation setzt nicht an einer Umstrukturierung 
der Linienorganisation an, sondern es werden Themen und 
Ziele für den Themenbereich Familie definiert, die über eine 
– teilweise neu zu etablierende – Gremien- und Kommuni-
kationsstruktur bearbeitet werden.“

Das Leitungsgremium des Jugendamtes folgte dem Vor-
schlag der Projektgruppe. Anfang des Jahres 2012 wurde 
das Netzwerk Familie im Stadtjugendamt München etab-
liert. Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind Vertretungen aller 
Abteilungen des Jugendamtes. Die Geschäftsführung für 
das Jahr 2012 übernahm die Abteilungsleitung der Abteilung 
Kinder, Jugend und Familie.

Über die Ergebnisse des Netzwerkes Familie wird im nächs-
ten Kinder- und Jugendhilfereport des Jahres 2012 berichtet. 

2. �Strukturdaten des Stadt-
jugendamtes

2.1. �Haushaltsdaten des  
Stadtjugendamtes

Produktergebnisse 2011
Das Ergebnis des betrieblichen Handelns wird bei der Stadt 
München über Produkte und Produktleistungen abgebildet. 
Produkte geben einerseits fachliche Schwerpunkte wieder. 
Nach der zu Grunde liegenden doppischen Haushaltssyste-
matik fungieren Produkte auch als Kostenträger. Die Finanz-
daten der Kinder- und Jugendhilfe im Verantwortungsbereich 
des Stadtjugendamtes München sind demzufolge in erster 
Linie über die in der nachfolgenden Übersicht dargestellten 
Produktergebnisse des Jahres 2011 (lt. SAP) in Gegenüber-
stellungen zu den Ergebnissen des Jahres 2010 (lt. SAP) 
erfasst.

Diese Produktkosten beinhalten sowohl die Aufwendungen 
für die Leistungssteuerung als auch die für die Leistungser-
bringung durch eigene und externe Anbieter aufgewandten 
städtischen Mittel. In den auf die Produkte übergeleiteten 
Kosten sind daher neben den in den Organisationseinheiten 
entstehenden Personal- und Sachkosten und den Transfer- 
und Zuschussleistungen auch die sog. sekundären Kosten-
anteile enthalten, also z.B. Leitungsumlagen und die Umlage 
zentraler Einheiten. Die Produktkosten geben also nicht nur 
die operativen Kosten wieder. 

Die absoluten Zahlen in unten stehender Tabelle wie auch 
die grafische Darstellung verdeutlichen das Anteilsverhältnis 
der Produkte des Stadtjugendamtes zueinander, als auch die 
Veränderungen von 2010 auf 2011. Als „Ergebnis“ im Zahlen-
vergleich wird die Differenz zwischen Kosten und Erlösen 
verstanden.

Nicht mehr Gegenstand der Darstellung sind die mit Wirkung 
ab 2011 zum Referat für Bildung und Sport übergegangenen 
Produkte der Kindertagesbetreuung.

Im Verhältnis der Produkte zueinander nimmt das Produkt 
2.2.1 „Erziehungsangebote und Kinderschutz“ mit 61,6% 
den weitaus größten Anteil am Gesamtvolumen ein. Dieses 
Produkt umfasst insbesondere die einzelfallbezogenen 
Transferleistungen (s. hierzu die fachlichen Ausführungen 
unter Teil A, Ziffer 1.1 des Berichts). Bei diesem Produkt ist 
auch die deutlichste Veränderung im Jahresvergleich 2010 
zu 2011 mit einer Reduzierung von 63,9% auf 61,6% des 
Anteils am Gesamtvolumen festzustellen.
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Produktergebnisse

Die Prozentwerte geben den Anteil
der Produkte am Gesamtvolumen 
des jeweiligen Jahres wieder.

Ergebnis 2010 Ergebnis 2011

 2.1.5
Kindertagesbe-
treuung

2.2.1
Erziehungs-
angebote und 
Kinderschutz

2.2.2
Adoption

2.3.1
Vormundschaft, 
Pflegeschaft

2.3.2
Beistandschaft, 
Beurkundung, 
Rechtsberatung

2.3.3
Unterhalts-
vorschuss

3.1.1
Kinder- und 
Jugendarbeit

3.1.2
Jugendsozial-
arbeit

3.2.1
Familienange-
bote

3.2.2
Aktivierung und 
Unterstützung 
für Familien, 
Frauen und 
Männer

Ergebnis 
2011

3.313.486 € 193.162.191 € 283.843 € 3.120.370 € 5.608.268 € 2.651.885 € 45.156.955 € 24.793.738 € 31.074.880 € 4.468.093 €

Kosten
2010

- 200.003.135 € 227.825 € 2.929.175 € 5.129.536 € 2.375.090 € 44.142.352 € 26.983.750 € 27.093.540 € 4.335.316 €

Abb. 1 :Produktergebnisse 2011 (Angaben in Euro)

Auffällig sind daneben die Produkte 3.1.1, 3.1.2 und 3.2.1 
aufgrund der jeweils hohen Anteile an Zuschüssen an freie 
Träger (s. hierzu die fachlichen Ausführungen unter Teil A, 
Ziffer 3-5 des Berichts) Hier sind beim Vergleich der Ergeb-
nisse 2010 zu 2011 mit einer Reduzierung von 8,6% auf 
7,9% bei Produkt 3.1.2 und einer Steigerung von 8,7% auf 
9,9% bei Produkt 3.2.1 noch relativ auffällige Änderungen im 
Verhältnis der Produkte zueinander zu verzeichnen. Zur Er-
läuterung der Entwicklungen wird auf die vorstehend bereits 
angeführten fachlichen Darstellungen der einzelnen Bereiche 
verwiesen. 

Finanzkennzahlen 2011
In der folgenden Grafik ist die Entwicklung wesentlicher Fi-
nanzblöcke dargestellt. Um einen realistischen Vergleich der 
ausgewiesenen Daten zu ermöglichen, enthalten auch die 
Ist-Summen 2010 nicht mehr die Werte für die ab 2011 zum 
Referat für Bildung und Sport übergegangenen Bereiche 
der Kindertagesbetreuung. Zur Veranschaulichung sind die 
weggefallenen Anteile jedoch noch grafisch erfasst.
Bei Betrachtung unterschiedlicher Kostenblöcke nehmen 

die durch die gesetzliche Kinder- und Jugendhilfe bedingten 
Transferkosten den deutlich größten Umfang ein. Auffällige 
Veränderungen sind im Jahresvergleich in der Entwicklung 
der Personalkosten und der Transfererlöse festzustellen.

Bei den Personalkosten sind hierfür im wesentlichen 
deutlich höhere Aufwendungen für Rückstellungen, insbe-
sondere Pensionsrückstellungen, in 2011 gegenüber 2010 
ausschlaggebend sowie die Steigerung der Beamtenbesol-
dung und die Tarifsteigerung zum 01.01.2011 und 01.08.2011. 
Darüber mussten durch den Flüchtlingszustrom nach Mün-
chen Stellen im Bereich der unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlinge sowohl auf der sozialpädagogischen Seite als 
auch in den Wohnprojekten, in der Wirtschaftlichen Jugend-
hilfe aber auch bei den Vormündern neu geschaffen werden.

Die Steigerung der Transfererlöse beruht auf nicht steuerba-
ren Kostenerstattungsleistungen anderer Jugendhilfeträger, 
vor allem bei den unbegleiteten minderjährigen Flüchtlin-
gen. Die seit Jahren steigenden Fallzahlen dieses Bereichs 
führen - zeitversetzt - zu erhöhten Kostenerstattungen.
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2.2. �Stiftungs- und Spendenmittel 

Mittel der Stiftungsverwaltung
Mit Hilfe von Stiftungsmitteln können einmalige wirtschaft-
liche Hilfen für einkommensschwache oder sonst sozial 
benachteiligte Menschen in Not (durch Einzelfallbeihilfen) 
bzw. für gemeinnützige Einrichtungen (durch Zuschüsse) als 
Ergänzung zu Leistungen aus anderen Produkten geleistet 
werden. 165 Stiftungen mit sozialer Zweckbindung zeugen 
von einem hohen sozialen Engagement der Münchnerinnen 
und Münchner und von einem großen Vertrauen in ihre Stadt.

Insgesamt wurden im Jahr 2011 rund 5,8 Mio € für Einzelfall-
beihilfen und Zuschüsse aus den bei der Stiftungsverwaltung 
verwalteten Stiftungen ausgeschüttet.

Für Einzellfallhilfen wurde eine Summe von über 4,1 Mio € 

für knapp 18.000 Personen ausgegeben, wobei über 60% 
der bewilligten Anträge für Kinder und Familien mit Kindern 
gewährt wurden. Für Kinder und Jugendliche wurden insbe-
sondere Einrichtungsgegenstände wie Betten und Schreibti-
sche, aber auch dringend benötigte Bekleidung und Fahrräder 
finanziert.

Im Kinder-und Jugendbereich wurden des Weiteren durch 
Zuschüsse 51 Einrichtungen und Körperschaften mit einer 
Summe von 560.000,- € gefördert.

Der Schwerpunkt im Kinder-und Jugendbereich liegt aufgrund 
der Stiftungszwecke der Stiftungen, die durch die Stiftungs-
verwaltung verwaltet werden, hauptsächlich auf den Hilfen 
für kranke und behinderte Kinder.

So konnte z.B. durch die Barbara König-Stiftung eine halbe 
Sozialpädagogenstelle im Dr. von Haunerschen Kinderspital 
für ein Jahr in Höhe von 31.000,- € finanziert werden und da-
durch die Betreuung von HIV-infizierten und Krebs erkrankten 
Kindern und Jugendlichen sichergestellt werden.

Aus der Buhl-Strohmaier-Stiftung wurden 4 Einrichtungen für 
blinde oder spastisch gelähmte Kinder mit einer Gesamtsum-
me von über 240.000,- € gefördert, u.a. konnte der Blindenin-
stitutstiftung ein behindertengerechter Kleinbus in Höhe von 
über 39.000,- € finanziert werden. Mit diesem sind die zum 
Teil blinden und mehrfachbehinderten Kinder der Blindenins-
titutstiftung unabhängiger und können am gesellschaftlichen 
Leben mit Ausflügen, Veranstaltungen und Urlauben teilneh-
men.
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Die durch Organisationsänderung an 
das Referat für Bildung und Sport 
übergegangenen Anteile der 
Kindertagesbetreuung sind in den 
Balken 2010 schra�ert dargestellt 
und in den Zahlenangaben der Tabelle 
nicht mehr enthalten

Wesentliche Finanzblöcke (Kosten – Erlöse)

Ergebnis 2010 Ergebnis 2011

Personalkosten Sachkosten Umlagen Transferkosten Transfererlöse Föderung freier 

Träger

Investive  

Maßnahme

2011 45.073.960 € 21.508.513 € 51.227.555 € 209.753.951 € 55.058.142 € 61.247.337 € 4.607.741 €

2010 38.710.415 € 20.664.563 € 52.858.780 € 204.823.825 € 37.531.060 € 61.289.064 € 6.105.798 €

Abb. 2 :Produktergebnisse 2011 (Angaben in Euro)
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Tab. 1 :Aus der Josef Schörghuber-Stiftung für Münchner Kinder wurden gefördert (Beträge gerundet):

Angebote Nutzung Summe

Ferienpässe

Kostenfreie Ausgabe von Ferienpässen an Kinder und Jugend-
liche. Der Münchner Ferienpass für bis 17-jährige bietet ermä-
ßigten und kostenfreien Zugang zu Einrichtungen in München 
und Umgebung.

20.000,00 €

Ferienangebote
Ferienfahrten

Finanzierung von verschiedenen Ferienfreizeiten und Ferienan-
geboten für bedürftige Kinder und Jugendliche, wie Freizeiten 
auf Bauernhöfen, Reiterfreizeiten, Campingfreizeiten, u.a.

205.000,00 €

Einzelfallermäßigungen für 
städtische Schullandheime

Einzelfallermäßigungen für bedürftige Kinder und Jugendliche 
für städtische Schullandheime. 17.000,00 €

Teilnahmeermäßigungen des 
Stadtjugendamtes für Ferien-
freizeiten aus dem städtischen 
Ferienprogramm

Teilnahmeermäßigungen für bedürftige Kinder und Jugendli-
che für Ferienfreizeiten aus dem städtischen Ferienprogramm. 41.000,00 €

Ferienangebote und Ferien-
fahrten der ambulanten Erzie-
hungshilfe und Streetwork

Förderung von 28 verschiedene Ferienangeboten und Ferien-
fahrten der ambulanten Erziehungshilfe und Streetwork für 
benachteiligte und bedürftige Kinder und Jugendliche.

50.00,00 €

Haus der Kunst
Förderung von sozialen Projekten vom Haus der Kunst, 
Auszahlung der Förderung für das Jahr 2010. Es wurden 20 
Workshops mit 271 benachteiligten Kindern gefördert.

9.750,00 €

Einzelfallanträge bei der  
Stiftungsverwaltung

Förderung von Einzelfallanträgen für Ferien- und  
Freizeitfahrten.. 28.000,00 €

Alleine aus der Josef Schörghuber-Stiftung für Münchner Kinder erfolgte in 2011 für Ferienfahrten eine Förderung in Höhe von 
über 370.000,- €, damit auch Kinder und Jugendliche aus einkommensschwachen Familien in den Ferien eine unbeschwerte 
Zeit verbringen und an Ferienfahrten teilnehmen können.

Spendenmittel des ‚Adventskalenders der guten Werke e.V.‘ der Süddeutschen Zeitung
Die Abteilung ‚Angebote der Jugendhilfe‘ des Stadtjugendamtes erhält regelmäßig Mittel aus dem Adventskalender der 
Süddeutschen Zeitung. Die Abteilung bietet Leistungen in den Fachbereichen Ambulante Erziehungshilfe, Streetwork, 
Schulsozialarbeit, Beratungsstellen, Elternbriefe, Ferienerholung und  in den stationären Einrichtungen. Diese Angebote 
unterstützen, beraten und stärken Kinder und Jugendliche und ihre Familien, auch mit Blick auf Bildung, Schule und Beruf.

Die verwendeten Gelder aus Stiftungsmitteln wurden für eine große Vielfalt sozialer Projekte verwendet, dienten zur 
Förderung der persönlichen Entwicklung und gesellschaftlichen Integration der Kinder und Jugendlichen und zur Linderung 
größter Not im Alltag. Eine Übersicht gibt die folgende Tabelle (Beträge gerundet):
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Tab. 2 

Angebote Nutzung Summe

Ferien- und Familienpässe

Kostenfreie Ausgabe von Ferien- und Familienpässen an Kin-
der, Jugendlichen und deren Familien
Der Münchner Ferienpass für bis 17-jährige bietet ermäßigten 
und kostenfreien Zugang zu Einrichtungen in München und 
Umgebung. Der Münchner Familienpass bietet zahlreiche 
Ermäßigungen und Gutscheine für Familien zur Freizeitgestal-
tung.

168.800,00 €

Ferienangebote
Ferienfahrten

Ferienfreizeiten für bedürftige Kinder auf Bauernhöfen, 
Naturerfahrung und Stadtranderholung. 39.900,00 €

Sport für alle Kinder

Für betreute Kinder und Jugendliche, auch aus dem sta-
tionären Bereich für Mitgliedsbeiträge für Sportvereine, 
Ausrüstung, Kleidung und für Schwimmkurse, langjährige 
Fußballprojekte, Radlwerkstätten,  Sportkarusellangebote, in 
denen Jugendliche über verschiedene Sportarten über einen 
längeren Zeitraum kennen lernen können, sowie Wochenend- 
und Freizeitmaßnahmen mit dem Schwerpunkt sportliche 
Betätigung.

56.100,00 €

Musik für alle Kinder
Für betreute Kinder und Jugendliche, auch aus dem stationären 
Bereich zum Erlernen oder selbst Herstellen eines Musikinstru-
mentes, Unterstützung von Schülerbands, Konzertbesuche ...

9.600,00 €

Schülerlunch, gesundes Essen

Mit sozialbenachteiligten Kindern und Jugendlichen und 
besonders auch für unbegleitete  minderjährige Flüchtlinge 
wird mittels Kochkursen, Schülercafeprojekten und andere 
Formen der Darbietung von gesundem Essen, Rezeptsuche, 
das Schreiben von Einkaufslisten, der Umgang mit Geld und 
ein grundsätzliches Bewusstsein für gesundes Essen nahe 
gebracht. 

13.500,00 €

Sonstige Projekte

Für Kinder und Jugendliche, die von Armut betroffen sind und/
oder erzieherische Defizite aufweisen, wurden Maßnahmen 
zur schulischen und beruflichen Unterstützung, zur Förderung 
der persönlichen Entwicklung und Bildung mit dem Ziel der 
gesellschaftlichen Teilhabe und sozialen Integration durchge-
führt.

25.900,00 €

Gutscheine Penny – zur konkreten, schnellen Linderung existentieller Not. 10.000,00 €
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2.3. �Beschäftigtenzahlen des Stadtjugendamtes

2.3.1. �Mitarbeiter/-innen gesamt und Verteilung nach Geschlecht und Vollzeit/Teilzeit

Diese Aufstellung umfasst die aktiven Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die direkt dem Stadtjugendamt zugeordnet 
sind. 

Der deutliche Rückgang der Beschäftigtenzahlen von 2010 
zu 2011 erklärt sich mit dem Wechsel der Abteilung Kin-
dertagesbetreuung ins Referat für Bildung und Sport zum 
1.1.2011. Die Abteilung Kindertagesbetreuung umfasste 
1.066 aktiv Beschäftigte. Betrachtet man nur das Jahr 2011, 
so gibt es einen Zuwachs um 41 Beschäftigte (s. dazu 
Tab. bei Punkt 2.3.2). Dieser Zuwachs erklärt sich aus der 
Neuzuordnung der Aufgaben und Beschäftigten der Frühen 
Förderung, der Großtagespflege und der 4 Tageskinder-
treffs von der ehemaligen Abteilung Kindertagesbetreuung 
zur Abteilung Kinder, Jugend und Familie. Darüber hinaus 
wurden auf Grund des Flüchtlingszustroms nach München 
Stellen im Bereich der unbegleiteten minderjährigen Flücht-
linge, der wirtschaftlichen Jugendhilfe, in der stationären 
Jugendhilfe sowie bei den Vormündern neu geschaffen.

Der Anteil der weiblichen und männlichen Beschäftigten 
an der Gesamtbeschäftigtenzahl blieb nahezu unverändert. 
2011 waren 23,58 % aller Beschäftigten des Stadtjugend-
amtes Männer und 76,42 % Frauen. 

Bei der Verteilung der Voll- und Teilzeitbeschäftigten zeigt 
sich keine große Veränderung. Sowohl 2010 als auch 2011 

Tab. 3 : Altersverteilung gesamt

2010
(Stichtag 31.12.2010)

2011
(Stichtag 31.12.2011)

Veränderung

MA gesamt 1.936 933 -51,80%

davon männlich 247 220 -10,93%

    davon TZ in % 24,69% 26,36% -1,67%

davon weiblich 1.689 713 -57,78%

    davon TZ in % 46,41% 60,02% -13,61%

davon VZ 1.091 447 -59,02%

davon TZ 845 486 -42,48%

wurde im Stadtjugendamt mit jeweils über 50 % (bezogen 
auf alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter) eine hohe Teilzeit-
quote realisiert, um den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit zu 
erleichtern. 2011 waren 486 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter in Teilzeit (52,09 %) und 447 (47,91 %) in Vollzeit beschäf-
tigt. Obige Aufstellung zeigt, dass der Anteil der Teilzeitkräf-
te bei den Mitarbeiterinnen mehr als doppelt so hoch ist 
wie bei den Mitarbeitern. 

Eine Aufstellung der Personalkosten sowie Erläuterungen 
zu den Veränderungen von 2010 zu 2011 findet sich in Punkt 
2.1 Haushaltsdaten des Stadtjugendamts. 
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Tab. 4 : Altersverteilung gesamt

Abb. 3: Beschäftigte 31.12.2011 in den Abteilungen

2010
(Stichtag 31.12.2010)

2011
(Stichtag 31.12.2011)

Veränderung

MA gesamt 892 933 4,59%

davon Anbieterabteilung 500 525 5,00%

davon Abteilung Kinder, 
Jugendliche u. Familien 86 89 3,48%

davon Abteilung Erzie-
hungsangebote 140 151 7,85%

davon Abteilung Beistand-
schaften 109 110 0,91%

davon Leitung 56 58 3,57%

Abweichend zu obiger Tabelle wurde für 2010 als Stichtag der 1.1.2011 gewählt. Damit geht in die Veränderung der Weg-
gang der Abteilung Kindertagesbetreuung nicht mit ein. 

525
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Leitung

Kinder, Jugend und Familien

Erziehungs-Angebote
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Anbieterabteilung
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Tab. 5 : Altersverteilung gesamt

2010 2011 Veränderung

10 bis 19jährige 3 2 0,21%

20 bis 29jährige 149 158 16,93%

30 bis 39jährige 179 194 20,79%

40 bis 49jährige 312 322 34,51%

50 bis 59jährige 218 231 24,76%

60 bis 69jährige 31 26 2,79%

892 933

2.3.2. Mitarbeiter/-innen Verteilung nach Abteilungen

Über die Hälfte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Stadtjugendamtes arbeiten in der Abteilung „Angebote der 
Jugendhilfe“, da hier die vier städtischen Heime (Marie-Mattfeld-Haus, Münchner-Kindl-Heim, Waisenhaus und JustM), die 
städtischen Beratungsstellen sowie Wohnprojekte und Fachdienste wie Streetwork, Schulsozialarbeit, Ambulante Erzie-
hungshilfen und Integrationsmaßnahmen angebunden sind. Demzufolge ist hier auch der größte Anteil an männlichen 
(63,18 % von 220) und weiblichen Beschäftigten (54,14 % von 713). Während das männliche Personal zum großen Teil in 
den Fachdiensten ‚Streetwork, Ambulante Erziehungshilfen und Schulsozialarbeit‘ beschäftigt ist, findet sich ein hoher An-
teil des weiblichen Personals als Erzieherinnen in den Heimen.

2.3.3. Mitarbeiter/-innen Verteilung nach Alter

Bei der Altersverteilung der Beschäftigten gibt es von 2010 bis 2011 keine gravierenden Veränderungen; lediglich die Alters-
stufe 60 - 69jährige hat sich durch das Modell der Altersteilzeit geringfügig rückläufig entwickelt. Das Durchschnittsalter der 
Beschäftigten im Jahr 2011 beträgt 39,77 Jahre. Im Quervergleich mit dem übrigen Stadtjugendamt findet sich ein hoher 
Anteil (28,21 %) der 20 - 29jährigen in den städtischen Heimen.

3. �Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendhilfe 
nach § 78 SGB VIII

1997 wurde im Stadtjugendamt die Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendhilfe (ARGE) in Vollzug von § 78 SGB VIII Kin-
der- und Jugendhilfegesetz eingerichtet. Der übergeordneten Dach-ARGE sind Fach-Arbeitsgemeinschaften (Fach-ARGEn) 
zugeordnet. Die Strukturierung der Fach-ARGEn folgt der Systematik des aktuellen Produktplans. In den Fach-ARGEn sind die 
jeweiligen Leistungsanbieter (freie Träger und öffentlicher Träger) vertreten, jede Fach-ARGE ist in der Dach-ARGE vertreten.

Die Arbeitsgemeinschaften befassen sich mit grundsätzlichen fachspezifischen Fragestellungen, sie beteiligen sich an der 
Kinder- und Jugendhilfeplanung und erörtern fachliche Bedarfe und sie dienen dem Informationsaustausch. 

2. Struktur des Stadtjugendamtes 3. Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendhilfe
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Verwaltung:
•	Leitung StJA
•	Leitungen der Fachabteilungen StJA
•	Leitung Sozialbürgerhaus

Wohlfahrtsverbände / freie Träger 
bzw. KJR:

•	 je 1 Vertretung der 7 Wohlfahrtsverbände 
•	 je 2 Vertretungen nach § 75 SGB VIII
•	 je 2 Kreisjugendring München-Stadt

Querschnittsbereiche:

•	Fachforum Mädchenarbeit für den Bereich Mädchen und Junge Frauen
•	Netzwerk Jungenarbeit für den Bereich Jungenarbeit
•	 �Je 1 Vertretung aus der Verwaltung für die Bereiche Mädchen und 

Junge Frauen sowie Jungenarbeit

Fach-ARGEn:
•	 �je 2 Vertretungen der freien Träger aus den 7 Fach-ARGEn (Fach-ARGE 

KI- u. Jugendarbeit mit 3 Vertretungen)

Tab. 1: Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Dach-ARGE:

Abb. 1: Übersicht Arbeitsgemeinschaften

3. Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendhilfe
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24.04.11

•	Erweitertes Führungszeugnis
•	Aktueller Gesetzentwurf zum Kinderschutzgesetz
•	 �Strategiepapier Frau Dr. Kurz-Adam: Nachhaltige Kinder- und Jugendhil-

fe: Fachliche und Strategische Aufgaben des Jugendamtes der Zukunft 
•	Rahmenkonzept Offene Kinder- und Jugendarbeit

20.10.11

•	 �Die neue GIBS-Stelle im Stadtjugendamt und ihre Zusammenarbeit mit 
freien Trägern

•	Begleitgruppe „Serviceagentur Ganztagsbildung“
•	Entwurf Bundeskinderschutzgesetz
•	 �Ergebnisspräsentation Fachtag „Nachhaltige Kinder- und Jugendhilfe“, 

Frau Dr. Kurz-Adam präsentiert die verwaltungsintern abgeschlossenen   
Diskussionsergebnisse

Tab. 2: Themenschwerpunkte Dach-ARGE 2011

4. �Forum Kinder- und Jugendhilfe

1995 wurde das Forum Kinder- und Jugendhilfe eingerichtet, eine bis heute angebotene und bewährte Fortbildungsleistung 
des Sozialreferat/Stadtjugendamtes. Durch Referate zu unterschiedlichen und aktuellen Themen sollen Impulse für die Praxis 
ausgehen. Die Veranstaltungsreihe ist für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Sozialreferats,für die Freien Träger und die 
Mitglieder des Kinder- und Jugendhilfeausschusses offen.

In dieser Veranstaltungsreihe wurden 2010 folgende Themen vorgestellt:

Referentin/Referent Thema

Herr Prof. Dr. Dr. Reinhard Wiesner
Bis zu seinem Ruhestand am 30.6.2010 Leiter des Referats Rechts-
fragen der Kinder- und Jugendhilfe im Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend, Berlin, Honorarprofessor an der 
Freien Universität Berlin – Fachbereich
Erziehungswissenschaften und Psychologie, Herausgeber eines 
Kommentars zum SGB VIII - Kinder- und Jugendhilfe – (4. Aufl. 2011) 
und Mitherausgeber des Handbuchs Münder/
Wiesner Kinder- und Jugendhilferecht (2. Aufl. 2010) u.a.m.

Entwurf des Bundeskinderschutzgesetzes 
Vormundschaftsrechtsänderungsgesetz

Frau Prof. Dr. Mechthild Wolff
Hochschule Landshut, Fakultät Soziale Arbeit.
Arbeitsschwerpunkte: Kinder-, Jugend- und Familienhilfe, Beteiligung 
in den Hilfen zur Erziehung, Kinderschutz in Institutionen.
Frau Professor Wolff war Mitglied des Runden Tisches „Sexueller 
Kindesmissbrauch“

Sexuelle Gewalt in Institutionen.
Arbeitsergebnisse und konkrete Emp-
fehlungen des Runden Tisches Sexueller 
Kindesmissbrauch in Abhängigkeits- und 
Machtverhältnissen in privaten und öf-
fentlichen Einrichtungen und im familiären 
Bereich

3. Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendhilfe 4. Forum Kinder- und Jugendhilfe
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Es ist darauf hinzuweisen, dass die Leiterin des Stadtjugend-
amtes, Frau Dr. Kurz-Adam, an der Erörterung des Gesetz-
entwurfes „Bundeskinderschutzgesetz“ auf Bundesebene 
als Experten geladen waren. Die Thematik bot sich schon 
aufgrund der erheblichen verwaltungsinternen Konsequezen 
bei Inkrafttretung für das Forum Kinder- und Jugendhilfe an.

Mit dem Themenkomplex „Sexuelle Gewalt in Institutionen“ 
wurde, neben anderen Schritten, eine Konsequenz aus der 
Aufarbeitung der Heimerziehung in München nachdrück-
lich angegangen und aufgegriffen. Die Sensibilisierung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist eine Möglichkeit der 
Prävention, themenbezogene Referate bieten hier eine gute 
Grundlage.

5. �Arbeitsausschuss Kom-
munale Kinder- und  
Jugendhilfeplanung  
(AA KKJHP)

Der Arbeitsausschuss ist nach § 8 der Stadtjugendamts-
satzung ein beratender Arbeitsausschuss des Kinder- und 

Jugendhilfeausschusses. Als Unterausschuss des KJHA 
gelten Satzung und Geschäftsordnung des KJHA analog. Der 
Arbeitsausschuss besteht in München schon seit Beginn der 
70er Jahre Er wurde 2009 mit Beschluss des Stadtrates neu 
gebildet, wobei der Auftrag dahingehend erweitert wurde, 
dass auch Vorgänge der kommunalen Bildungsplanung einbe-
zogen werden.

Der Arbeitsausschuss bietet einen organisatorischen Rahmen 
zur Vorberatung wichtiger planungsrelevanter Themen unter 
Einbeziehung des Stadtrates, freier Träger und der Verwal-
tung. Zentrale Aufgabe des Gremiums sind Diskussion und 
Abstimmung wichtiger, für die Kinder- und Jugendhilfe rele-
vanter Themen und Planungsvorhaben sowie die Vorberatung 
planerischen Beschlussentwürfe, bevor sie dem Kinder- und 
Jugendhilfeausschuss (KJHA) und/oder dem Ausschuss für 
Bildung und Sport zur Beratung und Entscheidung vorgelegt 
werden. Entsprechend dem hohen Stellenwert des Themas 
Bildung sollen insbesondere auch Vorhaben aus der kommu-
nalen Bildungsplanung einbezogen sein.

Der Arbeitsausschuss setzt sich zusammen aus 14 stimm-
berechtigten Mitgliedern (darunter 7 Stadtratsmitglieder und 
4 Vertretungen von Verbänden/Freien Trägern und 3 Vertre-
tungen der Verwaltung) sowie 13 beratenden Mitgliedern. 
Themenbezogen werden Fachleute als Gäste eingeladen. 
Den Vorsitz hat Frau Stadträtin Jutta Koller.

Sitzung Thema

01.03.11 •	Gespräch mit der Sozialreferentin zu Perspektiven der Kinder- und Jugendhilfe
•	Projekt „Wirkungsorientierte Steuerung in den Erziehungshilfen“

17.05.11 •	Beschlussvorlage „Erziehungsberatung in München“
•	Planung zum ‚Dominik-Brunner-Haus‘
•	 �Beschlussvorlage „Behinderten Kindern mehr Teilhabe im Freizeitbereich  

ermöglichen“

21.07.11 •	Verwendung der pauschalen Mittel aus dem ‚Bildungs- und Teilhabepaket‘
•	 ‚Münchner Chancenspiegel Bildung‘
•	Konzept ‚Integrierte Einrichtungsplanung‘ 

18.10.11 •	Gespräch mit dem Stadtschulrat Hr. Schweppe
•	Vorstellung der ‚Münchner Serviceagentur Ganztagsbildung‘

06.12.11 •	Positionspapier „Jugendhilfe und Ganztagsschule“
•	 �Positionspapier „Nachhaltige Kinder und Jugendhilfe: Fachliche und Strategische 

Aufgaben des Jugendamtes der Zukunft“
•	Bericht zum neuen Kinderschutzgesetz

C 5. Arbeitsausschuss Kommunale Kinder- & Jugendhilfeplanung 
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